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Wendland 

Hünendorf und Demo 
gegen die Pilotkonditionierungsanlage in Gorleben 

Einen Tag, nachdem der Pilotkonditionierungsanlage in Gorleben die atomrechtliche Geneh­
migung erteilt wurde, besetzten mehrere hundert AKW-Gegnerlnnen aus dem Wendland das 
Baugelände und begannen, ein Hüttendorf zu errichten. Am Samstag drauf, 3. Februar, demon­
strierten fast 10.000 Leute gegen die PKA. Fast 50 Trecker tuckerten in der Demo mit, Trabis 
nicht Es waren aber viele AKW-Gegnerlnnen aus der DDR dabei. Gelegenheit zum Gegenbe­
such gibt's für die bundesdeutsche Anti-AKW-Bewegung am 11. 3.: Dann ist Demo in Stendal 
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PressamiHeilung 
zur-ng 
Seit Beginn der BeHtzung am Donnara­
tag, 1. Februar, alnd ca. eo HOtten antaten­
den. Heute am Sonntag alnd ca. 200- 300 
Leute aua dem gaumten Bund .. geblet 
da. Nach einer unruhigen Nacht - Sturm 
und Rangeleien mit der Polizei - 1at die 
Stimmung auf dem Platz nach wie vor gut. 
Nach der Devlaa ,.UnHr Dorf aoll ach6ner 
werden" wurden rund um daa Dorf Barrika­
den errichtet, und •• wird weiter an den 
HOtten gebaut Dabei handelt ea alch um 
Prachtbautan, die zum Tell Platz fOr bla zu 
20 a .. etzerlnnen bieten, und um KOchan­
und Wohnberelche, die aonnlga, wlndge­
achOtzte Innenhöfe und offene Kamine 
um tauen. Wlratellan una alao auf elnalin­
gare BeHtzung ein, denn klar lat: 
Wir bleiben hier, aolanga wir •• fQr nötig 
halten I 
Der in der vergangeneo Woche von Atom­
kraftgegnerionen gestellt Eilantrag gegen 
die sofortige Vollziehbarkelt der 1. Teller­
richtungsgenehmigung könnte Cfen Baube­
ginn der PKA (Pilotkondltionierungsanlage) 
als Teil des .Entsorgungszentrums• um wei­
tere 2 bis 3 Monate verzögern. Fällt eine er­
ste, für diese Woche zu erwartende Stel­
lungnahme des Gerichtes positiv fOr uns 
aus, so würde das für uns eine vorüberge­
hende Verschnaufpause bedeuten -damit 
wir zu gegebener Zelt wieder auf dem Platz 
sind! Vorläufig wollen wir uns jedoch nicht 
von Vermutungen und Gerichtsentschei­
dungen abhängig machen, sondern die 
Dauer unserer Besetzung selbst und Ober 
unsere eigene Stärke bestimmen. 
Auch wenn es die DWK und die niedersäch­
sische Landesregierung Im Moment auf ei­
ne Eskalation nicht anzulegen scheinen, so 
wird doch mit jedem Tag die Gefahr einer 
Räumung zunehmen. Wir können einer dro­
henden Räumung nur durch unsere mög­
lichst massenhafte Präsenz auf dem Platz 
begegnen. Hierbel sind auch die Städte ge­
fordert. eine ständige Besetzung der Hütten 
zu gewährleisten und somit die Leute Im 
Landkreis zu unterstOtzen. 
Alao dann: Auf nach Gorleben I 
Der Platz bleibt be..utl 

Unsere Platzbesetzung richtet sich nicht al­
lein gegen den Bau der PKA.Zusemmen mit 
der Demonstration vom 3.2. auf dem be­
setzten Platz und der Demo am 11. März in 
Stendal (DDR) wenden wir uns unter der Pa­
role .Radioaktivität kennt keine Grenzen• 
gegen ein grenzenloses Atomprogramm. 
Zur :Z.It droht una die GrOndung elnea 
,.Vierten RelchH"-elnes Gebildes aus DDR 
und BRD. Regierungsoffizielle und Opposi­
tionspolitiker übertreffen sich darin, der In­
dustrie -so auch der Atommafia .. die Vor­
aussetzungen zu schaffen, Ihr menschen­
verachtendes Wirtschaften auf die DDR 
auszudehnen. ln allen Kundgebungsbelträ­
gen auf dem besetzten Platz begründeten 
die einzelnen Rednerinnen und Redner, 
was ein Sprecher der BI Ulchow-Dannen­
berg so zusammenfaBte: .Diese Demon­
stration soll keine miese Kopie des 
deutschnatlonalen Taumels sein, der von so 
vielen Menschen in der BRD und der DDR 
Besitz ergriffen hat • Wir wollen nicht als al-

ternatives Zugpferd vor den Karren der 
Gründung eines Vierten Reiches gespannt 
werden! ... 
Nach Tschernobyl ging es der Atommafia 
schlecht -leider nicht so schlecht. daß es ihr 
den Garaus gemacht hätte. Im Momentsind 
sie dabei, sich zu berappeln. Die Hoffnung 
auf das Ost-Geschäft spielt dabei eine wich­
tige Rolle. in der DDR sind Produktion und 
Verbrauch von Energie verheerend gere­
gelt Mit ihrem .Öko-Angebot• von vier 
schwefelemissionsfreien AKW's statt 
Braunkohledreck hofft die Preussen-Eiek­
tra, ihr Versorgungsgebiet zu vergröBern. 
Mit bundesdeutscher .Sicherheitstechnlk" 
für DDR-Schrottreaktoren möchte die 

Wendland 

KWU-Siemens wieder auf die Füße kom­
men. 
Für die DDR, glauben wir, ist das schlecht 
Rlr uns Ist es furchtbar, wenn wieder Akzep­
tanz für eine in der Bevölkerung abgelehnte 
Technologie geschaffen wird, indem sie als 
bessere, als ökologische Alternative ver-
kauft wird. · 
. Radioaktivität kennt keine Grenzen" - da­
mit wollen wir die Grenzen aber nicht verwi­
schen. Unser Hüttendorf ist eine Initiative 
nicht nur gegen das Atomprogramm, son­
dern auch gegen die Gründung eines Vier­
ten Reiches. 
Plenum dea HOttendorfH Gorleben 
4. Februar1990 -
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Wendland 

Gemeinsamer Widerstand 
gegen das 

Ost- West-Atomprogramm 
gegen PKA im Wendland ... 

Die vorwat letzte HOrde auf dem Weg 
zur Konditionierung nahm die Atomlob­
byaun1t. Deamber81 .ufderRat .. lt­
zung ln Gorleben. Mehrheitlich atlmm· 
tendleKommunalpolltlkerdem Bauan­
tr.g fOr die geplante PKA zu und be,.,._ 
tatenct.nltderDeutachenGMellachaft 
fOr~ngvoniC8rnbrenn­
atoffen (DWK) ala Antregatallerln ein 
nicht unbedingt zu....,.. ..... Welh­
nachbgMchenk. 
Im atomrechflehen AnhGru~ noch 
hattendie Gemeindevertreter dem Projekteine 
deutliche Ablage erteilt, zu mal aleltve Zuallm­
mung zum bllachenlager eell'l8f'Uit davon 
abhlt9g gemacht hatten, da8 keine weiteren 
Atomanlagen Im Wencland enichtet werden 
solten. Auf einer Im Herbst 89 stattfindenden 
BQrgerlnnemwsammlung war ebenfalls ein 
klarea VOllm gegen die PKA gefllt worden. 
Auf der maBgeblichen Ratssitzung jedoc:h 
allmmten von den neun Abgeordr •ten fOnf fGr, 
aber ru drei gegen die Baugenehmigung; ein 

Abgeoldl•ter enthielt sk:h wegen Befangen­
heit der Stimme. Zu den BefOrwortem gehOrten 
einmal mehr Sozialdemokraten, obwohllic:tl 
die SPD ln der Vergangedleit auf Kreis- wie 
auch auf Landuabene gegen den Bau einer 
Kondillonlerungaanla ln Gorlebenausgespo· 
chen hatte. Ihr Hauptargument lautete, da8 mit 
dem Bau der Anlage eine Vorentscheidung fOr 
das mehr als zweitelhafte Endlager Im Gortebe­
ner Salzs1oek getroffen werde. Oie Bll.Oc:how 
Damenberg kOndigte rechtliche Konsequen­
zen an, weM ein Ratsmitglled, das sich an der 
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Abstimmung beteiligt hatte, bei der Deutschen 
Gesellschaft fGr Bau und Betrieb von Enc.tagem 
(DBE) beschAftlgt Ist. Oie DWK Ist Geselschaf­
terln der DBE. Ein weiteres Ratsmitglied stehe 
ln engen YefW8ncltachaftllc:hen Beziehungen 
zur DWK. Die BI wiesauBerdem auf ein Im Jahr 
89 vom Bund an die Gemeinde Gor1eben ge­
lassenes Geldgesdlenk von 300000 DM hin. 

Unzulängliche Safeguard· 
Kontrollen 
Der Gortebener RatabeschkJ8 erscheint umso 
unverantwortlicher, ala die MAngeHiate der 
geplanten Anlage kOrzllch um einen weiteren 
Aspekterweitertwwde. Den Außerongen eines 
Vertreters des Bundesministeriums fOr For­
schung und Technologie (BMFT) zufolge kOn­
nen bei der Konditionierungsanlage und dem 
Enc.tager fOr hochradioaktive AbfAlle die soge­
nannten Saleguard·Kon•ollen nicht eingehal­
ten werden. Es handelt sk:h dabei um die 
Überwachung des Vertu-. radioaktiven 
Matertals bei gelchzeltlger Einhaftung h&hst-

zull.sslger Schwundquoten wAhrend des ge­
samten Prozesses von der Bet.ndlung ln der 
PKA bis zur Enclagafung. Bne lnduslriestudle 
der OWK und der "MOuc:heuer Apparalebau" 
besegt, da8 daa Wfg8Mhene Konzept der 
Konditionierung und Endlagerung abgebrann­
ter Brennelemen18 eine Me8ungenaulgkeltvon 
12% in Bezug auf die Safeguartl-Kontrollen 
beinhaitel Das bedeutet, da8 in der projektier­
ten Anlage in Gor1eben mit einem vo~ullgen 
Jahresdurchsatz von 35 t hochradioaktiven 
Materials ein Vertuat von bia zu 42 kg Uran und 

Pl_utonium mGgHc:h wAren. Eine abgezweigte 
Menge ln einem solchen Umfang WOrde die 
ProduktionmetverwAiombombenermOgllc:hen. 
Das Problem umfassender Spaltstoffkontrollen 
Ist eine grundsitzliehe Schwieligkelt von 
KondllionlenMlgaanla Welche racloaktiven 
Elemente Inden konditionierten Brennatlben 1n 
welchen Mengen cle Mage durchlAuft, Ist 
pnaktlac:h nicht genau festzusaallen. in WAAa 
undAKWskanndaarelativexaktunterWasaer 
mlt Hlte der sogenannten NeuRnenspektren 
anaJyslet1 werden, weil Wasser de von Spalt­
uoffenemlttlertenNeutronenabbremst(mode­
rtert) und so der Messung zuginglieh macht. ln 
Konditionierungsanlagen Ist du nach den 
gegenwlrtlg diskutierten Konzepten nicht mit 
hinreichender Genauigkeit rn6glc:h, weil alc:h 
der gesamte Prozess Im Trockenen stattfindet. 
Mit den 12% Me8ungenaulgkelt werden Gren­
zwerte Oberac:hriaen, cle selbstvon der lmama· 
tlonal Atomlc: EnergyOrganization (I.AEO) nicht 
mehr akzeptiert werden. 
Auf die Anfrage der GRÜNEN Im Bundeslag, 
welche Konsequenzen die BundeS18gierung 
aus den Ergebnissen der besagten Studie zie. 
he, gab der Partamentarische StaatssekretAr 
des BMFT Probst bekannt, da8 fGr die "Pilot· 
kondillonierungsanlage zur Enclagerung abge· . 
brannter Brennelemente" .• ."gemeinsam mit 
Euratom und IAEO entsprechende Untersu· 
c:hungen angeatellr" WOrden. "Ein gesc:hlosse­
neaSa~~fOrdiePilo~ 
nlerungsanlage wird bis zu her Inbetriebnah­
me zur Vertogung stehen. Der Ertellung einer 
ersten Tellenic:h~ nach dem 
Alomgesetz ateht aus Safeguarda-Sieht nic:hta 
Im Wege". 
OlesenAuBerungenzufolgesc:helntdemBMFT 
eine Nachbesserung des Projekts ungeachtet 
aller prinzipieller Probleme bei Spaltstoffkon.. 
lrolen ln Kondltlonlerung&a~Mgen per se m6sJ­
IIch. Oie Frage, lrwwlewelt die konzeptionele 
Entwic::klung der PKAdie BewAitlgungderSafe· 
guard- Problematik eben gerade ausschließt, 
scheint keine Rolle zu spielen, geschweige 
denn Irgendwelche Auswb1wngen auf den T er­
mlnPan dea GenehmigungsYerahrens zu 
haben. 
Angesk:hta derartiger Tatsachen kaM vor dem 
Hintefgrund der drohenden 1. Teilenichtu~ 
genehmlgung (TEG) nur der Abbruch dea 
GenehmlgungsverfatnnsuncldleOffenlegung 
der in der genamten Studie belegten Spalt· 
uofftcontrollprobeme gefordert warden. Oie von 
der Bundesregierungerteilte Konzep1genehmi­
gung 
fOr die Konditionierungsanlage mu8 zurOc:kge­
zogen werden. 



Der Widerstand wächst 

Aufgt;Und des sich als Immer katastrophaler 
erweisenden Konzepts wird der Protest gegen 
die PKA ständig schärfer formuliert. Sogar 
weneilindische Pastoren haben sich wie ehe­
dem vor der Weneiland-Blockade mit zehn 
Thesen gegen die PKA wieder in die öffentliche 
Diskussion eingemischt. Seit Wochen mobili· 
siert die BI LOchow-Dannenberg Intensiv auf 
den Tag X, den Tag des Baubeginns der PKA, 
hin. 
Eine weitere Antvvortauf das skandalöse Fest­
halten der Atommafia an dem Projekt war die 
"Fußgänger-Rallye" am 13. Jan. 90, durch die 
das Konzept der Semtagsspaziergänge einen 
neuen Impuls bekommen sollte. Etwa 150 Anti­
AKW-Gegnerlnnen beteHigten sich daran, in­
dem sie in vier Gruppen das Lagergelände 
umschwirrten, um die gestellten Aufgaben zu 
lösen: So wurdeeimerweise Erdevom Wall des 
Zwischenlagers abgetragen, LöcherindenZaun 
um das Endlager geschnitten und ähnliche 
Attentate verObt. Ernsthafte Behinderungen 
seitens der Polizei gab es kaum. 
Die Aktion verlief schwungvoll und läßt sich 
einordnen in die "Politik der kleinen Nadelsti­
che", die, wenig geeignet den Bauplatz zur 
Wiese zu machen, trotzdem permanente, pro­
vokative Präsens dokumentiert und Ansatz­
punkte fOr eine weiterreichende Mobilisierung 
bietet. 

Ost-West-Dialog in Gedelitz 

Am darauf folgenden Sonntag fand das Gede­
litz· Treffen statt. ln der Gaststätte Santelmann 
hatte sich die erstaunliche Anzahl von Ober 
hundert Vertreterinnen nord-, west- und vor 
allem ostdeutscher Anti-AKW-Initiativengetrof­
fen, um Oberdie Themenkomplexe "Anti-AKW­
Widerstand in der DDR" und Widerstand gegen 
die PKA" zu diskutieren. 
Die Behandlung des ersten Themas entwickel­
te sich eher als. lnformationsveranstaltung, auf 
der alte und neue Anti- Atom Aktivistinnen aus 
Stendal, Wittenberge, Salzwedel und anderen 
Orten versuchten, einen Einblick in ihre Positio­
nenzur Energiepolitik, die politischen Rahmen­
bedingungen ihrer Arbeit, in konkrete Hand­
lungsansätze und ihre Perspektiven zu geben. 
DarOberhinaus wurde versucht, eine gemein­
same Einschätzung der energiepolitischen Si­
tuation der DDR vordem Hintergrundwestdeut­
scher Kapitalinteressen zu diskutieren. 
in den OhJ811mancher bundesrepublikanischer 
Atom-Gegnerln mögen einige der geäußerten 
V9rstellungen bruchstOckhaft oder gar wider­
sprachlich geklungen haben. Ältere unter den 
Anwesenden werden Merkmale der eigenen 
anti-atompolitischen Geburtswehen wiederer­
kannt haben. Die diesen EindrOcken zugrunde 
liegende Ungeklärtheil mancher Positionen 
entspricht der aktuellen Heterogenität der 
Bewegung in der DDR. Sowohl in Bezug auf 
das Bewußtsein um die Atomenergieproblema­
tik als auch in Bezug auf Strukturen und Kon­
zeptionen befindet sich die Anti-AKW-Szene 
dort in einer Phase, in der allgemein konsensfä­
hige Standpunkte erst noch entwickelt werden 
mOssen. (Siehe hierzu auch die Artikel im DDR­
Teil) 
Daß aufeiner Konferenz wie der in Gedelitz die 

gewonnenen ElndrOcke mancher/m zum 
Wunsch gereichen, den "BrOdem und Schwe­
stem ausdem Osten• zu unterstOtzen, istgrund­
sätzlich nicht zu kritisieren. Verdächtig Ist je­
doch eine Tendenz, die hinter der praktischen 
Hilfestellung eine Art Hegemonialverhalten 
spOrbarwerden läßt, dassich von dem etablier­
ter Parteien etwa nicht grundsätzlich unter­
scheidet. Es soll hier nicht ein bewußter Hege-

Wendland 

vor und wurde ohne wesentliche Diskussion 
verabschiedet. Er Ist derzeit Ober die BI LO· 
chow-Dannenberg zu beziehen. 
Teil der Gortebener Demokonzeption ist eine 
mögliche Platzbesetzung aus der Demo her­
aus. Überlegungen diese Besetzung von recht­
zeitigen Informationen Ober den Rodungsbe­
ginn abhängig zu machen, sind mittleiWeHe von 
der Wirklichkeit eingeholt worden. 

Tag der offenen Tür 
für DDR-Bürgerlnnen in Gor leben 

Eingeladenvon der"Gorteben-Kommlsslon" 
und MdL Kurt-DieterGrlll (CDU), fandensich 
am Morgen des 10. Januw 1990 tatsichlieh 
Ober 70 lnter .... nten von SED bis zum 
Nauen Forum ein. 
AusdrOcklich uneiWOnschtwaren jedochAtom­
kritikerlnnen aus der BAD, denen sowohl der 
Zugang zu den Atomanlagen, als auch zur 
Gorleben-Kommlsslon verwehrt blieb. 
SelbstunsererGranen Bundestagsabgeordne­
ten Lilo Wollny wurde nicht wie sonst bei Abge· 
ordneten Oblich, der rote Teppich ausgerollt, 
sondem die TOr verschlossen gehalten! 
Dies diente den eingelassenen DDR-BOrgerln­
nen dann auch gleich als 1. Lektion in Sachen 
westlicher Demokratie. 
Positv war dagegen die Reaktion der meisten 
DDR"Ier, als wir mit einigen Leuten und Tran­
sparent einen Bus an der Zufahrt zum Zwi­
schenlager stoppten und mit kritischer Informa­
tion versorgten. Geradezu unheimlich wurde es 
dann einer Atomgegnerin aus Wittenberge, daß 
wir Gegner nicht mit hineindurften und sie statt 
dessen mit den ihr bekannten SEC-Betonkö­
pfen, die in der DDR die Umwelt auf dem 
Gewissen haben, zusammen eingeseift wer­
den sollte. Sie blieb aus Protest draußen. 
Am Nachmittag, Im Saal der Alten Burg, wo mit 
DDR-öffentlichkeit getagt wurde, waren hohe 
T~ere angereist (NDR, OPA und LHo Wollny etc. 
waren ausdrOcklich unerwOnscht). So Dr. Wal­
ter Hohlefelder aus Bonn, Horst zur Horst der 
Leiter des PKA-Genehmigungsverfahrens aus 
HannoverundderDWK-Aufsichtsratsvorsltzen-

monialanspruch in Teilen der westdeutschen 
Anti-AKW-Bewegung unterstellt werden, aber 
jedelr sollte kritisch prOfen, Inwieweit die eige­
nen Angebote neben aller effektiven Unterstat­
zung einen Zug beinhalten, den Atom-Gegne­
rlnnen in der DDR die eigenen Positionen und 
Erfahrungen aufzudrOcken. 
V~ele der anwesenden DDR-BOrgerlnnen wa­
ren nach Gedelitzgekommen, um speziell zum 
Komplex Gorleben Informationen zu erhalten 
und Vorstellungen auszutauschen. 
Dabei wurden die beschränkten juristischen 
Möglichkeiten der DDR"Ierlnnen gegen die 
geplante Konditionierungsanlage ebenso an­
gesprochenwie dieOrganisationgegenseitiger 
lnformationsabende. 
Im Zentrum des gemeinsamen Interesse stand 
jedoch das Konzept einer Doppeldemo gegen 
das Atomprogramm in Ost und West. Sie soll 
zum einen am 3. Februar 90 in Gorleben den 
Widerstandgegendie PKAzum Ausdruck brin­
gen, zum anderen am 11. März 90 in Stendal 
den Protestgegen dendortentstehenden AKW· 
Komplex formulieren. Ein Aufruf zu diesem 
Demo-Komplex war bereits im Vorfeld des 
Gedelitz Treffens entwickelt worden, lag damit 

de Dr. Hermann Krämer. 
Daß der Salzstock Gorteben nun doch nicht an 
der Eibe aufhört, mußte Dr. Helmut Rötheme­
yer vom Bundesamt fOr Strahlenschutz (BfS) 
vorherdenn doch zugeben. Woher er allerdings 
wußte, daß der Salzstock Rambow(derTeßauf 
DDR-Gebiet) eine grundlegend andere Struk­
tur hat, die fOr die Nutzung des Salzstockes 
Gorleben von geringer Bedeutung sei, hat er 
bei seinem Bericht Ober den Stand der Erkun­
dungsarbeiten nicht verraten. 
Auch die geplante PKAhätte natOrlich praktisch 
keine Auswirkungenauf DDR:Gebiet, trotzdem 
wird allen BOrgerinnen das Klagerecht zuge­
standen, auch wenn sie vorher keine Möglich­
keit hatten am Einspruchsverfahren teilzuneh­
men. Ministerialrat zur Horst vom nieders. 
Umweltministerium bekundete sogar Bereit· 
schaft in der DDR Informationsveranstaltungen 
durchzufahren. Grund dieser DDR-Offensive 
der Atom-Mafia wird wohl sein, daß eine erneu­
te Verfahrensbeteiligung fOr DDR-BOrgerlnnen 
mit neuem Erörterungstermin viel schweiWie· 
geneiere Folgen hätte, als die vielleicht viele 
Jahre dauernden Klagen. Im Gegensatz zu den 
Klagen, wOrde sich eine Verzögerung im Ge­
nehmigungsverfahren wahrscheinlich miteiner 
bis nachdie Niedersachsenwahl verschleppten 
1. Teilerrichtungsgenehmigung tordie PKAaus­
wirkeni(Anm. atom: Mittlerweile istam 31.1.90 
die 1. TEGfOrdie PKAerteiltworden -soschneH 
kann das gehen) 

DleterSch. 

Am 1.2.90 (zweiTagevorderDemo)wurdeder 
Platz besetzt (siehe aktuellen Bericht in dieser 
atom), da am 31.1.90 die· Baugenehmigung 
sowie die 1. TEG erteiltworden war. 
Die Diskussionen um Charakterund Detailsder 
Platzbesetzung hätten in Gedelitz allerdings 
intensiver gefOhrt werden sollen. Eine. kontro­
verse Auseinandersetzung mit diesem Thema 
wäre vermudich produktivergewesen.ln Bezug 
darauf hätte sich auch die Diskussion mit den 
Leuten aus der DDR spannender entwickeln 
können. Hätten die DDR-Initiativen zu einer 
Platzbesetzung mit aufgerufen? Welche Aktio· 
nen hätten gemeinsam getragen werden kön­
nen? Oder auch: Wie gehenwiraufderStendal· 
Demo mit nationalistischen Wiedervereinigungs­
forderungen um?-Fragendie in der Debatte mit 
den ostdeutschen Atomgegnerinnen vielleicht 
verfrOht sind, die aber an die SUbstanz gehen 
und genau deshalb alle Beteiligten weiter brin­
gen können. 
Angesichts der aktuellen Ereignisse im Wend­
land hoffen wir auf eine Reihe von starken Anti· 
AKW-Aktionen, die dem Atomprogramm in Ost 
und West die Luft nehmen. 
Atommafia in den Tagebau! 
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Atomtranaporte 

Atomtransporte 
Hamburg • La Hague 

Seil Mitte November 89 rollen sie, Woche fOr 
Woche, aus KrOmmel, aus Slade, aelt Januar 
90 auch aus BrunebOöel: Jeden Montag geht 
aus einem oder auch mal aus zwei der nord­
deutschen AKW sein Transportmltagbebrann­
ten Brennelementen auf die Relae nach La 
Hague. 
Die Waggons aus KrOmmel fahren dabei am 
hellglen Tag quer durdt Hamburger~ 
biet. Aln Mol llegl..ctwnltlag wird cMnn auf dem 
Rangierbahnhof Machen Im SOden der Stadt 
.mm.1 eine ~ng - sprich ein 
metntandlger ~P eingelegt ln cter 
NechtgahtesdannweiterObero.n.brik:k und 
Redclinghaueenquerdurdl du Rutwgebletbls 
die...,.. den Weggonsam r.ic:ttael 1 Morgen 
auf dem Gelinde des Rangierbahnhofs Kan­
Gremberg eintreffen. 
Gremberg Ist Knotenpunkt fOr ale La Hague­
Transpone aus Norddeutachland. Jltvtlch 
werden Ner etwa 50 Waggons mit hoctndl­
oakMYenabgebl••- I Brerir.....".....,durch­
geec:hiauBt. Oleuata"nltlag wdlßt die heiBe 
FI'Kht K6ln. Der GOterzug hAlt llc::h rechtarhei­
nlsch bis Neuwled, Obet'quert bei Koblenz den 
Rtwln und Ist am Spltnachmltteg ln Trler. Von 
dort ging es frilher wel18r nach SaarbrOc:ken 
und zu GrenzObergllng FOfbach. 
Olea wurde gleich nach Beglm dieser Trans­
portserle gelndert. 
Der AtommOl fihrt von Trier zum GrenzOber­
gang Per11Apach an der Mosel und dam an 
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Canenom Wfbel zum RanglerbahnhofWoippy 
bei Metz. Dort treffen auch die Transpol18 aus 
SOdcleutschland ein, die weiiBr Ober Saarbrilk­
ken - FOfbach abgewickelt werden. 
Ein mOglicher GNnd fOr die neue Strecke: Seit 
dem Herbst 1989 sind die Rangleralbelter ln 
Saafbrilcken mit pers6niic:hen Dosismetern 
auagerilsaet. Ourdt ·diesen mehrmonaligen 
Versuch wll das Bundesbahnzentralamt Min­
den Beweisen, daß die ln einer Studie des Öko­
Instituts fOr die Gewefkschaft der 8senbahner 
beldvlebenen Slrahlungefatnn fOr Bahnar­
beiter 10 nicht vorhanden sind. Zeltgleich mit 
dem Ariaufen deaes Projektes werden 50 % 
der Transpor11 Ober eine andere Strecke abge­
wickelt. Seltsam? 
Die Transporte, cle so oderAMIIch ja schon seit 
Jahren laufen, haben diesen Winter fOr be­
lrldltliches Aufsehen gesorgt: Ent.lg der 
ganzen &recke haben Anli-AKW-Gruppen c:le 
ZOge beobachtet unddie geheimen Tr.nsporte 
lna Licht der Oftentliehkelt geholt. Große Ver­
aunaicherung unter betroffenen 8senbahnem 
erregte ein ausfOtvllc:her Bericht der Illustrier­
ten "Quick• (I) Ober de Transporte durch Ham· 
burg. ln KrOmmel wurde am 12.12.89 deN> 
fahrteines Waggonsduldteine Blockade kurz­
zeitig verzOgert, ln mehreren Stldaen fanden 
Aktionen an Bahntlöten statt, Veranstaltungen 
zum Thema fachten die c)ffenlllche Diakussion 
an. 
Unklar ist noch, Inwieweit es an den Orten 
enllangder jetzt bekannten SlrecM gelngt, die 
Betroftenhelt und Angst& der BeVOikMung ln 
aktiven Widerstand umzusetzen. joat 

AtommOlltransporte 

Neckarwesthelm 1989 

Da hat sich ln der IChwlblschen Provinz. weit· 
ab von allen z.ntNn der Bewegung, Im letzten 
FrOt1ahr und Sommer einiges getan. 
Basietend auf einer fast IOdcenloaen Recher­
che, werden durdt einige speklllwlln Aktio­
nen gegen Atomtr..por18 .us dem AKW 
Neckarwesthelm die blahergehel~.en 
hochgefihrtlchen Nebeneffekte der Atomindu­
strie zum Thema Nr. 1 entang der Shc:ke. 
Hl ftose Pol zei, emp&te BOrgennelsaer,dlsku­
tlerende ~und dazwlachen 
einigewenige Aktivistinnen: Du Ist der Hinter­
grund vor dem die Im Januar erechlenene 92-
seltige Brosc:hOre derTOblnger Aktlonslnltialve 
gegen Atomanlagen 8TAIGA9 und der SIUtt· 
garter Aktion Strom ohne Alom ein wahres 
Feuerwerk an delaller1er lnfonnatlon ausbrei­
tet 
Oie BroschOre kam Gruppen an anderen Stand­
orten oder Transport&freeke ~zu als 
Lehl'buch fOr die eigene Arbeit dienen und reiht 
sk:h damit ln die Linie der Broec:hOren aus 
LObeckund NOmbergzumgleichen Thema ein. 
Auf Ober60 Fotos kann lieh jedertrau einen Eln­
dNck von den ll8fiChledanen Transporten und 
Aktionen machen. Ober 20 Karten, Grafiken 
und Tabellen fassen die FOie von Daten Ober­
sldd<:h zusammen. 
ErgAnzt werden cle Austotrichen Teile Ober 
Recherche, AkSionen und Reaktionen vor Ort 
durch allgemeine Artikel zu Gefahren von Alom­
tranaponen, EuropllaleNngder Allomwirtachaft 
und sehlleBilc:h Daten Ober Daten. 
Oie BroschOre macht deutlich: Es kwvt lieh 
wlrkUch lohnen, auch mltreldvw.nlgen Leuten 
ganz aktiv ln die Masc:hinetle des Atomtodes 
elnzugl'elfen. 
Blelbtzu horten, daß dieser Gedanke ansteckt. •. 

Die 8roschCke Ist zum Preis von 6,00 DM zu 
besJBIIen bei TAIGA, v/o. Anchas Under, M&­
lanchtona-. 23, 7<WO TOblngen, Tel.: 07071/ 
26908. 
Ab 10 Exempla'en Bestellung noch noch 5,00 
DM pro StOck. joat 



Atomtransporte 

Treffen am 20/21.01.90 ln Mannheim 
EinSdMerpunktder Anti-AKW-Bewegungwar 
in den letzten Jahren die Arbeit gegen Atom· 
transpor18. Besonders mobilisierend und er­
folgreich waren dabei vor allem norddeutsche 
Gruppen. Oie Stlc:hwor18 Wendland, Tag X, 
Warten auf den Castor, LObeck, Emden spre­
chen fOr sich. 
ln SOddeutsc:hland, die Initiativen waren bisher 
stark auf Wacbrsdorf fixief1. wird das Thema 
erst entdeckt. Oie ers1en war.n wohl NOmber­
ger BI' s, die sich dataufvorberelte18n, daß ihre 
Stadt durch die Transpor18flut zur WM zum 
atomaren Ourchgangsbatrilofwird. 
Oieslst,zumGIO<:k,nichtelngetroHen.Oochcle 
Transpol18 finden trotzdem statt Sie rohneben 
weiter nach La Hague und ln Zukunft auch 
verstlri(t nach Sellafleld. 
Diese Transporte mit abgebrannten Brennele­
mentenwurdenAnfang 1989 zum Schwerpunkl­
thema einiger Gruppen, denen es dam auch 
gelang, almtliehe Fuhren ats dem AKW Nek· 
karwestheim zu verOffentliehen und entlang der 
ganzen Strecke durch verschiedene Aktionen 
auf die HniBrgrOnde und Gefahren der Trans­
porte aufmet'bam zu machen. 
Angested<t von den Nec::kefwestheimer Erfol· 
genund sicher auch bedingt durch die notwen­
dige Umorientlerung nach dem Wackersdorf­
Aus beginnen sich nun immer mehr Initiativen 
mit dem Thema zu beschlfllgen. 
Aufgrund der Tatsache, daß dmtlictle Trans­
porte mit abgebrannten Brennelementen aus 
sOddeut&chen AKW's Ober die Strecke Mann­
heim • Kaiserslautem - SaarbrOcken - FOI'bach 
nach Frankreidl laufen bot es sich an, die 
ZusammenarbeitzwischenGruppen in diesem 
Elniugsbrelch zu lntenslevleren. Zusammen­
arbell ist auch gerade de~b so wichtig, weil 
der Kampf gegen die Transporte meiaiBnS sehr 
lokal geprlgt Ist Atomtransporte ermOgllchen 
und ver1angen in jedem Ort, den aJe tangieren, 

eine durch die Betroffenheit der Menschen 
get!'a98nen Protest. 
Wenn es nun gelingt, diese lokalen Proteste in 
einen größeren Zusammenhang zu setzen, 
wenn es gelingt, Ober die Betroffenheit ange­
slchts der Unfallgefahr und Strahlenbelastung 
zu einerbreiteren Bewuß~nghinsic:ht­
lich Entsorgungsnotstand und hinsk:htlich dem 
ganzen Atomprogramm zu kommen, so istdies 
die Basis fOr breiten und effek1iven Widerstand. 
Mit cleser Perlpektlve trafen sich am 20. 
und21. Janu.1HOinllannhelm50Vertr. 
tet1nnenvon0ruppen ... ca.20Stldten zur 
"SSddeuuKhen Kcn.r.azgegenA~ 
sparte." 
UnterstOtzt von einigen auswArtlgen Gruppen 
aus dem Norden wurden Ansitze zur Vernet­
zung gesucht Im Mit18lpunkt stand zuerst der 
Informations- und Erfahrungsaustausch. Oie 
meisten sOddeutachef"' Standortewaren vertre· 
ten. 
Einige Erfahrungen aus den Neckarwesthel· 
mer Vorgängen lassen sich leicht auf andere 
Standorte Obertragen. Trotzdem sind die Aus-

gangssituallone recht untenchledllch. Es gibt 
AKW's bei denen Inzwischen soweit rec:her­
chlertwurde, daß es sich anbietet. zu Aktionen 
Oberzugehen. An tniefen Stalllidorten fingtele 
mOhsame Informationsbeschaffung erst an. 
Auch des ein Motiv fOr eine engere Vernet· 
zung: Bisher wurden viele Recherchearbeiten 
doppelt und dreifach angegangen, da es am 
notwel dgel•lnformalionsausaausctl gelehithat 
Viele Ideen fOr eine phantasievolle Olfentllch­
keitsarbeh wurden nicht welt&rgegeben ... 
Nebendlmlnfoi'IMtlonaauttau.chstanden 
drei BeNiche Im Mittelpunkt der Konferenz. 
1. Oie Vernetzul)g der sOddeutschen Grup­
pen soll vorangelrieben werden. Dazu wird cle 
Mannheim er Initiative beaufngt.ln ihrem neu-

en BOro ein ArcNv fOr alezum Thema notwen· 
dlgen Materialien elnzuric:h•. Alle lnilialiven, 
die zum Thema arbeiten, aollen Ihre Rec:her­
cheergebrisae,FiugbiAtter,Zeitungsar1ikslusw. 
an das Mannheim er BOro senden. Somithaben 
alle die Mc5gllchkelt Ober Anfragen in Mannheim 
an cle notwendigen Iotos zu gelangen. 
Außerdem sol ein schneller Austausch zwi­
schen Standort- und Streckeninitiativen bei 
ansl8henden Transporten organisiert werden. 
Wel18re Ideen, fOr die sich allerdings auf der 
KonfereN: niemand verantwor111ch erklärt hat: 
Zen~ Mat&rialherstellung, wie z. B. Plakate, 
Flugblbar, Auftdeber, Oiavortrtge, Videos usw., 
Ers1ellung kleiner Fabtlätter mit Baslsintos fOr 
Transporte-lnitialiven, wie z.B. Strecken, Wag­
gons, Be~~. Fwmen,Aktionen, ~nlikh· 
keitsarbeh, Kommunales, Brenns!Dffspirale, 
Gefatnn usw. 
2. Als konkrete gemeinsame Aktion gegen 
die TllWlSpOrte wurde vorgeschlagen, an einer 
Transportestrecke, beleinem bestimmten, vor­
her testgeleg18n Transport, an m6gllchst vielen 
Orten gleichzeitig Aktionen zu machen. Diese 
Aktionen können sich ln Aufwand und lntensillt 
awi(untefSc:helden,dieWirloJngentsllehtdurch 
die Gleichzeitigkeit bei einem Transport. 
3. Oie erwar18ten Transporte von US-Atom· 
bombenmOJI zur.Asae, die ja zuerst zum Kern· 
forschungszentrum Kerlsruhe laufen werden 
beschlftlgen viele der anwesenden lniliativen. 
Oie Überlegungen zu Gegenmaßnahmen wer­
den in dieser atom geschildert. 

Wer an geneueren Ergebnissen der Konfe~ 
lnlatesslertlstundslcham sOddeutschen Trans­
porte-Netzwerk beteiligen will, wende sich an 
das 

Anti-Atom-BOro, C3,19,6800 Mannhelm 1 
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Atomtransporte 

Jlhr11chwerdenlnc:a.80-100TranaportenabgebrannteBrennelementeausbmdesdeutschen 
AKWs zur franzö .. schen W~ufarbeltungsanlage. (W AA) La Hague gebracht 
Oberall an den Transportstrecken sind ln den letzten Monaten Gruppen entstanden, die die 
AtommOllzage beobachten, öffentlich machen und wann möglich, zu behindern. 
Seit Januar 1989 konntenauafolgenden AKWa Transporte beobachtet werden: 

MOIOI 09110.01.89 
M0/01 16117.01.89 

16117.01.89 
M0/01 23124.01.89 
M0/01 20121.02.89 
OliM I 07108.03.89 
M0/01 13114.03.89 

13114.03.89 
MO/Di 20121.03.89 

20.03.89 
00/FR 30131 .89 
M0/01 03104.04.89 
M0/01 10/11.04.89 

1 0/11.04.89 
MOtOI 22123.05.89 
M0/01 12/13.06.89 
M0/01 19/20.06.89 
MO/MI 04106.09.89 
M0/01 18/19.08.89 
MO/MI 25127.09.89 
M0/01 25126.09.89 
M0/01 20121.11.89 
M0/01 27128.11.89 

27128.11.89 
M0/01 04105.12.89 
FAlSA 08/09.12.89 
M0/01 11/12.12.89 
M0/01 18119.12.89 
M0/01 08/09.01 .90 

08/09.01.90 
M0/01 15116.01.90 
M0/01 22/23101.90 

22132.01.90 
22123.01.90 
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Philippsburg 2 11 Brennelemente (BE) 
KJ1)mmel 32BE 
Stade 
Stade 
Philippsburg 1 32BE 
Neckarwestheim 1 7BE 
KrOmmel 32BE 
Neckerwestheim 1 7BE 
Phllippsburg 
Stade nach Kar1sruhe (KFK) 
Obrlghelm 
Neckarwestheim 1 7BE 
Krümme I 32BE 
Neckarwestheim 1 7BE 
Neckarwestheim 1 7BE 
Neckarwestheim 1 7BE 
Neckarwestheim 1 7BE 
Grafenrheinfeld 
Philippsburg 1 17 BE 
Grafenrheinfeld 
Phillipsburg 1 17 BE 
KrOmmel 32BE 
KrOmmel 32BE 
Stade 7BE 
Stade 7BE 
Biblls 11 BE 
Krümme I 32BE 
KrOmmel 32BE 
KrOmmel 32BE 
Stade 7BE 
Krümme I 32BE 
Krümme! 32BE 
BrunsbOttel 
Neckarwestheim 1 (unsicher) 

Strecken: 
Stade, KrOmmel und Brunsbüttel Ober Harnburg - Maschen- OsnabrOck- Recklinghausen - Köln 
Ein weiteres norddeutsches AKW ( 11.12.89 und 15.o1.90) nach Köln 
Grafenrheinfeld - Schweinfurt - Würzburg - Frankfurt - Worms- Ludwigshafen 
Biblis - Worms - Ludwigshafen - Mannheim 
Philippsburg - Bruchsal - Heldeiberg - Mannhelm 
Obrigheim - Heilbronn - Heldeiberg • Mannhelm 
Neckarwestheim - Heilbronn - Heldeiberg - Mannhelm 

Alle Strecken aus Norddeutschland laufen auf dem Rangierbahnbhof Köln - Gramberg zusammen. 
Von dort fährt ein Zug Ober Neuwied - Koblenz- Trier - GrenzObergang PerVApach nach Woippy bei 
Metz und von dort nach La Hague. 
Bis zum 21.11.89 liefen die Transporte noch von Trier Ober Saarbrücken zum Grenzübergang 
Forbach. 
Seit dem 28.11.89 geht alles aus dem Norden Ober PerV Apach. 
AlleStreckenausSOddeutschland laufen aufdem Rangierbahnhof Mannheim-Hochstänzusammen 
(Ausnahme Grafenrheinfeld Ober Ludwlgshafen). 
Von dort geht es Ober Kaiserslautem - Saarbrücken zum Grenzübergang Forbach und auch nach 
Wolppy. Ab dem Rangierbahnhof Wolppy laufen alle Transporte mit abgebrannten Brennelementen 
aus bundesdeutschen AKWs auf einer Strecke nach Valognes bei La Hague. 
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Energiekolonie 
DDR? 

Versuch einer Einschätzung 
Die OOR steckt in einem Energie Dilemma. Mit 
sechzehn veralteten und maroden Braunkoh­
lenkraltwert<en (82 %Anteil an der Slromerzeu­
gung) und mit vier Schrottreaktoren des A!om­
komplexesGnllfswald (10%) -cle jeden Moment 
die Katastrophe, den Super-GAU - auslösen 
können, versuch die DDR-FOhrung die Strom­
verso.rgung des Landet mOhsam aufrecht zu 
erhalten. in den Braunkohleabbaugebieten 1m 
Zlttauer-, Cottbusser- und L..elpziger Raum 
stlnkts. Die Luft ist so schwer vom S0

1
(Sc:hM­

feldioxld), NO. (Siickoldde) und vom Staub, daS 
die Menschen nicht m• atmen können. 
Pro Kopf rieseln in der DDR 239,50 kg Sc:hM­
fellmmlsslon (• 36,9 tfkml) nieder. Das Ist ca. 
fOnfmal mehr als in westeuropllschen Lindern. 
Im Raum Halle Regtdie Lebenaerwartung sechs 
Jahre unter dem DDR-Durchschnitt. Dazu kom­
men die Probleme des Braunkohletagebaus. 
Riesige LOcher und Abraumhalden haben die 
Natur unwiedefbringl!ch zerst6rt und den Men­
schen durch Umsledung das soziale GefOge 
geraubt. 
JAhrfleh werden 320 Mlo. t Braunkohle gefOr­
dert. Das Verhältnis KohlelAbraum ist 1 ;9. Ea 
gibt PlAne schon in KOne mit der Braunkohlen­
fOrderung nOrdich von Bertin Im Gebiet Bemau 
- Biesenlhal - Eberswalde zu beginnen. 
Die Luft Ist nicht zu amen, die BaggergigarUn 
fressen sich immerwelw. Die Bev61kerung hat 
die Nase vol davon. 
Damit sieht die Atomlobby der BAD Ihre große 
Chance. Sie bieten der DDR: Saubere Luft 
durch Atomkraftwerke. Vier 1.300 MW Reakto­
ren vom Typ Blblls, gebaut von der KWU/Sie­
mens, wollen die Preußen Elektra und die 
Bayernwerke kosaenloa in der DDR errichten 
lassen. Was ln der BRD seit Jahren nicht mehr 
möglich ist, soll jetzt Im EUtempo in der DDR 
vollzogen werden. Die Zelt dringt, sagen sie. 
Der westdeutsche Energlemarf(t der Energle­
versorgungsunternehmen Ist gesättigt. Die 
KWl.VSiemens braucht dringend neue Auftrl­
ge, um Ihre Reaktorindustrie aufrecht zu erhal­
ten. 
Gemeinsam mit der DDR-FOhrung wurde ein 
energiepolitischer Marschallplan ausgearbei­
tet. Du lnvestlonsloc:h DDR, verspricht hohe 
Wac:hstumsratenfOrdaswestdeutscheKapltal. 
Als ROckzaNung der Kredite soll die DDR 50% 
desln den vier AKW' • erzeugten Stromsln das 
westdeutsche Leitqsnetz einspeisen. FOr 
Mitte der neunzlger Jahre .forderte der ehema­
lige Veba Chef Bennigaen-Foerder neue A!om­
kraftwerke in der BRD zu bauen, da einige alte 
(z.B. Stad& undWOrgaaaen) bis zum Jahr2.000 
stillgelegt werden mOSten. 
Offenslch111chslehtclewestdeutscheAlomma­
lia Ihre energlepolitladlen Perspektiven ln der 
DDR, deshalb will sie den von Bennigsen-Foer­
der geforderten Ersatz-AKW's bei Leipzig, 
Rostock und Dessau errichten. 
Baut sie etwa darauf, daS die BeYOikerung der 

DDR die Atomlobby als Ert6ser vom Braunkoh­
lenschmutz akzeptiert? 
Wollen sie die Konfusion, ausgel6st durch die 
politischen Umwllzungen in der DDR, und das 
Interesse der Bev61kerung erstmal Partelen zu 
bilden, die kriminellen Praktiken des Stasi auf­
zudecken, die Wahlen am 18. März durchzu­
fOhren ele. nutzen, um Ihre Interessen leichter 
durchzusetzen? 

Auchcle~-AKW-Bewegunghlbebiahernoch 
wenige Gelegenheit gehabt, alctt zu formieren, 
eine breiiBÖffentllchkeltanzusprechen und den 
Widerstand zu organisieren. 
Telefone, Fotokoplerer, Druckmaschinen ste­
hen kaum zur VerfOgung. Alles um den Atom­
strom galt bis vor kurzem als strenge von der 
Stasi gehOtetes Staatsgehelmris. 
Informationen Ober AusbauplAne neuer und 
Ober St6rfllle der bestehenden Atomanlagen 
Wll'den systematisch unterdrOckt. 
Kurz gesagt:-standortvorte", cle sich die 

DDR 

Atommafia gegen Ober den derzelligen polltl: 
sehen Gegebenheiten in der BRD auarechnel 

Gibt es Perspektiven des 
gemeinsamen Wider­
stands? 

Ein Anfang fOr einen gemeinsamen Widerstand 
Ist gemacht. Auf dem Gedelitztreffen am 14. 
Januar riefen BAD- und DDR-Gn.~ppen aus 
Slendal, Salzwedel und Wittenberge gemein­
sam zu Demonstralioneen am 3. Februar ge­
gen die Atomanlagen ln Goneben und am 11. 
Märzgegenden Bau desAKW s lnStendal auf. 
OleexpanalveAtompolitiklnOstundWestmuS 
verhindert werden. Es geht richt nur um den 
Export westdeutscher AKW' s in die DDR oder 
die atomare Zellbombe Greifswald, sondem 
auch um die an der deutschideutschen Grenze 
angesiedelten/geplanten Atomanlagen, ange­
fangen beim Zwischen-, Enclager und dem 
AKW-Bau in Stendal und dem Enclager Mors­
leben bis hin zum Schacht Konrad und der Asse 
bei Salzgitter. 
Die Zelten sind vorbei, in denen die Menschen 
der jeweHs anderen Seite des Stacheldrahtes 
nicht mitreden durften. Ein gemeinsamer Wi­
derstand von Ost und West gegen de Atom an­
lagen, die belde Seiten gleichermaßen bedro­
hen, Ist mOglich geworden. Dabei kann es nicht 
die Perspektlw Qer westdeutschen A(lti-AKW­
Bewegung sein, ln der OOR widerstandspoliti­
sche Entwicklungshilfe zu leisten. WeU hier Im 
Westen scheinbar nichts mehr zu bewegen Ist, 
schauen viele hoffnungsvoll nach Osten, in der 
Erwartung, daß die poUtischen Umwllzungen 
in der DDR der westdeutschen Antl-AKW-Be­
wegung neue Impulse geben. Alzu schnell 
kommt es zur Chrschltzung dereigenen StAr­
ke, in dem der Atommafia in der BAD nur noch 
der letzte Todesstoß gegeben we~n mOSte 
und die DDR demnächst alle N<W' s stillegt 
Es Ist wohl e!'*' eine Illusion zu glauben, das 
zukOnftlge Energieprogramm als Anll-AKW­
Bewegung mitgestalten zu können. Wichtig 1st 
und bleibt der Erhalt der HanclungsfAhigkeit in 
eigenen land, denn das stärkt den Widerstand 
auf beiden Seiten. 
Jetzt wAre es an der Zeit. nachdem die erste 
Hektik der Aufbruchsphase vorrOber Ist. sich 
nAher kennenzulernen und eventuell gemein­
same Positionen und Perspektiven auszuarbei­
ten. Oie BI Umweltschutz im Lanc:kels LOchow­
Dannenberg schlAgt dazu ein Ost-West-Camp 
zwischen Himmelfahrt und Pfingsten Im land­
kntls vor (siehe Aufn.lf dazu im Wendlandtell). 
WelterhinlstelngrenzObenichreltenderZusam­
menschluS zu diskutieren, in dem lnformatlo­
nenausgetauscht. Aktionen koorclnlert,lnhalte 
diSkutiert ect. werden können (Beispiel Eure­
gio-Konferenz gegen A!omanlagen Im DreilAn­
dereck BRD, Nieder1ande und Belgien). 
Wir wollen jetzt nicht \IOt'Schne• Aktionen, Zu­
sammenschiOsse etc. vorschlagen,m denn das 
mOssen die Diskussionen und der Kontakt der 
nAchsten Zelt zeigen. 
Die Doppel-Demo ln Gorleben und Stendal lsl 
ein erster Versuch, de Fr0f1ahrskonferenz Ende 
März/Anfang April in Braunachwelg eine Mög­
lichkelt sich kennen zu lernen und das Ost­
West-Camp Im Landkreis Ulchow-Dannenberg 
die erste Gelegenheit in einem größeren Rah­
men nAher ln Kontakt zu kommen. 
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Mit Braunkohle und Kernkraft in die Krise 
Studie »Energie und Umwelt« aus der DDR 

Die euf Brauncollie und KMMnefale ~ 
tlerte EnerglewlrWderDDRbelaetetln 
einem .o hohen M.a. Umwelt, GM&.IMihelt 
und80zllilea.lelulgenderllll ..... dll8 
eine Oberpt1Kung der bl8hertgen zenb'8l 
81ruldlerllltenEnerg~ undeine 
Urnortenaenlng lmllrrlgq mltEnerglectrtr.. 
gend erfordeltlch l8t. Die DDRtrlgt .chwwe 
v ... ewom..g torcAeSchweteldlox~c~-Be~a­
•tung Ewopes. 
Jedoch: Die zur Umortentlerung erfordelll­
chen betrlchdfchen finanziellen .... auf. 
zubrtngen. 1st deialt volkswlrtsdulftllch 
Khwwm6Qi ch. Mtcleelostllk....,. 6koloo 
glschen und wlrtKhatUlchen Belatungen 
Ist deshlllb kOnftlg zu rechnen. 
zu dl......, Elgebnls kommt der Untwll.,.. 
schuß"Energle"des~ " Kirche 
und GeseiiCMft'" ln einer 1m Auftnlg der 
KonfennzderEvq ........ Kirclwnlelb.ft. 
gender DDR .............. Stude "Energie 
und Umwetr (USB-Nr. 146189). Die Studie 
wuftle Im Dezember 1888 mit der Losung 
"Kehret um und glaubtM des Evangelium" 
abgeschloaen und fetzt vom Bund der 
Evqellschen Kirchen ln der DDR ver6f­
fentllcht. 

Bnwnkohlelstzuglelchder~Primtle­
nergietriger und der wichtigste Grundstoff der 
chemischen Industrie ln der DDR. Das zeigt die 
jetzt vom Bund der Evangelischen Kirchen ln 
der DDR ver6ffentllchte Studie "Energie und 
Umwelr (USB-NR. 146189). 70, 2% des Prt­
rnlrenergleumsatzea in der DDR erlolgt heute 
ln Form von helmlac:her Rohbraunkohle. ErdOI 
hat einen Anlel von 13 %, Erdgas von 7, 8, 
StelMohle von 5, 1 und Kernkraft von 3, 7 %. 
Insgesamt betrug 1985 der Prtmlrenergleeln­
satz 3.714 Peta.Joule oder ~t 1 BiOion Kllo­
wattstunden,elnsdllleßl<:hderUmwancllungs­
, Transport-und Anwendungawrtu.-. 
Zum V~lch: ln der Bundesrepublik wird 
Insgesamt etwa die dreifache Menge Primtte­
nergle velbrauc:ht, jedoch nur zu 8 % ln Form 
von Braunkohle, ctafQr zu 19, 6 %als Stelnkoh-
18,42,1 %alsErd01,16,8%alaNaturgaa.zu 10, 
9% ln Form von Kemenergle und zu 1, 8% als 
Waaset1craft. Dabei hat Rohbraunkohle weni­
geralselnOrltteldesEnerglelnhaltesvonSteln­
kohle. Insgesamt wurden ao pro Kopf der Be­
't'Oikerung ln der DDR etwa 20% mehr Primtle­
nergle verbraucht alsln der Bundesrepubllk.ln 
Fachpublikationen der DDR wird berichtat, die 
DDR nehme nach den USAund Kanada den 3. 
Platz ln der Welt beim Prlmlrenerglewrbrauch 
pro Kopf ein. 
Etwa 2170 Peta-Joule oder600 Milliarden Kllo­
wattstunden, dasalnd58%'derPrlmArenergle, 
8l8hen ln der DDR nach deren Umwandlung 
noch ala Gebrauchsenergie zur VerfOgung. 
Davon gehen noch einmal Nnd cle Hllfte Im 
Rahmen der Anwendung verloren, einen Nut­
zen bringen schleßllc:h nur noch knapp 30 % 
der ursprOngllch elngesetzaM Energlemenge. 
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Etwa 76% der Gebrauc:hsenefgle wird in Form 
von WArme gebraucht (36% zur Raumheizung 
und <40 % als Prozeßwlrme, Oberwiegend ln 
der Industrie), wird ln der OOR-EnergieaiUdle 
abgeachltzt FOr den Antrieb elektrischer 
Maadllnen werden danach a~ßerdem in der 
Industrie 6% und Im Haushalt 1 %, fOr Ucht 2% 
und· fOr den Verf(ehr 15 %der Gebrauchsener­
gie aufgewandt 
International sprechendie Vora.ussagen torden 
kOnftlgen Energieverbrauch von Immer gerin­
geren Zunahmen und bleiben fOr den Anfang 
dea nlchsten.Jahr~rta ln der GröBenord-
0009 der heutigen realen Wa18. Dabei hat c1e 
Internationale Alomenergleagenr IAEA Ihre 
Vorhersagen fOr den Ausbau der Kernenergie 
seit Anfang der siebzlger Jahre bis heute auf 
etWaeinZehneelderelnstmalsprognosllzierten 
Wene zurOckgenommen. ln dem Umfang, ln 
dem Voraussagen eher die WOnsche und 
Absichten der Prognostiker als zwingende 
geselschaftlk:he Entwicklungsmuster wider­
spiegeln, fand auch ln der DDR ein Wandel 
statt 1&70 wurdetordas Jahr 2000 noch ein 
Primtlenerglebedarf von 4190 Peta-Joule 
(entsprechend 1, 16 Billionen Kilowattstunden) 
vorhergesagt, wobel14 %auf feste Brennstof­
fe, 28 %auf Erd!W, 12 % auf Erdgas uncl46 % 
auf die Kernenergie entfalen sollten. Dabei 
sollte die Braunkohle offenbardurch Kemener-

gle ersetzt werden. Dies geschah nicht lind der 
Anllell der Bnwnkohle blieb bis heute praktisch 
unverändert hoch. 
Nach der Ölkrise und nach T sc:hemobyl sieht 
nun die Prognose fOr das Jahr 2000 wie tolgt 
aus: weiterhin 73 %feste Brennä)ffe (Kohle) 
und nur 8 % ErdOI, 7 % Erdgas sowie eine 
Zunahmevonheute3, 7a~fk0nftig 12%belder 
Kamenergie bellnsgesamtwledeNm 4120Peta­
Joule (1 , 14 BlllionenKIIowattstunden}.Jedoch 
auch nach den letzten veRiffentllchten Progno­
sen mOßten bis zum Jatv'e 2020 oder 2030 
noch etwa 25 Kamkraftwet'kabl6cke zu jeweils 
1000 Megawatt elektrischer Leistung erricheet 
werden. Auf regenerative EnerglequeUen wie 
Sonne, Windund Wasserwollendie staatlichen 
Energieplaner der DDR keine Hoffnungen set­
zen. 

Die DDR fördert die meiste 
Braunkohle, hat aber nur ge­
ringe Vorrite 

Miteiner FOtdennenge von 312 MiUionen Ton­
nenBraunkohlelmJahre198511egtdleDORmlt 
Abstand an der Spitze der F&dertlnder. 1986 
hatte der XI. Par1eitag der SEO beschlossen, 
die BraunkohlefOrderung Im JaJve 1990auf330 



bla335 Mlllonen Tomen zu slelgem. Pro Kopf 
der Bev61kerung waren dies Im Jahre 1985 18, 
7 Tonnen, vor 6, 5in der T sc:hec:hoalowakel.ln 
anderen lnduatrtestaaten liegt die BraunkDhJe. 
torderung meist bei deutlich unter 1 Tonne pro 
Kopf und Jatr. Dabei besitzen etwadie Sowjet­
union 3316 Mliarden Tonnen angeologsc:hen 
Braunkohle-Von-Aten, die USA 2313 , die Bun­
desrepublik 56 unddie DDRiedglich46 MIUiar­
denTonnen. 
Werden heute noch mehr als die Hälfte des 
aleldrischan Stromes ln der DDR inlt Hilfe von 
Braunkohle erzeugt(S1, 3 %Im Jahre 1985), so 
sollen es nach den gellenden Vorneraagen 1m 
Jahre 2000 Immer noch 40, 9 % und Im Jahre 
2020 noch 28, 2 % sein. 

ln 40 Jahren Braunkohle-T• 
gebau bel Berlln 

JAhltlchfallenlnderDDR3000bis4000Hektar 
oft dicht besiedelter F1lchen oder ~te mit 
besaar BodenqualtAt dem Braunkohle-Tage­
bau zum Opfer, berichtet die von der Evangeli­
schen Kirche in der DDR ....,...,lfentllchte Ener­
gleäldle. Betroffen sind besondersdie Bezirke 
Cottbus, Halle und Leipzig. So seien bereits 
1980 in der DDR 75 Ortsdlahen abgebaggert, 
rund 30 000 SI'"IWOI'lner umgesiedelt, 130 Kilo­
meter Saet lbahr ~Strecken, 210 Kilometer Stra­
ßen und 70 Kilometer RuBIAufe Y8l1egt gewe­
sen. Es sei zu erwarten, daß bis zum Jahr 2000 
etwa 21 neue Tagebaue erscHossen werden 
und weitere 35 bis zum Jahr 2030. Das betrof­
fene Gebietwerde vermutlich bis in den Nordo­
sten und Westen Berlins ralchen. 
ln36Tagebauenfallenetwa2MiliardenKubik­
meter nur zum Tel nutzbares Grubenwasser 
an, was zur Absenkung des Grundwasserspie­
gels fOhrt. Diese Menge stelt etwa die Hälfte 
der GrundwasserfOrderung der DDR dar. Etwa 
60 % des in Berlln ankommenden Spreewas­
sera besteht aus Grubenwässem, die im Nie­
dertausltz.erBraunkohlerevlergef&dertwurden, 
berichten die Autoren der Studie. 

Die DDR exportiert den mei­
sten sauren Regen pro Kopf 
der Bevölkerung 

Oie DDR Ist nicht nur bei der BraunkohlefOrde­
rung fOhrend, sie liegt auch mit den dem •sau­
ran Regen• zugundeliegenden Schwefeldio­
xid-Emissionen pro Kopf der Bev61kerung be­
ziehungsweise pro Quadralkllometer Boden­
fliehe an der Spitze aller Industriestaaten. 
Sc:h\wfeldloxld ent&Uiht in der OOR ln atarilem 
Maße belder Verbrennung von Braunkohle. 
Absolut gesehen lag Im Jahre 1982 ln Europa 
die Sowjetunion mit 25, 5 MIUionen Tonnen 
Schwefeldioxid an der Spitze, vor Großbritan­
nienmit4,25 Millionen Tonnen, derDDRmit 4, 
0, der Bundesrepublik mit 3, 51 und der T sche­
choslowakel mit 3, 37 Millionen Tonnen. Pro 
Kopf der Bevölkerung waren es 1982 in der 
DDR 239,5 KUogramm, vorderTschechoslo­
wakel mit 217, 4, Ungarn mit 160, 7, Annland 
mit 116,3 und der Sowjetunion mit 92,3 Kilo­
gramm. Oie Bundesrepublik "liegt danach an 
fOnfzehnter Stelle mit 59, 2 Kilogramm Schwe­
feldioxid pro Kopf und Jahr • Pro Quadratklo­
meter Bodenfltc:he emittiert die DDR jAhrlieh 
36, 9 Tonnen Schwefeldioxid, vor Belgien mit 
26, 6 Tonnen, der T achechoslowakai mit 26, 3, 
Ungarn mit 18,5, GroßbritaMien mit 17, 4 und 
der BundesrepubRk mit 14, 1 Tonnen: 

Bronchitis und Bronchialasthma sind ln 
Ewopa am schlimmsten ln der DDR 

Oie gesundheitlichen Belastungen der Bevöl­
kerung der DDR sind betnkhtlich, 8ft<IAren die 
Autoren der OOR-Energiestudie: Im Bezlrl< 
Cottbus wurde in den am stlrbten durch den 
Braunkohle-Tagebau und Großkraftwert<e be­
lasteten 5 Kralsen Cottbus, Forst, Guben, 

Hoyerswefda und WeiBwasser die größte 
Zunahme an bOaartigen Krebaerkrankungen 
festgesf811t. Die Sterblichkelt von Mlnnem in 
der DDR an Btonchltls, Lungenemphysem und 
Bronchialasthma Ist mehr als doppelt 10 hoch 
wie der europlisehe Durchschnittund die hOch­
ste von 20 europllschen Lindern. 
Bei einer Senkung des Eintrags von Schadstof­
fen in luflhyglenlsch hochbelasteten Gebieten 
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um die HAllte lc6nnten nach Meinung der Aulo­
ran der Studie die allgemeine Sterberate um 4, 
5 % sinken, c1e L.eOeneerwar1un um s bla 4 
Jatwanwachsen undein Vlenllderb6sartlgen 
Geschwulste der Atainwege auf lange Sicht 
ebenso vermieden werden wie 10 bis 15% der 
Herz-Kralslauf-Ertuankungen. 

Moderne Kohlekraftwerke 
sind besser als ein Ersticken · 
ln Gips aus der Abgasent­
schwefelung 

Oie OOJ:l bemOht sichseit Jahren um eingeeig­
netes eigenes Verfahren zur Abgasentachwe­
felung. Das favorisierte Kaikateil l&ddiliwerfah­
ran Ist jedoch Im Großmaßstab nicht einsetz­
bar, weU zu große Mengen Kal<steln Ober gro­
ße Entfernungen abtransportiert werden mOs­
sen und der entstehende Gips in solchen 

. Mengen nicht verwendbar Ist, wird in der DOR­
Energlestudie erkJArt. Es lc6nne auch nicht eln­
geschltzt werden, ob auf dem Internationalen 
Markt angebo1ene L6sungen fOr die Braunkoh­
lequalltAt in der DDR und tordie vorhandenen 
Blod<gr6Ben der Braunkohlekraftweti<e an­
wendbar sind. Wie die DDR Ihre 1985 einge­
gangene Verpflichtung Im Rahmen der 197'9 
beschlossenen Konvenllon von Helslnkl Ober 
granzObenldveitende Luftverschmutzung rea­
lisieran wird, sei noch nicht eri<embar. Immer­
hin sollen danach bis 1993 die Schwefeldioxid­
abgaben um etwa ein Viertelauf rund 3 Milio­
nen Tonnen jährlich gesenktwetden. Oie Alls­
rOstung eines in 'Bau beflndlc:hen Kraftweib­
blocks in Rummelsburg mit dem weltbesten 
Verfahran nach Wellmam-lord wird aus finan­
ziellen Granden gegenwlrtig als Sonderfall 
angesehen. 
Eine Oberzeugendare Möglichkeit zur Senkung 
derSchwefeldoxld-undStlckoxld-Abgabenbei 
gleichzeitiger starker Einsparung von Braun· 
kohle wird darin gesehen, die Obefalterten 
Braunkohlekraltwerl<e durch moderne mit Wlr­
belschlchtfeuerung ausgerOstete zu ersetzten. 

Ökologie-Steuern nach ja~ 
nischem Vorbild empfohlen 

Oie Autoren der Studie weisen zudem auf ein 
fem6stliches Beispiel hin: Japan hat sich ent­
schlossen, drastische Maßnahmen zur Sen­
kung der Schwefeldioxid-Emissionen zu ergrei­
fen. Diese werden in AbhAngigkeit vom Belas­
tungsgrad des jeweiligen Gebietes gestaffelt 
mithohenSteuembelegt. 1984mußtenin0saka 
12 900,in Tokio 7807, in Yokkaichi -5091 und 
sonstumgerechnet 745 DM pro Tonne Sdlwe­
feldioxidgezahltwerden.OieseSteuemslndso 
hoch, daß die Emittenten die erlaubten Granz­
werte schon aus finanzleUen GIOnden richt 
ausachOpfen lc6nnen. WOrde das OOR-Braun­
kohlekraftwert< Jlnsc:hwalde in Osaka saehen, 
so mOßten fOr die jAhrlieh abgegebenen rund 
200 000 Tonnen Schwefeldioxid 2, 58 Miliar­
den DM Steuern gezahlt werden, rechnen die 
Auaoran der Studie vor. Ea sei unmittelbar eln­
alchtlg, daß unter einem solch gezlelten Druck 
sehr achnelt effektive Kraftwerke mit hochlel­
stungsflhlgen Entschwefelungsanagengebaut 
werden warden 
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Der Kernenergieanteil ln der 
DDR Ist noch vergleichswei­
se gering 

Zum Ende des Jahres 1987 waren ln der DDR 
5 KemkraltwerbbiOc:ke mit Insgesamt knapp 
1700 -Megawatt elektrtacher Leistung ln Be· 
rleb. ln Bau befanden sich 6 weiWe mit lnsge· 
samt~ 3400 Megawall (1 Megawatt • 1000 
Kilowatt). 
Zum Vergleich: ln der Bundestepublik waren 
231 KenW&ftwerksbiOcke mit knapp 19 000 
Megawatt 1n Betrieb und 4 mit wel1eren rund 
4000 Megawatt 1n Bau. Darilber liegendie USA 
mit 1061n Be.-leb befincllc:hen Kemkraftwerb. 
bl6c:Mn mit insgesamt knapp93 000 Megawall 
elektrischer Leistung, die Sowjetunion mit 56 
BlOcken und rund 33 600 Megawatt, Frankreich 
mit 53 Bl6cken und gut 49 800 Megawatt, GroB· 
bri1annlen mit 38 Bl6cken und gut 10 200 
Megawatt und Japan mit 36 Kernkraftwerks· 
bl6c:Mn und knapp 26 900 Megawatt. 
Der ~ an der Elektrlzitltser· 
zeugungbetrug nac:h einer Obersicht der Inter· 
nationalen Atomenergieagentur IAEA in Frank· 
reich nah&zu 70%, in Belgien mehr als 65 %, in 
Korea, Talwen und Schweden um 50 %, in 
Ungarn. der Schweiz und Annland um 40%, in 
derBundesrepubllk,Spanlen,Japan,Bulgarlen 
und der Tschechoslowakei um 30 %, ln den 
USA. Großbritannien, Kanada und Argentlnlen 
unter 20% und 1n der SowjeiUnionund der DDR 
etwas Ober 10 %. 
von 1938 tis 1984 wurden ln der wesdc:hen 
Wett etwa m .ooo Tonnen Uran abgebaut, 
davon Oberzwei Drinelln Kanada. den USAund 
SOdafrika. GegenwArtlg werden ln der westll­
cheriWelt etwa 40 000 Tonnen Uran pro Jahr 
gef6fdert. Oie SowjeiUnlon f6fdert nac:h westli­
chen Schiazungenetwa 7000 Tonnen Uran pro 
Jahr und erhAlt von den anderen Staaten des 
Ostlichen Wrtschaftsblocks RGW jlhrtic:h Ins­
gesamt 10 500 Tonnen Uran. Nach anderen 
Quellen geschieht die UranfOrderung lmerhalb 
des RGW zur Hllfte in der Sowjetunion, zu 30 
% 1n der DDR , zu 10% in der T schechoslowa­
kel und zu jeweils 3 tis 5 % in Rumänien und 
Ungam. 

Der Uranbergbau ln der DDR 
Ist einer der bedeutendsten 

ln der DDR .erfolgt der Uranabbau und die 
AulbereiiUng des Erzes durch die Sowjetisch­
Deutsche Aktlengeselacha(SOAG) "WWsmur. 
Der Schwerpunktdes Abbausiegt dabei heute 
Im Raum Gera-Ronneburg bei Schmirchau, 
Beerwalde, Reust, OI'Osen, Paltzdoff. Aus den 
doftlgen Gemeinden wird berichtet, daB Erz mit 
einem tordie Aulbereitung zu geringen Urange­
halt zuBM~men mit dem anfallenden Abraum 
auf groBen Halden abgelagert wird. Mehrere 
Quadratklometer groBe und etwa 30 tis 50 
Meter hohe Tafellaidan befinden sich bei 
Loltzsch, Kauern, Ronnebul'g und Grob&dorf, 
70 bis 100 Meter hohe Spitzhalden prtgen am 
s~ von Ronneburg das Bld der Land­
edlaft. Oie Helden reichen unmlnelbar tis an 
t.wohi 118 GtundsaOc:ke, Ortsc::tWeen. an Rln­
<*Miden und andere lllncWrtschaftl ge­
nutzlle Fliehen. 
Auf einigen Helden wird eine Berieselung mit 
Schwetelslure durc:hgefOtn, um cle Im Ab-
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raum vorhandenen Uranres• m6glichst weit· 
gehend zu nutzen. Oie Schwefelslure und das 
dllr1n enthaltene Uranwerdenaufgefangen und 
der AulbereiiUng zugefOhrt. Diele er1olgt ln 
Cro....VZwldc.au ln einer alten Anlage ln 
Seelingstldtbel Gera. Dieausgelaugten Erzre. * (99, 85% des bearbei•ten Erzes) werden 
mit WaSSM vermischt ln offene Absetzbe<;ken 
gespOh und dort endgelagert. Solche groBen 
Abeetzhec;ken befinden sich bei Obenolhen­
bech tor Crossen und 6stlk:h von Woffersdorf 
fOr Seellngst.ldt. 

Die Umweltbelastungen durch 
den Uranabbau werden auch 
ln der DDR nicht beherrscht 
Im Vergleich zu den anderen Stationen des 
BreMstDffzyklusbestet.n im UranbergbaU und 
bel der Erzaufbereitung deutlich h6here ge­
sundheitliche Geflhrdungen, die wegen der 
18ngen HalbwertsZelten der an die Erdoberfll· 
ehe gelangenden Radionuklide Ober extrem 
lange Zeltrlume bestehen bleiben, erldlten die 
Autoren der ODR-Energiestudle. W1e auch 1n 
anderen Gebieten der Erde, ln denen Uran 
abgebaut wird, werden nicht nur die Bergarbel­
-.r gesundheitlichen Belastungen ausgesetzt. 
So Ist in den Gemeinden des betroffenen Ge­
bietes eine erh6hte Sensibilitlt und Beunruhl· 
gunggege~beranerwrm~zu~ 
den Anzahl von Krebs-TodesfAllen bei Erwach· 
senen, Leuklmlefllen bei Klndem, Hoden­
krebsfAIIen bei jungen MAnnern und zeitwell· 
ger Impotenz bei Bergleu-.n u~bersehbar. 
wird erkllrt. Im Geraer Gebiet, in Sc:hlema und 
Im Umfeld der Schlammabsetzanlage und des 
AulbereiiUngsbelriebes Croasen, so in Cros­
sen selbst. in Obenothenbach und I<Onlgswal­
de klagten viele Menschen Ober stAndige 
MOdlgkelt, die sie an anderen Orten nicht ver­
spOren. (Vgl. dazu ausiOirich Michael Beleltes 
(1988): Pechblende -Der Uranbergbau ln der 
DDR und sein Folgen;Strahlentelex37 und381 
1988.) . 
Eserschel,.nlchtgerechtfertigt.deBesorgnis.­
se der Bev61kerung der Uranabbaugeblel8 als 
Obeftrleben oder unbegrOndet einzustufen, nur 

weil es darilber 1n der DDR keine Ver6tfentll­
chungen gibt, er1dlren die Autoren der DDR­
Energiestude. Bemertlenswert sei, daß ln der 
Bevotkerung Ober PhAnomene berichl8t wird, 
die auch in der intemallonalen Fachliteratur mit 
dem Uranbergtlau vertcnOpft werden. Wohl 
wegen der sc:hlechten Informationslage der 
Bevotkerung hallen die AuiOren der vorliegen­
den Stude es fOr hO<:hstunwatvschelnlch, daß 
die Berichte ausden Gemeinden ln kgendelner 
Weisedurchdiese FachllteraiUrbeelnfluetoder 
auch nur angeregt wurden. 
Oie Fbderung der DDR auf den Ausbau der 
Kemel.ergie hatzurFolge,daB cle lrMtstlllons· 
mitteltoreine umfassende ModemisleNng der 
alten Braunkohlekrattw8rke und erst recht fOr 
den vemOnfllglwen Neubau von daantral • ­
bellenden ~ mit energie­
sparenden und umweltfreundlichen Verbren­
nungsverfahren fehlen, wird ln der voftlegen­
den&udie~SoschaulceltensichSchwe­
feldioxld-BelasiUngen, VerwOstung ganzer 
Landslriche durch Braunkohletagebaue einer­
seits und die Gesundheitlgefltwdung durch 
Uranabbau und den Betrieb von Kernkraftwer­
ken andererseits auf. 

60 Kilometer nordwestlich von 
Berlln liegt das Kraftwerk 
Rheinsberg mit der meisten 
entweichenden Radloaktlvltlt 

Dabei werden nicht nur die durch den Uranab­
bau verursactten schweren Umweltbelastun· 
gen auch ln der DDR nicht behei'1'8Cht. Oie 
radioaktiven Ernlasionen des alten Kernkraft· 
werb Rhelnsbefg und der Bl6dce 1 bis 4 des 
Kernkraftwerks bei Greifswald liegen zudem 
beunruhigendhoch Oberdenenmoderner Kern­
kraftwerke. Auf der Grundlage vor wm Mini· 
slerrat der DDR vet'6ffentllc:hten Daten wrglel­
chen die Autoren der DDR·E,.rglestudie die 
radioaktiven Emissionen der 4 Druckwasser­
reaktorblOcke Greifswald mit jeweils 440 (Ins· 
g&SM~t 1760) MegawattlnsWIIlertarelektri6cher 
Leistung sowie die des 70 Megawatt-Reakiors 
Rheinsberg mit dem Druckwasserreaktor Biblls 
A (1300 Megawatt) ln der Bundesrepublik und 
dem sowjetischen Kemkraftwetk T sc:hemobyl 
wm Typ des graphitmoderierten Oruckl'6hren­
generaeors (RBMK) und Zusland vor der Kata­
strophe mit 2 Bl6cken von je 1 000 Megawatt. 
Danach bellUgen die Jod-131-Emlsalonen von 
Blblls A 1m Jahre 19851nsgesamt 37 Millionen 
~. diejenigen von Greifswald ln 1985 
Insgesamt 3996 ~. diejenigen von 
Rheinsberg im Jahre 1980 Insgesamt 82 325 
MiUionen und ebenfalls 1980 diejenigen von 
Tschemobyl insgesamt 185 000 Millionen 
Becquerel. Oder anders ausgedrOckt Je 1000 
Megawatt· lnstaiHerter elektrischer Leistung 
bringtdas Kernkraftwerk Greifswald im Normal­
betrieb 76 maliOYiel,daa KernlcraltwerttRhelns­
berg 39 731 malsoviel und das Kernkraftwerk 
Tschemobyl3125 mal soviel Jod-131 ab wie 
das Kemkraftwerk Blblis A. 
FOr cie Emissionen radioaktiver Edelgase wer­
den tordieselben Jahre 1980 bezieh.lngswelse 
1985angegeben: knapp3 Milliarden Becquerel 
pro Jahr fOr Biblls A, Ober 158 Milliarden fOr 
Grelfswald, Ober 650 MB Karden fOr Rheinsberg 
und 10 360 Miliarden Becquerel pro Jahrtordie 
ersten belden Tsdlemobyt·BI6dce. Relallv zu 



Biblis A und pro 1000 Megawatt lnstallle11er 
elektrischer Leistung emittieren damitdie Kem­
kraftwerksbiOcke Greifswald 39 mal soviel, das 
Kernkraftwerk Rheinsberg 4049 mal soviel und 
die ersten beiden T schemobyi-Biöcke 2258 mal 
soviel Becquentl radioaktiver Edelgase. 
Greifswald liegt etwa 170 Kilometer n6rdlich 
von Berlln, vor der Ostseeinsel ROgen, Rheins­
berg rund 60 Kilometer nordwestlich. 

Strahlengrenzwene sind in 
der DDR höher als ln der 
Bundesrepublik 

Die erheblichen nationalen UI'Urschlede in der 
~der Grenzwerte belegen, daß man noch 
nicht wirtdich verstanden habe, auf wievielen 
Wegehund autwelc:he Weise radioaktiveStrah­
len den Organismus schldigen, ert<IAren die 
AuiDI'en der DDA-Energiestudle. Sie befOrch­
ten, daß die Geflhr1ichkelt der Radloaktivlllt 
Immer noch unterschAtzt wird. 
So gilt fOr die Bev61kerung in der Bundesrepu­
blk ein H6chstwert von 30 Mllntm, der bezo­
gen auf die Ganzl<6rperbelastung durch kOnst­
llche Radionuklide aus Atomanlagen pro Jahr 
nic:htObersdwinenwerdensoll.lnderDDR Uegt 
dieser Wert bel500 Milirem. FOr die SchllddrO­
seslndeslnderBundesrepubllk90,1nderDDA 
5000 Milirem. 

Evakuierungspläne erst 13 
Jahre nach Inbetriebnahme 
erarbeitet 

Die Auswirkungen eines schweren Unfalls in 
einem Kernkraftwerk wurden weder von den 
USA(Harrisburg 1979)noc:hvonderSowjetunl­
on (Tschernobyl 1986) bewAitlgl Ein kleines 
Land Im dichtbesiedelten Mitteleuropa wOrde 
einen solchen Unfall 6kologlsch, sozial und 
Okonomlsch kaum Oberstehen, meinen die 
Aularen der DDR-Energiestudle. Im Jahr nach 
T schemobyt, so wird berichtet, erkilrte der Ge­
neraldrektor des Kernkraftwerks bei Lubmln in 
einer Kulturbundveranstaltung in Greifswald, 

daß mandabelwlre, EvakuierungsplAne zu er­
arbeiten -Immerhin 13 Jahre nach Inbetrieb­
nahme des ersten Keml<raftwerksblocks. Im 
Vergleich zu Tschernobyl wohnen um ·das 
Kernkraftwerk bei Lubmin etwa sechsmal u.nd 
um das Kernkraftwerk bei Stendal etwa zehn­
mal soviele Men.schen. 
Die Unmöglichkeit, Katastrophen auszuschlle· 
Ben, die Belastungen der Umwelt und der 
Gesundheit Ober ungewöhnlich weite Gebiete 
und lange Zeiträume, die Unmenschlichkeit, 
ausnahmslos fehlerfrei arbeiten zu mOssen, 
das ungewöhnliche internationale Ausmaß an 
Berufsblindhelt, Voreingenommenheit, Bestech­
lichkeit, Unehrlichkeit und Skrupellosigkeit un­
ter leitenden Mltarbelt81'n der Kernenergiewirt­
schaft, cle große Anzahl technisch noch unge· 
!Oster Fragen Insbesondere im "hinteren Teil" 
(Wiede~ufarbeitung und (End· )Lagerung) des 
Brennstoffzyklus, die UnmOglichkelt, die Teile 
des Brennstoffzyklus vorTerroristenoderkrlege­
rischerEinwlrkungzuschOtzenunddleUnmög· 
llchkeit, die Bewegung der Spaltstoffe lOcken­
los zu Oberwachen fOhren die Autoren zu dem 
Schluß,daßselbsteineNutzungderKernener· 
gle als ÜbergangslOsung nicht gerechtfertigt 
werden kann. 

Kernkraft erzeugt womöglich 
weniger Energie als Ihre Anla­
gen v.erschllngen 
Zur Energiebilanz des Brennstoffzyklus wird 
auf eine bemerkenswerte Studie von J. W. 
Strom·van Leeuwen (1984, 1985) verwiesen. 
Sie stOtzt sich auf eine detainierte Analyse der 
lnt81'netlonalenFachllteraturundversuc:ht,trotz 
der Insbesondere noch fOr die Wiederaufarbei­
tung und (End-)Lagerung im Brennsloffzytdus 
bes~nden Unsicherheiten zu begrOndeten 
Schlußfolgerungen zu gelangen. Danach Ist es 
durchaus möglich, daß mitextremen Kosten ein 
System errichtet wird, das Insgesamt mehr 
Energie vet'braucht, als es zur Vertagung stell. 
Dieser absurd erscheinende Fal wird umso 
wahrscheinlicher, je detaAIIerter das "hintere 
Ende" des Brennstoffzytdus mit Wlederaufar­
beitung und (Enct-)Lagerung mit in die Analyse 
einbezogen wird. Wird die Energie fOr Abriß der 
Kernkraftwerke und Wiederaufarbeitungsanla· 
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generstindenJahrzehntennac:hderStillegung 
der Anlagen ben6tigtwerden, sprichtvan Leeu­
wen davon, daß wir mit der nuklearen Stromer· 
zeugungein Energiedartehen fOr 50 bis 170 
Jahre aufnehmen, von dem wir zwer heute 
profitieren k6nnen, das aber die nlchsten 
Generationen womöglich teuer zurOckzahlen 
mOssen, um die unerwOnschten Folgen dieser 
Energieproduktion halbwegs bewilligen zu 
k6nnen. 
Der Anteil des Natururan (Uranoxid) liegt heute 
inderDDRbeiOberwlegend0,05bis0,2%des 
abgebautenErzes.BeieinemGehaltvonO, 1% 
UranoxidllefertsodleNutzungderK81'nenergle 
lni gOnsligsten Fall das 4, 5 fache, Im ungOnstig­
sten Fall nur60%jener ElektrlziWsmenge,die 
bei direkter Nutzung der fossilen Brennstoffe 
gewonnenwerden k6nnte, faHsclese nichtzuJ:T~ 
Aufbau von Kernenergieanlagen verwandt 
wOrden, rechnen die Autoren der DDR-Ener· 
glestudie. Bei einem Gehalt von 0, 01 % Urano· 
xid sei bestenfallsdas 1, 6 fache, im ungOnstig· 
sten Fan die Hälfte er direktherstellbaren Elek· 
trizitAtsmenge Ober die Kernenergie zu erzeu­
gen.MußdiezurAufrechterhaltungdesnuklea· 
ren Systems erforderliche Energie auch aus 
diesem System selber bereitgestellt werden, so 
liefert es bestenfans das 2, 5- (bei 0, 1 % 
Uranoxid-Gehalt) beziehungsweise 1, 2 fache 
(bei 0, 01 % Uranoxid Im Erz), Im ungOnstigsten 
Fall und ein Vtertel beziehungsweise ein FOnftel 
der eingesetzten Strommenge. 

"Kehret um .•• ": Plädoyer fOr 
einen rationeUeren Energie­
einsatz 

Die Autoren der DOR-Energlestudle Außem 
sich verwundert darilber, daß bei Themen wie 
"Energieeinsparungen• und "Winnedlmmung• 
hlufig skeptisch die Frage nach dem dafOr 
erforderlichen Energieaufwand gestelltWe~, 
jedoch Im allgemeinen nicht fOr cie Nutzung der 
Kernenergie. 
EnergleelnSf)arung werde in der DDR zwar als 
wesentllcherTeAeinervemOnftigenEnergiepo­
lltik verstanden, die erreichten Ergebnisse blle· 
ben jedoch weit hinter dem praktisch Durch­
fOhrbaren zurtlck. Der mögliche Beitrag der 
"regenerativen Energlequellen" (Biogas, Son· 
ne, Wind, Wasser, Erd· und Meereswarme, 
Wasserstoff) zur Energieversorgung der DDR 
sei unter Vernachllsslgung der lmernatlonalen 
Entwicklung bis in die jOngste Vergangenheit 
als unbedeuterld elngeschltzt worden. Oie 
Be~kerung der DDR nehme zudem wenig 
Anteil am Energieproblem. Die srlndlgen Spar­
appelle kOnntenangeslchts fehlenden Problem­
bewußtseins, kOnstlich gestOtzter Energietarf· 
fe, vielfAltiger Energieverschwendung 1m Wirt· 
schafts- und Kommunalbereich und fehlender 
technischer Mittel fQr lnclividuele Selbsthilfe 
nichts ausrichten. 
Rund217MillonenKilowattstundenGebrauchs­
energle oder rund 306 Millionen Kilowattstun­
den Prlmlrenergle, das sind •2 % der Roh· 
braunkotaieproö.lktlon ode.r 30 %des Primlre­
nergleverbrauchs, wurden 1985 in der DDR 
zum HeizenvonGebludenelngesetzt.5bis40 
%davon hAtten eigentlich ausreichen mOssen, 
um denselben Effekt zu erzielen, rechnen die 
Autoren der Studie. Jedoch wiesen die bis 
Anfang der slebzlger Jahre lndustrieH errichte· 
ten Wohnbauten grobe bauphysikalische MAn-
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gelundSdTNachstellenauf.GroBeWArmever­
luste erfon:lerten zusammen mit geringen Wir­
kungsgraden nur beclngt regulterbarer Hei­
zungsanlagen einen unvertrelber hohen En8r­
giebedarf. Aus umweltpolltisc:her Sicht wlnl 
eine nachtrAgliehe Wlrmedlmmung nahezu 
dergesamten Wohnungs- und Kommunabau· 
Iien, die einer Einsparung von mindestens 60% 
der Heizenergie entspricht, zwingend notwen­
dig. 

Investitionen für Wärmedäm­
mung haben sich bereits nach 
2 bis 3 Jahren ausgezahlt. In­
vestitionen zur Energieerzeu­
gung erst nach 17 Jahren. 

Verbessere manzum Belspiel die WArmeisolie­
rung der Neubauten durch eine Erhöhung der 
Wlrmedlmmstoffdicken von derzeit 50 bis 60 
MIDimeter auf werigstens 100 Millimeter, so 
tohre das zu einem Mehrbedarf des Wlrme­
dAmmstoffesKamlllt-Wollevon0,5bis1 Tonne 
je Wohnung, was einem zusAtzliehen Elektroe­
nergieeinsatz von 1300 bis 2600 Kilowattstun­
denbelder Bausloftproduktion entspeche. Oie 
damiterreichbare S8nkung des WArmebedarfs 
einer solchen Wohnung betrage aber 2700 bi.s 
4200 Kilowattstunden pro Jahr, so da der ein­
malige, bei der Isolation Investiert~ Energieauf­
wand bereits Innerhalb von 2 bis 3 Jahren beim 
laufenden Heizenergieaufwand eingespart lsL 
FOhredagegen die Energiewirtschafteine Inve­
stition zur EnergiebereitstaUung in Form des 
AuflichlusseselnesBramkota-Tagebaus, dem 
Bau eines Kraftwerkes und so weiter durch, so 
dauere es durchschnittlich 17 Jahre, bis das 
eingesetzte Geld Gewinn abwirft 
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Ohne Umorlentlerung gibt es 
größte ökologische und wirt­
schaftliche Schwierigkeiten 

Möglichkelten zur Energieeinsparung sehen 
die Auk>ren in der DDR neben denen bei der 
Raumheizung und Wlrmedlmmung, speziell 
auch durch technische Änderungen und (Ver­
haltens-) Umstellungen beim Kochen (Verwen­
dung von Kaffee- und Teemaschinen, kleinere 
BackrOhren, sparsamer Einsatz von Kochplat­
ten, Kochen mit Biogas), Waachen (bessere 
Heizenergieausbeute durch externe Warmwas­
serzufuhr zur Waschmaschine), KOhlen (bes­
sere Isolierung von KO.~gerlten) und Beleuch­
ten (Bnsatz von lichtstarken Sparlampen). Das 
Ausmaß des Erfolges Ist davon abhlngig, wie 

schnel solche Einsparmaßnahmen durchsetz­
bar sind und wirt<sam werden, wie weit zuslti­
lich erneuerbare Energiequellen wie Biogas 
und Sonne, kleinere Blockheizwerke und Wir­
me-Kraft-Koppelung Verwendung finden. 
Insgesamt gelangen die Autoren der OOR­
Energlestude zu folgencfer:ISchlu ßfolgerungen 
fOr den Haushaltsbereich in der DDR: 
Der Prlmlrenerglebedarf der Haushalte wird 
1990 gegenOber 1985 voraussichllich arl etwa 
105 bis 107% und biszum Jahr 2000 auf 110 
bis 113 % ansteigen. Recmet man die derzei­
tigen staatlichen Tendenzsparmaßnahmen auf 
dem Gebiet der Raumheizung in Neubeuwoh· 
nungennicht mit ein, WOrde der Primlrenergie­
bedarf im Vergleich zu 19851m Jahr 1990 auf 
maximal 108 %und Im Jahr 2000 auf maximal 
115% ansteigen. 
Reladv einfache Elnsparma8oahmen hAtten 
dagegen Im FOnfjahrplanzeltraum 1986 bis 1990 
ausreichen können, um sowohl den Elektro­
energieverbrauch als auch Primärenergiever­
brauch gegenOber 1985 konstant zu halllltn. 
Aufgrund des gewaltigen Gefahrenpotentials 
der Kernkraftwerke und der starken Umwelt­
sc:hldigungen und Gesundheitsbelastungen 
auch durch die Nutzung der Btaunkohle, wer­
den starkere Energiesparmaßnahmen bis zum 
Jahr 2000 fOr notwendig gehalten. 
Dabel könne der Elektroenergieverbrauch be­
reits dUrch den Elnsa.tz moderner T echnlk ent­
sprechend den International erarbeiteten Mög­
lichkelten auf sein 1980er oder 1985er Niveau 
herabgedrOckt undder Pimlrenergieverbrauch 
auf 75 bis 93 % seines 1985er Wertes gesenkt 
werden. 
Das bedeutet, daß Im Haushaltsbereich der 
DDR Im Jahr 2000 ohne anteiligen Strom aus 
Kemlqaftwerkenundmltelnergeringenw'IBraun­
kohlemenge als 1985 auszukommen wlnl. Bei 
zusAtzliehen Einsatz von Biogas wäre sogar 
eine Absenkungder anteiligen Braunkohlemen­
ge auf 60. bis 70% denkbar. 

Energiesparmöglichkeiten ln 
der DDR-Industrie werdEm 
nicht genutzt 
Einsparungen im Industriebereich wAren we­
sentlich leichter realisierbar als in Haushalten, 



wird erkllrt. Es liege ein ni~ unbelrlchtliches 
anwendungsbereites Einsparpotential vor, das 
unter anderem infolge unzureichender Ratio­
nalsiet'ungsmaBnahmen und Instabiler. Be­
lriebsabllufe nicht ~tzt werde. Oie Autoren 
der DDR-Energiestudie fOhren auch ln der In­
dustrie dlven;e El~en sowohl 
belder Elektroenergie als auch bei der Wär­
meenergie an und ~ dabei veraltete 
Teehnologlen. Der hohe Nutzen etwa der Kraft­
WArme-Kopplung selln der OCRerst sehr splt 
erbnnt worden, so daß bei der gegebenen 
Rohstofflage der geeignete Zeitpunkt fOr eine 
optimale LOsung wom6glleh bereits Oberschrit­
tensel. 
Als besonders krasses Belspiel von Energie­
verschwendung werden 12 Oberalterte Karbid­
Ofen des VEB Chemische Werke Buna ge­
namt Um En:tol zu ersetzen, werde unw sehr 
hohem Aufwand Karbid erzeugt. Neben der 
Bindung von mehr als 500 Megawatt Instailler­
a elektrischer Leistung werde auch de Um­
welt in fast beispielloser Weise verschmutzt 
Bisher, so wird ertdlrt. werde ln Buna Äthylen 
(u. a. Ausgangsstoff zur Produktion von Kunst­
stoffen und synlhetlschem Kautschuk) aus 
Kalziumkarbid hergesf&llt. OleSebs1kostender 
Alhylenherßtl ung auf Karbidbasis betlll!gen 
1200 Mark pro Tonne, bei der Verwendung von 

GaU heißt für uns immer noc.h: 
g rößter ;!ngenommener !Jmsatz! 

Ihre Atomindustrie 

Erd61alsAusgangssloffnur770MarkproTonne. 
Allerdings mOßten dann jlhr11eh etwa 5 MIUio­
nen Tonnen Erd6l importiert werden. 
Umr BerOekslc:hligung des inlematlonalen 
Entwicklungstandes k6nn1Bn Im Verkehrsbe­
reich mlndeatena 2, 2 Millionen Tonnen Erdöl 
(von 4, 4 MRIIonen.Tonnen 1985) cilreh ener­
giesparende Motoren freigesetzt werden, mei­
nen die Autoren der DDR·Energlestudle. Ver­
mudich WOrden 20 bis 30 % des Benzlnver· 
brauehs auSI'81chen, wenn kraftstoffsparende 
Autos verwendet WOrden. 
Unterstelle man ein ihnllehes Bedarfswac:h­
stumwlelndenHaushaltenauehindenObrigen 
Bereichen der Volkswirtschaft, sowie I hnfiche 
Auswirkungen von speziellen Elnsparmaßnah­
men, dann k6nne fOr das Jahr 2000 der Ver­
brauch von Steinkohle, Erdgas und Erd61 etwa 
auf dem gleichen Stand wie 1980 oder 1985 
gehalten und der Verbrauch an BrJwnkohle um 
bis zu 35 % verringert werden. Auf Kernkraft 
und Stromimporte kOnne dann verz.ichtet wer­
den, wenn zusAtzlieh Biogas, Sonne und Wind 
lngeringem Umfangebenfalls genutzt WOrden. 
Die amlliehen Prognosen gehen Im Gegensatz 
dazu von einer Steigerung des Prlmlrenergle­
verbrauchs Im Jahr 2000 um knapp 13% (von 
rund 1,03BHIIonenKilowattstundenln 1985 auf 
knapp 1, 16 BHiionen Im Jatve 2000) aus. 
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Es mOsse bewußt gemacht werden, eridlren 
die Autoren der DDR-Energlesludle, daß wirt­
schaftliche Strukturschwächen und mangeln­
des Problembewußtsein in der BevMcerung 
daf0rvenantwo111ichselnk6nnen,da8wei181Nn 
Bnwnkohleabbau in starkem Umfang belrie­
ben wird und mOgllcherwelse nicht auf Kem­
kraftwerke venlchtetwerden kOnne. Du wiege 
um so sctrNerer, als belde Ener9&fonnen hohe 
finanzielle Aufwendungen erfordem und damit 
direkt den Lebensstandard beelntrlehtigen. 
DarOber hinaus mOsse sieh de DDR den Vor­
wurfgefallen lassen, mOgllehe tlkologlache und 
gesundhellliehe Schiden nicht ernst zu neh· 
men. 

Referenz: 
Unterauuchuß "Energie" des Auact.Js. 
... "Kirche und GMetlschaft" Im Auftrag 
der Konferenz der Evangell.chen KII'Cheß. 
Ieitungen ln der DDR: Energie und Umwelt, 
Ber11n 1988, USB-Nr. 146189, Bund der Evan­
geUschen Kirchen in der DDR, .Auguststr. 80, 
DDR-1040 Bertin. 

(Der Artiksl wurde dem Strahltmtelex tU~ 
1989 entnomtnM, Strahlentslex: TurmstralJe 
13, 1000 Blrin 21, Tel. : 03013tU8960) 

Uranbergbau in der DDR 
Werte Redaktion " at om"l 

Im Novemberwarich zu Gastinder "Kurve" in 
Wustrow, hielt dort u. a. ein Exemplar Eurer 
Zeitschrift in Händen. 
Heute nun bitte Ich um Eure Unterst01zung. 
Es gibt in unserer Region ein versprengtes 
Häuflein Leute, die, mehr oder weniger grup­
penweise, sich gegen den Uranbergbau enga­
gieren, d. h. gegen die systematisch und mit 
großtechnischen Mitteln seit vielen Jahren be­
triebenen radioaktive Verseuchung einer gan­
zen Region (Wismut, Ronneburg ... , habt Ihr 
sicher schon gehört). Sie tun dies z. T. schon 
länger: vor der Wende illegal, heute genauso 
erfolglos, aber mit mehr Spielraum und kon­
frontiert mit anderen Abwehr-Methoden (Be­
schwichtigung und Lüge stattderfr\lheren Kri­
minalisierung). 
Wir sind nichtnur an Kontakten zu Euch inter­
essiert, sondern es ist auch eine unserer 
wenigen Möglichkeiten, überhaupt noch et­
was unternehmen zu können, nachdem hier­
zulande eine Öffentlichkelt auch heute kaum 
zu bekommen ist (die Medien haben Angst; es 
ist zu heiß, das Thema) und eine weltverbrei­
tete Unkenntnis auch unter den Kritikern Ober 
das talsächliche Gefahrenpotential vor­
herrscht. Grob gesagt. ist man im allgemeinen 
der Meinung, wenn nur die Grenzwerte eini· 
germaßen eingehalten werden, kann man 
damit leben. Fragender Niedrigstrahlung, der 
verschiedenen Strahlen und ihrer verschiede­
nen Wirkung auf den Organismus, die Luft-, 
Gewässer- und Nahrungskettenbelastung, 
Meßverfalven und -geräte ... darüber herrscht 
weilgehend Unk~nntnls, und Informationen 

sind schwer zu bekommen. Es gibt keine un­
abhängige Behörde, das sogenannte Staatli­
che Amt tilr Atomsicherheitund Strahlenschutz 
Ist der Bock Im Garten, wie der Name ja schon 
vermuten läßt. und wie viele Erfahrungen und 
Kontakte bestätigen. 
ln der beiliegenden Zeitung - es ist Obrigens 
neben einer zeitgleich im Vogtland erschienen 
die erste und einzige unabhängige in der DDR 
-ist das Problem ein wenig angegangen, wenn 
auch natürlich ganz exemplarisch zunächst. 
Aber hier liegt eine Chance: Wenn es gelingt, 
die Endverwahrung durch den VerursaCher­
betrieb zu erzwingen, dann Ist eine Exempel 
geschaffen, das höchstwahrscheinlich weite 
Kreise ziehen würde ... Es ist noch alles offen. 
könnt Ihr uns Eure Zeitschrift schicken und 
auch in anderer Weise helfen? 
Hat es z. B. überhaupt Sinn, wenn ein unab­
hängiges Institut zu uns zum Messen käme? 
Es soll ein Hilferuf sein und ist vielleicht mehr 
als das: es kommt die Zeit, da wir an ·gemein­
samer Front• kämpfen werden. Die anderen 
machen das auch so. oderwas ist dran an dem 
Gerücht, daß RWE (?)uns mit vier Atomkraft­
werken beglOcken will? 

Wir hoffen sehr auf Eure Antwort und 
grüßen herzlich, 

Elke und Ralph H. 
Blankenhaln, den 14.1.90 

(Wer mitden Beiden Kontaktaufnehmenmc5d1-
te schreibe bitte an die Redaktion der atom -
tOneburgar Adresse -wir leiten dann die Post 
weiter) 
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Die Katastrophe 
ist vorhersahbar 
Sicherheitsanalyse der Gruppe Ökologie von 1987 

Bei dem folgenden Text handelt es sich um die 
lusammenfassung einer Studie, die die Grup­
pe Ökologie Hannover Im Auftrag von Greenpe­
ace zu einem der weltverbreltesten Reaktorty­
pen in der Weh, dem WWER 440, erstellte. Der 
Analyse vorangestellt Ist eine wesentliche An­
merkung von Helmut Hirsch, Mitarbeiter der 
Gruppe Ökologie: 

Eines muB klar sein: Nur wer auch die GefAhr­
dung des eigenan Landes, sowie der Nachbar­
IAnder, durch die eigenen Atomanlagen ernst 
nimmt, darf erwarten, daB seine Bedenken zur 
GefAhrdung durch auslAndlache Atomanlagen 
ernst genommen werden. SchileBlieh befindet 
sich z. B. der Standort der geplanten Wl8der­
aufarbeitungsanlage Wackersdorf in der BRD 
nur rund 30 km von der tschechoslowakischen 
Grenze entfernt; und das AKW KrOmmel liegt 
noch nAher an der Grenze zur DDR. Die beste 
Position aus moralischer, aber auch aus vOJ­
kemlchtlicher Sicht, haben gegenOber auslAn­
dlachen Kernanlagen zweifellos Staaten, die 
selbst schon auf Atomkraft verzichtet haben -
freilich nur solange, wie sie nicht durch Importe 
von Atomstrom indirekt fQr die gefährdendeil 
Anlagen mitverantwortlich werden ... ln diesem 
Sinne erwarten die Autoren/Innen, daS die vor­
liegende Arbeit Denk- und HandlungsansAtze 
fOr die Auseinandersetzung mit der Atomener­
gie insgesamt, und nicht mit einem Reaktortyp, 
tiefem wird. 
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Zusammenfassung:. 
1. DerWWER~ zählt zu den weltweit hl~ 
sten Reaktortypen. Fast jeder zehnte aller in 
Betrieb und Bau befindlichen Kraftwerksreak­
toren zählt zu dieser Baulinie. Er Ist der einzige 
zur Zeit in Bulgarien, der DDR, Polen, Ruml­
nien, der CSSR und Ungarn betriebene Reak­
tortyp (abgesehen von einem WWER-70), und 
wurde als einziger in der Sowjetunion entwlckl­
ter Reaktor auch in Nlcht-RGW-8taaten e)(J)Or­
tiert (zwelf;llöcke nach Finnland). Die Standorte 
befinden sich häufig ln Grenznlhe, und auch 
nahe bei GroBstAdien (z.B. Berlln, Brno, Wien, 
Kopenhagen). 
2. Ein Internationales Expertenkomitee, das Im 
Auftrag von Greenpeace 1986 das Gefahrenpc> 
tential aller heute weltweit kommerziell einge­
setzten Kraftwert<sreaktoren untersuchte, kam 
zu dem Schluß, daB sAmtliehe modernen Reak­
tortypen in Ost und West in der GrOllenordnung 
etwagieicher (U~~ic~llegen.~ 
UnfAlle mit katastrophalen Auswirt<ungen -
wie in Tschernobyl, und schlimmer- sind bei 
allen Reaktoren mOgllch. Das Expertenkomitee 
konnte keinen Reaktortyp ldentifizleren, der~ 
sentf Ich sicherer wtre als der Durchschnitt. Es 
zeigte jedoch einige Raaklontypen auf, die 
deutlich schlechter liegen als der Ourctischnitt: 
darunter der WWER~. 
3. Der WWER~ wurde in der Sowjetunion 
entwickelt: 1964 ging der erste Vor1Aufer­
Prototyp WWER-21 0 (Druckwasserreaktor mit 
210 MW elektrische Leistung) in Nowo-
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Woronesh in Betrieb. Über zwei weitere Proto­
typen fQhne die Entwicklung zu dem ersten 
standardisierten sowjetischen Reaktortyp 
~ (erster Block: Nowo-Woronesh-3, 
Inbetriebnahme 1971). Bis heute werden fast 
alle Anlagen von der sowjetischen Atomindu­
strie errichtet. Eine Ausnahme stellen die tsche­
ctloslowakischen Kemkraftwert<e ab Bohnice-3 

. dar, die von der tschechoslawakischen Firma 
Skoda in Lizenz gebaut werden. Die Weiterent­
wicklung führte zu dem grOßerenTyp WWER-
1000. 
4 . Der WWER~ Ist ein OllJQ(wasserreaktor 
Oeichtwassergekühlt und -moderiert, mit zwei 
KOhlkreisllufen). Sein Reaktorkern enthAlt rd. 
40 to Kernbrennstoff, der dem westlicher 
Druckwasserreaktoren vergleichbar 1st (leicht 
angereichertes Uran) und wie bei diesem in ei­
nem. elnzigenReaktordrucl<behAiter enthalten 
ist. Er Ist mit zwei Turbogeneratoren mit je 220 
MW elektrischer Leistung ausgestattet. Es wer­
densetszwei Reaktoren in einem Geblude-ge­
meinsam errichtet (Ooppelblockanlage). Ke~ 
krattwerke mit WWER-440 Reaktoren sollen 
auch zur Femwtrrneerzeugung herangezogen 
werden; dies wird dadurch begOnstigt, daB sie 
häufig in der NAhe von Ballungszentren lokali­
siert sind. 
5. Wie bei allen - aUCh bei den westlichen -
Druckwasserreaktoren 1st die lntegritlt des R&­
aktordrucl<beh4lters von grOBter Bedeutung: 
Sein Versagen (Bersten) kann nicht beherrscht 
werden, und fOhrt zu einem katastrophalen u~ 
fall. Bei einer Reihe von WWE~ Reaktoren 
sind die SchweiBnlhte des DruckbehAiters auf­
grund von Verunreinigungen besonders sprOd­
bruchgeflhrdet. 1 0 lltere Anlagen weisen Ober­
dies keinen Korrosionsschutz im Inneren des 
Reaktordruckbehälters auf. Eine weitere 
Schwachstelle im Inneren des Reaktordi'IJCkbe. 
hAiters auf. Eine weitere Schwachstelle bei17 
Anlagen sind die HauptkOhlmittelpumpen. 
6.' SAmtliehe WWE~ Reaktoren haben ei­
nen besonders unzureichenden Sicherheltsein­
schluB (Containment). Die Druckfestigkeit 1st 
sehr gering. Die Gefahr eines frOhzeitigen Ver­
sagen durch Aufbau von Überdruck Im Reak­
torgebäude nach Bruch einer KOhlmittelleitung 
und Ausströmen von Dampf aus dem Primir­
kOhlkreislauf Ist besonders groB. Je frOher der 
SichemeltseinschluB bei einem schweren Un­
fall versagt, desto frOher sind die radioaktiven 
Freisetzungen und desto weniger Zeit verbleibl 
fOr Maßnahmen des Katstrophenschues. 
7. Bei etwa der Htlfte aller WWER~ (die er­
ste Generation) sind NotkOhlsystem sowie Sy­
stem zur Oruckabsenkung innerhalb des Si­
cherheltseinschlusses nur in AnsAtzen vorhan­
den. Daher können sich schon aus relativ klei­
nen Lecks und andefen Störungen katastro­
phale UnfAlle entwickeln. 
8. Auch die zweite Generation der WWE~ 
weist ein erhOhtes Risiko von Kernschmelzu~ 
!fllen mit frOhem Containmentversagen auf. 
NotkOhl- und Druckabbausysteme sind weiter 
entwickelt und erheblich ko.mplexer als bel der 
ersten Generation. Das Oruckabbau!lystem 1st 
jedoch anfällig fQr Störungen (Vibrationen in 
den Kondensatlonskammem): Sichemeltstech­
nisch nachteilig 1st weit.erhin eine start<e Verma­
schung von NotkOhl- und Druckabbausystem. 
Der Bruch einer HauptkOhlmittelleltung (2 F­
Bruch) sollte von den Sichemeltssysternen der 
zweiten Generation beherrscht werden. Auf­
grund der Wechselwirkung V81'SChiedener Sy-



steme, cle in Ihrem Funktionieren z.T. vonein­
ander abhAnglg sind, kann schon eine kleine 
Panne bewirken, da8 auch hier die Situation 
außer Kontrolle gerAt. 
9. Oie belden WWER-440 in Loviisa (Finnland) 
.wurden·mlt westlicher (US..) Sicherheltstec:nlk 
nachgerilstet. Sie wurden dabei mit einem Eis­
Kondensor-Containment ausgestathlt. das von 
allen Containmenttypen amerikanischer Oruc:l<· 
wasseneaktoren die geringste Druckfestigkeit 
aufweist und auch sonst sehr negativ einzu. 
schAtz8n Ist. 
10. Ober real aufgetretene StOffalle ln WWER-
440 wird ln der verOffentllchten Literatur so gut 
Wie nicht berichtet. Geheime StOrfllle aus den 
lncident Reporting Systems l.n der IAEA und 
der OECOJNEA belegen jedoch zahlreiche in 
der Praxis aufgetretene Sicherheitsprob: 
Leckagen ln Primlrkrelslau1, Undichtlgkelten 
an Dampferzeugern, StOrungen und Verschlei­
Berschelnungnen bei Ventilen und Dichtungen, 
Probleme ln den elektrischen Systemen. 
11. Der geflhrllchste der hier erstmals verOf· 
fentllchten StörfAlle ereignete sich am 21.2.83 
in Kozloduy,Bulgarlen:Nach einem elektri8chen 
Defekt öffneten zwei Ventile am Druckhalter 
des Primart<relslaufs. Der Druck Im Primlrkrels­
lauf sank rasch ab, der Reaktor wurde abg&-
8Chaltet. Es gelang nicht, die Ventile wieder ZU 

schlle8en. Nach weiterem Vertust von KOhlmlt· 
tel wurde die NotkOhlung aktiviert. Eln drittes 
Ventil konnte geschlossen werden; die Lage 
war wieder unter Kontrolle. Oie Einspeisung 
von kaltem NotkOhlwasser in den heißen Reak· 
tordt'uckbehAit bedeutete akute Gefahr von 
Spctldbruchvers einer Schweißnaht- der 
betreffende Block ln Kozloduy gehört mit hoher 
Wahrscheinlichkelt zu jenen Anlagen. deren 
SchweißnAhte dafQr besonders anftlllg sind. 
12. Es 1st nicht möglich, die Wahrscheinlichkelt 
fQr einen schWeren Unfall in einem WWER-440 
(oder einen anderen Reaktortyp) zuverllsslg zu 
bestimmen. Oie Unsicherheiten und Wissens­
lOCken sind IJ'Oß. Zur groben Orientierung kann 
aber eine Bandbreite abgeschAtzt werden, in 
der diese Wahrscheinlichkelt liegen kOnnte. So 
liegt z.B. die Wahracheinllchkelt·einen schwe­
ren Unfall am Standort Dukovany in der CSSR 
in der Zeltspanne von 1987 bis 2000 bei 0,6 '% 
bis 20%. Es 1st somit klar, da8 es sloch keines­
wegs um ein vemachllsslgbares Restrisiko 
handelt. 
13.Eln Unfallablau1 (von vielen riiOgllchen) 
könnte, wie in Kozloduy 1983, mit dem Öffnen 
und Offenbleiben eines Druckhalterventils be­
ginnen. Oie kalte Hochdruck· 
NotkOieinspelsung fOhrt zu starker Belastung 
der Werkstoffe (.,Therrnoechocl<") und zum~ 
reiBen einer HauptkOhlleltung. Eine kleine 
Nachl4sslgkelt bei der OberprQfung der Sicher· 
heltsaysteme (etwas zu niedriger Wasserstand 
in einem Tank des Oruckbau-5prinklersystems) 
schaukelt sich zum Zusammenbruch des 
Oruckabau-, und kurz darauf auch des ~Ohl­
systerns au1. (Es handelt sich in cWm hier be­
trachten Unfallszenario um eine Anlage der 
zweiten Generation.) 
14. Der Slcherheltselnschlu8 versagt in diesem 
Falle Innerhalb einer UnfaHminute. Er weist be­
reits ein groBes Leck au1, als im Laufe der nlch­
sten Stunde der Kern schmilzt. WAhrend des 
Kemschmelzens werden radioaktive Stoffe in 
groBen Mengen an die AtmosphAre freigesetzt. 
Ein weiterer Frelsetzungsproze8 erfolgt, wenn 
die Schmelze den Druckbehälter durchdringt 

und beginnt, mit dem Beton des Gebludes ln 
Wechselwirkung zu treten. Oie radloektiven 
Freisetzungen sind vergleichbar denen des 
Tschernobyl-Unfalls, bei manchen Radionukli­
den (z.B. Jod-131) sogar deutlich gr08er, ob­
gleich es sich beim WWER-440 um einen er­
heblich kleineren Reaktor handelt als beim 
RBMK-1000. 
15. Trotz der hohen Freisetzungen Ist derbe­
trachtete Fall noch weit vom schllmrnstmOgll­
chen entfernt. Oie wrstlrkende Wirkung von 
Explosionen wAhrend des Unfalls w1n:t nicht be­
rücf<slchtlgt; weltemin wird angenommen, da8 
die anderen BlOcke am gleichen Standoft nicht 
in Mitleidenschaft gezogen werden, und da8 
keine Frelsetzung aus dem Im Reaktorgeb.Aude 
beflncllchen Lagerbecken fOr abgebrannten 
Kemnbrennstoff erfolgt. 
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22. Oie Oberaus kurze Vorwarnzeit macht Ge­
genmaßnahmen wie Evakuierungen vOIIIg un­
möglich. Selbst eine raschestmOglich und ef­
fektive VerstAndigung der Be­
hörden bringt letziich nur den Vorteil, da8 kurz· 
fristlg und gezJett mit Messungen begonnen 
werden kann und Maßnahmen zur Verringe. 
rung der Strahlenbelastung Ober die Nahrung 
etwas früher als geplant und eingeleitet werden 
kOnnen. Trotz der au1 der Sondersitzung der IA­
EA im September 19851n Wien beschldsseneß 
Konwntion Ober frühzeitige. Benachrichtigung 
bei einem nuklearen Unfall, die am 'Z7.10.86 i.n 
Kraft- trat, darf aber nicht von einem raschen 
und effizienten Informationsaustausch ausge-
gangen·werden. . 
24. Der Reaktortyp WWER-440 war bishef 
kaum Gegenstand kritischer Analysen. Oie vor­
liegende Studie will hier den Anfang machen, 
diese - angeslchts der Slcherheitsdefle des 
WWER-440 besonders gravierende - LOcke 
zu schließen. Sie soll jedoch nicht so verstan­
den werden, da8 nur dieser Reaktortyp Anlaß 
zur Sorgen gebe. Dies trifft keineswegs zu. Nur 
wer deutlich macht, da8 er/sie die GefAhrdung 
ernst nimmt, die von den Atomanlagen des ei­
genen Landes ausgeht, kann .gtaubWOrdlg au1 
die Geflhrung durch Atomanlagen anderer 
LAncier hinweisen. 

Stillegung 

sofort! 
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ln Greifswald stand ein Super-GAU ku·rz bevor 
Ganz Nordeuropa stand 1976 kurz 
vorder Katastropheals durch einen 
Kabelbrand fünf von sechs Kühl· 
pumpendeSAKW Greifswald (DDR) 
versagten und alle AnzeigegerAte 
Im Kontrollraum ausfielen. 
Ein Belnahe SUper-GAU, den die 
alte SED·Reglerung streng geheim 
gehalten hatte und auch dem 
Umweltminister T6pfer, der den 
Atomkomplex im Januar '90besuch­
te hatte, nicht verraten hatte. 
Am 29. Januar ver6ffentlichte der 
SPIEGEL einen Artikel, der einen 
Horrorchronik eineszweiten Tscher· 
nobyl gleicht. 
FazH des Berichts: 
Jeder Tag, an dem einer der spr6-
den Druckbehllter der fünf Reak· 
torbl6cke nicht explodiert Ist und 
seine radioaktiven Strahlenwolken 
über ganz Nordeuropa verteilt, Ist 
ein Glückstag! 

Im folgenden wird erst der St6rfall· 
hergangvon1976beschrieben. Das 
war aber nur die SpHze des Eis­
bergs. 
Anschließend folgt eine kurze Aufll­
stung einiger St6rfllle von 197 4 bis 
heute. 

Elnmal beruhte die Handlungsflhigkeit nur 
noch auf einem simplen Zufall; und bis heule 
hat die DDR-Regierung verheimlicht, daß 1976 
Au Berat knapp eine KalllstrOphe vom Ausmaß 
der Kernschmelze Im ukrainischen Tscherno­
byl verhindert wurde. 
Esselschon"Wieeln Wunder" gewesen, so ein 
damalselngesetzterSk:hemeltslngenleur,daB 
nicht "MM'te Tfllle NorddeulschJand, CJIJnemarl<8 
und Schwedens- radloak1ivverseuchtwurden. 
Wegen unzullsslger Manipulation an der Erd­
ungsanlage durch einen Elektromels18r, der 
einen Mitalbeller einwies, gerle.t ein Kabelnetz 
der von der Sowjetunion gelieferten Kernkraf­
tanlage vom Typ WWER-4<40 (siehe auch fol­
genden Mlkel) in Brand. 
Mehrfach gepri)fte Schutzvorrichtungen fielen 
total aus. Oie von Diesel-Generatoren betriebe­
ne Notstromanlage, die bei StOrfAIIen die wich­
tigsten ~te des ~kraftwerks wie die 
PumpendesNoii<OhlsystemsmitStromversor­
gen soll, versag~e:-.Auch die Kabel dtN Hot­
aRmversorgung haben gebrannt.· 
Funkslonleft hat allein die Schnellab&chalb.mg, 
der "Haverle-Schutz, erster Ormung': Oie 
Ablorberkasaettenflelen zwischendie Brenne­
lemente und umerblachen die Kettenreaktion. 
H&hste Gefahr aber ging weilerhin von der 
Restwlrme von etwa 80 Megawatt aus: Oie 
K....chmelzedrvh ... 
Der ' Ingenieur. "DDe Zeltbombe tickte- - nur 
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wenn es gelang, die ungeheure Energie fortlau­
fend durch KOhlwasser abzuleilen, war die 
Kataslrophe zu verhindern. 
SAmtliehe sechs Pumpen zum Abtohren der 
WArme Im Normalbetrieb des Reak1Drs waren 
durchdenBrandaußerFunktion.Zum NotkOhl­
sysaam gehOrten weitere aed-. Pumpen, von 
denen fOnf sich nicht aklivleren ließen. 
-DclrdtelnenteinenZufal-warwegenlnstand­
haltungsarbeiten die sechste Notpumpe nicht 
an die Stromwrsorgung desbtemenden Blocks 
I angeschlossen, sondern auf das Netz des 
Reaktor-Blocks II geschallet. 
Im Kortrolraum waren alle wichtigen Anzeige­
gerite ausgefallen, "alles war Iot-. Niemand, so 
berichlet der Ingenieur jetzt, habe den Zustand 
des Reaktorsgenau analysieren können. Stun­
denlang - wAhrend die Feuerwehr bei starker 
Rauch- und Giftgasentwicklung den Brand 
bekämpfte-habe man gewartet: "Kommt es zur 
Ksmschmelze,js odsrnsln?" Oie Pumpeschaff­
te es. 
Unter strenger Geheimhaltung wurden dann ­
auch unter Annee-Einsatz - die Brandherde 
geslubert. Mit einer tor DDR-Verhältnisse 
ungewöhnlichen Schnelligkeit wurde Block I 
repariert und nach et,wa vier Monaten wieder in 
Betrieb genommen. 
AmmkonlrolleurSitzlack, vorwenigen Monaten 
nochslrengerHOterderOOR-Nuklear-Geheim­
risse, unterwirftsich neuerdingswilligdem Urteil, 
das letztlich von bundesdeutschen Atom-Kon­
lroleuren bestimmt wlrd:'Wir sind ganz ent­
schisdenentschlossen, diese Empfeliung um­
zusetzen.- Sch&mmstenfalls mOsse er eben 
seine Unterschrift tor einen Weiterbelrieb ge­
flhrllcher Ammanlagen "verwe/gem.-
Oie Alommelier von Greifswald haben, wichtig­
ster Mangel, keinen Sicherheitsabschluß aus 
Stahl und Beton, kein Containment; ein GAU Ist 
also schon bei einem simplen Augzeugabsturz 
denkbar, so - fast geschehen - beim Absturz 
einer sowjetischen MIG Im Jahre 1986, nur 
einige Flugsekunden von L.ubmln entfernt 
Kommt es zu einer "Haverle- , Offnen sich bei 
steigendem Druck •Oberstr6mklappen- Im 
Geblude, die Radioaklivitlt entweicht unge· 
hindert. Eine solche Konstruktion setzt auf die 
Festigkeit des stÄhlernen Oruckbehllter. 
Der vor 20 Jahren verwendete Stahl enthAlt 
Kupfer und Phosphoranteil. Durch den 25jAIYI­
gen Beschuß mit Neutronen wAhrend des 8&­
trlebes hat sich die Atomstruktur des Stahls 
verändert, das Malerial wurde spröde. Dadurch 
bes18ht bei Druckaufbau cie Gefahr piOtzllchefl 
Reißens- das wäre ein zweites Tschernobyl. 
Auch aus westdeutschen Meilern Ist das Risiko 
bekannt, so aus dem KKW Stade. Dort aßer­
dlngs gibt es zwischen Reaktorkern und Ge tAB­
wand einen relativ breiten "Wasserspalr, ln 
dem das Wasser den Neutronenbeschuß 
"moderiert" und der Stahl weniger leidet Oie 
Sowjet-GetABe haben keinen Platz fOr soviel 
Wasser. Sie durften in den siebzlger Jahrennur 
so breit werden, daß sie noch mltderEisenbatwl 
.., Ihren Einsatzort gelangen konnten - ein 
wahrlich belngstlgendes "begrenzendes Krite­
rium• fOr Reaktorbauer. 
( ... ) 
o.inwlrd befOrchtet.es könne zu einem pl6tz• 
Iehen Rohrbruch Im nuk....., Kreislauf 

kommen, ohne daß vomer ein kleines Leck 
aufgetrelen wlre, bei dem die Reaktor-Mann· 
achalt noch handeln kann. Ein voll8tlndlger 
Rohrabriß bedeutet mit hoher Watncheln­
llchkelt die KMMchmelze mit btntropM­
IenFolgen. 
ln der Bundesrepublik mOssen ~ ein 
Leck von60 Zentimetergerade noch veriaBften 
können; die Greifswalder MeHersind nurtorein 
Löchlein von 23 Mllßmel8m .. Bruchquerschnitr 
gerO&*el 
Ist das Prinzip -LBck II'Of Bruch• nicht gesichert, 
das hat l!irkofer vor1Auflg und bei begrenzter 
Kenntnis der Anlage ausgerechnet, werde es 
beim Bruch einer größeren Leitung rasch zur 
Kernschmelze kommen. 
Bis zum Versagen der Kemlragplatte dauerte 
es dann nur 64 Minuten, der Reaktorgefäßbo­
den, wäre nach 82 bis 133 Minuten dahin, die 
Katastrophe nicht aufzuhalten. 

Störfälle von 1974 bis 
heute: 

1974, der Block I warerstkurze Zeitmit 
Vollast gefahren, lieB sich der Reak10r nicht 
mehr kontrollieren, die Temperaturen stiegen. 
Nach Öffnen des Reaktordeckels bot sich ein 
BUd der VerwOstung: Etliche Brennelemente 
(OOR-Fachwort:"Kasettenj waren geborsl8n, 
die Zlrkon-ummante!ung einzelner BrennstAbe 
geplatzt; derwie in Pillenröhrchen angeordnete 
UranbrennsiDffwartellwelsezusammengebae­
ken, verklumpt oder verstreut 
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- lmselbenJahrwurdebeiderEntladung 
von Blod< Ieine Katastrophe knappwnnieden. 
IrrtOmfleh war eines der schweren Steuerele­
men18 (DDR-Fachwort: "Absorberl<assettej aus 
~m offenen Oruckgeflß gezogen worden und 
baumehe Oberdem vollgeladenen Reaktorkern. 
Der Absturzaus 15 Meter H6he drohle -verhin­
dert wurde er nur, weN es gelang, ein Feuer­
wehrsprungtuch unter die freihAngende Kas­
sette zu spannen. 

Die Zeitbombe tickt 

- Bei einem St6rfall Mitte der slebziger 
Jahre war, nach Meinung von Greifwalder 
Augenzeugen, nur noch "ein technisches 
Wunde,. hilfreich. 
Bel Wartungsarbei18n hatten die Kraltwerker, 
auspurerSchlamperel,sechsSc::hutzdeckel im 
Reaktorinneren vergessen. Alsder Atommeiler 
wieder angefahren wurde, riß der Mahlstrom 
des KDhlmittels de 2,5 Millimeter dicken Stahl­
deckel mit sich und fetzte sie, wie Stasi-Akten in 
einen Reißwolf, durch die gurgelnden Riesen­
pumpen. Eine Sehneflabschaltung gelang. Alle 
sechs Hauptumwälzpumpen gingen kaputt. 

1981 wurde ein Durchgehen des Reak-

Russisches 
Roulett 

in Greifswald 
Schwachstellen im 

Druckwasserreaktor WWER 440 
(schematische Darstellung} 

torgerade noch vennieden. Durch Vertauschen 
zweierRohrleitungengelange 40 Minuten lang 
sogenanntes de-ionisiertes Wasser ("Oeionatj 
in die aktive Zone des Reaktors. 
Der Kernspaltungsprozeß wurde dadurch be­
schleunigt-die Temperatur stieg unkontrolllert. 
Sehneflabschaltung und ZUfOhrung von neutro­
nenbremsendem Bor stoppten de Überwlr­
mung. 

Ein Störfall am 2.Januar 1985 ging auf 
diec:hronlschmlserableArbeltadsziplinzurOck. 
Ein Arbeiter, der die Auslaufkanalschleusen 
vom Turbinenhaus in Richtung Ostsee Ober­
wachte, fiel in Schlaf. Der Kanal Nef voll bis an 
den Rand. Nur weil das Erdreich der DAmme 
hart gefroren war, wurde eine Überflutung des 
Kraltwert<sgellndes vennleden. 

1988 kam es zum Austal des Reaktor­
blocks 111, weil das Notstromsys18m versagte. 
WAhrend die Stromzufuhr unterbrochen war, 
fielen alle Signalgeber und Sensoren aus und 

Radioaktive Gase 

blieben beim Augenblickswert stehen - vier 
Minuten lang steuer18n die Techniker den 
Reaktor Im Blindflug. 

Blindftug·Bedngungen herrsdlen mitunter auch, 
wenn alle Meßgerl te funktionieren. So wurde 
eines Nachts im Wendemonat Oktober '89 ein 
kompletees Schlchtkohktiv Im volltrunkenen 
Zustand angetroffen. Es handelte sich um elf 
junge MAriner der 8-Schicht, zustlndig .,a, die 
88fundung ..-on Reaktor- und PrlmiJrlcreislauf­
komponenten". Oie alkoholisierten Kraftwerkar 
zerstörten einSc:hleusencrehkreuz,beschmier­
ten die Winde mit FAka.lien und ließen eine 
Kontrollkamera mit einem SprOhstrahl roter 
Farbe erblinden. 
Nach Mitte Januar diesen Jahres, als zum er· 
stenmal westdeutsche Fernsehteams durch den 
Greifswalder Atomkomplex gefOhrt wurden, 
ertdl rte Kombinatsdirektor Reiner L.ehmann mit 
Bestimmtheit, nennenswerte S~AIIe habe es 

strömen beim Öffnen 1-------...-1 
des Reaktors unge- schlne zum Be- und 

Keine mehrfach aus-­
gelegten NotkOhlsys­
teme-schon bel Rohr­
brOchen Im Primärsy­
stem von mehr als 80 
Millimeter Durchmes­
ser kann es zur Kern­
schmelze kommen 

S<:hleflage des Reak­
torgebäudes durch 
Absacken der Funda­

I::::;;; mente - die Reaktor­
sehneflabschaltung 
klemmt, Radioaktivi­
tät Im Grundwasser 

hindert in den Appa- Entladen des Reaktor­
druckgefäßes - zahl­
reiche Störfälle durch 
"AbstOrze" schwe­
bender Lasten ln den 
Reaktor 

Brennelemente und 
andere wichtige Teile 

lii\;:;;~=~;-;;=y des Reaktorke rns 
durch starke Velbra-
tlonen beschäd 

Reaktordruckgefäß 
versprödet - zahlrei­
che Korrosionsschä­
den an den Innenwän­
den 

23 



DDR 

in Lubmin nicht gegeben. 
Doch aus der geheimen Störfallstalistik, die 
dem SPIEGEL vorliegt, ergibt sich ein anderes 
Bild. Danach gab es allein im Jahr 1988 in den 
Blöcken I-IV des VE Kombinats Kamkraftwerke 
"Bruno Leuschner" 
- 242 "unplanm§ßige Ereignisse•, 
- 122"Störungen, davon 
- 18 Sehnetlabschaltungen 
Eine Schadensbilanz, die bundesdeutsche 
Reaktorexperten das Gruseln lehren mag. 
Der vorerst letzte schwere Störfall im AKW 
Greifswald ereignete sich am 24. November 
letzten Jahres. Bei sogenannten Schieflast­
Tests, am nagelneuen Reaktorblock V wurden 
drei Hauptumwälzpumpen agbeschaltet, um die 
automatische Sehnetlabschaltung zu prOfen. 
Doch der Havarieschutz funktionierte nicht. Der 
simulierte Störfall geriet außer Kontrolle als 
eineweitere Umwälzpumpeversagte. 40 bls50 
Sekunden vergingen, ehe die Sehnetlabschal­
tung schließlich manuell ausgelöst wurde. 
ln der Zwischenzeit war es bei schätzungswei­
~ 10 ~s 30 Brennelementkassetten zu gefähr­
licher Uberhitzung gekommen. 
Biszum Besuchdeswestdeutschen Umweltmi­
nisters Klaus Töpfer in der vorletzten Woche 
war das Druckgefäß des havarierten Blocks 
noch nicht geöffnet, der genaue Schaden nicht 
bekannt Die Verkabelung, die zu dem Störfall 
gefOhrt hatte, stammte von einer polnischen 
Firma. Rund zehn Kilometer Kabel müssen nun 
neu verlegt werden. Vor Mitte 1990 kann der 
Probebetrieb im Block V nicht weitergehen. 

Für die Atomanlagen am Greifswalder Bod· 
den bleibt, soll die Bevölkerung ln beiden 
Teilen Deutschlands nicht einem unverant· 
wortliehen Risiko ausgesetzt sein, nurnoch 
eines übrig: Abschaltenlllll 

8 • • 3 
für die 

Atommafia 

Gorleben Diskussion 
stieß in Lenzen auf 
großes Interesse 
auf den ersten Blick wirkte das Podium 

Kulturhaus Lenzenunausgewogen. Doch an 
Fülle, es saßen 12 Personen vorne, ließ 

mehr ändern, denn BOrgermeister 
11-l'litnk··Mic::hael Voß hatte beschlossen alle 
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Pünktlich um 20.00 Uhr stelle Bürgermeister 
im Lichte der Scheinwerfer des NDR das 

den etwa 200 Interessierten, davon 
20 aus der Bundesrepublik vor. Auf der 
Seite Prof. Dr. Fröhner, Dr. Fenzel, Herr 

:r::,.. . .,.,.;,,~ und ein weiterer Mitarbeiter der BLG, 
und Herr Brinkmann von der BDE, Dr. 
Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) 

Herr Sr'h' als Vertreter des DDR-Atom-
mOIIIIaclers in Morsleben. Auf der anderen Seite 

der Gruppe Ökologie Dipl .• Physiker Wolf­
Neumann, die Bundestagsabgeordnete 

Lilo Wollny und Dieter Schaarschmidt von der 
Bürgerinitiative LOchow-Dannenberg. 

Eingangsreferate waren auf 1 0 Minuten 
1...,.,, • .,.,.,,.,, und wurden gleich von den ersten 
IRefen~nt••" Prof. Dr. Fröhner und Dr. Fenzel um 

als das doppelte überzogen. Der Inhalt 
sich auf die Zwischenlager und die ge-

plante Konditionierungsanlage in Gorleben. 
Eine beherzte Frau aus Perleberg machte dann 

erste ihrem Unmut Luft Diese Form von 
Information kenne man seit über 30 
habe man jetzt endlich hinter sich 

nebll'acht Sie die DDR-Bürger wollten jetzt mit 
Ängsten und Bedenken ernstgenommen 

werden und nicht so schulmeistarisch behan­
delt werden. 
Einige Bundesbürger, besonders aus dem 
benachbarten Höhbeck, denen schon vorher 
beinah der Kragen geplatzt war, sparten nicht 
an Kritik, was Teilweise in Gegenvorträge aus­
artete, die natürlich auch die Zeit fOr Fragen der 
Zurückhaltendereren DDR-Bürger/innen be­
schnitt. So war auch das Interesse am Gegen­
referat von Wolfgang Neumann nicht mehr so 
groß und er versuchte sich kurz zu fassen. Die 
neue brisante Erkenntnis, daßdie sogenannten 
"Spaltstoffflußkontrolle" mit einer Ungenauig­
keit von 12 % belastet sei und mit theoretisch 
·über 35 kg Plutonium unbemerkt verschwinden 
könnten, wurde vom Publikum genauso hinge­
nommen, wie viele der anderen fOr sie neuen 
Informationen. Die Setreiberseite hielt sich 
bedeckt 

Auch als von einer DDR-BOrgerin einige klare 
drängende Fragen gestellt wurden, fOhlte sich 
Herr Dr. Viehl (BfS) nunmehr berufen sein halb­
stündiges Referat zu halten und die Frage, 
warum denn der Standort Gorleben überhaupt 
ausgewählt wurde, wo doch bekannt war, daß 
der Salzstock zur Hälfte auf DDR-Gebiet liege 
und die Bundesregierung drei andere geolo­
gisch geeignetere Standorte vorgeschlagen 

Mit Erstaunen wurde vom Publikum 
stellt, daß man zwar keine Erkenntnisse 
den DDR-Salzstockteil habe, aber doch wisse, 
daß er eine grundlegend andere Struktur habe 
die aber keine negativen Einfluß auf die Gorte­
bener Seite habe. 
Die Frage nach Erkenntnissen aus DDR-Erd­
gasbohrungen und besonders Ober die Bohr­
turmexplosion 1969 bei Lenzen, brachte · 
keine klaren Ergebnisse. 
Ein Disput Ober auf DDR-Seite vorhandene 
Salzbracks wurde mit der ironischen 
kung eines Lenzenars beendet, er wolle 
morgen dort angeln gehen, um zu sehen, ob 
dort Salz- oder SO ßwasserfische 
Zu der Frage, ob die BLG mit dem Dai~OEIQ!rln 
unter Zeitdruck stehe und wenn nicht, warum 
das Genehmigungsverfahren nicht noch ein­
mal fOr Einsprüche aus der DDR geöffnet wer­
de, um alle Bedenken auf einem Erörterungs­
termin besprechen zu können, wurde 
geschwiegen. Erst nach mehrmaligen N.A'""tr·'"­
gen sagte Dr. Fenzel die BLG meine es sei an 
der Zeit die PKA jetzt zu bauen, weil man eine 
•entsprechende Erprobungszeit brauche. An­
sonsten müsse man die Frage der Beteiligung 
von DDR-Bürger/innen an die zuständigen 
Stellen des Umweltministeriums stellen, die 
diesem Aufgebot fehlten. 
Wegen der fortgeschrittenen Zeit gab Bürger­
meister Voß dann dem Vertreter des Endlager 
Morsleben Herm Schulze die Gelegenheit 
die bisher in Ost und West weitgehend 
kannten Anlagen zu berichten. 
1970 wurde das ausgediente Sailzberawe1rk 
übergeben und bis 1978 als Ato>mn1üllaQEtr, 
nach den Kriterienwiejede a1ndE•re J"to1ma11la~:~& 
in der DDR, ausgebaut. Seitdem 
m3 flüssiger Atommüll, der in einer SalzsltociK­
kaverne mit Braunkohlefilterasche vArfAetint 
wurde, und500m3 fester AtommüiiAinnAJ,~"..,n 
Die schwachaktiven Fässer werden in 
aufgestapelt, mittelaktive Abfälle werden in 
Kaverne gestürzt. 
Hochradioaktive Abfälle gibt es in der DDR 
nicht, weil die abgebrannten Brennelemente 
bisher zurück in die UdSSR gingen. Jetzt müs­
sen sie allerdings zwischengelagert werden, 
weil die Verträge abgelaufen seien. Ein ande­
res Bergwerk, nur300m entfernt, daß "abge­
soffen• war gefährde das AtommOllager nicht, 
die Lauge werde abgepumpt, wurde auf Publi­
kumsfragen betont. 
V tele Fragen, so die nach den Alternativen 
Atomenergie mußten auf Folgeveranstaltun­
gen vertagt werden. 
Möglicherweisewirddies mit dem Scii'\W<orn~•nlct 
Salzstock/ Endlager am 2. März mit Prof. 
mel geschehen. 
Lßo Wollny, die das Schlußwort erhielt, gab 
allen die Frage mit auf den Heimweg, ob es 
denn richtig sei für 30 Jahre Strom und Nutzen 
der Atomkraft kommende Generationen über 
10.000endevonJahrenmitderHypothekunse­
rer Zeit zu belasten. Nach ihrer Meinung müsse 

die Produktion weiteren AtommOlls sofort 
stoppt werden, um dann nach der besten 
schlechten Lösungen zu suchen. 



An 
Herrn Prof. Dr. Klaus Töpfer 
B~n18terf0r Umwelt 
BI.JildMNpubllk Deu\Khl8nd 

Stendal, 16. Jan. 1990 

Die beiden Elektrizitätsversorgungsunterneh­
mender BundeS18publlk Preuuen-Eiektra und 
Bayernwerktohren bereitsinformelle Verhand­
lungenmit En&rgie-Experten der DDR Ober den 
Ausbau desStromverbundes. Die Verhandlun­
gen zielen darauf ab, vier Konvoi-Kernkraftwer­
ke von je 1300 Megawatt zu errichten (das sind 
5200 Megawatt). 
Ziel dieser Großprojekte soll sein: 

eine Verringerung der Umweltbelastung 
und derhohen Abhlnglgkeltvon derBraun 
kohlewrstromung 
Sicherung der Energieversorgung in der 
DDR 
SteigerungdeseX11'8m niedrigen Wirkungs 
grades des veralteten Kraftwerf<parkes in 
unserem Land. 

SeiY geehrter Herr Minister! 
Wenn Sie jetzt die DDR bereisen und in Greifs­
wald und Stendal die Kernkraftwerke sowie das 
sogenannte Endlager Morsleben besuchen 
fOrchten wir, daß Sie Im Interesse der obe~ 
dargestellten Projekte unterwegs sind. Vielleicht 
wollen Sie Absprachen mit unserer nicht mehr 
legitimierten Regierung !reffen, die folgenschwe­
re Schiden verursachen könnten. Derartige 
Entscheidungenwärenvoneineram6.5. 1990 
legitimierten Regierung nicht rOckgängig zu 

machen. 
Auch Sie, Herr Minister, können keine 
befriedigende Antwort auf die Frage ge 
ben: wie der entstehende radioaktive MOll, 
der )llhrtausendelangweiterstrahlenwird 
jemalsun&chAdlichgemachtwerdenlulm: 
Auch können Sie keine Garantie geben, 
daß eine Havarie mit Kernschmelze mit 
hier noch viel schrecklicheren Folgen als 
1986 in T schemobyl vermieden werden 
kam. 
Sie wissen auch, daß eine so gigantischen 
Kernenergieanlage ein ideales atomares 
Angriffsziel fOr Terroristen und im Kriegs 
falle Ist. 

Bitte nehmen Sie als Politiker der Christlich 
Demokratischen Union zur Kenntnis, wie die 
Ökumenische Versammlung der DDR-Kirchen 
in der energiepolitischen Verantwortung 1989 
geurteilthatundhörenSiediewarnendenStim­
men der betroffenen BOrger von Stendal und 
Umgebung: 
"Kernenergie darf nicht Grundage unserer 
zukOnftigen Energklversorgung sein. Wegen 
llrer sozialen, technischen, 6kologischen und 
militJJrlschen Risiken istder Ausstieg aus dieser 
Techrik uoomglnglich. Wir sind uns bewußt, 
daß eine solche Forderung erhebliche Beden­
ken und WiderstAnde hervorruft. Wir k6nnen 
diesen Verzichtoorglaubhaftfordern, wennwir 
auch bereit sind, Konsequenzen mitzutregen 

DDR 

Bürger von Stendal und Umgebung 
I. V. Erika Drees 
Beethovenstr. 1 
Stendal3500 
Tel.216267 

( ... ) Wirhabendie VIsioneiner Zukunft diesich 
im wesentHchen auf regentNStive Ene',g;squel­
len stOtzt. Der Abbau der Energieverschwen­
dung in Wlftschaft, GaseNschaftund im privaten 
Bereich sowie d/e Anwendung moderner Ver­
fahrenbelder rationeHen Energeumwandlung 
und -anwe(tdung sindunerllßliche erste Schrit­
te zur Realisierung dieser Vision. • 

SeiY geehrter Herr Minister! 
Wenn Sie Ihr Amt als BeschOtzer der Mitwelt 
emst nehmen, so bringen Sie uns bitte nicht cle 
teure sogenannte Sicherheitstechnik und nicht 
den Nuklearteil von Kernanlagen, sondern hel­
fen Sie uns mit Ihren ökonomischen und techni· 
sehen Möglichkeiten, die nötigen Energie s p a 
r maßnahmen zu realisieren. Helfen Sie uns 
zum Beispiel anstelle unserer veralteten zen­
tralen Großkrattwerke kleine und mittelgroße 
hocheffizlente, gasgefeuerte Block-Heiz-Kraft­
werke einzufahren. ln späterer Zeit brauchen 
wir eine gute Kooperation mit den Energiever­
sorgungsunternehmen der BundeS18publik zur 
Entwicklung regener.tlver Energlequellen. 
Helfen Sie uns, da wir wns energiepolitisch am 
Null-Punkt befinden, bei der Energlewende, 
damit wir nicht um eines kurzfristigen Vorteils 
willen kommenden Generationen die Lebens­
möglichkeiten rauben! 

Im Auftrage von BOrgem der Stendaler 
Region 
(Dr. Erika Drees) 

25 



DDR 

Töpferbesuch in Stendal 
Ein Erlebnisbericht 

Am 16. 1.90traf BundesumwellmlnlsterTOpfer, 
nach seinem Besuch Im DDR-Enclager fOr 
schwach und mittelaktiven AtommOl in Morale­
ben, kurz vor 14lh in Stendal ein. Polzel war 
so gutwie nicht zu sehen und beschrAnkte sich 
auf die VertcetYaregelung. Elne kleine Schar 
von Demonstrantinnen aus Ost und West ver­
spente die Zufahrt zur AKW-Bauatelle, um 
Töpfer zur Rede zu stellen. Frau Or. Erika 
Drees, der sich Töpfer schließlich Im GewOhl 
der Joumallatlnnea zuwandte, verlas eine Er­
kllrung der Stendaler Atomkraftgegnerinnen 
und torderee_ Töpfer auf, keinesfalls vor dem 6. 
Mal mit der Ubergangateglerung Irgendwelche 
VertrAge in Sachen Alomenef98 abzuschlie­
ßen. Nachdem der Umweltminlaeer dies zuge­
sagt hatte, bewegte sich der ganze Haufen zu 
Fuß in das Baugellnde. Eine Kontrolle fand 
nicht stattln zwei Bussen, einer fOr die Offiziel­
len, einer fOr Presse und Medien, wurden ver­
schiedene Stationen der Baustele angefahren. 
Gunter Matzlnke, der verantwortliche Dlrektcf' 
der Bauaeele, erldlrtecle verschiedenen Teile 
und SlcherheltsvorkehNngen, de einen GAU 
einen Augzeugab61Urz und Erdbeben StArke 7 
aushalten sollen. Olea gilt zumindesttordie 120 
cm starke Sk:herheltskuppel, wobei das aoge­
nanniB WaRmannventil zwar nodt nicht vorge­
sehen sei, aber ja nachgerOstetwerden kOnnte, 
wie Töpfer meinte. Mit einer Beurteilung des 
Baustellenzustandes und des Slcherheltsstan­
dardshieltslchTöpferalerdlnguehrzurOck,er 
wolle sich erst einmal nur Informieren. 
Erstaunfleh war die Offenheit, mit der auch die 
Bauarbeiter z. T. kritisch zur Atomproblematik 
Stellung bezogen. Olea war auch bei den drau­
ßen verbliebenen Demonstrantinnen der Fall, 
wo keinertel Agresalonen, sondern ehergroßer 
Informationsbedarf gelußert wurde und ange­
regte Gesprlche mit den Arbeltem liefen. 
Unterdenwestlichen Offiziellenwarenauch der 
niedersAchslache Umweltminister Aemmers 
und sein Ministerialrat Horst zur Horst, der das 
PKA-Genehmlgungaverfahren leitel - AAJf den 
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Hinweis, daß hier in der DDR wenigstens ein 
offener Meinungsaustausch mögUch sei, ganz 
Im Gegensatz zur Sitzung der "Gorreben Kom­
mission" vor einer Woche in Go!1eben, distan­
zierte sich zur Horst sogleich, denn fOr diese 
Einsctrinkung seien aDeln Grill und die "Gorle­
ben Kommission" verantwortlich. - Als Ich von 
Wemer Remmers befragt, was denn meine 
PatendOsung der DOR-Energieprobleme sei, 
auf die Studie der ev. Kirche der DDR "Mit 
Braunkohle und Kemkraft in die Krise" verwies 
und ihm sogleich die Kurzfassung Obe1T8ichte, 
wurde Protest einiger DDR-Ministerialer laut 
Teile dieser Studieselen Inzwischen wldertegi 
worden. Auf mein Bitten, mir diese Kritik doch 
zugAnglich zu machen, wurde mehrfach gro­
ßes Interesse bekundet, diese Punkte doch 
spAtereinmal sachlich in Ber11n (Ost) weiterzu­
diskutieren. Als. !eh jedoch darauf verwies, daß 
die Kernenergie keine Lösung des Braunkohle­
problems ergeben k&lne, weil man fOr den 
Ersatz des gesamten Braunkohlebedarfs der 
DDR etwa 100 ReaktOI'en dieser 1000 MW­
Kiasse bauen mOBte, da protestierWn die Offi­
ziellen von Ost und West gemeinsam. , gaben 
dann allerdings zu, daß dies beim Ersatz auch 
alen Braunkohlehausbnnieaduld'l Aaomslrom 
doch möglich sei. Daßlnveatltlonen in die ratlo­
nele Energieanwendung und Energieeinspa­
rung viel effektiver sei als Kraftwerksneubau­
ten, wurde ~keiner Seite bestritten, jedoch 
seien diese Maßnahmen viel zu langwierig und 
langsamgrelfend,wurdebetont .. wobelaufdie 
"Schneellgkelr des 17]Ahrlgen AKW-Baua nicht 
weiter eingegangen wurde. Schon allein die 
jetzt geplanten KOrzungen der Energiesubven­
tionen werden einen Spareffekt hervorrufen, 
voHzurWirtwngkommenkanndieserabererst, 
wenn auch eine Individuelle Heizkostenabrech­
nung der einzelnen Haushalte möglich wird. 

DleterSchaarschmldt 
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AKW Stendal Bauruine oder -Katastophenreaktor ? 

BESICHTIGUNG DER 
MARODEN BAUSTELLE 
AM 13.1.90 

Es Ist kaum zu glauben: Seit 1974 wird an 
dieser Atomanlage, dem4000 MW'Vorzelge­
Projekt der DDR, gebaut. Zu sehen Ist nur 
Beton und ein wenig Stahl. Das Reaktor­
druckgefäß steht offen dem Wetter ausge­
setzt. Empfindliche Schweißnähte rosten . 
vorsich hin. Es siehteigendich nichtwieauf 
einer aktiven Großbaustelle aus. Auf Antrag 
des Neuen Forums ln Stendal botsich erst­
mals die Gelegenheit, dieses Mammutpro­
jekt zu besichtigen. 
16 Jahre lang blieb die Baustelle des AKW 
Stendal den Bürgerinnen fest verschlossen. 
Alles um die Atomenergie herum war ein 
streng gehütetes Staatsgeheimnis. Jetzt 
komte eine kleine Gruppe von 30 Leuten, 
mobilisiert von Mitgliedern des Arbeitskrei­
ses Energie Im Neuen Forum und begleitet 
von ein paar unentwegten AKW-Gegnerln­
nen aus dem Westen, das erste mal hinter 
die Kulissen schauen, angeführt von Herrn 
WernerSchmidt,dem Leiterdesnauen Büros 
für Öffentlichkeltsarbeit beim KKW Stendal 
(vorher war er SED-Sekretär). 

Er lieferte die Zahlen und Informationen zum 
Kraftwerk, und ihm dOrlen wir auf den Zahn 
fOhlen. Es war deutlich zu sparen, daß es die 
Einrichtung noch nicht lange gibt. Im Vergleich 
zur ausgefeilten Propagandaderwestdeutschen 
Atommafia war die Informationsvermittlung 
zurückhaltend und eher unprofessionell. Mit 
der Umsiedlungunddem AbbruchderGemein­
de Niedergörne an der Eibe fing alles an. Heute 
ist dieser Ort eine umgewühlte, industriekom­
plexartige Baustelle von ca. sieben Quadratki­
lometer Größe. 10 000 Beschäftigte arbeiten 
zur Zeit auf der Baustelle, davon kommen zur 
Zeit ca . 2 000 Werktätige •aus den sozialisti­
schen Bruderstaaten• Sowjetunion, Polen, 
Ungarn, Kuba und Vietnam. Das hat soziale 
Auswirkungen auf die Stendaler Region. Die , 
mittelalterliche Stadt verlällt wegen mangeln­
der Baukapazität, die im Neubaugebiet Sten­
dal Stadtsee zum Wohnungsbau, den sog. Ar­
beiterschließfächem, für einen Großteil der 
AKW-Arbeiter eingesetzt sind. Die Infrastruktur 
und die Kultureinrichtungen der Stadt sind nicht 
mitgewachsen. Die Bauarbeiter des AKW ver• 
dienen rund 400 Mark mehr als anderswo. 
Einige derausländischen Arbeitererhalteneinen 
Teil ihres Gehaltes in Westdevisen ausgezahlt, 
eine Ursache fOr böse Spannungen zwischen 
Deutschen und Polen, die schon fast an Rassis­
mus grenzen. 

Neben· dem AKW Lubmin bei Greifswald mit 
vier Reaktorblöcken a 440 MW ( Typ WWER 
440 ) und dem völlig überalterten AKW Rheins­
berg bei Berlin mit 70 MW, das schon seit 1965 
in Belrieb ist, sollte dasAKW Stendal helfen, die . 
latente Energiekrise der DDR abzubaue!'l. Die 
Parole: "Mit unserer Kraft für die Energie der 
Zukunft. • Die DDR hatte schon immer einen 
hohen Grad an Eigenversorgung an Energie. 
Während. Westeuropa 43% und Japan 85,7% 
ihres Energiebedarls 1983 durch Energieim­
porte decken konnte (Erdöl und Erdgas), mußte 
sich die DDR zu über 70% aus einheimischen 
Energiequellen, vor allem Braunkohle, versor­
gen. Seit Anfang der achtziger Jahre ist die 
Tendenz wegen der wachsend negativen Au­
ßenhandelsbilanz der DDR sogar noch stei­
gend. Für die Gesamtkomplexe des 4 000 MW 
AKW-Giganten Stendal sind zwei Bauphasen 
geplant, in denen insgesamt vier Reaktorblöc­
ke mit acht 150 m hohen Kühltürmen, vier 
Dampferzeugern mit Turbinen, den entspre­
chenden Nebenanlagen zur Wasseraufberei­
tung und anderen Versorgungsgebäuden. Die 
erste Bauphase (Block I und II) solllaut Plan 
Mitte der neunziger Jahre abgeschlossen wer­
den unddie zweite (Block 111 und IV) irgendwann 
im Jahre 2050 (?) Fürdie zweite Bauphase gibt 
es noch keine Planungen bzw. Lieferverträge 
mit Reaktorherstellern. 194 sollen nach offiziel-
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len Angaben der ..... Realmrblock in Betrieb 
genommen werden. 60% des Bautenstandes 
sind fertiggestellt Damit sindWohl vor allem die 
großen Verwaltungsgebäude gemeint, deM 
Reaktorgebäude und Turbinenhalle scheinen 
das Rohbaustadium noch nicht erreicht zuha­
ben. 1990, so wird gehofft, soll der erste Oamp­
ferzeuger mit Turbine und 1991 dann endich 
derersteReaktorWWER 1 OOOausderSowjet­
union geUefert werden. Daß diese Zeitplanung 
nicht zu halten Ist, bezweifelt eigentlich nie­
mand. 
Ein auf der Bausalle besc:hiftigter Ingenieur 
bestlltlgte, daS doch bisher nur Beton verbaut 
worden isL Der sei so schlecht, daS niemand 
dafOr eine Sk:heltleitsgarantie Obernehmen 
k&lne. T echnlsche Ausrilstung war noch nicht 
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zu sehen. 
Bisher hat cie DDR runde 6 Mil~onen Ostmark 
verpulvert. Insgesamt sind fOr cle erste AIJs­
baustufe 17,4 Millionen Ostmafi( veranschlagt. 
Block 111 und IV sollen dann nochmal dasselbe 
kosten. Es ist aber schofl heute klar, daß cie 34 
Mrd. Ostmark nie ausreichen werden, um das 
Proje~t jemals fer1igzustellen. Daran glaubt al­
lerdings auch kaum noch jemand. 
Es scheint Oberhaupt zweifelhaft, ob die SU 
jemals cle belden vereinbarten Reaktoranla­
gen Mfem wird. Selbst auf Nachfragen bei 
HermSchmidtemtetenwirnurSdlulterzucken 
mit dem Hinweis: ·es gibt VertrAge dazu zwi­
schenderSUundderDDR. DiemOsseneinge­
haltenwerden."Nichtnur&lchefheitstechnische 
und Konstruktionsprobleme verz~m die Lie-

ferung, sondem auch die KapaziWen der SU­
Wirtschaft. Der a.g. Ingenieur Ist Oberzeugt 
'Wenn die Sowjets nicht liefem, passiert hier 
nichts mehrr Ganz anders sieht es fOr die 
BlOcke 111 und IV aus. "Es ist durchaus möglich, 
daß sich da noch etwas anderes ergibt", meint 
der Strahlenschutzcirektor Kurze. Gemeint Ist 
damit das Angebot der Preußen 8ektra und 
Bayernwerke vier AKWaln der DDR zu bauen, 
deren Abzahlung tordie DDR50%deserzeug­
an Stromakostenlos an die BAD zu tiefem hlt­
a. OlesesAngebOtldingtfastso, alsobcie Per­
spektiven der westdeutschen Energiepolitik in 
der DDR IIgen. = 

ln der BAD sind schofl lange keine neuen 
AKWs mehr in Auftrag gegeben worden. Der 
letzte Versuch, die standortunabhängige Ge· 
nehmigung eines Hochtemperaturreaktors 
(HTR·Typ mit 100 MW) ln Niedersachsen, ist 
durch einen breiten Widerstand quer durch aUe 
BevOikerungsgruppen gescheitert. Erst Im letz­
ten Jahr forderte der Wackersdorf-Ausstelger 
Bennlgsen-Foerder, vor kurzem verstorbener 
VEBA-Chef, ab 1994den Bauvonnauen AKWs 
als Ersatz fOr dann stillgelegte (z.B. Stade und 
WOrgaasen). Preußen Elektra, Bayernwerke 
und KWU/Siemena hoffen in der DDR einer 
strahlenden Zukunft entgegen sehen zu 1<00-
nen. Sie glauben, daß äte vom Braunkohlen­
Smog gebeutelten Menschen in der DDR Ihre 
Atomkraftwefi(e akzeptieren werden. 
Hierin Hegtein Ansatzpunkt, an dem AntJ-AKW­
Gegnertnnen aus BAD und DDR der Atomma­
fia cle Stim bieten können. Die ersten gemein­
samen Demonstrationen am 3.2. gegen die 
Atomanlagen in Gorktben und am 11.3. gegen 
das AKW Stendal sind nur der Anfang zur 
Stillegung der Alomprogamme ln Ostund WesL 
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Aller Anfan ist schwer 
Nach der Bealchtlgung der Bauetelle 
dM AKW Stendal 8pl'llchen wir mit 
HolgerBachmann,derMifderBauatelle 
ala Energl•nlllgem.chnlker arbeitet -
Jetzt gekOndlgt hat, dem Diplomgeolo­
gen Olaf Hartmann und einem welter~~n 
Mitglied du Neuen Foruma. Alle d111l 
arbeiten ln der Arbeitegruppe Energie 
Im Neuen Forum mit. Wir dokumentl• 
rendaaGMJ)rlcheuafOhrllch,damltea 
einen Einblick ln die Anti-Akw Arbeit ln 
der DDR bietet. . 

•tom:ZuwelchtlrGtupptlgehiktlhr?Seitwann 
und in welcher Gr6S. Mbeilet Ihr, und was sind 
eure Themflfi8Chwerpunlcle? 
Olaf: ln der eigentlichen Aufbruchsphase ln 
wurden in Rahmen des Heuen ForumsArbeits­
gruppen gebildet, u,a_ mit den Thema "Ener­
gie". Ww haben uns daM ln einem ersten 
Gesprlch vorgest&llt. Es kam zu einen Posl­
lionsbestimmung: Wer Ist fO(s N<W? Wer Ist 
dagegen? Bei diesem ersten Versuch - wir 
waren etwa 15 Leullt - war es ungeflhr halbe­
halbe, wobei das "FOr" nicht ohne Bedingungen 
war. Das war nicht rOckhaltlos, sondern auch 
mit dem Gedanken: VIel eicht Ist es eine zelt· 
wei&ge M6gllchkelt, denn wirwissen alle, wie es 
um de Energiesituation ln der DDR steht Ich 
muß sagen • daß mir pet'16nllch diese Bntel­
lung ln zwei Gruppenper Befragung eigentlich. 
nicht gefallen hat, weilich aelbst zu der Zalt fOr 
das"Zeltweillg"(NutzungderAiomenergie)auch 
gut zu haben war. Na ja, daM glb es auch 
Kollegen wie du, Holger, die in Kernkraftwerk 
arbeiten und eine entsptec:hende Ausbildung 
haben. Die haben gesagt:Ja, wirsind dafOrl Wir 
habenabertrotzdemnlchtzweiAibeltsgruppen 
gebildet, sondern gesagt. daß das Kontroverse 
in deser Gruppe vielleicht nicht das schlechf8-
sf8 sei. Daraufhin fOtvten wir eine Reihe von 
Diskussionen. Die Problemellngen ja schon: 
Wo sollen wir uns treffen? Solch groBe Woh­
nungen. in denen sich 20 Leullt zusammenset­
zen k6nnen, hat niemand von uns. Bne we­
sentlid"ewar HerrGet1ac:h,ln dessen Werksatt 
wir uns jede zweite Woche treften und diskutie­
ren. Im Laule der Zelt erarbeiteten wir uns ein 
Konzept. in dem wir zum einen zu Fragen des 
Kemkraftwerkes Iu Sem und zum andefeii: es 
muß ja nicht inmer ausgewogen sein- uns auf 
die Fragen der Energiepolitik Im allgemeinen 
konzentrieren: Wie k&lnen wir ln der gegen­
wirtigen Sltualion versuchen, mit der Energie 
auszukommen? Welche Chancen haben wir 
mit altemallver Energie? und Ihnliehe Fragen. 
Holger: HauptsAchlich arbeiten wir zu Stendal. 
Globale Probleme spielen Immer mit rein, aber 
die globalen Probleme wollten wir 
aus uns zur VerfOgung stehenden Studien 
auswel19n. 

atom: Inwieweit dsnn? 
Ol.t: E.s Ist mehr Sachkenntnis dazugekom- ·t: 
men. Ich bin der Ansicht, daß wir, wenn es um :< >.·. · · 
die Energieerzeugung geht, una weltstAri<ar mit ,' ~ ·": 
herkömmlicher und al~ Energleerzeu- ~ 
gung besc:hlfligen mOssen. Ich habe mir vor 

Holg•: Ich habe die Studie ziemNch genau 
gelesen und Ich glaube auch, ein wenig Fach­
kompetenz zu haben. denn ich habe so etwas in 
den Richtungen studiert: het1<6mmlich Ener­
gie, Kernenergie, Altemalivenergie. Die Studie 
hat mir gezeigt, daß in den letzt&n Jatven in der 
DDR ln Sachen Energiepolitik sehr subjektiv 
herangegangen wurde. Wttm man jetzt mit 
Leuten spricht. ob die fOr oder gegen Kernener­
gie sind, dann sagen die: 8genliich bin ich 
dagegen, aber wir mOssen ja dafOr sein, denn 
wir haben ja nichts anderes. Oder willst du den 
gesamten Leipziger Raum noch umackern fOr 
die Braunkohle? Wenn ich sage: Und die Ener­
gleelnsparungen, die Gelder, die eigentlich 
gebraucht werden, um neue Maschinen zu 
kauten, die weniger Energie verbrauchen und 
um die Kohlekraftwerke,die wei•rhln besf8hen 
mOssen, mit Rauchgasentschwefelungsanla­
gen zu versehen -wo woUt ihr das hernehmen? 
Nehmen wir es doch erst einmal dafOr. Dann 
sagendie:DassinddochnurwenlgeProzentel 
Das Ist nicht viel! Die Studie weist aber eindeu­
tig darauft}ln, daß in der DDR 50% der Energie 
durchaus eingespart werden kann, z.B. durch 
Umlnderung der Wlrtschaftsstruktur, bei ver­
nOnftlger Lebensweise und vor aßem vemOnftl­
geren Wohnungsbaute.n. Wir waren ja heut& in 
dem BOrogebl~ des AKW s drin. Von Wlr­
rnedlmmung ist da.nlchts zu sehen, außer den 
Thennoschelben. Sonst aber Ist das Ding un­
dicht und frißt Energie. So sieht der gesamt& 
Bautenstand in der DDR aus. Da k6nnte wirtt­
lich viel getan werden. Es ist Energiepoliti( 
betrieben worden, ln dem so bil ig wie mi5glich 
gebaut wurde, um Oberall einzusparen. Kom­
for1able L6sungen wurden fast nie angestrebt. 
Es wurde sogar k)tgeschwiegen. 

Augen gefOhrt, daß die Frage, ob ein KKW 
notwendig Ist, um die zeltweHige Durststrecke 
zu Obefwil lden, ausgesprochen kurzsichtig war. 
Gehen wir mal davon aus, 1994 laufen die 
ersten BIOc:ke ••. Gellchf8r ... und sie lassen das 
Ding, weil es gut gelungen Ist, 15 bis 30 Jahre 
laufen. in Jahre 2024 haben wir dann, symbo­
llsct:l gesehen, ein leuchf8ndes Denkmal in der 
Gegend stehen. Dazu kommen noch die Pro­
bleme der Wlederaufarbeltung, der Enclage­
rung elc, sodaß Ich heute wesentlich sllri<ar 
gegen Kernkraft tendiere, wobeiich da sicher­
lich noch nicht endgOitlg zu einem Schluß ge-

atom; Bedeutet das, daB ,."euch nur mit Sten­
dal bescMftlgt und nicht auch mit dem AJ<W 
Lubmin bei Grflifswald? 
Olaf: Nein, es Ist in ersf8r Unle St&ndal. Das 
Endlager Morsleben sollt& nicht aus unserer 
Sicht ausgeldammert werden ( Morsleben liegt 
2.5 km vom AutobahnObergang Helmstedtl 
Marlenborn entfemt, d.Red.). E 1st ein ehemali­
ges Kallbergwerk, das bis heute trocken geblie­
ben Ist Dies Ist eigentlich schon eine 
Seltenhelll]a, das sind die Dlnge,die laufen. 
Ich mOchte sagen: Wir haben Im Laule der Zelt 
auch durch sachliche Diskussionen bei einigen 
Leuten die Gedanken ln Bezug auf das Kem­
knlftwerk schon verlndert. Ich habe auch zu 
denen gehört, die Ihre Bnstelung dazu Yerln­
derthaben. 

atom: Sind de La/te aus wnscha/tlchen oder 
aus tschnlschen GtOnden dagtlgen? 
Ollf: Ein großer Teil hat erst einmal Angst. Das 
Ist slcher1ich ein ganz wesentliches Motiv ,aber 
es muß mit Sachkenntnis gekoppelt werden. 
Hier wlre eine ganz wesentliche Aufgabe fOr 
uns. Na ja, die Angst verliert sich nicht mit der 
Sachkenntnis, aberdaraus resultierende Aktio­
nen werden besser gelenkt, wenn wir wissen, 
worum ea geht, oder auch wogegen es gehl 
atom: Dazu gibt es doch die Stude "Energie 
und Umwelt· ~ der evangeUschen Kirche 
(auch in dleNr Zeitung zu finden, d.Rsd.), die 
s/ns Rechnung darOber aufstellt, wie dhl AKW­
Miliarr:JensinnvollerundkurzfrlstlgerelngeNtzt 
werden 1<6nnen. 

ln den siebzlger Jahren hat sich an der Ttj 
Dresden eine Arbeitsgruppe zur Wlrme.f<raft­
kopplung entwickelt, die dort popularisiert wur­
de. Den Energ~ gibt es nicht mehr, denn 
der wurde totgemacht durch die Kernenergie. 
VEB BergmanniBtosig steHt keine Kleinturbi­
nen mehr her. Es wurde gesagt: Jetzt kommt 
die Kernenergie, und damit k&ntn wir alles 
lösen. Es Ist eine schwierige Tatsache, daß wir 
nun auf Hilfe angewiesen sind, welche aber,lst 
jetzt wirklich fraglich. 
WlrmOssenvlelesanpacken. Warum sollenwir 
uns solch eine lnvestruine aufladen, wo wir 
nicht einmal wissen, ob sie Oberhaupt fertig 
wird? 
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atom': Wird di6 Sowjetunion diB Anlagenteile 
tor Block I und II Oberhaupt llelem? 8BI der 
Bssichtigung gab es dazu beim Hemr Schmidt 
(LsltBr fOr Olfent/lchlceitsarbelt Im AKW Stsn­
dal) nur ein Schultsrzucksn. Was Ist denn an 
dem GelOcht, daß Thyssen Stahlbauteile fOr 
den Weitetbau 1/e.fem will? 
Holqer: Das werden die nicht machen, daß sie 
diesen Bau hier mit westdeutscher GnJndla­
ge.niBchnik wie z.B. Turbine, Dampferzeuger 
oder anderen wichtigen Bauteilen auSlOsten. 
Auch wenn sle den Bau stoppen, damit KWU/ 
Siemens oder Thyssen sich das Ding anschau­
en, um zu sehen, was noch draus zu machen 
isl Die werden sich nicht in dieses EI setzen, 
dem die wissen nicht, was verbaut worden ist, 
Das wissen wir doch auch schort nicht melY, 
weil dort Materialien verbaut wurden, auf die 
keiner geactut hat. Sachen sind entstanden, 
von denen niemand weiß, woher sie kamen. Es 
wurde einfach drauflosgebautund Improvisiert. 
atom: Was denn z.B.? Der Bston? 
Holger: Beton, ja es ist häufig gar nicht klar, 
welcher Beton verwendet und mit welchen 
Zuschlagsstoffen gearbeitet wurde. Bei be­
stimmten Bautellen Ist es doch sehr wichtig zu 

. wissen, worausdas Matelial besteht. Ein ande­
rer Sand z.B. Im Beton hat auch eine andere 
Festigkeit. Wenn an diesen Stellen Meßgeräte 
angeschlossen werden, reagieren die auch 
darauf. Es wird groß behauptetdaß die QualltAt 
in Orchmg sei, aber wenn man sich ansieht, 
wieviele Qualitätsleute auf der Baustelle rum­
rennen und was die machen, dann kann man 
nur sagen, daß es die nicht gibt. 
atom: Wenn die SU nicht liefen, wird dann der 
Baci eingetstelh? 
Holger: Hier WOrde dann nichts mehr passie­
ren! 
atom: Was spricht denn dafOr, daB de nicht 
llelem? Gibt es da konkrete HirM'flisB? 
Holger: Herr Schmldt hat mir folgeriete Zahlen 
gegeben: Von 1,7 Mrd. Mark-Ost, die dieses 
Jahr an Bal,lleistungen geplant sind, sind 1 ,2 
Mrd. Mark untersetzt. Da fehlen 0,5 Mrd. Mark, 
vondenen sie nicht wissen, woher siedas Zeug 
nehmen sollen und vor aUem wann. Wenn da 
AusrOstungendabelslnd,diesiedringendbrau­
chen,venOgertslctJderBauablauflmmermehr. 
WerdewlrtschaftllcheSituationlnderSUkennt, 
weiß, daß die zur Zelt am Boden sind. Die 
haben zu klrnpfen, damit sie Ihre eigene Wirt­
schaft aufrecht erhalten k6men. Und noch 
solche riesigen Expoftauflrige? Der Fehler ist 
schon in den siebzjger Jahren begangen wor­
den, als keine eigene Kemlcraftindustrie mehr 
gewollt wurde. Stattdessen sollte alles Impor­
tiert werden. Alle Entwicklungen wurden ge­
stoppt. ln den den sechzlger Jahren existierte 
an der TU Oreaden eine Falwltlt fOr Kerntech­
nik. Diewurde Endedersechzlger Jahre aufge-
16st. Mitte der achtziger Jahre begannen sie 
wieder, eigene Gedanken an die Kernenergie 
zu verschwenden. 
atom: Bssteht nicht jeUt die Gefahr, daB das 
Angebot der PreusstHt E1e/c1ra und der Bayern­
werke, vier AKW'•;, der DDR umsonst zu 
bauen und dafOr 50% des Stroms gratis Retour 
zuV'IIIfsngen,unheimlchpopullrwtlldenksnn? 
Olaf: Ich sage erst einmal noch was zur Ge­
&chlchte: Es hat ja in der DDR ein Machlwech­
sel stattgefunden. Die alte Regierung um Erich 
Honneckerwareheretwas gegen Kemenergkt 
elngestellt,wltvenddle,dleheuteanderMacht 
sind, dafOr sind. Die Professoren, die ctator 
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sind, .haben unheim6ch viel Einfluß in der Re­
gierung. ln diesem Moment habe Ich große 
Angst, daß solch ein Abkommen dann befOr­
wortet und unterzeichnet wird. 
atom: Was wird an Offentllchkeitsarbeit gelei­
stet? Wen erreicht Ihr und wieviele? 
Holger: Erstmal haben wir versucht, uns zu 
finden. Wtr mOsse.n unbedingt Öffentlichkeits­
arbeit machen, denn die Kernindustrie holt zum 
Schlag aus. Die Veröffentlichungen der letzten 
TagelnderVolksstimme,dieBeric:htederAktu­
ellen Kamera und alle Parteizeitungen der SED 
sind tor Kemenergie. Die haben das Meinungs­
monopol. Dagegen mOssen wir unbedingt auf­
treten. Wie, weiß Ich auch noch nicht. Ich weiß 
nicht, wie die Volksstimme darauf reagieren 
wird, wenn wir Ihnen einen Artikel zur Veröffent­
lichung vorlegen, der ein GegeMrtikel zum 
At<!N Stendal ist. 
Olaf: Das mOssen wir doch probieren! 
Holger: Im SAchsischen Tageblatt in Leipzig 
wird es z.B. so gemacht, daß sie einen BefOr­
worterartikel reinnehmen und darunter gleich 
einen dagegen. 
Olaf: Wir haben relativ spät vom Besuch des 
Bundesministers Töpfer erfahren. Daraufhin 
haben wir sehr kurzfristig elne.n Brief an ihn 
geschlckt,mitderBitte,lhnsprechenzuwollen, 
wobei Ich fOr diesen Brief als Hauptargument 

das Angebot sehe, bei uns vier AKW·s zu 
errichten. Dies hat·mlch auch ausgesprochen 
stark bewegt. 
Der Dritt.: Ich glaube, daß cle BevOikerung, 
die jetit nichts gegen Kernkraftwerke hat oder 
denen eingeredet wurde, daß es keine Altema· 
IIven gibt, da zustimmen WOrde, weil sie sich 
sagen: Das wird schon sicherer gebaut als 
diesas hier. Ein westdeutsches AKW isttordie 
meisten ein durchdachtes Bauwerk. 
Holger: PoKtische Hintergri)nde sehen wohl 
die wenigsten. 
atom:JedesAKW,auchdisbundesdButschen, 
hat seine Macksn. Es kann nie sogsbaut und 
betrieben werden, daB es garantiert sicher Ist. 
Die St6rla1Nste Ist b8l uns endlos lang. 
atom: AKW's umsonst und 50% des Stroms 
zutOck/stdochfOrdewestdeutscheAtommafia 
ganz klar ein GeBeMit ohne Altlast. 
Holger: Dazu kommt, daß die westdeutsche 
Kemenergiewlrtsftam Boden ist. Die haben 
keine AuftrAge melY, deshab wollen sie sich 
damit Ober Wasser halten. Die Regierung wird 
wahrscheinlich auch noch mal 30% der Kosten 
Obemehmen. 
atom: ln der BRD mDssen sie 93194 wieder 
anfangen zu bauen, weil die ersten Kraftwerke 
bald stillgelegt werden mDsstHt. 
Olaf: Die Ersatzwerke kommen zu uns. 
atom: Da addieren sich die Interessen. Die 
KWU will mal wieder was verkaufen, und die 
EVU's spekulieren schon darauf, /fwe Konzes­
sionsgebiete auf diB DDR auszuweiten. 
Olaf: Es gibt Standorte, die dialwtiert wurden, 
z.B. Dessau ... 
Holger: Dessau Ist rausl 
Olaf: Das Ist doch ein unterauc:hter Standort. 
Warum soll der nicht·wieder zur Dlalwsslon 
stehen? 
Holger: Standorte, die zur Diskussion stehen: 
Das KKW • bei Dahlen zwischen Leipzig und 
Dresden (Standort "Schwarzer Kater"). Dieses 
KKW war so geplant gewesen, daß es die 
Stldte Karl·Marx-stadt, Hafte, Leipzig und 
Dresden mit Femwlrme beschicken soßte. 
Wlrmeauskopplungen in Größenordnungen 
von 1500 MW. Deshalb der zentrale Standort. 
1987 gab es einen PolltbOro-Besdllu ß, in dem 
die weitere Entwlc:klung der Kernenergie dar­
gestelltworde, so daß biszum Jahre 2000wohl 
noch sechs ReaktorblOcke ln Betrieb gehen 

.sollen. Dieser Beschluß Ist nie bekannt gewor­
den, da er oberste Geheimsache war . Ich habe 
davon nur zufADig auf einem Lehrgang im Ja­
nuar '88 erfahren. FOr das KKW • waren in 
diesem Jahr die ersten Gelder eingeplant. Die 
Anli-KKW Bewegung ln der Dahlener Gegend 
Ist wesentUch gn'Sßer als hier in Stenclal. Die 
treten da sehr massiv auf. 
atom: Gibtes VerblndungenzwlschenStenda­
ler und Lsipziger Gruppen? 
Olaf: Wir wissen davon noch nichts. Diejeni­
gen, die schon seit Jahren Anli-KKW Arbeit 
leisten, sind heute nicht dabei. 
atom: Gibt es Kontakte und Abspmchen mit 
Greifswalder Initiativen, wenn Töpfer dorthin 
fAhrt? 
0.. Drtu.: Nee, soweit Ist es noch nicht, denn 
wir haben erstmal versucht, eine Richtung in 
unserer Arbeit zu finden. 
Holger: Das Neue Forum fordert eigenWeh 
einen Baustopp von Kt<!N' s. Der Verfasser der 
Studie "Energie und Umwelt" (der Physiker 
PftugbeU) Ist am Runden Tl~ mit dabei, um die 
Verhandlungen zur Energiewirtschaft in die 



richtige Richtung zu krien. Wir wollen alle 
nichtwrwllendete Tatsachengestellt werden, 
aondem in aller Offendichkelt mit alen BOrgern 
darOber ciskutieren. Oie Energlesltuatibn 1st 
nicht Sache einzelner Gruppen, sondem die 
eines jeden Menschen. Hinter der Sted<dose 
ltlckt vieleicht ein KKW. 
atom: Ist der Baustopp eh81 als &ldtmlczeit 
gedacht. oder $011 damit eine Au..S$898 Obtlrdle 
ZLikunlt der EtwHgepollik getrofltln lt'Btden? 
Holger: Wir wollen Bedenkzeit fGr c1e Zukunft 
haben. Man kann nicht von heute auf morgen 
sagen, daß wir keine Kemenergie brauchen. 
Wenn eine Mehrheit der Bevölkerung dafOr ist, 
KKW' s zu bauen, dann mOssen wir genOgend 
Gelegef'lhelt haben, dese Leute davon zu 
Oberzeugen, daß wir das nicht brauchen. Ww 
mOssen ihnendoch zuerstklarmachen, daß es 
Oberhaupt KKW's sjbt Bisvorwenigen Mona­
len dachten viele, daß das KKW Stendal schon 
seit zwei Jahren lAuft. ln den SdlulbOchem 
ltand schon vor 15 Jahren, daß das KKW 
Stendal in Bau ist. Oie mOssen doch Irgend­
wann mal let1ig sein, denken sich de Lehrer 
und sagen ihren Sc:hOiem: KKW Stendal 1st in 
Betriebt 
0181: Beim KKW Rheinsberg (70 MW, niSrdl. 
Bertln,d.Red.) machen wir uns Sorgen um dllt 
Stilegung. Es ist das erste, welches jetzt aus­
lauft (seit 196Sin Belrleb,d.Red). 
Holger: Bioc:k 5 in Greifswald macht große 
Schwlerlgkel-.m. Das Ist praktisc:h ein Sorgen­
kind, und das wird es auch Immer bleiben. 
0181: Große Mekl.lng: ln Betrieb gegangen! 
Nlchsten kleine Meldung: Außer Betrieb. 
Holger: Die haben den Block 5 mit einer Mln­
galllste von Ober 100 Punkten ln Betrieb ge­
nommen (letzter schwerer Störfall Im 
Nov.89,d.Red.). Da Ist das Projekt noch ver­
querer gelaufen. Es Ist nicht zu erkennen, daß 
in Stendal nicht cle gleichen Fehler gemacht 
werden. Sie lernen nicht aus Grelfswald, ob­
wohl der Kraftwerksanlagenbau ein und dersel­
be Betrieb (riesiges Kombinat,d.Red.) Ist. Oie 
aus Greifswald und cle aus Stendal kennen 
sich wahrschelnlk:h nicht einmal. 
0181: Ichwill doch noch malauf die Alternativen 
zu sprechen kommen. Neulk:h kam die Frage 
von Leutenauadem Wes18n:Warum verbrennt 
Ihr denn cle Bfaunkohle, und warum baut Ihr 
dem KKW's? Warum kauft Ihr nicht Gas und 
01? Das Ist ganz einfach zu beantworten, denn 
wirhabenkein Geld. Solche Alternativen haben 
wir nicht sofort. Deshalb mOssen wir uns auch 
die F,..ge stellen: Brauchenwirsoviel Energie, 
wie wir verpulvern? lc:h bin der Ansicht, daß wir 
die nicht brauchen. Warum muß die DDR bei­
spielsweise ein Exportland fQr Zementund Kalk 
sein? 
Holger: Ea ist doch Humbug, daß wir als klei­
nes Land Sc:hwermasc:hinen bauen und expor­
tieren. Das machen wir seit 30 Jahren unverän­
dert. 
0181: Warum mOssen wir mit einem ungeheu­
ren Aufwand Aluminium herstellen 
Warum mOssen wir Karbid hersl&llen und ähn­
liches? Don brauchen wir Einsparungen. Dann 
k6nnen wir auch Alternativen aufzeigen, denn 
irdrekt haben wir dadurch meiY Gekl. 
atom: Alse eine gesamte Umstel ung der Pro­
duktions- und Exportpalette. 
Holger: Ja, angefangen bei KOhlsc:hrlnken, 
bei Wohnungsisolierungen Ober energiespa­
rende GIOhblmen, die angeboten werden mO&­
sen, bis tin zur Hoc:haetzung der Energleprei-

se, der Messungdervergeudeten Energie.Jede 
temwlrmebehelzte Wohnung zahlt einen Pau­
schalpreis von 20 bis 30 Mark Im Monat. lc:h 
zahl ss Mn warme Miete fOr eine 32 qm 
Wohnung. 
atom: Wild die Raumtemperatur dolt mit dem 
Fenster geregelt? 
Olaf: in den Wohnungen sind an den Heizun­
gen de Absperrventile und Kurzsc:hluBatrek­
kenherauegenommenWOI'den. Wem'szuwann 
ist, Fenster auf! 
Hotger: Wenn ic:h meine WohnungwAnnel8c:h­
nlac:h messen wollte, brAuchte k:h vier WArme­
mengenzlhler, weH k:h vier HeizungsstrAnge 
durch meine Wohnung zu laufen habe. So ver­
altet Ist fast die gesamte Wohnbausubstanz. 
atom: Wird die Fel"fJWWrrrHH pauschal bezahlt, 
egal wieviel geheizt worden ist? 
Holger: Pausehall 
Dei'Orltte: Dasselbe gilt fQr's Wasser. Ob du 
nun jeden Tag fOnfmal oder nur einmal badest 
ist egal, denn beim Warmwasser Ist alles mit 
drin. 
Holg•: Wir haben einen durchschnittlichen 
Warmwasserverbrauch von ca.1 1 o I pro Kopf. 
Es wurde festgestellt, daß in Wohnungen, in 
denensiedle Temperaturdrosseln mußten, die 
Badewanne mit Heißwasser getollt wurde, um 
damit zu heizen. 
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.tom: Na ja, dassindwohleherEkzessssJscie 
Regel. 
Holg•: Ja, das slnd schon Extreme, -· 
Ol.t: ... de aber Beweis IOr eine V8ftehhe 
Energiepolitik sind. 
atom: Auch die UmstrukturlflfiJngen dauem 
Ihre Zeit. Ihr kommt einlach fJi<h um die Frage 
herum, womit Ihr eute Energie erzeugen ..."._ 
det Bei allen Bnsparungen. aber lrgendwo 
muB die ja herkommen? Atom und Braunkoh­
le? 
Holg•: Ea bestehen zwei MOgllc:hkelten: Sn­
mal sind die Bfaunkohlekraftwerke, die noch 
eine gewisse Lebensdauer haben, so zu ver­
bessemund den Bedingungen der Kohle anzu­
passen, daß sie nicht einen Wlrtwngsgrad wn 
22% haben, sondem einen Internationalen 
Wirtwngs9rad von 35%. Das wlnt IChon mal 
eine Kohleelnsparung. Zweitens: Wir mossen 
uns Obertegen, woher wir unsere Energieroh­
stoffe importieren. Statt Brennelemente fQr die 
Kemreak1oren können wir auch Steinkohle 
lmportierenunddafOranderesac:henexportle­
ren. Das Ist alles nur eine kurzfristige L6sung. 
Danach mOssen wir die all8maliven Energie­
queRen erschließen, in die noch große For­
schungsmittel reingesteckt werden mOssen. 
atom: Ich r00chte noch etwas zu den Stromlie­
ferungen sagen. Mltdsr Stromtra888 nach Berfn 
und dem Angsbot der Preusssn Elelctra und 
Bayernwsrl<e stehtindie .wder TOr. Ein 11118i1Br­
er Dealsol saln, Grusleben (ein Braunkohle­
kraltwerlc i.d. DDR iJ611. HelmsllliJt,d.RtHJ.) st111-
zulflgen und die Braunl<olitl nach Buschhaus 
zu tiefem, das wiederum Strom ln • DDR 
zurOck schickt. FOr eine Obergangszelt zur 
Oberwindung der Engplsss ksnn es vielleicht 
tolerabel 88/n, Strom zu liefern. Die Bedngun­
gensolltenaberganzldarseln,sodaBz.B.nicht 
landeswelle Netzstrulaurenaufgebaut.wnten, 
die damit Teile der DDR ln Demarkationsberei­
che der Bayernwerkeund Preag aufteiL Ande­
rerseits WOrde eine dauerhafte StromHeferung, 
Anreize zur Umstrul<turlerung lahmlegen. Es 
briuchte sich dann nichts zu indem. 
Holg•: Nee, nee, so wollen wir das auf alle 
F AUe nicht. 
atom: Das i$t aber Strategie unssrer EVU's: 
Erst den Markt Obernehmen und anschileBend 
die Bedingungen diktieren. 
Holger: Wir k6nnen nicht unsere Umweltpro­
blem.e exportieren. Die Versorgung der StAdte 
mit Strom und WArme kann nurmitdezentralen 
Helzkraftweri(en, egalobmitOI, GasoderKohle 
befeuert, slc:hergesteltwerden. Nac:hundnac:h 
sollten äte beatehenden Kemkraftweri<e zurQck­
gefahrenwerden bzw. Greifswald noch ein paar 
Jahre in Betrieb bleiben, aber nur solange wie 
wirdas niStig brauchen ( cles aagiB er, bevorder 
Beinahe-Super-GAU bekannt geworden 
ist,d.Red.). 
Olaf: Wirverdienen ja doppelt, wem wirweni­
ger Braunf<ohle beniStlgen, um sie zu verbren­
nen. Dann k6nnte der Irrsinn in. den Braunkoh­
le-T agebaugebleten reduziert werden. Selbst 
kleinere FlOtte kOmten abgabalt werden, wem 
n!c:ht mehr die ~Im Nacken 
liegt. Kohle aus dOnnen Lagen oder aus Une­
benheillengehtnlc:htmeiYaufdleKippe.Sok:he 
Maßnahmen fahren kettenreaktionsaJ zu 
Vorteilen an verschiedenen anderen Sllellen. 
Was wir hier mit der Braunkohle gemacht ha­
ben, ist ganz einfach eine große SehNeinereil 
Holger: Es lstwic:htlg, daß die Energiepolitik 1m 
ganzen Land diskutiert wird! 
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Energiepoilitik 

Im Ja'hr 1989 sind die "Entsorgungs" .Stra­
tegien fürbundesdeutsche Atomkraftwerke 
kräftig durcheinandergewirbelt worden. Die 
Wlederaufarbeltung von Brennelementen 
(BE) aus Leichtwasserreaktoren war· zu­
mindestnach gängiger Interpretation-durch 
das Atomgesetz unddie Entsorgungsgrund­
sätzf von 1979 die quasi vorgeschriebene 
Art des Umgangs mit bestrahlten BE. Das 
Ganze wurde "schadlose Verwertung" ge­
nannt und als nationale Aufgabe bezelch· 
net. ZWei Ereignissesorgten Jedoch 1989 für 
dumme Gesichter bei Politikern und Bun· 
des- bzw. Landesregierungen. Die Energle­
versorgungsunternehmen (EVU) kippten 
zunächst die Wiederaufarbeitungsanlage 
Wackersdorf und rüttelten schließlich Im 
Herbst an der Wlederaufarbeltung als Zu­
kunftsperspektlve grundsätzlich. Letzteres 
geschah in einem Strategiepapier der Verei· 
nlgung Deutscher Elektrizitätswerke 
(VDEW), das Im folgenden durchleuchtet 
werden soll. 
"StrategieOberlegungen zur Brennelementent­
sorgung und Verwertung von Plutonium und 
wiederaufgearbeitetem Uran - Gegenwärtige 
Situation und langfristige Perspektive -·heißt 
das das seit Frühjahr 1989 von den 
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Gremnien der VOEW erarbeitetund im Oktober 
der Bundesregierung übergeben wurde. Neben 
der teilweisen Infragestellung der Wiederaufar­
beitung werden Forderungen bezüglich Ge­
nehmigungserteilungen und Entsorgungsnach­
weisen erhoben und ein Versuchsballon für 
eine neue Brennelementart gestartet. 

Inhalt der 
Strategieüberlegungen 

ln zwei Szenarien für das künftige Atompro­
gramm in der BRD wird die "Entsorgung• der 
AKWs und die Verwertung von bei der W~eder­
aufarbeitung gewonnenem Plutonium (Pu) und 
Uran (U) entwickelt. Ausgangspunkt für die 
Szenarien ist die gegenwärtig installierte Ge­
samtleistung aller bundesdeutschenAtomkraft­
werke und eine Betriebszeit pro AKW von 35 
Jahren. Ein Zubau über die gegenwärtige 
Gesamtleistung hinaus wird zwar für nötig, aber 

Das Ei 
der 

VDEW 

im momentanen gesellschaftlichen und poRti­
sehen Umfeld nicht für möglich gehalten. 

Die Atomkraftwerksbatreiber wollen in den 
nächsten 20 Jahren den Abbrand der BE (d.h. 
deren Aufenthaltszeit im aktiven Reaktorkem) 
um mehr als die Hälfte (auf 50 GWdltSM) erhö­
hen. Dadurch soll sich die Zahl dergebrauchten 
SE verringern. Für die anfallenden BE ist für die 
nächsten 20Jahre überwiegenddie Wiederauf­
arbeitungvorgesehen. Fürdie Zeitdanach sollen 
zwei Optionen offengehalten werden : 
• - die unmittelbare Wiederaufarbeitung mit 
anschließender Verwertung derReststoffe und 
Lagerung der Abflllle 

- die llingerfristige Zwischenlagerung der 
Restmengen und ~tere Wiederaufarbeittung 
oder Direkte Endlagerung. • 
ln diesem Zusammenhang tordem die Batrei­
ber praktisch eine Änderung des Atomgeset­
zes, indem der •entsorgungsnachweis" auf die 
direkte Endlagerung ausgeweitet werden soll 
undbereits kurzfristig die Pilotkonditionierungs­
anlage in Gorleben als solcher anerkannt wird. 

Oie Mengen der BE die •entsorgt" werden 
mOssen sind für die beiden Szenarien unter­
schiedlich. 



Das Szenario 1 geht von einer konstanten 
Atomkrattskapazität fOr den betrachteten Zeit­
raum bis zum Jahre 2024 aus. D,h., die aus 
AltersgrOnden stillgelegten AKWs werden durch 
ne111e ersetzt. Insgesamt müßten dann in den 
nächsten 35 Jahren 19 neue 1300-MW-AKWs 
gebaut werden. Die Bauentscheidung fOr das 
erste soll etwa 1995 getroffen werden. FOr den 
BE-Anfall bedeutet dies insgesamt eine Menge 
von ca. 20500 t bis 2024. Nach Angaben der 
VDEW sind davon 5700 t durch feste Wieder­
aufarbeitungsverträge und 1 000 t Ober die PKA 
und "Direkte Endlagerung• (OE) abgedeckt. Es 
bleibt also eine Restmenge von ca. 14000 t, für 
die noch ein Entsorgungsweg festgelegt wer­
denmuß. 
Im Szenario 2 wird unterstellt, daß die nach 35-
jähriger Betriebszeit stillgelegten Anlagen nicht 
durch neue ersetzt werden und damit 2024 das 
letzte AKW abgeschaltet wird. FOr dieses Sze­
nario werden zwei Varianten betrachtet. 
Bei Variante 1 des Szenario 2 sollen die be­
strahlten BE in dem Umfang wiederaufgearbei­
tet werden, wie das dabei anfallende Pu in den 
AKWsdesjeweiligen EVU als Mischoxid (MOX)­
BE wieder eingesetzt werden kann. Dies be­
deutet durchschnittiich, daß die bestrahlten BE 
der letzten 10 Betriebsjahre jedes AKW nicht 
mehrwiederaufgearbeitetwerden, sondernnach 
längerer Zwischenlagerung direkt endgelagert . 
werden müssen. Die insgesamt anfallende 
Menge an bestrahlten BE beträgt ca. 16400 t 
von denen dann knapp 1 0000 t bisher keinen 
festgelegten "Entsorgungsweg• haben. Über 
die Hälfte davon kann aber im Rahmen dieser 
Variante auf keinen Fall wiederaufgearbeitet 
werden. 
ln Variante 2 des Szenario 2 sollen mit Ausnah­
me der für die PKA vorgesehenen BE alle 
anderenzunächstwiederaufgearbeitetwerden. 
Das dabei gewonnene Pu wird zunächst in 
MO X-BE und in den letzten·Betriebsjahren ( 10-
15 ?) einiger AKWs in sogenannten Pu-Bren­
ner-Elementen eingesetzt. Diese neue BE-Art 
mO ßte jedoch erst noch entwickelt werden. Sie 
soll Plutoniumoxid und abbrennbare Neutro­
nengifte (z.B. Hafnium) enthalten. Je nach Länge 
der Einsatzzeit wird mehr oder weniger Pu 
"verbrannt•. Die bestrahlten Pu-Brenner-Ele­
mente sollen der OE zugeführt werden. 
Die Verwertung der aus der Wiederautarbei­
tung gewonnenen Reststoffe (Pu und U) wird in 
dem VDEW-Papier ebenfalls betrachtet. ln 18 
der in Betrieb befindlichen 21 AKWs (für 10 
bereits genehmigt) sollen MOX-BE eingesetzt 
werden. Die Fertigungskapazität für MOX-BE 
im Hanauer Siemens-Werk soll bis 1995 von 
jetzt 30 t auf 120 t pro Jahr ausgebaut werden. 
für diesen Fall wird eine Ausgewogenheit zwi­
schen dem Plutoniumanfall aus der Wiederauf­
arbeitung und der Verarbeitung zu BE postu­
liert. Die Isotopenzusammensetzung des Pu 
aus Hochabbrandelementen (die angestrebt 
werden) und aus bereits wiederaufgearbeiteten 
MO X-BE bereitetallerdings bei der BE-Herstel­
lung Probleme. DarOberhinaus stellt die VDEW 
fest: 
• Die Verarbeitung des Pu zu MOX-8E in der 
neuen Siemensanlage fUhrt ohne 8er0cksichti­
gungder Wiederaufarbeitungskosten zu MOX­
Fertigungskosten, die gemittelt bis 1998 (Ver­
trags/autzeit mit Siemens) ca. 1000 DM pro kg 
(heutiger Preisstand) Ober den Kosten eines 
energieiiquivalenten Uranbrennelementes lie­
gen werden.• 

Die Verwertung von wiederaufgearbeitetem U 
hat im Gegensatz zu Pu ( 1988 wurden MO X-BE 
bereits in 7 AKWs eingesetzt) bisher in der BRD 
keine Rolle gespielt. Eine Verwendung auch 
des Urans, das in den nächsten Jahren aus 
Frankreich und England zurOckkommt, ist vor­
erst nicht vorgesehen und für das U aus den 
Hochabbrandelementen •auch langfristig nicht 
absehbar". 

Auswirkungen auf bun­
desdeutsche Atomanla­
gen 

Wiederaufarbeitungsanlagen. 
Eine neue ist nicht vorgesehen und ein Weiter­
betriebder in Karlsruhe wird zahlenmäßig nicht 
berOcksichtigt. 
Konditionierungsanlagen. 
FOr die PKA wird die kurzfristige Anerkennung 
als Entsorgungsvorsorgenachweis gefordert. 
Die jährliche Kapazität von 35 tSM wird voll in 
die Szenarien fOr die BE eingerechnet. Dies 
vernachlässigt jedoch den Pilotcharakter der 
Anlage und unterschlägt die anderen Aufga­
ben, wie die Herstellung zwischen- und endJa­
gergerechter Gebinde aller Abfallarten (einschl. 
HAW-Giaskokillen). 
Die Option OE würde spätestens für das Jahr 
2000 den Bau einer Konditionierungsanlage in 
großtechnischem Maßstab erfordern. 
Zwischenlager. 
Die Kapazitäten der Zwischenlager Ahaus und 
Gorleben werden fOr beide Szenarien voll aus­
gelastet. Neben den HAW-Kokillen und den BE 
die ohnehin nicht für eine W~ederaufarbeitung 
vorgesehen sind (HTR, Forschungsreaktoren 
usw.), können sich nach gegenwärtigem Ver­
tragsstand bis 2000 etwa 2500 t BE ansam­
meln, die zwischengelagert werden müssen. 
FOr das Szenario 2,Variante 1 könnte in der 
zweiten Hälfte des betrachteten Zeitraumes 
sogar ein Druck für zusätzliche Kapazitäten 
entstehen. 
End Iager. 
Fürdie beiden vorgesehenen EndlagerwOrden 
sich bei Übergang zur OE die Mengen und 
relativen Anteile einzulagernden AtommOlls 
nachdem Jahr 2000 ändern. FOrSchacht Konrad 
fielen in den letzten zehn Jahren des Betrach­
tungszeitraumes der Szenarien ca. 30% weni­
ger nichtwärmeentwickelnder radioaktiver Ab­
fall an. FOr Gorleben würde sich vermutlich 
während des Betrachtungszeitraumes keine 
Änderung ergeben, da die Inbetriebnahme des 
Endlagers frühestens fOr 2008 vorgesehen ist. 

AKWs. 
Hier wird durch das VDEW-Papier ein starker 
Genehmigungsdruck aufgebaut. Einmal tordie 
Möglichkeit des Einsatzes von MOX-BE in 
weiteren 8 AKWs und zum anderen für die 
Abbranderhöhungen. 
BE-Fabrik. 
Die Siemens-MOX-Fertigungsanlage soll ihre 
Kapazität auf 120 tSM pro Jahr erhöhen (be­
reits in Bau). Zusätzlich müssen durch die 
Verarbeitung vonwiederaufgearbeiteten Pu aus 
MOX-BE und Pu aus Hochabbrandelementen 
die Genehmigungswerte für die Neutronenquell­
stärke erhöht werden. 

Energiepolitik 

Politische Bewertung 

FOr die Analyse der gegenwärtigen Situation in 
der Atomenergiewirtschaft müssen auch die 
neuen Verträge mit Cogema und BNFL berOck­
sichtigt werden, die z.Z. (Anfang Januar90) bei 
Töpfer zur Bewertung liegen. Auch wenn diese, 
entgegen den Erwartungen, nur eine kurze 
Laufzeit (bis 2.005) haben und das VDEW­
Papier dicke Fragezeichen hinter die Wl8der­
aufarbeitung setzt, so wäre es nach meiner 
Meinung falsch, wenndie Anti-AKW-Bewegung 
das Thema W~ederaufarbeitung zu den Akten 
legt. Es ist davon auszugehen, daß in den 
nächsten 15 Jahren ca. 1 0.000 t BE (SM) im 
Ausland wiederaufgearbeitet werden. Damit 
ändert sich mittelfristig nichts an den Proble­
men (Kontrolle des anfallenden Pu, Mengen­
vergrößerung des radioaktiven Abfalls, Kondi­
tionierungs- und Endlagerungsproblemeusw.), 
die für die BRD damit verbunden sind. Die 
langfristige Perspektive wollen sich die EVUs 
offen halten : 

"Wie weit später die direkte Endlagerung 
als zusiitzlicher 
Entsorgungsweg in Betracht kommt, hiingt im 
wesentlichen 
davon ab, wie schnell dieser Weg technisch, 
rechtlich und 
politisch abgesichert werden kann und wie sich 
die Kosten für 
die beiden Entsorgungswege (einschließlich 
Endlagerkosten) 
im Verhiiltnis zueinander entwickeln. • 
Durch diese Haltung sind die EVUs in der Lage, 
wirtschaftlich und politisch flexibel zu reagie­
ren. Das Tor für die SPD zum neuen Energie­
konsens ist damit offen. Es bleibt abzuwarten, 
wie sich die Partei verhält. 
Da Cogema und BNFL zur Kapazitätsausla­
stunQ ihrer Anlagen auf Verträge angewiesen 
sind, sind die EVUs auch hier in der Lage sich 
durch Knebelverträge größtmögliche Flexibili­
tät zu erhalten. 
Damit beide Optionen, "Direkte Endlagerung" 
und W~ederaufarbeitung, für die Zukunft offen 
sind, muß die Setreiberseite natürlich die Gleich­
stellung (Atomgesetzänderung) der OE fordern. 
Die Wirtschaftlichkeitsfeststellungen im VDEW­
Papier und Verlautbarungen einzelner EVUs 
zeigen im Moment eine T <Jndenz gegen die 
Wlederaufarbeitung,dieskannsichjedochdurch 
eine Neuordnung der EVUs in der BRD und 
weiteren Veränderungen durch EG-Binnen­
markt bzw. fortschreitender Europäisierung der 
Atomindustrie, sowie internationaler Wettbe­
werbsfähigkeit wieder ändern. 
Die weiteren Schritte von Politik und Wirtschaft 
sollten von uns genau analysiert werden, um zu 
sehen welche Tendenz sich verstärkt. Dabei 
sollte sich die Anti-AKW-Bewegung davor hü­
ten, einen der beiden "Entsorgungswege• aus 
dem Auge zu verlieren. 
Eine Bemerkung zum Schluß: 
Die Variante 1 des Szenario 2wäre nach schwe­
dischem Vorbild ein Vorgehen, das in bestimm­
ten Kreisen in der Bundesrepublik auf Interesse 
stoßen könnte. Allein die Menge des dabei 
noch anfallenden AtommOlls läßt jedoch für 
Gegner der Nutzung von Atomenergie nur die 
Forderung nach dem sofortigen Ausstieg zu. 

Wolfgan~ Neumann, 
Gruppe Okologie Hannover 
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Weihnachtsgeschenk 
für Industriekunden 

DtegroßenStron*onameRWE,PnM .. en­
Eiekh.~ VEW, undHEW._. ,..ten der lnduÄ1e ein WelhMchgg.. 
.chlnk: Die~ .olen zu beginn 
dM neuen J.,... (PnM .. an-Eielctra ab 
1.7.11HM)) um 5 odtr rnthr Prozent g...nkt 
wwden Die StrompNI .. fOr die. Hllust.l• 
undKlelng~werdenlndeebef. 
beNiten. 
Oieses "Geschenk" wird fOr die Industrie zu 
nled1gerenStromkostenlnHOhevonrundelner 
Milliarde DM pro Jahr und zu einer weiteren 
Stromverschwendungdurch WArmeanwendun­
gen ln der lndualrie fOhren. FOr die Umwelt 
bedeu•t dieses "Geschenk" mehr Ernisaionen 
an Luftschadstoffen und damit mehr Umwelt· 
schAden. 
MOgllch werden diese Strompreissenkungen 
aus zwei GrOnden: Da Ist zum einen der gerin­
gere Kapitalbedarf der EVU zu nennen. Oie 
Stromnachfrage Ist ln den letzten Jahren we· 
sentllch langsamer aJa erwar11et angestiegen, 
so daß derzeit kaum neue Kraftwerke gebaut 
werden und zudem die Kosten fOr die Wieder­
aufarbeitungsanlage ln Wac:Mrsdorf entfallen. 
ZUm anderen werden cle Strompreiaaenkun­
gen durch cle extrem hohen Strompreise bei 
den gewertllk:hen Tarfftwnden ITIOgllch. Du 
Preisniveau dieser Kundengruppe liegt um 136 
"' höher ... bei den lndustriekundenl (Quelle 
Elektrizltltswirtschaft, 2111989, S. 1452). 
Ober 50% dieser Kleingewerbekunden zahlen 
Strom preise, die Yier mal höher sind als de der 
Industrie! Unter polltiachen und energlewirt­
schaftllc:henAspek18nlstdieseelnseltigeStrom­
prelssenkung ein Skandal: 

Trotz drohender Klimakatastrophe und 
welterhlnbeAthendem Risiko beidendenAaom­
kraftwerken sollen die lndustrlelwnden verstärkt 
von der rationellen Energienutzung und der EJ. 
genstromeneugung ln Industriellen Kralt·Wir­
me-Kopplungsanlagen abget'alten werden. 

muß die Stromproduktion vor allem in den....,_ 
z6sischen Atomkraftwerken elngesdrinkt 
werden • 
Oie Stromkonzerne treiben mit Ihren Strom­
preissenkungen das lllte Spiel mit Ihren fal­
schen Kar11en auf die Spitze: diejenigen Ver· 
braucher, die keine oder geringe Ausweich· 
mOgllchkellen fOr eine eigene Stromproduktion 
haben (wie z.B. Haushaltskunden oder Klein· 
gewerbekunden), werden verstlrkt zur Kasse 
gebe•n. Oie Industrie hingegen, die aufgrund 
des dortvorhandenen technischen Know-howa 
eigene, effiziente Stromerzeugungsariagen 
betreiben kOOnte, wird durch Oumplngptelsah­
gebo• gek6dert. 

Oie Enef'gleaufsichtsbehllrden, die fOrcle H6he 
derTarifprelsezustAnclgslnd,schlafenwel•· 
hin Ihren OonvOschenschlaf. Das Öko-Institut 
fordert die AufsictttsbehiSrden auf zu pt(lfen, 
wie es mOgllch Ist, daß dieselben Kraftwerke fOr 
die einen Kunden nun biliger Strom produzie­
ren, während sich diese Kostensenkung bei 
andren Kunden (Haushalt, Gewerbe und Land­
wirtschaft) angeblich nicht auswlrbn soH. 
Das Öko-Institut fordert weitertlln, diese Preis­
senkungen fOr die Industrie rOckgängig zu 
machen und die OberschOssigen El16se ln ei­
nen Sonderprowamm einzubringen, aus dem 
regeneratlve Energiequellen, Technologiender 
rationellen Strom~ng und Kraft-WAnne· 
Kopplungsanlagen gel6rdert werden. 
Gleichzelligwendig sich das Öko-Institut an die 
Verbraucherverbände und schlAgt ihnen vor, 
gemeinsam gegen diese provozierende Preis· 
politlk der Verbundunternehmen vorzugehen. 

Oko-lnstltut •· V., 
Blnz.engrOn 34a, 7800 Freiburg I. Br. 
(FOr ROckfragen stehen beim Oko··lnslitut Herr 
Kotwer und Herr Seitried zur VerfOgung) 

Anstattele vonden Kundenerwirtachaf­
•ten El16se fOr cle Erschließung regenerative 
Energiequellen und fOr den Einsatz rationeller 
Nutzungstechnologienelnzusetzen, soll nundie 
Bilanz der Industriebetriebe weiter verbessert 
werden. 

GNS folgt DWK 
Das Welhnac:tltsgeachenk kann auch 

nlchtdamitt;egrOndetwerden,daßdlelndustrle 
diese Prelueriwngen brtuc:htt, wel aonat die 
ltUma~ Wettbewafbsflhlgkt geflhrdet 
sei. noch nie waren die Expor10bersch0sse der 
bundesdeutschen Wirtschalt so hoch wie ln den 
Yergangentn Jahren. Zudem betragen die 
Slromko.-n in den meisten Industriebetrieb 
nur 1 bis 2% der gesamten Produktlonskosten, 
ao daß die Internationale Wettbey.terbsflhlgkeit 
durch die Strompreise kaum beelnflußt wird. 

Auch der "bilßge• Atomstrom, der aus 
Frankreich Ins Land zu cringen droht Ist eher 
ein harmlo ... Sc:hreckgespenst: Derzeit Im­
portiert Frankreich mehr Strom aus der Bun­
dearepublk als es liefert. Mangels KOhlwaaaer 
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AlsErsatzfOrdieschrumpfendeOWKwirdzum 
1. Juri die Ge88118chaft fOr Nukleanlefvioe (GFN) 
von Essen nach Hannover Obersiedein mit rund 
80 Mitarbei•, l1l denen zunlc:hstweiter70 von 
der OWKkommenwerden, die bis zum .Auslau­
fen noch rund 20 M~Wbe~W besc:hlftlgen dOrf-
18. Oie Essener Gestlachalt soll dann aus:h 
Triger des Projekts der Pilotkonditionierungs­
anlge ln Gorteben werden. Oie Gesällschaft 
bringtdrei GeschlftsfOhrermlt, deren Sprecher 
Or. Baatz Ist 
Sie dOrfte ihren Personalbestand Im Ergebnis 
auf 200 bis 2so aufstocken. Oie DWK wird als 
GeschältsfOhrer ln der Zelt der Abwic:klung die 
belden bisherigen Prokuristen Schutz und zur 

Nedden haben. Der DWK Vorstand Strassburg 
wechseltzum 1. Februarzu RWE, woerzustln· 
dlg fOr das gesamte ODR-Geschllt sein wird. 
Das kaufmlnnische Verstandsmitglied W61fei 
geht zum 1. Januar nlc::hslen Jahres zur baye· 
risc:hen 
OBAG, einer Tochter des BayerrtW81b. Du 
technische Vorstandsmitglied Prof. HOhlein 
scheidet Mitte des Jahres aus, das Vorslands· 
mltglled Welnllnder dOrfte zustlndlg werden 
fOr die kleine Wl8deraufarbeitungsanlage ln 
Karisruhe. Oie Entscheidung darOber dOrfte Im 
DWK·Aufsictttsrat am 2" Januar taUen. 

(entnommen aus Rundblick v. 12.1.90) 



Energiepolitik 

Thesen zur>>Entsorgung<< 
Ei• Dlsku ............. aus der »Gruppe Ökologlee 

ln den .,Ökologischen Briefen" 2/90 ist auszugsweise ein Papier dokumen­
tiert, das nicht zur Veröffentlichung gedacht war. Durch eine Indiskretion ist 
eine (als solche gekennzeichnete) interne Diskussionsvorlage zu dieser 
Zeitschrift gelangt und falsch interpretiert worden. Das Papier wurde im 
September '89 geschrieben und sollte dazu dienen, im Arbeitskreis Euro­
päisierung (Gruppe von Einzelpersonen aus der Anti-AKW-Bewegung) 
über Ansätze zu möglichen Schritten zu diskutieren, die einen neuen Ener-
9.iekonsens in der BRD verhindern. Ein Punkt dieser Diskussion sollten 
Uberlegungen sein, ob es sinnvoll ist, die Forderung der Anti-AKW-Bewe­
gung nach sofortiger Stillegung aller Atomanlagen durch Konkretisierung 
der Machbarkeit und Aufzeigen des Brennelementmengenproblems zu er­
gänzen. Wären die Ansätze des Papiers im Arbeitskreis positiv diskutiert 
worden. hätte der nächste Schritt die Diskussion mit den Standortinitiativen 
(Zwischen-, Endlager, AKW) sein sollen und danach gegebenenfalls eine 
Veröffentlichung. Aus verschiedenen Gründen hatjedoch bisher keine Dis­
kussion stattgefunden. Eine Veröffentlichung, noch dazu bei der Zielgruppe 
der ,.Ökologischen Briefe". stand also nicht an und das Papier ist in seiner 
Form auch nicht dazu geeignet, da es im Bewußtsein der begleitenden 
mündlichen Erläuterung aeschrieben ist und nicht zur kommentarlosen 
Verbreitung. Wir (Gruppe Okologie) haben uns jedoch unter den jetzt gege­
benen Umständen entschlossen, das Papier der Anti -AKW-Bewegung be­
kannt zu machen und danken der .,atom" für die Möglichkeit. Damit sollen 
Mißverständnisse untereinander vermieden werden. Es handelt sich nicht 
um einen abschließenden Vorschlag für eine Naßlagerung am Standort, 
sondern -wie an mehreren Stellen erwähnt- um Denkansätze,die auch in­
nerhalb der Gruppe Ökologie nicht eingehend auf ihre Realisierungschan­
cen untersucht sind: Vielleicht entsteht jetzt trotzdem eine fruchtbare Dis­
kussion, die etwas mehr Bewegung bringt. Wir haben jedoch nicht die Ab­
sicht (wie es der Art der Veröffentlichung in den Ökologischen Briefen ent­
nommen werden könnte), die Strategie der Anti-AKW-Bewegung vorzube­
stimmen. Vielmehr wollen wir (auch mit diesen Ansätzen) beratend und na­
türlich mit eigenen Vorschlägen an der Diskussion teilnehmen. 

Gruppe Ökologie Hannover. Januar 1990 

..EIIISONIIW' ucll Allseilalten aller AIW's (DisDsslonsworlll8) 
Die Anti-AKW-Bewegung hat bezüglich der 
sogenannten Entsorgung. seit vielen Jahren 
einen Grundkonsens: Ober Behandlung 
und Verbleib der radioaktiven Stoffe wird 
erst nach dem definitiven Ausstieg aus der 
Atomenergie diskutiert Mit dieser generel­
len Position ist in der gegenwärtigen diskus­
sion um einen· neuen Energiekoosens zwi­
schen Parteien und anderen gesellschaftli­
chen Gruppen nur eine defensive Argumen­
tation möglich, d.h. es besteht die Gefahr, 
daß wir uns auch weiterhin nicht konstruktiv 
an der Lösung von Problemen zur Endlage­
rung (Einlagerungstechnik, Wlrtsgesteln, 
Standort usw.) beteiligen, solange noch ein 
AKW am Netz ist Um den kurzfristigen Aus­
stieg in die gegenwärtige Diskussion mit 
Nachdruck und offensiv einbringen zu kön­
nen, Ist es jedoch notwendig, auch aufzuzei­
gen, wie wir nach dem Abschalten die nöti­
ge Zelt gewinnen wollen, um die Endlage­
rung in Ruhe zu diskutieren. 
Hier soll ein erster Versuch in diese Rich-

tung gemacht, einige Gedanken und Ansät­
ze formuliert werden. Das Dilemma einer 
solchen Diskussion ist natürlich die Gefahr 
des Mißbrauchs von Teilen der Überlegun­
gen durch Befürworter der Atomenergie. 
Diese könnten sie für Ihre Argumentation 
nutzen. in der breiten Bevölkerung könnten 
so bestimmte Schritte (wie z,B.Zwischenla­
gerung, direkte Endlagerung) durchsetzba­
rer gemacht werden und damit der Welter­
betrieb der AKW's gesichert werden. Wir 
dürfen uns deshalb nicht für bestimmte 
Schritte im Sinne eines sicherheitstech­
nisch ausreichenden Konzeptes ausspre­
chen. Es muß klar bleiben, daß auch unsere 
Vorschläge Sicherheitsrisiken beinhalten, 
die allerdings durch die Setreiber der 
AKW's zu verantworten sind. Im übrigen 
werden die Risiken umso größer, je länger 
die AKW's in Betrieb bleiben (u.a. Mengen­
probleme). 
Eine Position zum Verbleib des Atommülls 
nach dem Abschalten muß folgende Krite-

rien berücksichtigen: 
1. Die Zahl der Entsorgungsschritte muß 

mögllchsf gering sein. 
2 Die nicht zu vermeidende Freisatzung ra­

dioaktiver Stoffe muß Insgesamt mini­
miert werden. 

3. Der Atommüll muß kontrolllerbarund für 
Eingriffe zugänglich bleiben. 

4. Die Strahlenbelastung für Betrlebsper­
sonal, d.h. die Zahl der menschlichen Tä­
tigkeiten bei Überwachung und Handha­
bung soll unter Berücksichtigung von 3. 
so gering wie möglich sein. 

5. Das Volumen des Atommülls muß in Ab­
wägung von Sicherheitsrisiken gering 
gehalten werden. 

6. Für die Entscheidung über die relativ un­
gefährlichste Endlagerungstechnik und 
-art soll genügend Zeit zur Verfügung ste­
hen. 

Im folgenden soll der beim Betrieb der 
AKW's entstehende radioaktive Abfall nicht 
behandelt werden. Vielmehrgiltdie Konzen­
tration dem problematischsten Produkt­
strom, den bestrahlten Brennelementen 
(BE). Das Entsorgungskonzept der Bundes­
regierung sieht nach Entnahme der BE aus 
dem Reaktorkern folgende Schritte vor: 
a) Lagerung der BE im Naßkompaktlager 

am AKW-Standort 
b) Zwischenlagerung der BE in Trockenla­

gern Ahaus/Gorleben) und/oder Ein­
gangs(naß)lager der Wiederaufarbei­
tungsanlagen (La Hague, Sellafleld). 

c) Wlederaufarbeitung (WA) der BE. 
d) Konditionierung der WA-Abfälle (HAW, 

MAW, LAW) mit evtl. anschließender Zwi­
schenlagerung. 

e) Endlagerung. 
f) 3-4 TransP.ort- und· damit Verpackungs-

vorgänge. 

Eine im Moment in der öffentlichen Diskus­
sion wiader auftauchende zweite Möglich­
keit ist die direkte Endlagerung. Sie erspart 
die technisch komplizierte WA und die dar­
aus folgenden Gefahren beim Umgang mit 
den abgetrennten Produkten (z.B. Prolifera­
tion). Hier sind die von den Betreibern vor­
gesehenen Schritte: 
a) Wie oben. 
b) Zwischenlagerung in Trockenlagern. 
c) Konditionierung der BE. 
d) Evtl. erneute Zwischenlagerung. 
e) Endlagerung. 
f) 3-4 Transporte. 

Um die Kriterien 1-5 zu erfüllen, muß auf die 
Schritte WA, Konditionierung (mindestens 
bezüglich Aufhebung der Integrität der 
Brennstäbe) und externe Zwischenlage­
rung verzichtet sowie die Zahl der Transpor­
te auf einen begrenzt werden. Grundlage ei­
nes Konzeptes zum Umgang mit den be­
reits vo.rhandenen bestrahlten BE wäre da­
mit deren Lagerung am jeweiligen AKW­
Standort und den unmittelbaren Transport 
zum Endlager mit sofortiger Einlagerung. Je 
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nach Lagerart und Endlagerkonditionie­
rung können die BE entweder: bereits in den 
Endlagerungsbehältern transport.iert oder 
am Endlagerstandort umgepackt werden. 
Oie Art der Lagerung von BE am AKW­
Standort muB für sich ebenfalls die Krite­
rien 2-6 {s.o.) erfOIIen. Hierüber muB aus­
führlich diskutiert werden. Es gibt zwei {Zwi­
schen-)Lagerkonzepte, die von der Indu­
strie entwickelt worden sind und hier zu­
nächst gegenübergestellt werden sollen. Im 
Anschluß werden Ansätze genannt die für 
die Entwicklung eines eigenen Konzeptes 
benutzt werden können. Oie Machbarkelt 
der einzelnen Punkte muB natürlich noch 
im einzelnen überprüft werden. 

Kühlung 

-
insges. notw. Überwachungstätigkeit 

-
Belastung d. Brennstabhüllrohre 

Freisetzungen I d Luft (Normalbetrieb) 

Abfälle durch Lagerung 

1--
Rückhaltung d. Radioaktrvität Im Falle 
langfristiger Vernachlässigung 

aktivierbares Gefahrenpot ber EVA 
- -- -

Einschätzung von Unfallfolgen 
1- -

Lagererfahrungen 
1-- -

Kontrollmöglichkarten 
1-

Diebstahl (Pu) 
-

Sabotage 
-

Freisatzung bei Endlagervorbereitung 
-

mögliche Lagerzeit 
-

sonstiges 

Diese Gegenüberstellung zeigt daB belde 
Lagerarten mit hohen Gefahren verbunden 
sind. Es muB also eine Lagerart gefunden 
werden, die die Nachtelle der belden obigen 
z.T. ausschließt bzw. zumindest verringert 
Das Konzept könnte für den Fall der Ab· 
schaltung aller AKW's eine Obergangslö­
sung mit mehreren ZWischenschritten am 
jeweiligen AKW·Standort vorsehen. Die Ab· 
schaltung wäre dabei auch technisch die 
notwendige Voraussetzung, um das Pro­
blem mengenmäßig noch so gut es geht in 
den Griff zu bekommen. Kernpunkt der Vor­
schläge ist eine Naßlagerung mit veränder­
ten Randbedingungen. Hier nun einige sklz· 
zenhafte Ideen, die nebeneinandergestellt 
sind. Diese könnten zum Teil oder ganz in 
das Konzept eingebaut werden. 
e Für alle BE wird zur. Langzeitzwischen Ia· 
gerung• am jeweiligen Standort ein NaBia· 
ger eingerichtet dessen Becken !JO dlmen· 
slonlert Ist da8 die passive Kühlung der BE 
durch die Menge an Flüssigkelt und die Ab· 
führung von Wärme Ober die Beckenaus· 
kleldung nach außen gewährleistet Ist 
e Das zu errichtende Gebäude für dieses 
Naßlager am Standort wird gegen Erdbe· 
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ben und Flugzeugabsturz der höchsten Ka­
tegorie ausgelegt und mit bestmöglichen 
Filtern ausgestattet 
e Oie Einlagerung der BE in dieses NaBia· 
ger könnte in verschiedenen Stufen erfol· 
gen 
1. Oie zum Zeitpunkt des Abschaltens Im 

Reaktorkern befindlichen BE bleiben 
dort für eine festzulegende Zelt bis zu 
der ein Teil der kurzlebigen Spaltproduk­
te zerfallen Ist und die Wärmeentwlck· 
lung auf einen best immten Wert zurück­
gegangen Ist Das Reaktorkühlsystem 
bliebe für diese Zelt in Betrieb (aktive 
Kühlung mit - für Lagerung - hoher Re­
dundanz). 

Naßlager (kompakt) 

aktive Kühlung durch 3 Wasserkreis-
Iäufe mit rel. hohem Wartungsaufwand 

groß -----

,_ 

gering 
-- - -- --

vorhanden 

gröBere Mengen Schlämme aus Kühl· 
Wasserreinigung und Frlter 

gering (Freisetzung aus allen BE mögl.) 

--
sehr hoch 

möglich 
-- -

umfangreich -- -
gut 

komplizrert 
-

möglich 

relativ gering 

30- 40 Jahre 
-

Vermaschung zwischen Kühlkreisläufen 
des Reaktors und des Lagers 

2. Oie BE aus den Kompaktlagern und spä· 
ter die aus dem Reaktorkern (evtl. auch 
mit Zwischenschritt Reaktorkern • Korn· 
paktlager) kommen dann nach einer 
festzulegenden Abklingzeit in das NaBia· 
ger. Oie jeweilige Abklingzeit hängt da· 
von ab, wieviel Wärme die BE noch ent· 
wlcklen dürfen, ohne daB die Kühlfähig· 
keit der Flüssigkeit Im Lagerbecken Ober· 
beansprucht wird. 

3. Sind alle BE eingelagert kann das Sy· 
stem mit Ausnahme der Überwachung 
von Spaltprodukten im Wasser und der 
Reinigung des Wassers in bestimmten 
Abständen sich selbst Oberlassen wer· 
den. 

e Sollte nach Ablauf der verantwortbaren 
Zeit für eine Naßlagerung noch kein tragfä· 
hlges Endlagerkonzept gefunden sein, 
könnte die Lagerung der BE am gleichen 
Ort ohne FIOsslgkeit fortgesetzt werden. 
Voraussetzung wäre natürlich auch hier el· 
ne · entsprechende Abnahme der Wär· 
meentwlcklung, so daB eine Kühlung Ober 
Natukonvektion durch Liner an den Wän· 
den des Gebäudes erfolgen kann. 

.:. .. 
'• . .. .,.. . . . .. 

Trockenlager 

passive Kühlung durch nat Luftkonvek-
tion mit geringem Wartungsaufwand 

weniger groß 

hoch 

zunächst sehr gering, mit Lagerdauer 
eV11. zunehmend 
-- - -

geringe Abfälle durch Prüfmethoden 

begrenzt (Freisetzung .nur· aus einigen 
Behältern) 

I- --
hoch 

schwer möglich (mehr Unsicherheiten) 

gering 
- -

nicht so gut 

relativ einfach 
-

mit größerem Aufwand möglich 
-- -

höher 

30 - 40 Jahre 

e Für die Endlagerung wird untersucht in· 
wieweit es möglich ist die Behälter, in die 
die BE am Standort zum Transport geladen 
werden, gleich als Endlagerbehälter zu nut· 
zen. Oie dabei auftretenden Probleme sind 
gegenOber den heutigen Transporten von 
BE geringer, da die Wärmeentwicklung 
dann längst nicht mehr so stark ist 
Zusammenfassend könnte sich mit der For· 
derung noch sofortigem Ausstieg folgende 
Position ergeben: 
0. Abschalten. 
1. 8E aus Reaktorkern und Kompaktlager 

kommen nach bestimmter Zeit in passi· 
ve Naßlager am Standort 

2. Diskussion und Prüfung Ober die relativ 
ungefährlichste Art der Endlagerung. 

3. Transport zum End Iager, wenr. sofortige 
Einlagerung gewährleistet ist 

4. Endlagerung. 
Gruppe Ökologie Hannover, 

11. September 1989 



Den für diese atom-Ausgabe angekündigten ausführlichen Artikel über die 
Energiepolitik der UdSSR müssen wir noch einmal verschieben. Der Autor, 
der zwischen den Jahren das Manuskript endgültig fertigstallen wollte, hat 
es nun doch nicht geschafft. Stattdessen veröffentlichen wir eine Rede des 
sowjetischen Historikers und atom-Mitarbeiters Wadim Damier über die 
,.Informelle Bewegung in der UdSSR" sowie ein Tschernobyl-Streitgespräch 
zwischen sowjetischen Wis~enschaftlern und Journalisten, das in der De­
zember-Ausgabe der Zeitschrift "moscow news" (mn) erschien. 

Die lnfonnelle Bewegung ln der UdSSR 
Vortrag am 25.11.1989 im FB Politische Wissenschaft der FU Berlin 

Zuerst wollte ich nur über die ökologische 
Bewegung in der Sowjetunion reden, doch 
dieser Teil der Bewegung ist heute sehr eng, 
sogar untrennbar, verbunden mit anderen 
Teilen der sogenannten informellen Bewe­
gung. Hier in der BAD nennt man diese infor­
melle Bewegung in der Sowjetunion oft . Al­
ternative Bewegung", obwohl das nicht 
ganz korrekt isl Die Grünen und Alternati­
ven (im Sinne alternativer Lebensweise, al­
ternativer Produktion usw.) bilden nur einen 
Teil der informellen Bewegung. Man kann 
sie auch nicht alle als poiHIKhe Bewegun­
gen bezeichnen -da gibt es z.B. solche, die 
erklären, mit Politik hätten sie nichts zu tun. 
Korrekt wäre eher soziale Bewegungen, 
weil sie gesellschaftliche (kollektive) Forde­
rungen auf die Tagesordnung setzen und di­
rekt oder indirekt bestimmte soziale Posi­
tionen ausdrücken. ( ... ) 
Zunächst will ich, wenn es auch ein biSchen 
kurz und oberflächlich erscheint die in der 
Sowjetunion real existierenden Probleme 
beschreiben, um zu verdeutlichen, in wel­
cher gesellschaftlichen Situation diese Be­
wegungen tätig sind. Was die Wirtschaft be­
trifft so ist die Lage, ( ... )ziemlich schwierig. 
Die bürokratische Planung von oben hat 
sich als ungenügend erwiesen. ( ... ) ln der 
Phase der anfänglich forcierten Industriali­
sierung konnte die etatistisch-zentralisti­
sche Methode nützlich für ein System sein, 
obwohl hier natürlich nicht die Rede von 
Produktionseffektivität im kapitalistischen 
Sinne, sondern sozusagen über die Macht­
effektivität des Systems selbst lsl Später 
erwiesen sich die etatistischen Methoden 
für die Weiterentwicklung als störend und 
die technokratische Bürokratie begann mit 
ihren Modernisierungs- und Effektivie­
rungsansätzen. Das Weiterexistieren der 
etatlstlschen Methoden bedroht wegen sy­
stematischer Produktionsdefizite und Dis­
proportionen die Systemstabilität Auf­
grund dieser Disproportionen entstand ei­
ne Schicht des Spekulantenbürgertums, 
der Schwarzmärktler, der Mafiosi, die mit ih-

rem Luxus- wie die Bürokratie mit ihren Pri­
vilegien - den einfachen Menschen reizen. 
Die soziale Ungleichheit ist extrem hoch. 
Laut der Wochenzeitung .. Argumenty i fak­
ty" sind ungefähr 85 % der Sowjetfamilien 
arm und die Mehrheit der anderen hat ihr 
Vermögen auf ungerechte Weise erworben. 
Man muß davon ausgehen, daß die Erweite­
rung der Marktwirtschaftsorientierung in 
der Sowjetunion zu schweren sozialen und 
wirtschaftlichen folgen führen wird. Das 
westliche marktwirtschaftliche Modell mit 
seiner hohen (sogar überhohen) Effektivi­
tät und mit der ÜberschuBproduktion ist auf 
unserem Boden kaum übertragbar. ( ... ) 
Es ist charakteristisch, daß die neuen sowje­
tischen Privat- und Kollektivunternehmer 
es bevorzugen, nicht in die Produktion son­
dern eher in Spekulationen zu investieren. 
( ... )Das Verhältnis von Nachfrage und Ange­
bot ist seit Jahrzehnten chronisch gestört 
ln der Situation derscharfen sozialen Unter­
schiede kann das alles nur zur Verschlech-
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terung der sozialen und materiellen Lag~ 
der Lohnempfängerführen-infolge der Mo­
dernlslerung, Effektivierung, sogenannter 
Arbeitskraftfreisetzung, Preiswachstum, ga· 
lopplerender Inflation und äußerer Ver· 
schuldung.ln einem sowjetischen Zeitungs· 
artikel wurde die Einschätzung eines Maflo­
sl wiedergegeben, daß die Marktwirtschaft­
ler den Weg für sie bereiten würden. ln ei­
nem anderen Artikel spricht ein prominen­
ter Wissenschaftler über .positive Elemen­
te des schwarzen Marktes", die unbedingt 
legalisiert werden müssen. Damit Ist der 
Kreis geschlossen. Die Situation ähnelt der 
in Lateinamerika 
Noch ein paar Worte speziell über die ökolo­
gische Situation. Die Sowjetunion leidet 
meines Erachtens gleichzeitig einerseits an 
schweren Folgen der Industrialisierung, die 
in der ganzen Weft eigentlich identisch er­
scheinen (d.h. Herrschaft die entfremdete 
Technologie, Gigantomanie, Überzentrali­
sierung u.a.) - und zweitens an deren etati­
stisch-bürokratischer Form der Zentrallei­
tung von oben. Letzteres vertieft noch mehr 
die für die industrielle Entfremdung übliche 
Gleichgültigkeit derer, die Entscheidungen 
bezüglich der langfristigen Interessen der 
Natur und der Betroffenen treffen. Oie Um­
welt ist schon jetzt ruiniert Das Hauptpro­
blem besteht inzwischen darin, daß das den 
Disproporz zwischen Nachfrage und Ange­
bot korrigierende Produktionswachstum 
durch die Entwicklung der Marktbezlehun­
gen, Joint-ventures, Effektivierung und Mo­
dernisierung die ökologische Lage noch 
stärker verschlechtern wird. 
ln dieser Situation sind prinz.ipiell ( d.h. in rei­
nen Formen) drei Entwicklungswege mög· 
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lieh: 
I> die Rückkehr zum neostalinistischen 
Etatismus (diese Menschen nennt man in 
der Sowjetunion "Konservative"), 
I> die rasche Entwicklung der Marktwirt­
schaft (etwa im neoliberalen Sinn) oder­
aufgrund der Erkenntnisse der Verderblich­
keit beider dieser Wege -
I> der Versuch, einen dritten, sozialeren, ge­
rechteren und ökologischeren Weg zu fin­
den. 
Diese allgemeine theoretische Schlußfolge­
rung soll uns jetzt bei der Charakterisierung 
der politischen Positionen und Organisatio­
nen innerhalb der informellen Bewegung 
nützlich sein. 
Beginnen wir also von rechts nach links, 
weil in der Sowjetunion schon jetzt das ge­
samte politische Spektrum von Monarchi­
sten bis Anarchisten vertreten ist Früher 
konnte man im rechten Flügel drei mehr 
oder weniger klare Tendenzen finden: das 
waren Rechtsextremisten, Stalin-Nostalgi­
ker und ein mehr oder weniger moderner 
rechter Populismus. Jetzt schließen sie sich 
in vielen Zügen zusammen. Zum Beispiel 
geben Monarchisten oder profaschistische 
.Pamjat"-Gruppierungen . zu, daß Stalin 
nicht so schlimm war, da er die Traditionen 
der großrussischen Macht weiterentwickel­
te. Andererseits ist es auch für manche Sta­
linisten charakteristisch, die alte Vergan­
genheit Großrußlands zu idealisieren. Und 
was die Rechtspopulisten anbetrifft, so ver­
neinen sie mehrheitlich ihre neostalinisti­
sche Orientierung, obwohl ihre Gesell­
schaftskonzepte genauso orientiert sind. 
Die erklärten Monarchisten sind eine relativ 
kleine Tendenz, in der die sogenannte 
Volksmonarchistische Partei, die eng mit ei­
nigen konfessionellen Kräften verbunden 
ist, die Bewegung für die Heiligsprechung 
der Zarenfamilie und eine "Pamjat"-Frakti­
on vertreten sind. Sie lehnen Sozialismus 
offen ab und verherrlichen das Zarenruß­
land. Die rechtsextremistische Tendenz, die 
mit verschiedenen Gruppierungen von 
"Pamjat" vertreten ist, bevorzugt das nicht 
offen zu tun, sondern den Begriff "Sozialis­
mus" mit großrussisch-chauvinistischen, 
antisemitischen, oft christlichen oder ökolo­
gischen Parolen zu vereinigen. Die ökofa­
schistische Argumentation zur Rettung der 
Nation und ihrer Umwelt ist hier sehr stark 
ausgeprägt, und die "Pamjat"-Fraktionen, 
besonders z.B. aus Nowosibirsk, nehmen 
manchmal an den ökologischen Initiativen 
aktiv teil. 
( ... )Doch am gefährlichsten ist z.Z. der rech­
te Populismus. Oft fragt man: was machen 
die konservativen Bürokraten in der Sowje­
tunion? Sie warten auf ihre Stunde und füh­
ren inzwischen die rechtspopulistische Agi­
tation. Inzwischen ist eine große Organisati­
on mit dem Namen "Vereinigte Front der 
Werktätigen" gegründet worden. Im Unter­
schied zu streng hierarchischen, zentralisti­
schen, führerorientierten Rechtsextremen 
ist diese Front fast demokratisch - mit ei­
nem Koordinationsausschuß, ohne Ein­
heitsvorsitzende usw. Die Führung vereint 
die Vertreter der Gewerkschaftsbürokratie, 
die neostalinistische Ökonomie und Gesell­
schaftswissenschaftler und Intelligenz, 
manchmal ehemalige Militärs oder sogar 
Basisaktivisten und ist eng mit den Organi­
sationen der russischen Minderheit in den 
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Nationalrepubliken sowie - am rechten 
Rand - mit Menschen, die .Pamjat" nahe 
stehen, verbunden. Besonders muß man die 
Position der vielen Schriftsteller der Russi­
schen Republik erwähnen. Solche Men­
schen wie Rasputin, Below, Astutjew sind 
natürlich nicht offiziell mit "Pamjat" verbun­
den, doch ihre großchauvinistische, antise­
mitische und das alte Dorf verherrlichende 
Anschauung bildet eine Art politische 
Grundlage für manchen .Pamjat"-Gedan­
ken. 
Alle rechten Gruppierungen setzen z.Z. auf 
den rechten Populismus. Obwohl sie 
manchmal an formell verschiedene soziale 
und politische Schichten appellieren (so 
z.B .• Pamjat" an die .russischen Patrioten", 
die "Vereinigte Front der Werktätigen" vor­
wiegend an die Arbeiterklasse usw.), ist ihre 
Position in vielen Zügen ähnlich. Sie sind die 
Befürworter der Großmacht und der festen 
Machtorganisation. Am ehesten lehnen sie 
die westliche Marktwirtschaft und die west­
liche Kultur ab, sind etatistisch orientiert. 
Dabei können auch Verschiedenheiten exi­
stieren, z.B. sind die Ökonomen der .Verei­
nigten Front der Werktätigen" die Befürwor­
ter der Zentralplanung, andere treten für die 
individuelle Bauernwirtschaft im Lande ein. 
Das eigentlich Charakteristische ist eine 
Orientierung an jenen Menschen, die durch 
die Modernisierung - subjektiv oder auch 
objektiv-verloren haben. Sie führen eine in­
tensive Kampagne gegen "Kooperatoren"­
Unternehmer, Spekulanten usw. Wenn sich 
die wirtschaftliche Lage verschlechtert, so 
sind diese Rechten sehr gefährlich und ha­
ben ein spürbares Potential. 
Das Lager der Befürworter der Erweiterung 
der Marktwirtschaft im westlichen Sinne 
kann man als .liberal" bezeichnen. Hier ist 
eine Vielzahl von Gruppierungen tätig. Eini­
ae von ihnen versuchen dabei die Traditio­
nen der sowjetischen Dissidentenbewe­
gung der 70er Jahre weiter zu entwickeln. 
Doch in der letzten Zeit hat sich eine libera­
le Gruppierung heftig verstärkt und zwar 
die .lnterregionalen Deputierten". Das ist 
die Fraktion im Obersten Sowjet, die de fac­
to schon erste Schritte auf dem Weg zur 
Partei gemacht und die den offenen Macht­
kampf mit der KP begonnen hatinzwischen 
baut sie eine parteiähnliche Infrastruktur 
auf, in die sie auch andere gesellschaftliche 
Organisationen mit generell demokrati­
scher Orientierung (.Wählerclubs" in Stadt­
vierteln, "Memorial", .Volksfront" in verschie­
denen Städten Rußlands usw. mit Erfolg in­
tegriert. Sie sind auch eng mit dem Rat der 
Kooperativen verbunden und ihre Mitglie­
der haben als Deputierte erhebliche Geld­
zuschüsse und vielleicht auch materlalle 
Hilfe vom Westen. Die Interregionalen hof­
fen, bei den Lokalwahlen im Frühjahr zu sie­
gen. Dabei nehmen sie eine diktatorische 
Position im Bezug zur gesamten demokrati­
schen Bewegung ein und fordern die allge­
meine Unterstützung ihrer Kandidaten und 
Parolen. Die FÜhrung der Fraktion ist kollek­
tiv, die Prominenten sind dabei Boris Jeltzin 
(der eigentlich kein Liberaler, sondern po­
pulistischer Pragmatiker mit Charisma ist), 
Ökonomen (wie Popow, Schmeljow usw.), J. 
Afanasjew usw. Die politische Position die­
ser Gruppe kann einfach beschrieben wer­
den: Marktwirtschaft, Entwicklung des Pri­
vateigentums und des Privatunternehmens, 

westlicher Parlamentarismus, Begrenzung 
des Streikrechts, das Volk wird als Hemm­
nis verstanden. 
Außer dieser Gruppe, die sich überwiegend 
an den Intellektuellen und Teilen der tech­
nokratischen Intelligenz orientiert - sie ver­
paßt aber auch keine Möglichkeit, unter den 
Arbeitern zu agitieren -,gibt es eine Viel­
zahl von kleineren, liberalen, politischen 
und unpolitischen Gruppen und Bewegun­
gen. Hier sind die .Demokratische Union" 
(eine Parteisammlung verschiedener Kräf­
te von Eurokommunisten und Sozialdemo­
kraten bis zu offen bürgerlichen Kräften), 
die .Demokratische Partei", die radikal-pa­
zifistisch-liberale "Vertrauen-Gruppe" (vie­
le ihrer Mitglieder haben inzwischen eine 
sowjetische Abteilung der Radikalen Partei 
gebildet u.a.m.), sowie die Klubs der Ökono­
men und die sowjetischen Yuppies, Karrie­
remacher usw. zu erwähnen. 
Besonders muß man das National-Liberale 
Spektrum in den Nationalrepubliken erwäh­
nen. Das sind verschiedene Volksfronten 
oder politische Parteien aus dem Baltikum, 
der Ukraine und Geergien u.a.m. Auf dem 
wirtschaftlichen Gebiet sind auch sie stark 
marktwirtschaftlich-kapitalistisch orien­
tiert. Der Unterschied besteht darin, daß sie 
nationalstaatlich orientiert sind. Dabei be~ 
grenzen sie oft drastisch die Rechte der na" 
tionalen Minderheiten in ihren Republiken, 
obwohl im Prinzip ihr Recht auf die Selbst­
bestimmung völlig gerechtfertigt ist, aber 
das darf natürlich nicht auf Kosten der ande­
ren gehen. 
Und jetzt endlich zu den Befürwortern des 
3. Weges, d.h. zur Linken in der Sowjetunion. 
Obwohl es natürlich ganz verschiedene lin­
ke Organisationen und Bewegungen -von 
Sozialdemokraten bis Anarchisten - gibt, 
wäre es noch zu früh, über eine starke linke 
Gegenkraft zu sprechen. Man kann lediglich 
die ersten Ansätze aufzeigen. 
ln der letzten Zeit gab es drei Versuche, eine 
sozialdemokratische Gesamt-Unions-Par­
tei zu gründen. Die erste ging von den ver­
schiedenen kleinen örtlichen Gruppen und 
Klubs aus, die eine Sozialdemokratische 
Konföderation CSDK erklärten. Der mehr 
auf die akademischen Intellektuellen orien­
tierte Moskauer Klub .Demokratische Pere­
strojka" hat dann zusammen mit Teilen der 
SDK eine SO-Assoziation gebildet. Im 
Herbst erklärte im Obersten Sowjet der Ar­
beiterdeputierte aus Litauen, Uoka, der ein 
bißchen früher eine unabhängige Gewerk­
schaft organisiert hat, das Existieren der 
SDP. Die Programme dieser Gruppierungen 
sind ähnlich: gemischte Wirtschaft mit star­
ker sozialer Politik, demokratischer Parla­
mentarismus. Im Grunde ist das keine 
grundsätzliche Alternative -diese Gruppen 
kann man für eine Abart des 2. Weges hal­
ten. 
Die "sozialistische Initiative" in Moskau um 
B. Kagazlitzky arbeitet eifrig im Rahmen der 
Moskauer regionalen Volksfront und ver­
steht sich jetzt als eine Initiative für die 
neue linke sozialistische Parter. Die Ideen 
dieser Gruppe erscheinen als ein Gemisch 
aus westlicher linker Sozialdemokratie und 
westlicher Neuer Linker. Im Prinzip ist ihr 
Programm mehr sozialistisch als bei den 
SO, doch lassen auch sie Privateigentum 
und gemäßigte Erweiterung der Marktver­
hältnisse zu. Die Gruppe ist relativ klein. 



Sogenannte marxistische oder marxistisch­
leninistische Gruppierungen sind gespal­
ten, zahlreich, stark sektiererisch und fast 
ausschließlich auf die traditionelle indu­
strielle Arbeiterklasse orientiert. Viele von 

. ihnen verstehen den Marxismus sehr 
schlecht und wissen nichts über die neua­
sten westlichen Arbeiten (und wenn sie sie 
kennen, so zählen sie diese zum Revisionis­
mus). Die Extremen versichern sogar, daß 
die Intelligenz und alle, die keine materiel­
len Güter produzieren, die Ausbeuter der 

Arbeiterklasse sind. 
Noch eine andere linke Gruppierung heißt 
KAS - das Komitee der Anarcho-Syndikali­
sten. Obwohl sie sich anarchistisch nennt 
und für die sozialen Rechte der Lohnemp­
fänger eintritt, ist sie mehrheitlich für die 
Marktwirtschaft. Die Parolen der Selbstver­
waltung der Produzenten, der Emanzipati­
on und der Selbstbestimmung der Men­
schen sind natürlich gut und richtig, doch 
können sie nicht helfen, wenn man die Mas­
se der Modernisierungsverlierer von der 
Seite der Rechten zur Linken heranziehen 
muß. 
Erste Ansätze zur Schaffung unabhängiger 
Gewerkschaften gab es schon in den 20er 
Jahren, sie wurden jedoch unterdrückt. ( ... ) 
Neue Ansätze sind noch in den Anfängen -
sie kommen von den Sozialdemokraten, 
ML, KAS oder gehen von den Streikkomi­
tees der Bergleute aus. Die letzten sind am 
hoffnungsvollsten und von den spontanen 
Gefühlen der mehr sozialen Gerechtigkeit, 
Abschaffung von Privilegien, Bekämpfung 
des spekulativen Unternehmertums durch­
gedrungen. Doch das Bewußtsein ist auch 
hier relativ niedrig: Die Forderungsfiste der 
Bergarbeiter hat viele, manchmal sich ge­
genseitig ausschließende oder sogar anti­
solid~rische Forderungen (z.B. das Recht, 
den Uberschuß der Produktion für freie 
Marktpreise zu verkaufen). 
Die Bewegung für die alternative Lebens­
weise hat bisher keine positiven Erfahren 
gemacht, obwohl gerade hier in Rußland 
und in der Sowjetunion reiche Traditionen 
existieren. Einige Versuche, Kommunen zu 

schaffen, waren mißlungen. Doch gibt es ei­
nen Arbeitskreis .Bewegung für die Kom­
munen" und verschiedene Ansätze der al­
ternativen Lebensweise in Gestalt der Hip­
pies, Green-Hippies, Öko-Lager und selbst­
verwaltete Jugendwohnungen mit Selbst· 
hilfe. Dasselbe kann man über Alternativ­
projekte sagen. Zwar existieren welche 
( selbstverwaltete Gruppe, soziale und öko­
logische Kooperativen), sie haben jedoch 
keine eigentliche Organisation und unter­
scheiden sich von der Masse des "koopera-
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tiven Unternehmertums" noch nicht son­
derlich. 
Die größten Hoffnungen erweckt jetzt die 
ökologische Bewegung, obwohl es auch 
hier nicht ohne empfindliche Schwierigkei­
ten geht. Schon vor Perestrojka entstanden 
mehrere lokale Bürgerinitiativen, Bürgerko­
mitees der Betroffenen, ökologische Grup­
pen, Vereine usw., weil die formalen Umwelt­
organisationen tatenlos waren. Perestrojka 
beschleunigte diese Prozesse, indem sie 
für diese Entwicklung neue Freiräume 
schuf. Schon jetzt existieren zahlreiche Re­
gionalverbände sowie etwa 20 ökologische 
Bündnisse auf Unionsebene. L~ider gibt es 
bisher kein Bündnis der Anti-AKW-Initiati­
ven. Die Kampfformen sind im Prinzip iden­
tisch mit denen, die man in der BRD verwen­
det. Es hängt von der lokalen Situation ab 
und manchmal entwickeln sie sich im Pro­
zeß der Entfaltun~ des Protestes. Das sind: 
die Arbeit in der Offentlichkeit, die Verbrei­
tung von lnformatioen, manchmal alternati­
ve Expertisen, Unterschriftensammlungen, 
Petitionen und Appelle an die Behörden, 
Demonstrationen und schließlich auch 
Blockaden. Sehr wichtig für ein Emanzipati­
onspotential der Bewegung sind die Versu­
che der ökologischen Kontrolle von unten 
sowie die Ansätze der Stadtentwicklungs­
verwaltung. Das erste Selbstverwaltungs­
komitee war 1988 in Moskau gebildet wor­
den. Es entwickelte sich aus der Umweltini­
tiative, die in einem überindustrialisierten 
und ökologisch ungesunden Stadtviertel 
gegen ein Projekt des Polygraphie-Kombi· 
nats kämpfte. Seit dieser Zeit wurden sol-
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ehe Komitees in vielen Stadtteilen gegrün­
det, doch das erste bleibt als Vorbild, ob­
wohl inzwischen auch andere Organisati­
onsstrukturen erprobt wurden. Dieses er­
ste Komitee beginnt bei der Hausteil- und 
Hausselbstverwaltung, dann folgt die As­
samblee und dann das Komitee selbst. Da­
bei entwickelt man auch die Selbsthilfe. ln­
zwischen gibt es natürlich auch Versuche, 
diese Selbstverwaltungskomitees zu unter­
werfen oder zu integrieren. 
Die größten der Gesamtunionsorganisatio­
nen im Bereich der Ökologie sind die Sozial­
Ökologische Union und die Grüne Bewe­
gung, die viele lokale und regionale Bürger­
initiativen vereinigen. Die Sozial-Ökologi­
sche Union wurde 1988 gegründet und hat 
bereits 1989 die erste Gesamt-Union-Akti­
on gegen den Kanal Wolga-Tschograj 
durchgeführt. Die Grünen Bewegung wurde 
Anfang 1989 gegründet, wobei die liberale 
Zeitschrift .,Seljiskaja molodjosh" teilnimmt. 
Man muß jedoch berücksichtigen, daß sich 
die meisten sowjetischen Ökologisten für 
unpolitisch halten und auch diese Organi­
sation als unpolitisch verstehen. Das heißt, 
sie haben noch nicht begriffen, daß die Ret­
tung der Umwelt die radikale ökologische 
Gesellschaftsumwälzung voraussetzt. Auf 
der Gründungskonferenz der Sozial-Ökolo­
gischen Union war der Antrag gegen AKW 
abgelehnt worden. Teilweise taktisch, teil­
weise wegen fehlendem Bewußtsein.ln die­
ser Situation haben die informellen Grup­
pen aus mehr als einem Dutzend Städten 
eine politische Organisation gegründet: die 
.,Bewegung zur Gründung einer Grünen Par­
tei in der UdSSR", in der meines Erachtens 
auch die radikale Linke ihre Heimat finden 
könnte. 
Langfristig ist es klar, daß nur die Selbstver­
waltung von unten Probleme lösen kann. 
Und die ökologischen Bewegungen in der 
Sowjetunion sind jetzt ein möglicher Schritt 
in diese Richtung. Ökologie kann als ge­
meinsamer linker und sozialer Nenner die­
nen, der auch möglicherweise erlauben 
wird, eine linke Perspektive für die Emanzi­
pation der Menschen zu eröffnen. 
Zum Schluß wieder zum Problem der Begrif­
fe. Wie kann man diese neuen Bewegungen 
in der Sowjetunion eigentlich identifizie­
ren? Meines Erachtens sind hier ganz ver­
schiedene politische und soziale Erschei­
nungen angesprochen, die jetzt nur darum 
ähnlich sind, weil sie informell,d.h. meistens 
von unten tätig sind, und weil die Kristallisa­
tion der politischen Kräfte noch gar nicht 
beendet ist. Wenn die Alternativen Bewe­
gungen im Westen etwa eine Art der neuen 
alternativ-zivilen Gesellschaft sind, so 
sind einige Bewegungen in der Sowjetunion 
dabei auch diesen Alternativen Bewegun­
gen im Westen ähnlich, weil es hier eben­
falls um die Selbstverwaltung und Selbstor­
ganisation, um neue Menschenverhältnisse 
geht. Diese Bewegungen und Prozesse muß 
man jedoch strikt von den anderen unter­
scheiden. die kaum etwas mit der Emanzi­
pation zu tun haben, die eigentlich· .,normal" 
parteipolitische, parlamentarisch oder lob­
byistisch sind und nur darum .von unten" 
laufen, weil sie noch nicht anders laufen 
können. 

Dr. Wadim Damier 
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Im JuU 1188 berichtete MNeratmala von den Leiden der Men­
achen, Ober die der l'lldlolllrtlve Regen von TIChemobJI 
nleclergepngen Wfl, Seither hllt dleaowjetlache ".... dJe. 
.,. Themll .....-.m.la aufgegriffen und dabei verdeutlicht: 
Die Untenchlllgung der Wlhrhett erfolgte nicht 1n Elnzetfil­
len, IOndem wt1 fllr Tachemobyl belnahe die Regel lnzwt­
achen Mt alch dazu ao viel Tatuchenmaterlal angehluft, 
daSman beNitlvon elnemvorunaer aller Augen begangenen 
und noch Immer andauemclen Verbrechen reden kann. Wie 
aber konnte • dazu kommen? Wer ateht dahinter? Du woll­
te MN...._.,.nden und bat einhalb Menachen ln die Redak­
tion. die Ucht ln du DuMel bringen kOnnen. Ea kamen: AJea 
Adamowltlch, Schrittatelier undVolbdeputlerterder UdSSR 
(leloru8land), Valentln ludko, Erster Selcnttir d• Bezlrb­
partelkomlten tWodltlchl (Ukraine), Jurt Woroneachzew, 
Volbdeputlerter der UdSSR (Gomel, BeloruBiancl), Wladlmlr 
Kollnko, Koneapondent «* Pre~Hegentur Nowo.tl, Jurt 
SchtachettMik, Sct.rtftateller, Mitglied dea Obenten SowJeta 
der UdSSR und VOrlitzender dn Unterauuchu .... fOr Ener­
glewllln und nukl_.. SicherMit dn partamentartachen 
Komlt ... fOr Umweltachutz und rationelle Nutzung der Na­
turrnaourcen (Kiew), Alla JaroachlnakaJa, · Journallatln und 
VolbdeputlertederUdSSR (Schltomlr, Ukraine). 
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Detektiv-Aufgabe zu tun. k:tl hielte es für 
angetwacht. den AenCnef Alexlwldef 
l,Jaschko. also den einstigen Ministerrals­
YOtSitzenden der Ukraine, und den Ren!· 
ner Wladimir Schtschefblztd, bis vor kur· 
zem Erster SeluetAr des ZK der KP der 
I.Jkraine. zu tragen, was eigentlich in der 
Uniallnacht vorging, welche Informationen 
sle emieflen, welche sie~ und 
schlle6lictl, werdie Entscheidung traf, der 
Öllentlichkelt die globele Katastrophe zu 
verhehlen? Das wh lu8em wichtig. 
Außerdem wel8 man bis heute nicht, wann 
denn die hOcl'lste politische FOhrung des 
Landes von der Havarie erfuhr. 

Oie urwollstlndigen Metdungen über 
die Havarie im KKW Tachemobyt führten 
auch dazu, da8 nicht rechtzeitig beschiOS· 
sen wurde, die Evakuierungszone von 
zehn aul30 Kilometer auszudehnen. Also 
die Evakuierung des 14 km vom Reaktor 
eotfemlen Tschernobyl sowie vieler Ort· 
sc:haften. in denen die radioaktive Slrah· 
lung immens wat. Der BesdlluB kam ersl 
am 2. Mal: Elnzlg das Einirelien von NikO­
Iai Ryschkow und Jegor Ugalschow am 
Un~Wlort veranlallle die Führung der Uktai· 
ne, sich endlich nach T schemobyl aulzu. 
machen. 

Und die 1.-t.Aai-Oemonslralion in Kiew? 
Ich besitze etwas Haarslrlubeodes: Eine 
Einladung zum Festumzug für Junge Pio­
niere. Und ein weiteres Dokument. unter· 
schrieben vom sleltvertrelenden Leiter 
des ukrainischen SKHM, Tscheljukanow. 
Es handelt sich um die t.Ae8welte der~ 
diollciMtJI in K'I8W Ende ApriVAnlang Mai 
1986. die der hOcl'lslen Fühlung der Repu­
blik operativ zuginglieh gemacht wurden. 
Darin heiBt es. die RadioektivltM sei ab 
dem 30: April gestiegen und habe in en-

gen Bezirllen Kiews das 1001ache der 
hOctlstzuiAssig Norm erreichl Aber die 
BeYölkerung wurde nk:tC gewMll Obri­
gens: AJJ der Tribüne standen Schtsc:her· 
bizld und ljaschko. Was~ das - Oumm­
heil? Oder ein Pllichlge[lhl. das belehll: 
liebetselbst Opferder RadioaldMiilwer· 
den. als den Leuten die Wntleit segen? 
Wte auch immef, diese Genossen trlgen 
die ditekte V~ ü die Kinder, 
die sie an jenem Tag~ lie­
Ben. 

A. AdMiowbc:lt: Ähnlich sah es auch 
in Beloru8land aus. 1n den emen Tagen 
nach dem GAU legte der belorussische 
Kernet lel'gie-Experte, Prolessor Neste­
renke, der Führung der Republik eine U. 
ste von Sofortma8nahmen vor, einschlieB­
Iictl der Evakuierung der Einwohner. Als 
~.da wir hier m~ Name 
und1drlue reden: Gemeint sind der da· 
maNge Erste Sekre*del ZJ<der Belorus· 
sischen KP, heute Polilbüromilglled und 
SekretArdnZKder KPdSU, Nikolai Sljun­
kow, und der jetzt denen Funktion ein­
netmeude 1n1t1ere Vorsilzende des Mini­
._ Belonl8lands, Mk:hlil KowlljOw. 
Nesterenlco also wurde von oben in dem 
Sinne besdlieden, .,. tolle seine Nlle 
nic:hl in fremde Dinge stecken, und ein­
fleh ... dem Zimmer komplimentiert. Na. 
Nesleleuko ist ja kein Dummkopf. Er grill 
sich ein t.AeBgeril, durl::hfofslele damit die 
RUne der Sekratmlnen und V8fS8tZ1e 
die in helle Panik. so da8 die Obrigkeit ir· 
~reagieren mue.e. Zehntausende 
in radioektiYen Dunst gehüllte t.Aensdlen 
V8ftllieben jedoch an ihren Wohnotten. wo 
Sie bis Nn heutigen Tage sind. 

V . ...... : Auch wir sind geblieben ... 
k:tl war c1ame1s Vorsitzender des Exeku· 
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livkomltees des Bezirkssowjets von Naro­
dltschi. Daß da ein Unfall pasSiert war, höf­
ten wir so nebenher, obwohl der Reaktor 
nur 68 Kilometer entfernt liegt. Wir elfuh­
ren davon;weil-$lch an der Bezirksgrenze 
Bosse stauten. Als wir deshalb im Be­
zirksparteikornltee anriefen, wurde uns 
gesagt, in Tschernobyl habe es irgendei­
ne Havarie gegeben. Und bei uns war ge­
radeJahnnarkt . .. 

Der Abtransport der Kinder wurde erst 
am 7. Juni beeodet. Kein Wunder, daß wir 
so viele kranke Kinder im Bezirk haben, 
besonders mit Hyperplasie der Schilddrü­
se. Gesunde Kinder gibt es praktisch 
überflaupt nicht. Ich stelle also die Frage: 
Werkonkretträgt die Schuld? 

,.,:Dimlt ltt lleo ldlr: Gllopn .... 
dt11011Anf-ea lmll'ltenJIIIrdlr,. 
Nttrolla, ... oa.ao.t ..... -
Fratlbodtn clet St8lln Sozllllllmul..,_ 
..... ... dir ........... Medlll ... 
.. dir Oehllmlllltunl und dir Hilb­
..,., .... 1011••a•n noc11 wte ..,. 
....... Vemllllcll lttdelllchlr 
nldlt. Docb - Unft .. - ln lteMiftll 
..._.. WlltdlciiUII - Irgendwie VW· 
ltlheft. Denlldllber? Die Sltudon ... 
Lende ICIIItft clodl UnwlluMiten nlctlt 
mehr zu clulclen? 

A. Ad8nlowttsdl: Ich möchte jetzt sa­
gen, da8 der Frevel, der 1986 begann. 
weiterging und geht. Seine Formen haben 
sich zwar gewandelt, aber geringer ist er 
nicht geworden. Ich frage mich, warum 
drei Jahre lang nicht von den Ausmaßen 
der radioaktiven Verseuchung Beloruß... 
Iands, der Ukraine und des Bran$ker Ge­
biets der Russischen Föderalion gespro­
chen wurde? Warum die lokalen und die 

Moskauer Wissenschaflseinrichtungen, 
insbesondere das vom Vazepräsidenten 
der Akademie der Medizinischen Wissen­
schaften der UdSSR lljin geleitete Institut 
für Biophysik des Gesundheitsministeri­
ums. zur Bestärkung dieses Schwindels 
herhalten mußten? lediglich drei Jahre 
nach Tschernobyl wurde endlich ausge­
sprochen: Ein Drittel Beloru81ands ist ver­
seucht, ein Fünftel der Ackerflächen .ver­
endet". Das sind die Zahlen: ln der russi­
schen FOderaliOn 1IXXI Quadratkilometer 
verseuchten Bodens, in der Ukraine 1500, 
in BeloruBtar.d 7IXXI Ouadratkilorneterl 
Weitergelogen wurde selbst dann noch. 
als die Dinge ans licht kamen. So wurde 
behauptet, da8 die Strahlung für nieman­
den tOdlieh sei. Als aber Personen obdu­
ziert wurden, die angeblich anderen 
Krankheiten erlegen waren, z. B. Ischä­
mie, stellte sich heraus. da8 deren Lungen 
- wie der belorussische Professor Pet­
rjaew indizierte - große Mengen soge­
nannter heiSer Teilchen enthielten. Bis zu 
15IXXII 2000 SOlcher Teilchen erzeugen 
garantiert Klebs. 

A. .woecNn•k•: Die Wahrheit woll­
ten sie gar nicht wissen. Hier ein Doku­
ment: .Im Gebiet Kiew, in den Bezirken 
Polessje und lwankowo, wird die Obduk­
tiOn Verstorbener und Totgebofener we­
gendes in diesen Bezirken fehlenden Pa­
thologiedienstes nicht vorgenommen. 
Von 353 Personen. die 1967 verstarben, 
wurde nicht eine obduziert. Auch in Sla­
wutitsch werden Verstorbene nicht obdu­
ziert. Im Gebiet Schitomir wurde ein be· 
zirksübergreifendes Pathologiezentrum 
eingerichtet. obduziert werden jedoch nur 
in Kliniken Verstorbene." Woher wolhe 

man also wissen. ob man an Radioaktivi­
tät stirbt oder nicht? 

Ich denke, der Hauptgrund fürdie groBe 
Tschernobyl-Lüge liegt in der Politik der 
Geheimhaltung und wahlweisen Glas­
nost. Hier die von einer Regierungskom­
mission unter der Nr. 514 vom 29. 2. 88 be­
stätigte .Aufstellung von Daten zur Hava­
rie im KKW Tschernobyl, die keiner Veröf­
fentlichung in der frei zugänglichen Pres­
se, in Rundfunk- und Fernsehsendungen 
unterliegen". Der damalige Kommissions­
vorsitzende hie6 Boris Schtscherbina 21 . 
Ich zitiere: .Verschlu8sache sind Anga­
ben über den Grad der radioaktiven Ver­
seuchung in einzelnen Ortscheiten, der 
den zulässigen Stand überschreitet, so­
wie Kenndaten für eine Verschlechterung 
der physischen Leistungsfähigkeit, Verlu­
ste der Berufseigenschelten des unter be· 
sonderen Bedingungendes KKWTscher­
nobyt arbeitenden Bedienungspersonals 
und der zur Folgenbeseitigung der Hava­
rie eingesetzten Personen.· Als ich Mar­
jin, ebenfalls Mitglied der Regierungs­
kommission, nach dieser Anordnung 
fragte, antwonete er mir, da8 es niemals 
Verbote gegeben habe, und jeder Kol-
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chosbauer - das sind seine Worte! -
könne in den Ootfsowjet gehen und dort 
alle Daten erhalten. Stellen Sie sich vor, 
ich als Journatistin durfte zwei Jahre lang 
keinen Artikel über Narodilschi bringen, 
trug heimlich Daten zusammen, dagegen 
ein Kolchosbauer .. . 

Und ein weiteres Dokument, die .Erläu· 
terung der zentralen Militär­
ärztekommission des Verteldigungsmini­
steriumsderUdSSRvom8. 7.87,Nr.205•: 
.Bei der Erfassung von Aussagen über Er­
krankungen von früher bei Arbeiten im 
KKW T schemobyt eingesetzten und nicht 
von OLB" (intensive Form dar Strahlen­
krankheit - A. J.) .betroffenen Personen, 
IstunterPunkt tOdieHeranziehungzuden 
genannten Arbeiten und die Gesamtdosis 
der Bestrahlung, die kein Stadium der 
Strahlenkrankheit erreichte, nicht darzu­
stellen.· 

Schließlich ein drittes Papier mit dem 
Vermerk .Geheim", datiert vom 12. 6. 89: 
.Entsprechend der Anweisung des Staat· 
Iichen Komitees für Hydrologie und Me­
teorologie der UdSSR übermitteln wir In­
formatiOnen über den Zustand der radio­
aktiven Situation im Bezirk Luginsk. Ge-
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h6c:hslzuläsaig Dosis, die man Im Leben 
elflallen dülte, haben WISSenSd\alller aus 
dem von Akademiemitglie lljin geiettaten 
ZeniNm tiir die verseuchl8n Gegenden 
festgelegt Und zwarlür alle. Für gesunde 
Minner und für schwangere Frauen, lür 
~ und Kinder. Gegen diese Konzep-

tef nicht voll'*dig mit .IIUberen" Nah· 
rungsmitteln vertOfgt Wilden. Des konnte 
er einlieh nicht~. 
.l IoM I c111: 1n der UdSSR gibt es 

das Dokument ,.Nonnen der radioaktiYen 
Sicherhlir - V8flbsc:tliedet unter ande­
remvon dem besagten lljin -. in dem es 

sehen und festgestellt. da8 kein einzigls 
Kind eine dln1ige Plophylaxe durchge­
macht hat. Das gleiche im Bezifk Wetki:Nt. 
".. Vl8llek:ht sollte ich das hier lieber 
fliCht sagen, sonst warden womöglich 
morgen die ganzen l<al1eilann neu be-
schrillel ..• 

............... ,.... ......... ........ 
• 111M. ...... 
IHII.t'luulell 
EIIIICIIM ........ 
.. IDIIIclll ... 
lnlllu .. 11111 Ver• ................. 
• ...."...Le­
-..tttelll.., 
IJIMEftb ..... -
Die .... altea 
fnun )llloc:ll..._ 
letlllellet 11111rer 
Helaatlllel .... 
Hdl ... nlievw· 
lelldlt Ist. 

Noch zwei Worte zum Mg8blk:h lahlen­
den Geld ü die Umsiedlung. Des wird 
doch einfach eingebuddelt! Nehmen Wlf 
den Beziltl Wetkow, das Dorf Blwtolome­
jewka - das Ist in das Umsiedlungspnr 
gnwnm der Belol\lssischen Repybltk U · 
~- Im Augenblick aber sind dort 

ulldozer am Werk, um Bautreihert fur ein 
neues Objekt zu schallen. Kostenpunkt 
1 {J bts 2.5 Millionen Rubel. Oder die in der 
Prawdageschildef1e Ortschaft Maiski? Da 
haben sie zwölf Millionen reingeschu· 
81811. weil sie kurz mal vergessen hatten, 
dl8 in Tschudjany die Meewerte def R&­
dioaktivilll pro Ouedralmeter 1-40 Cune 
übefsteigen. Nach Ansteht der Belorus· 
sen haldasdefehemahge Prästdiumsvor· 
sitzende des Obersten Sowjets der Repu­
blik und jetzige Vorsitzende der Kommts· 
sion der Nationalitälenkammer des 
Obersten Sowjets der UdSSR lür nal10118-
le Politik und zwisc:hennation Bezte. 
hungen, Geotgi Tarasewitsc:tt, zu verant· 
WOften. 

.l l~tUIIIIIIl: ln der Uluane wird 
'** aJ jeder Kundgebung gelordert, 
den Gesunctleilsmin der llcraN, 
Romaneuko, zur Verantwcwtung zu zie. 
hen. Und noc:tt ein pa Wone zur jetzigen 
Siluation in Tschernobyl und im KKW. Va 
mir liegt die im Raum Tschernobyl er­
scheinende Zeitung TfiJdowaja Wadlll 
(Arbeilsschichl) vomlO. JuW 1989. Bericht 
über die Parteiltonferenz def Kommuni­
Sien der ProdukttOn~ung Kombl-
1181. Zitat • . . steht eine Neubewertung 
def Tragödie von Tschemobyt bevor, und 
zwar dann, wenn die Gesellsc181 das 
Joch der olfiziellen Meinung abwirft, wenn 
Schtschefblna, Tschasow, llpn, Lukonin, 
lnel und allen, die mit ihnen am gleichen 
Strang ziehen, dte Druckhebel genom­
men werden. Wann hören die Einlullungs­
berichle des Gesundheltsmtntsteriums 
auf? Wrr sollten endlich auch die Namen 



derer erfahren und bekanntgeben, die den 
Bauplatz für Slawutitsrol1 ausgewählt und 
uns veranlaßt haben, kompliZierte psy­
chologische Probleme zu lösen und be· 
träcnUidle zusätzliche M1ttel au1zubrin· 
gen.• Gemeint ist, da6 die Stadt Slawu· 
titsch an einer cäsiumverseuchten Stelle 
erri<:tltet "YYJrde. weshalb es die Mehrheil 
des Personals, das über entsprechende 
Meßgerateverfügt. ablehnt. dort zu leben. 

A. Ademowltldl: Und lassen Sie u;1s 
mal sehen, wozu diese Lüge geführt hat. 
Inzwischen schon zu einem großen Frevel 
gegenüber dem ganzen Land. Stall. als 
Beispiel, dte Strahlung rechtzeitig einzu· 
grenzen, wurde sie erst mal nach Beloruß· 
land getragen - während es in der Ukrai­
ne noch irgendwelche Kontrollpunkte 
gab, helten wir überhlupt keine oder 8ie 
wurden schnell wieder aufgehoben. Und 
dann breitete sich die radiolktive Seuche 
im ganzen Land aus. Wir hören bereits, 
da8 m.-. im Norden, ln Mittelasien und in 
anderen Gegenden kein beloNssisc:hes 
Fleisch wiH. Wir aber steigern fröhlich die 
Butter· und Fleischproduktion ln den ra· 
dioaktiv verseuchten Zonen. Hier Unterfa· 
gen dafür: Der Bezirk Choinikski gehört zu 
denen, die sofort als gefährdet eingestuft 
wurden. Dort ist alles verseucht von Land· 
wirtschall dürfte da keine Rede sein.Aber: 
1985 lautete der Plan für Milch 32 500 t. 
1989 36 000 t, für Fleisch wnn es 7500 t. 
heute 11m t Der Direktor des Staalsguts 
Sudakowo. Sadlschello, d~ cWauf, 
500 ha verseuchten Bodens abzuschret­
ben, statt dessen haben sie ihm noch 124 
ha dtautgegeben. Oie Plwlaullagen für 
Milch und Fleisch wurden auf daS 1 ,5lache 
erhöht Dabei verzeichnen seine Dörfer 
LomatschiundTulgowitschi - dashaben 
Wissenschaltier gemessen - eirte Pluto· 
niumdecke von 5,4 Curie je Ouadratkilo· 

meter. während die Norm bei 0,1 liegt! So 
funktioniert vor unser aller Augen der bü· 
rokratische Mechanismus des Völker­
mords weiter, eines blinden, sinnlosen, 
nicht einmal böswilligen Mordes, ganz 
e1nlach die übliche Funktionsweise des 
bürokratischen Räderwerks. 

W. Kollnko: Ich besitze Unterlagen da· 
für. da8 Getreide und KarloHein geliefert 
werden. d1e über alle Ma8en verseucht 
sind. Und nicht etwa illegal. ganz offiziell. 

V. Buclto: Wissen Sie. ich höre Ihnen 
hier zu und denke dabei: Da ist also etwas 
Entsetzliches über uns hereingebrochen. 
Ja. wir wurden nicht rechtzeitig gewarnt. 
die Kinder nicht evakuiert. Aber wir halten 
doch erwartet. da6 die Wissenschaftler, 
die Ärzte. die Führung der Republik uns 
helfen würden. Wll' haben ihnen vertraut. 
Sie hallen nicht Wir schlugen Alarm. Ein 
Dankeschön an die Presse. Sie hat es 
dazu gebracht, da6 endlich jemand hell­
hörig wurde. Aber wann werden wir von 
Worten zu Taten gelangen? Wird es dazu 
einmal kommen? Ich erbitte Ihre HiMe. Mir 
selbst sind bereits alle Türen verschlos­
sen. sogar im Ministerrat in Kiew - ich 
habe den Ruf des ärgsten Auftührers. 

W'tt halten den Vorsitzenden des 
SKHM, Israel, zu Besuch, der uns sagte. 
die durchscnnittliche Verseuchung betra­
ge bei uns fünf Curie. es lie6e sich also le­
ben. Was aber heiBI durchschnittlich? 
Was heiBI daS, wenn es Dörfer gibt. wo 
170Curiegemessenwerden? Ich kann lh· 
nen Untertagen präsentieren. die ganz ol· 
liziell ausweisen. da6 alle Kinder im Dorf 
Malije Menki in drei Jahren 20 ber aulge· 
nommen haben. 

J. Seil....._: Begreifen Sie. was 
daS für den kindlichen Organismus be· 
deutet - 20 ber? Das bedeutet künftige 
Leukämie, Krebs, Mutationen ... 

I I 

V. ludko: Man hat uns zugesagt, da6 
1989 338 Familien mit K1ndem ausgesie· 
dell würden. Inzwischen ist es Herbst, und 
wir mußlen in Dörfern mit170 Curie erneut 
Kuldergärten und Schulen öffnen. Oie Um­
siedlung des Bezir1<s wud schon über vier 
Jahre hingezogen. Deshalb muß unver­
züglich dalür gesorgt werden, da6 der 
ganze Bezir1< reine Nahrungsmittel erhält! 
1500 Kinder essen .verschmutzte· Spei· 
sen I Soviel ich wei8, ist del Plpier mit die­
ser Ent~ jetzt Zlll' ~ 
beim steltYeotJ elenden GeiUndleilli rlil lt­
ster der UdSSR. Sergejew, =:; 
blieben, \'erstehen Sle' mldl'~ r 

habe mein Leben hinter mir! Mirtuteellld 
umdieKinderl 

A. .llrolcNIII . : Ich habe U einer 
Versammlung eine Fra~ erzählen hOren: 
.Ich komme nach Hause und sehe meinen 
Jungen mit einet Tasse Milch vor sich. Als 
er mich sieht, kriegt er einen Schreck, 
denn er weiS jl. daß ich schimpfen werde, 
weil man keine Milch trinken darf. und 
heult los: .Mutti, bitte schimpf' doch nicht, 
ich habe ja nur meinen Anger in die Milch 
gestippt .• : 

A. MIMowle.ctl: lassen Sie mich, da 
unser Gespräch ja ollenber zu Ende~ 
zum Schluß noch eines sagen: Oie 1..8ute, 
die an alle diesen Verbrechen, an dem 
ganzen Schwindet und Betrug, am Unter­
schlagen der Wahrheit schuld sind, diese 
Leule werqen an der Situation nichts än­
dern können. Daher werden sie. um 1hre 
Lügen zu verbergen, weiter ~ und 
weiter lügen. Deshalb müssen die, die 
noch nicht pensioniert wurden, von ihren 
Posten abtreten. 
MH cleMm Runcttl8chgllfUidlbe­
ebtlctltigt die Redektlon, dea 18ft" 
n I...Ogengewebe um Tldlernobyt 
von Anfang bla Ende c1erzuate11en 
und desMn Webart zu erbnnen. 

I • 
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D111at uns, wie Sie Hhen, nicM ..... 
Iungen. Vor 111em cleahelb, we1 bif. 
her unbeUnnt lat, .., pera6nUcll 
und ... wtfctleft Motiven (oder., 
Grund w.tcher und von wem atem­
menclenAnwetaungen) deaAUIIMI 
dea GAU vemetmUchen und die Of. 
fentHchkett irNführen wtH. Wer die 
MIMdien weiter in den atertt vet· 
MUChttn Zonen leben, beaaer, .... 
chen tlee. Ohne Antwort auf d .... 
Fragen lat " unm6gllch lntzuatet­
ltn, wer der U!Mber dea Vertn­
chenl und wer lediglich (ketnn­
wep Im tntachuldlgendtn Sinne 
.ledliftch•) Voltatreckungagellllfe 
wer. Und schlteellch, wie dleH Aol· 
len heute vertetlt alnd. 

Aberwir müaaen derWahrMit un· 
bedingt auf den Grund gehen. Ein 
unge~traft11 VIfbrechen kann an· 
steckend whten.lnformatlonaaper· 
ren, Urndeutungen, Versuche, Glu· 
nost zu doater.n, elnd beeorgniHr· 
regende Symptome, die auch nach 
Tschernobyl auftreten. 

Das Gespräch führte 
JEWGENIA ALBAZ 

IIAnatclt Ale~ (1903) - ellemabget ~ 
de< Al<ademte de1 ~ende< UciSSA. Kem­
pllyStlce< 

2l Bons Sc:hlsehertlona(l919) -Sl~ ".",.. 
slet131$Y()($11Zendef de< UdSSR 

31 Slawutdscn - 1987 nadl dem GAU endllele SIMII 
u das ~sonal des KKWT scllemcbyl 
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Das argenfinisehe Atomprogramm wird von 
dem neuen peronistischen Präsidenten Car­
los Menem mit ungebrochenem Optimis­
mus weiterentwickelt Die Teil-Privatisierung 
von Atucha II, das geplante Endlager in Para­
gonien und die Fertigstellung der Wieder­
aufarbeitungsanlage in Ezeiza, die bomben­
fähiges Plutonium abwirft, sind die wesentli­
chen Punkte der natomaren Zukunft" des 
Landes, Nachdem Menems Vorgänger Al­
fonsin nach 1983 versuchte, den Militärs die 
Kontrolle über den Nuklearbereich zu ent­
ziehen, indem er eine zivile Präsidentin an 
die Spitze der nationalen Atomenergiebe­
hörden CNEA setzte, gewinnen die Militärs 
unter dem Peronisten wieder an Terrain. 

Eigentlich hatte Präsident Menem den Chef 
der argentinischen Atomenergiebehörde 
CNEA während der Militärdiktatur, Carlos 
Castro Madero, erneut als Präsidenten der 
Behörde vorgesehen. Doch dieser wollte 
den Posten nicht annehmen, solange seine 
Freunde, die verurteilten Militärs der letzten 
Diktatur, noch in den Gefängnissen säßen. 
So avancierte der weniger bekannte Dr. Ma­
nuel Mondino zum neuen Vorsitzenden der 
CNEA. Castro Madero bleibt allerdings als 
Beratervon Mondino auch weiterhin ein we­
sentlicher Drahtzieher des Atompro­
gramms. Somit ist den Militärs nach wie vor 
die entscheidende Rolle in diesem Sektor 
gesichert. Deren Ambitionen auf ein Atom­
U-Boot und der Traum von der argentini­
schen Atom-Bombe sind hinlänglich be­
kannt Oie Trägersysteme für eine solche 
Bombe hat Argentinien in Form des Mittal­
streckenrakete "Condor" bereits entwickelt 
Präsident Menem erklärte im Oktober die­
ses Jahres, daß er nicht im geringsten daran 
denke, den Atomwaffensperrvertrag (NPT) 
zu unterzeichnen bzw. den Vertrag von Tla­
telolco, der eine atomwaffenfreie Zone in 
Lateinamerika vorsieht, zu ratifizieren. Die­
se Verträge stellen für ihn eine Diskriminie­
rung der sogenannten .Entwicklungslän­
der" von seiten der Industrienationen dar. 

Atomare Privatisierung 
mit viel Energie 
Eine der dringlichsten Aufgaben der CNEA 
ist die Fertigstellung des dritten Atomreakt­
ors Atucha II. Der in Kooperation mit der 
deutschen Firma Siemens/KWU im Bau be­
findliche Reaktor sollte eigentlich schon 
1987 in Betrieb genommen werden. Finan­
zielle Schwierigkeiten verzögerten den Bau 
jedoch so sehr, daß Atucha II im letzten Jahr 
als halbfertige Bauruine zu enden drohte. 
Doch die Privatisierungspläne der neolibe­
ralen Regierung Menem (LN 185) sollen 
auch Atucha II retten: eine vorübergehende 
Union von sieben in- und ausländischen Fir­
men soll unter dem Vorsitz der Firma ENA­
CE (75% CNEA, 25% Siem"ns/KWU) einen 
Teil der fehlenden 1,3 Mrd. US-Dollar für die 
endgültige Fertigstellung des Reaktors bis 
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entiniens 
1994 zur Verfügung stellen. Somit summie­
ren sich die Gesamtkosten für Atucha II auf 
2,7 Mrd. US-Dollar (!)-der Reaktor mit dem 
teuersten Strom der Welt. 
Mit von der Partie bei diesem Geschäft sind 
Siemens/KWU und die italienische Firma 
Techint Als Gegenleistung werden die be­
teiligten Firmen einen Anteil an der kom­
merziellen Nutzung von Atucha II erhalten. 
Die schon unter Präsident Alfonsin geplan­
te aber nicht durchgeführte Atomare Priva­
tisierung (LN 174) nimmt konkrete Formen 
an. Pikant an dem Geschäft ist, daß das Fir­
menkonglomerat sich weigerte, die Steuer­
zahlungen für den Bau des Reaktors zu 
übernehmen, die allein 250 Millionen Dollar 
betragen. Diese werden nun von der CNEA 
übernommen. 

Argentlnlen -
Internationales Atomklo? 
.Den Atommüll in adäquaten geologischen 
Strukturen unterzubringen ist eine morali­
sche Pflicht, die wir nicht als ungelöstes Pro­
blem an die zukünftigen Generationen wei­
tergeben dürfen." Mit diesem moralischen 
Exkurs versucht der Vizeadmiral a.D. und 
Sekretär der Nationalakademie der Wissen­
schaften für Nuklearenergie Carlos Castro 
Madero das Projekt eines Endlagers für 
hochradioaktiven Atommüll in Argentinien 
zu verteidigen. 
Dieses Projekt hat eine lange Geschichte. 
Bereits 1979 während der Militärdiktatur 
wurde mit dem "Nationalen Energieplan" 
der CNEA unter der damaligen Leitung von 
Castro Madero dieses Kind geboren. Eine 
"Spezialistlnnengruppe" der Universität 
San Juan wurde beauftragt, eine Studie 
über mögliche Standorte für ein solches 
Endlager in Argentinien anzufertigen. 198 
mögliche Standorte schlug sie vor, aus de­
nen dann die "Sierra del Medio" in der Nähe 
der Ortschaft Gastre in der Provinz Chubut 
als der Standort des Endlagers ausgewählt 
wurde. Dort wurden in der Folge Detailstu­
dien erstellt, um die genauen Standortbe­
dingungen auszuloten. Eine abschließende 
Studie über den Bau des Endlagers wurde 
1988 mit 15 Millionen US-Dollar Finanzmit­
teln in Auftrag gegeben. Das Ergebnis die­
ser Erforschung und somit der mögliche 
Startschuß für den Bau des Endlagers wird 
in 2-3. Jahren erwartet. 
Doch Castro Madero · kennt schon heute 
das Ergebnis: "Das Endlager ist nicht ge­
fährlicher als jedes funktionierende Atom­
kraftwerk." Dieser Auffassung widerspre­
chen die Umwelt-und Anti-Atomgruppen in 
Argentinien, die gegen das Endlager mobili­
sieren. Nach ihren Angaben liegt Gastre in­
mitten eines erdbebengefährdeten Gebie­
tes. 1960 fand nicht einmal 400 km davon 
entfernt das schwerste Erdbeben dieses 
Jahrhunderts, weltweit gesehen, statt. 
Selbst ein anerkanntes Gremium von ar­
gentinischen Geologen erklärte 1988, daß 

in dem Gebiet der Sierra des Medio auch 
künftig Erdbeben wahrscheinlich sind. 
Auch das Eindringen von GrundwasS'er in 
das Endlager sei nicht mit Sicherheit ausge­
schlossen. Gerade dieser Punkt ist brisant, 
da Radioaktivität aus einem Endlager über 
die unterirdischen Gewässerbewegungen 
am wahrscheinlichsten freigesetzt wird. 
Ungeachtet dessen gehen Castro Madero 
und seine Kolleginnen von der Sicherheit 
des Endlagers aus. So ist die konkrete Pla­
nung für das Projekt schon sehr weit fortge­
schritten: "Das Endlager ist konzipiert für 
die Aufnahme des Atommülls, der von 
sechs Kernkraftwerken in 30 Jahren produ­
ziert wird", verriet Elias Palacios, ein Techni­
ker der CNEA. Die abgebrannten Brennele­
mente sollen in Gals eingegossen werden 
und in einem Container aus nicht rosten­
dem Stahl, der durch eine Bleischicht ge­
schützt wird, untergebracht werden. Zu­
nächst werden die Container in Wasserbek­
ken oder Kühlkammern gelagert, um die 
Wärmeabgabe zu verringern. Danach sol-
len sie im Granitgestein von Gastre 500 Me­
ter tief endgelagert werden. Nach Castro 
Madero kann der Atommüll dort 100.000 
Jahre bedenkenlos lagern - ein völlig utopi­
scher Zeitraum. Seriöse Wissenschaftler 
gehen mit realistischen Schätzungen über 
eine relativ gesicherte Endlagerung von al­
lerhöchstens 1000 Jahren aus. 
Die Kosten des Projekts werden auf 500 Mil­
lionen US-Dollar veranschlagt -für Argenti· 
nien in der derzeitigen ökonomischen Si­
tuation kaum finanzierbar. Deshalb wurde 
in der Vergangenheit auch des öfteren über 
eine Finanzierung durch ausländische Fir­
men spekuliert, die dann als Gegenleistung 
ihren Müll in Gastre lagern können -Argen­
linien als internationale Atommülldeponie. 
.Ich denke, daß das Endlager eine wichtige 
Devisenquelle darstellt. Wenn ein Land ge­

. eignete Standorte besitzt, um den Atom­
müll anderer Länder zu lagern, die diese 
Möglichkeiten nicht haben und seine Mög­
lichkeiten der Welt zur Verfügung stellt, wür­
de der Eingang (der Devisen) sehr wesent­
lich sein. Argentinien hat Ressourcen, die es 
zur Verfügung stellen kann ( ... )Jemand sag­
te, wenn ein einziges land allen Atommüll 
der Welt endlagern würde, würde es eine 
jährliche Rente von 10 Mrd. US-Dollar ha­
ben", erläutert Castro Madero in einem In­
terview mit der argentinlachen Tageszei­
tung Pagina/12 (23.09.1989) die Lukrativität 
f)ines solchen Projekts für Argentinien. 
Auch wenn Argentinien wohl kaum das 
Atomklo der ganzen Welt werden kann, 
scheinen Vermutungen über eine Endiage­
rung von ausländischem Atommüll durch· 
aus realistisch. 
ln Europa wird von Seiten der Atom-Mafia 
auf die direkte Endlagerung des Atommülls 
gesetzt, nachdem sich Projekte der Wieder­
aufbereitung (Beispiel Wackersdorf) als zu 
teuer ode'r undurchführbar erwiesen haben. 
Deswegen sind .geeignete Standorte" inter-
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national gefragt. Der wachsende Atommüll 
wird darüberhinaus in den kommenden 
Jahren das dringlichste Problem auf dem 
Gebiet der Nukleartechnologie werden, 
denn die Kapazitäten für eine Zwischenla­
gerung sind erschöpft- und der Müll muß ir­
gendwo hin. Somit kommt das Endlager in 
Argentinien sicher gelegen. Die Financial Ti­
mes berichtete am 8. Juni 1988 gar von an­
geblichen Kooperationsgesprächen zwi­

. sehen der Schweiz und Argentinien für den 
Bau des Endlagers. Auch wenn in Argenti­
nien für den Bau keine Eile besteht - die 
CNEA plant den Bau des End Iagers. für das 
erste Jahrzehnt des kommenden Jahrtau­
sends- ist Besorgnis über dieses Vorhaben 
gerade jetzt angebracht. 

Die Wiederaufbereitung 
läuft an 
Problematischer vom zeitlichen Gesichts­
punkt her ist eine andere Entwicklung im ar­
gentinischen Nuklearbereich: Die Wieder­
aufarbeitungsanlage in Ezeiza, nahe dem 
Flughafen von Buenos Aires, ist so gut wie 

fertiggestellt ln dieser WAA werden die 
Kernbrennstäbe der AKWs wiederaufberei­
tet, wobei bombenfähiges Plutonium an­
fällt. ln diesem Jahr hat der Probebetrieb 
der Anlage begonnen. 
Im vollen Betrieb soll die Anlage 15 kg Pluto­
nium im Jahr aus den Brennelementen se­
earieren. Die Anlage selbst ist nicht der 
Uberwachung durch die Internationale 
Atomenergiebehörde (IAEO) unterstellt. 
Nurwenn Brennelemente aus überwachten 
Reaktoren wie zum Beispiel Atucha I aufbe­
reitet werden, untersteht die Anlage den 
SafeguardKontrollen durch die IAEO. Bevor 
Argentinien die Brennelemente aus Atucha 
I aufbereiten kann, muß die Bundesregie­
rung dafür eine Genehmigung erteilen, da 
Atucha I von Siemens geliefert wurde. Diese 
Genehmigung wird Bonn sicherlich erteilen, 
in dem Wissen darüber, daß die Sicherheits­
überwachungen aufgrund finanzieller und 
personeller Mängel der IAEO keine wirkli­
che Gewährleistung zur Verhinderung der 
militärischen Nutzung des Plutoniums dar­
stellen. 
Unabhängig von dieser militärischen Nut-

zung der WAA hat Argentinien ein Interesse 
daran, seine Wiederaufbereitungskapazitä­
ten international zur Verfügung zu stellen, 
um so Devisen zu erwirtschaften - Argenti­
nien übernimmt die Drecksarbeit der Nu­
kleartechnologie. 
Des weiteren kann allerdings das gewonne­
ne. )Plutonium entweder für Mischoxid­
(MOX-)Brennelemente für die Kernreakto­
ren oder aber direkt als Brennstofffür einen 
schnellen Brüter verwendet werden. Daß 
diese Brüter-Technologie in den nächsten 
Jahren 'einen starken internationalen Auf­
schwung erhält, ist sehr wahrscheinlich. An­
gesichts der drohenden Klimakatastrophe 
durch Ozonloch und Treibhauseffekt ge­
winnt die Atom-Lobby international wieder 
an Ansehen. Eine forcierte Weiterentwick­
lung der Brüter-Technologie ist daher für 
die kommenden Jahre durchaus auch in Ar­
gentinien möglich. Die Internationalisie­
rung der Atomgeschäfte schreitet weiter 
voran- eine internationale Antwort der Anti­
Atom-Bewegung ist zwingend geboten. 

Roman Herzog 
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"Das Bundeskabinett,., heute die AnMotf auf 
die GroBe An/ragll der Frakt19n dlllr GtOnenzur 
l:lundesdeutschen Bet8/ligung am wsltweifflt'l 
Uranabbau und Uranhandel, Msnschen und 
Landrechtfl dlllr Betroffenen beschlossen. Zu 
79 Einzelfragsn wird zu den Themen Uranab­
bau und -bedarf, Uranminen mit bundesdeut­
scher Beteiligung, Uranabbau in den Come­
con-Undem, Uranhandel und -Iagerung. Ex­
ploration, TaiHngs (Abr~ und -bek­
ksn) und Endlager, Auswirkungen auf die 
Gesundheit wm L.ebewe&flt'l sowie Menschen 
und Landrechten Stellung genotnmflt'l. 
Nach Auffassung der Bundesragierung schlie­
ßen es die gesetzlichen Regelungen der RJr­
dert§nder fOt die Genehmigung, den Betrieb 
und cle Oberwachung wm Uranaxplorarions­
undAbbauprojektenaus. daSbeim Uranabbau 
-wie die An/rag~~ unterstellt- -riesige" Mengen 
gesundhelts- oder umweltgeflhrdendsr Atom­
mON produziert werden. 
Die gesetzlichen RllgelungenderFikderl§nder 
umfassen auch die Anerkennung und den 
Schutz der Rechtfl lritllg8ner V61ker. Danach 
k6nnen in denmeisten F6rderllndem Explora­
tion und Abbau nur mit Elrwvilllgung der einhei­
mischen BeviJikerung ln Anvlfl genommen 
werden. Untemehmenaus der Bundesrepublilc 
Deutschland, cle an der Exploration oder den 
Abbau 1m Ausland betfllligt sind, hallen nach 
Kemtnls der Bundesregierung diese Bestim­
mungen ein.• 
So die Erklärung des Regierungssprechers auf 
die Große Anfrage der Abgeordneten Frau 
Wollny, Or. Oaniels, Brauer u.a. und der Frak­
tion Die Granen am 23.11.89 in Sonn. 
Die Anfrage war im FrOhjahr unter Mitwirkung 
von Umwelt- und Menschenrechtsorganisatio­
nen erstellt worden, mit der Hoffnung, die 
Bundesregierung mOsse sich mit dem Thema 
des Uranabbaus stArker als bisher beschäfti­
gen und Informationen veröffentlichen, die ihr 
Ober Unfiiie und die Verseuchung der Umwelt 
vorliegen. 
Doch die Bundesregierung gabnur sehrunkon­
krete Aussagen von sich und versteifte sich 
immer wieder in ihre Unwissenheit. So glaubt 
der Wirtschaftsminister Herr Hausmann die 
Anfrage ausreichend beantwortet, und zeich­
net in der Antwortein Bild des Uranabbaus, das 
so nicht stehen bleiben kann. Das von der 
Bundesregierung vorgelegte Papier zeigt de­
ren Ignoranz gegenOber den jahrzentelangen 
EinwändenindlgenerVertreter, die sichwleder­
holtundvehementgegendenAbbaudes Urans 
auf ihrem Land ausgesprochen haben. Unter­
suchungen der letzten Jahre zu den Folgen der 
Radioaktivität, wie aus der Neubewertung der 
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~ : Exploration 
• = BeteiHgungen 
• : Neue Technologlen 

BL = Baker Lake 
HB = Hosta Butte 
CC = Eypress Creek 
E = Esplnharas 
S =Somalr 
R = ROsslng 
Ra =Ranger 
W = Westmoreland 
Y = YeeHrrle 

AtombombenauwOrfe von Hroshima und Nag­
saki, aber auch aus dem Reaktorenunfall von 
T schemobyl scheinen tordie Bundesregierung 
gar richt existent oder werden aus wirtschaftli­
chenErwlgungenherauseinfachnichtberOck­
sichtigt. 
Oie Positionen zu den Fragen der Rechte indi­
gener Völkar scheinen dem 19. Jahrhundert 
entliehen zu sein und berOcksichtigen in kein­
sterWeise deren AnsprOehe auf Selbstbestim­
mung.ln diesem Punktmuß sichdie Bundesre­
gierung den Vorwurf gefallen lassen, daß sie 
eine neokolonlaRstische Wirtschaftspolitik be­
treibt und auch weiterhin betreiben will. 

versorgung aus Kernenergie notwendig sei. 
Um dies auch in Zukunft zu f16W<Jirleisten, 
pMdiert sie fOtdie Fortsetzung der Exploration 
und die Inbetriebnahme zusMzlicher Produk­
tionskapazitMen. 
Dies zeigt sehr deutlich, daß die Bundesregie­
rung auch langfristig nichtauf den Ausstieg aus 
der Kernenergie setzt, denndie Exploration, die 
heute durchgefOhrt werden, kommen erst im 
nächsten Jahrhundert zum Tragen. 
Um die Versorgung der bundesdeutschen 
AKW' s mit Kernbrennstoff zu sichern, hat die 
Bundesregierung schon frOhzeitig angefangen, 
deutsche Uranabbaubetriebe mit aufzubauen 
und bestehende stark subventioniert. "Diese 



Um dievorgebrachten Vorwürfe zu bekriftigen, 
werden wir zu einzelnen Punkten der Anfrage 
Stallung nehmen. 
ln der Vorbemerkung erklärt die 
Bu~, "daB eine gesicherte Ener­
gisversorgung die Nutzung aller zu VerfOgung 
stehendBrEnsrgietnJgererfordsrtunddieStom­
Untemehmen", so erklärtdie Bundesregierung, 
"seien an die gesetzlichen Bsstimmunflen der 
F6rderllnder gebunden und unterliegen somit 
det Aufsicht det dortigen Institutionen; es sei 
nicht ~be def Bundesregierung diese ZU 
Obetwschen •• 
Aus der in der Vorbemerkung gegebenen Er­
kllrung zur Rechtslage in den Fördertändern 
:zeigt sich, daß die Bundesregierung nur kaum 
oder keine Vorstellung Ober die Verhältnisse in 
diesen Ländem besitzt, wie könnte sie sonst 
behaupten, daß die Einigung Ober die Respek­
tierung religiöserStättendie Voraussetzung filr 
eine Erlaubnis zur Explorationoder zum Abbau 
ist. Wenn man weiß, daß die meisten Regie· 
rungsvertreter sich immer wieder geweigert 
haben, Vertreter indigener Völker zu empfan· 
gen, erklärte sich eine solche inkompetente 
Einschätzung der tatsächlichen Lage dieser 
Völker in den Förderlindem. 
Die Anfrage Ist in acht Hauptbereiche geglie· 
dert,diewlrje nach unserem Bezug kürzeroder 
länger behandeln. Dies steilt keine Bewertung 
der einzelnen Fragen oder Bereiche dar. 

I. Uranabbau und Bedarf 

Im ersten Bereich wird die Fragen nach dem 
bisher produzierten Uran und dem zukünftigen 
Bedarf,sowiedessenmilitärischerVerwendung 
gestallt. Oie Bundesregierung erklärt, "daß ihr 
keine Osten zu der militlkischen Venw~ndung 
110n U.n vorliegen und sie such keine Ab­
scMtzung fOr die Zukunft geben kann. Von 
1950 bis 1988 belief sich die kumuHerte Bsrg­
werlcsf&-derung auf 936.000 t U, da110n es. 
590.000 t in det Zeit 110n 1970 bis 1988; det 
zivile Bedarflag indiessn 18Jshrenbei470.000 
t Der Bedarf det deutschen Energieversor­
gungsunternehmen fOrdle 22 Leistungsreskto­
nm betrfgt derzeit jMrich 3.500 t U 308. • 
Zur Frage nach der Herkunft des Urans filr die 
Zeit von 1970 bis 1988 erklärt die 
Bundesregierung, "daB 38%susAustrsllen, 33 
% aus SIJdafriks, 11 % aus Kanada, 7 % aus 
Namibia, 7% aus Niger und 4% aus den USA 
bezogen wurden. • 
Interessent ist, mitwelcher Offenheitder Bezug 
von Uran aus Namibia zugegeben wird, da dies 
ja unter dem Dekret Nr. 1 des UN-Rates filr 
Namibia stand (in dem der Bezug von Rohstof­
fen aus Namibia untersagt ist). Doch da dieses 
Dekret nicht in hrem Interesse ist, erkennt die 
Bundesregierung es nicht an. So erklärt sie, "da 
das Dekret viJikerrechtlich nicht bindend sei 
und nicht in Innerstaatliches Recht umgewan­
delt wutde~ kann die Regierung von ~ibia 
auch diesbezüglich später keine Schadenser­
satzansprilche stellen. 

II. Uranminen mit bundesdeut­
scher Beteiligung 

Zur Frage "Wie beurteilt die Bundesregierung 
als ehemalige Mitinhaberin (bis 1989 direkt 
Ober die VEBA) der Firma Urangesellschaft 

mbH in Frankfurt (Main) die Absicht der Firma, 
in der Dauerfrostregion des nördlichen Kanada 
(Baker Lake, Nord West Territories) eine Uran­
mine zu eröffnen?" und zur Frage "Welche 
Untersuchungentechnischerwissenschaftlicher 
Art Ober die Auswirkungen des Uranabbaus 
und die Sicherung des radioaktiven Abraums 
im Parafrost sind ihr bekannt. z.B. Ober Minen in 
Port Radium und Nordsaskatchewan, Kanada 
oder Minen in der Sowjetunion?" erklärte die 
Bundesregierung, "daB dies Angelegenheit 
Kanadas sei und daB die Strahlenbelastung 
außerhalbdes unmittelbaren Bergwerk-Abbau­
gebietes minimal sei. • 
Dies bestätigt unsere Vermutungen, daß der 
Bundesregierung keine verwertbaren Untersu­
chungen Ober die Belastung von Uranminen in 
der Permafrostregion vorliegen. Die geplante 
Mine am Baker Lake entsteht somit, ohne daß 
die Setreiber Ober ausreichende Information 
Ober die el'h6hten Gefahren eines Abbaus in 
diesem Gebiet verfügen. Es ist jedoch zu be­
fürchten, daß durch die geplanten Maßnahmen 
das empfindliche ökologische Gleichgewicht in 
der Region nachhaltig gestört wird. Immerhin 
umfaßt der gesamte Komplex zwei Open Pit 
Mines (Offene Tagebaugruben), Uranmühlen, 
eine Uranerzverarbeitungsanlage, ein System 
zur Abwasserbehandlung, Taftings filr flüssi­
gen und festen Abfall, UnterkOnfte filr 250 
Beschäftigte und eine zwei km lahge Lande­
bahn .für Düsenflugzeuge. Dies umfaßt alleine 
ein Gebiet von es. 50 qkm, außerdem ist eine 
Hafenanlage an der Hudson Bau filr 10.000 t­
Tanker inkl. Lagereinrichtungen und eine 200 
km lange Straße vom Hafen zur Mine vorgese­
hen. 
Da dieses Gebiet mit die stärksten Windauf· 
kommen in Kanada besitzt, würde das beim 
Abbau und von den T atlings entstehende Ra­
don die Siedlungen der Inuit radioaktiv verseu­
chen, zusätzlich droht eine radioaktive und 
chemische Verseuchungder Gewässer, dasich 
die Mine oberhalb vieler Seen und Flüsse befin· 
det Eine Abtremung der bei der Uranverarbei­
tung entstehenden ROssigabfälle von den 
Feststoffen ist bereits in Nordseskatchewan 
während der Frostperiode wirtschaftlich nicht 
mehr durchfilhrbar. ln der subarktischen Re­
gion von Baker Lake ist der Boden zehn bis 
zwölf Monate im Jahr gefroren und so ist ge­
plant, die ROssigabfälle einfach ungetrennt auf 
den Halden zu lagern. Die Urangesellschaft 
Canada Ltd. erwartet laut hrer eigenen Pro­
jektbeschreibung, keinerlei Qberllichen- oder 
Grundwasserbelastungen. Als einzige Sicher­
heitsmaßnehme wird vorgeschlagen, flußab­
wärts einen Damm auf aufgefrorenem Boden 
zu errichten, dies würde allerdings eine dauer­
hafte Stabilitätdes Untergrunds voraussetzten, 
auchfür die Zeltnach Beendigung des Abbaus. 
Es ist vorauszusehen, daß die drohende lang­
fristige Veränderung des globalen Klimas auch 
vorden NordWest 'ferritoriesnicht haltmachen 
wird. Nachfolgenden Generationen werden die 
Abraumhalden hinterlassen, die auch nach 
Jahrzehnten oder Jahrhunderten Seen und 
FlOsse verseuchen. Besonders filr die von der 
Karibujagt lebenden Inuit wird der Uranabbau 
nicht ohne Folgen bleiben. Aus desem Grund 
hat sich die Inuit Circumpolar Conference auf 
ihrer5. Vollversammlung im JunidiesesJahres 
noch einmal ausdrücklich gegen jeglichen 
Uranabbbau ausgesprochen. 
Auch dies scheint der Bundesregierung nicht 
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bekannt zu sein. Wenn sich die Bundesregie· 
rung Oberhaupt Gedanken Ober die Belastun­
gen der Umwelt durch den Uranabbau in ande­
ren Ländem machen würde, dann müßte sich 
auch dazu beitragen, daß unabhängige Wis­
senschaftlerdie Gelegenheit(und die finanziel· 
len Möglichkeiten) erhalten, regelmäßig die 
radioaktive Belastung des Bodens und der 
Gewässer in Abbaugebieten zu kontrollieren, 
denn die uns vorliegenden Zahlen (Bericht von 
Miles Golclstick, The Swedish University Of 
Agricultural Sciences, Department of Ecology 
And Environmental Vesearch, Uppsala, Swe­
den) zur ra<froaktiven Belastung in dem Abbau­
gebietnahe des Wollaston Lake zeigen deutlich 
eine gefährlich hohe Belastung der Gewässer 
und insbesonders auch der Wasserpflanzen. 
Letztere werden von Fischen und Elchen ge­
fressen und gelangen somit in die Natvungs­
kette und schließUch zum Menschen. 
Wenigstensgabdie Bundesregierung zu, "daß 
ihr bekannt sei, daB es vor es. 6 Jahren im 
Bergwerk Key Lake in der Anfahrphase der 
Aufbereitungsenlage einen Zwischenfall gege­
ben hat, beidem AbwjSS8rauseinem Auffang­
becken ausgelaufen sind. Eine Bslsstung der 
Umweltseidabeljedochnichtsufgetreten•-wie 
dies bei 100 Millionen radioaktiv kontaminier­
tem Wasser vor sich gehen soll, ist uns aller­
dings rätselhaft. Entgangen scheint ihr jedoch 
zu sein, daßdies nichtdereinzige Unfall bei Key 
Lake gewesen ist, so nämlich erst wieder An· 
fang April dieses Jahres, als :zwfti Sicherheits­
systeme versagten und beim Bruch einer Pipe­
line radioaktives Material in den Wolf Lake 
gelangte. 
Zu den Landrechten der Inuit vertritt die Bun· 
desregierung grundsätzlich die Position, daß 
dies Angelegenheit Kanadas sei. Sie vertraut 
der kanadischen Regierung, die ja selbst an 
den Uranabbauunternehmungen beteiligt ist. 
Dazu muß man wissen, daß Kanada die Exi­
stenz indigener Völker innerhalb seiner Gren­
zen faktisch ignoriert und sie allenfalls als eth· 
nische Minderheiten toleriert. Mit dieser Ein­
stellung versucht die kanadische Regierung 
auch immer wieder innerhalb der UN, Resolu· 
tlonen zu Fall zu bringen, die sich mit den 
Rechten lndigener Völker beschäftigen. Das 
kanadische Recht ist eine einseitige Angele­
genheitund keine Vereinbarung zwischen zwei 
freien, gleichberechtigten Vertragspartnern Die 
Indianer und Inuit erfahren allenfalls eine Art 
Besatzungsrecht, unterdem sie gewisse Rech­
te besitzen, das Selbstbestimmungsrecht wur­
de ihnen jedoch nie gewährt. 

111. Uranabbau in den COME· 
CON-Ulndern 

Zu den Fragen des Uranabbaus in der DDR 
finden wir es wichtig, daß die Bundesregierung 
seit 1976 Ober Statistiken verfilgt, die der Be­
rufskrankheitenclokumentatlonentstammen und 
Angaben Ober aus der DDR übergesiedelt& 
Uranbergarbeiter enthalten. Danachwurden bis 
1988 in insgesamt 73 Fällen Berufskrankheiten 
anerkannt, die durch Uran verursacht wurden. 
Dabei handelt es sich um im Erzgebirge einge­
setzte Uranbergleute. 
Von diesen 73 Patienten sind zwischenzeitlich 
61 verstorben. Nach Auskunft der zuständgen 
Berufsgenossenschaftwurde Oberwieaend ein 
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durch die Strahlung bedingtes Lungenkarzi­
nom als Todesursache angegeben. 

IV. Uranhandel und -Iagerung 

LautAngaben der Bundesregierung "haben die 
bundesdeutschen Unternehmen zusammen 
einen Anteil von rd. 10% am Weltmarkr, dies 
sind die Interuran GmbH, NUKEM GmbH, 
STEAG Kernenergie GmbH, Urangesellschaft 
mbH und last but not least die Uranerzbergbau 
GmbH. Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß die Uranpreise nach den z. Zt. relativ nled· 
rigen Preisenwieder ansteigen werden und bis 
zum Jahr 2.000 der kumulative Verbrach ca. 
550.000 t U betragen wird. FOr das Jahr 2.005 
wird eine Ausweitung der Förderkapazitäten 
auf 53.000 t U pro Jahr fOr möglich gehalten. 
Oberdie Beteßigung deutscher Bergbaugesell· 
schaftenanderEntwicklungvon Uranlagerstät­
ten scheint die Bundesregierung jedoch nur 
unzureichend informiert zu sein. So nennt sie 
folgende Beteiligungen: 
-Kiggavik(Bakerlake,NWT,Kanada:Urange­
seßschaft mbH; 
- Midwest. Saskatc:hewan, Kanada: Uranerz­
bargbau GmbH; 
- Eagle Point N, Saskatc:hewan, Kanada: Ura­
nerzbergbau GmbH; 
• Crow Butte, Nebraska, USA: Uranerzbergbau 
GmbH. 
Aus demJahresberichtder Saskatchewan Minin 
Gevelopment Corporation (SMOC) von 1987 
gehen jedoch noch andere Beteiligungen an 
Pro;,kten hervor. So nimfich fOr die Ursnerz­
bergbau GmbH: 
Hugheslake 20%, Mann Lake 25%, Mc:Arthur 
River 29,444 %, Close Lake 21,67%, Martin 
Lake 15 %, Taylor Bau 6,67%, Cree Zimmer 
33,33 %, Kowalchuk L 6,67 %, Martin Lake 
16,67%, Read Lake 25 %und Russel Lake 
16,67 &; wobei sie bei den letzten fOnf genann­
ten Projekten als Betreiber auftritt. Oder fOr die 
Interuran (vormals Saarberg lnterplan): Cree 
Extension 20 %, Mc: Arlhur River 9 %, Moon 
Lake 25 % und Moore T oblin unter Ihrer FOh­
rung mit 50%. 
Diese Zahlen entstammen dem Gesc:häftsbe­
richt der SMOC und zeigen eigentlich nur die 
Minen auf, an denendie SMOC beteiligt Ist, das 
heißt, er zeigt nicht, ob die Uranerz noch wel­
tlere Projekte mit anderen Unternehmen zu~ 
samman betreibt 

V. Exploration 

Zur Frage der Förderung der Exploration durch 
Mittel des Bundes (des Steuerzahlers) erklärte 
die Bundesregierung, "daB das BMFT (Bun­
desmlnlsterium fOr Forschung und Technolo­
gie) fDr die Uranexploration im Ausland von 
1966 bis 1982 254 Mio. DM b8willigte. Das 
BMWI (Bundesminister/um fOr Wirtschaft) be­
gann 1978 mit der UnterstOtzung der Uransu-
che." 
Was nicht in der Antwort steht, auch nach 1982 
wurden die Uransucher weiter gefördert, so 
wurden der Bonner Uranerzbergbau GmbH 
1985 500.000 DM bewiiUgt fOr "die Methode­
nentwicklung zum Untertigigen Abbau extrem 
reicher Uranlagerstlitten - Phass/"sowie "Ent­
wicklung und PrOfung eines Modells der neuar­
tigen polymetallisc:hen Uran-Kupfer-Lagerstiit­
ten"(1985- $7). 
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VI. Tailings, Endlager 
Zur Frage der Abschottung der Tailings gegen­
Ober Luft und Wasser behauptet die 
Bundesregierung, "daB diflss gesichert seien. 
Wilhrsnd des Betriebs der Minen WOrden die 
Tailings durch Niisse und Oberstehendes 
Wasser gegenOber der Atmosphäre gesichert, 
nach Beendigung des Betriebes der Minen 
wOrden die Abginge mit einer mindestens 2m 
dicken Erdschicht abgedeckt." 
Den Herren in Bonn empfiehlt sieh dringend, 

einmal die Abbaugebiete Inden USAund Kana· 
da zu besichtigen, dort könnten sie feststellen, 
daß es mit der Abschottung der Tailings nicht 
zum besten steht und die Abdec:kung mit Was­
ser auch nk:ht die Lösung des Problems bietet 
(siehe Unfall bei Churc:hroc:k}. Aber sogar die 
relevanten Offentliehen Untersuchungen des 
Deparbnent of Energy zeigen, daß der gute 
Glaube der Bundesregierung an die Zuverläs­
sigkeit und den Umweltschutzwillen der Betrei­
berunternehmen hier fehl am Platz lsl 
Das Offic:e of Radiation Programs in Washing­
ton D.C. mußte 1981 bereits feststellen, daß in 
unmittelbarer Umgebung zu dan Taßings sehr 
hohe Radonkonzentration festzustellen sind. 
Dies sind auch Qie Ursachen, warum die US­
Regierungden"Uranium Mlll TaifingsRadiatron 
Control Act" erließ und das "Uranlum Mlll Tai­
lings Remedial Aktion Program" startete. Dabei 
sollen 23 Abfallhalden abgedeckt und elnge· 
kapseit werden. Die Tailings werden mit einer 1 
m dicken Tonschicht bedeckt, darOber eine 
etwa gleich starke Lage Gestein und darOber 
schfießHch noch etwa 50 c:m Erde. Die Kosten 
erwiesen sich jedoch als welthöher als man sie 
zuvor geschätzt hatte, und so ist auch dieses 
Projektins Stocken geraten. Desweiteren han­
delt es sich hier nur um ein paar AbfaHhalden; 
die gesamten Halden zu sichem, wenn dies 
Oberhaupt möglich ist, wOrde zig Milliarden 
kosten, da dieses Programm bereits mit 963 
Mio $veranschlagt war. Bezahltwirddies zu 90 
%von der US-Reglerung, die restlichen 10% 
trägt der jeweilige Bundesstaat. 
Ober die Rekultivlerung behauptet die Bundes­
regierung, daß die Taßings im wesentlichen 
abgedeckt und begrQnt werden. Aber gerade 
hier haben neuere Untersuchungen gezeigt, 
daß das "BegrOnen" der TaiHngs durch die 
Wurzelbßdung die zuvor abgedec:kten Schich­
ten wieder durchbrechen, und so einerseits 
durchdie Wurzelndie Pflanzen radioaktiv bela­
stet werden, andersaits das Grundwasser ver­
seucht wird. Es mag zwar hObsc:h aussehen, 
wenn die T ailings wieder von Pflanzen verein-

nahmt werden, aber die zuständigen Stellen 
vergessen wohl, daß die Halden Jahrtausende 
radioaktivbleiben werden, undwenn man weiß, 
wie sieh in den vergangenen Tausenden Jah­
ren der Pflanzenwachstum uns das Klima ver­
ändert haben, so scheinen diese Projekte eher 
dazu zu dienen, unseren Nachfahren ein paar 
Probleme mehr zu Oberiassen. 
"Das der Dammbruch einer Halde bei Church­
rock keine groBfliichige '\lerseuchung verur­
sacht hat", will die Bundesregierung den Unter­
suchungen amerlkanischer Behörden entnom-

men haben. Wirkennendiese Untersuchungen 
nicht 
Tatsache Ist, daß 355 Mlo radioaktiv kontami­
nierte& Wasser in den Rio Puerc:o geftossen 
sind; daß Warnschilder aufgestellt wurden, die 
vor dem Tränken von Schafen am Rio Puerc:o 
waren;daßdieUmsledlungkommlssion,diedie 
Navajo vom Big Mountain in die "New Lands• 
bringen soll, uns versichert hat, daß das Was­
ser, der Siedlungen auf den -New Lands", die 
an_ den Rio Puerc:o grenzen, nicht vom Rio 
Puerc:o stammt und daß 200 Navajo in einem 
außergerichtlichen Vergleich von United Nuk­
lear Corporation 1985 525.000$ Schadenser­
satz erhielten. Zumindest ist der Bundesregie­
rung bekannt, daß die Belreiber der Key Lake 
Mine wegen der illegalen Trockenlegung von 
Seen zu einem Bußgeldverurteiltwurden. "Daß 
es sich dabei um ein geringfOgiges BuBgeld 
handelte", empfingen wir auch -viel zu gering­
filgig! 
"DaB Ober 90 % der Radioaktlvitllt in den Hal­
den bleibt", wie dies die Bundesregierung be­
stätigt, beruhigt uns keine&wegs, so wie die 



Bundesregierung, Im Gegenteilistdies gerade 
der Punkt. auf den wir seit Jahren hinzuweisen 
versuchen. Denn die Radonbelastung kommt 
von den Halden, und die Menschen, de in 
diesen Regionen leben, sind die Opfer des 
Glaubens an den immerNihrenden Fortsdvltt 
und dieser Energiepolitik. 
"Der Betreiber bzw. Rechtsnachfolger haftet 
nach ErllJschen der 8-.treiberlirma, • so die 
Bundesregierung. Doch wer Ist der Rethts­
oachfolger in 10 oder 1.000 Jahren, wer kann 
dann wirklich llaftbar gemacht werden tor die 
Folgen des Uranabbaus, fOr die Opfer, de an 
Krebs und Leukirnie erkrankenund sterben, tor 
die Mii3bildungen und Totgeburten, die verur­
sachtwerc:len? 

VII. Auswirkungen auf die 
Gesundheit von Lebewesen 

Über die Frage zu den Auswirkungen auf die 
Umwelt und Lebewesen, erklärt die 
Bundesregierung, ..,dsrUmgebungderGrube 
auftretsnds DosislelstungenundAJctivltAtskon­
zentratlonen liegen Im aRgemeinen Im Bereich 
natOrllchVOihandsnerKWteunderfordemkeine 
besonderen Schutzvorlc8hrungtm. • 
Wie die Bundesregierung sich zu solch einer 
unwissenschamichen Aussege hinreißen las­
sen konnte, ist sehr verwunderlich. Erstens 
bestehen zwischen den Uranlagerstätten hin­
sichtlich &es Gehalts von Uran, und damitauch 
der Gefihr1ichkeit, sehr große Unterschiede 
und zweitens bestehen sehr genaue Messun­
gen Ober die Strahlungsaktivität der Minen. 
Radonmengen, die in den Abbaugebieten 
Saskatchewans frei werden, uoersteigen die 
mittleren aus der Erdoberfläche ausstreben­
demRadon222-Mengenumdas20.000-50.000 
und in ausgebeuteten Gruben nochdas um das 
700 - 800 fache. 
Zur Frage des Auftretens von Lungenkrebs bei 
Uranbergarbeitern in den USA und deren Ent­
schädigung erklärt die Bundesregierung, •es 
glbeeinanvergleichbaren Entschlldigungstat­
besflind. Obdieserjedoch in allen Bundesstaa­
ten der USA gilt, Ist nicht bekannt. Ebenso 
klJnnen keine Angaben zu den dortigen En­
schldigungsf<JIIen gemacht werden. • 
Der Bundesregierung sollte eigentlich bekannt 
sein, daß die wenigsten ehemaligen Uranber­
gaibeiten in den USA entschädigt wurden, und 
daß die Zahlen Ober die Häufigkeit des Auftre­
tens von Lungenkrebs unter ihnen alarmieren 
sollten. So wurde 1977 bereits (und damals 
wurden die Folgen von Niedrigstrahlung noch 
geringeralsheuteelngeschätzt)ineinerSchät· 
zungvorhergesagt, daß von 6.000 Uranborgar­
beitern 1.000 allein an Lungenkrebs sterben 
werden. Hinzu kommen noch die Erkrankun­
gen an Krebs, die nicht zum Tod der Minenar­
beiter tohren. 

VIII. Menschen und Landrech­
te 

Zu der Frage, wie die Bundesregierung, die 
völ!*rechtlk:hen Verträge zwischen den india­
nischen Nationen und den USA bzw. Kanada 
beurteilt, heiß es, "Nach derkanadischen Ver­
fassung sind die Landrechts der lndigenen 
VlJiker als gO/tig ant~rkannt. Uranbergbau ohne 
ROcksicht auf diese Rechte ist in Kanada nicht 

mlJglich.. 
WirwOrdengerne wissen, wanndiekanadische 
diese Rechte auch fOr die indigenen Völker 
verwirklicht hat? (siehe Lubicon Cree, lmu, 
Haida, Cree etc ••• ). Der Professor of Human 
Juslice, Jim Hardin von der Universität in Regi­
na, Saskatchewan, schreibt dazu in einem 
Arbeitspapier mit dem Titel • Aboriginal Rights 
and Govemment Wrongs: Uranium Mining and 
Neocolonialism in Northem Saskatchewan"Ober 
den Ausschluß der Rechte von eingeborenen 
Völkem, daß von dem 300seiligen Untersu­
chungsbericht zur Cluff Lake Mine, und diase 
Untersuchung wird meistens herangezogen, 
um die Rechtmäßigkeit des Uranabbaus in 
NorthernSaskatchewan zu dokumentieren, nur 
eine 112 Seite sich der Frage der Landrechte 
der Indianerwidmetin diesem Untersuchungs­
bericht heißt es, "die Frage der Landrechte zu 
einem TeU der Untersuchung zu machen, wäre 
ein Fehler gewesen, undwenn dies hätte unter­
sucht werden soßen, hitte es höchstens Ge­
genstand einergesonderten Untersuchung sein 
können.• 
Da das "Ciuff Lake Board of lnquiry" die Lan­
drechtsfrage nicht behandeln wollte, versagte 
die Federstion of Saskatchewan lnians auch 
ihre Teilnahme an der Untersuchung. Auf ein 
von ihrfrOhervorgebrachtes Moratorium wurde 
ebenfalls nicht eingegangen. 
Weiter erklärt die Bundesregierung "die Bszie­
hungen zwischen der Rsgierung der USA und 
den Indianerstimmen sind ssit 1789 durcheine 
VielzahlverfassungsmiBiger, gesstzlicherund 
verwalrungsgemiJB/gerBestimmungengeregelt. 
Bei derErteilungder Erlaubnis toreine Explora­
tionstlltigkeit durch die zust§ndigen Beh&den 
der USA werden die danach bestehenden 
Anspri.Jche der lndianerstllmmeberOcksichtigt. • 
Dazu mOssen wir feststellen, daß dia Verträge 
zwischen den indianischen Nationen und der 
U$-Regierung alle von Seiten der USA gebro­
chen wurden und daß es die Regierung der 
USA ab 1871 generell abgelehnt hat, Verträge 
zwischen den USA und den Indianischen Na· 
tionen einzugehen, da sie der Meinung war, 
diassei Innere Angelegenheitder USAund kein 
Vertragsgegenstand zweier Nationen. Die 
Gesetze, die dia USA er1assen hat, sind völker­
rechtlich als verwerflich zu betrachten. Ein In­
dianer erklärte dia so: "Ein Dieb der ein Gesetz 
macht, dasden Diebstahl legalisiert. • Undwenn 
man Untersuchungen Ober die Gesetze, die zu 
dem Verlust des Indianischen Landes geführt 
haben, betrachtet, kam man dem nur zustim­
m811. 
So war z.B. der sogenannte Oawes Act (Gene­
ral Allotment Act) nur dazu bestimmt, 213 des 
damals noch bestehenden indianischen Ge· 
bietsanspruches zu streichen. Oie Einsetzung 
von sogenannten Stammesräten durch das 
amerikanische Innenministerium war nur ein 
weiterer Schritt, um an dia Rohstoffe auf dem 
indianischen Land heranzukommen. Interes­
sant Ist in diesem Zusammenhang auch die 
Aussage in einer Untersuchung der Vereinten 
Nationen mitdem Titel "Transnational Cerpara­
tions and Constractual Relations in the World 
Urabnium lndustry.• 
Dort heißt es in einer Untersuchung eines Ver­
trages (Vertragspartner mit den Unternehmen 
ist sowieso das Bureau of Indian Affairs, BIA): 
"die lnldianischen Nationen haben kein Mit· 
spracherecht, wie auch immer-und weiter, "das 
Recht fOr die Kündigung der Abbaugenehmi-
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gung im Falle eines Vertragsi:lruches durch 
Uezenthehmer liegt ausdrOcklich.beim Innen­
ministerium und nicht bei der Indianischen 
Nation.• 
Das heißt, daß selbst im Falle von großflichl­
gen Verseuchungen dia Indianischen Verteter 
nicht das Recht besitzen, den Uranabbau zu 
stoppen. 
Daß die Bundesregierung nicht fOr die Rechte 
der Indianer eintritt, verstehen wir bei der 
"Freundschaft", de sie zur USA hilt. sehr gut, 
so weigertsie sich auch Immer wieder, Vertre­
terllnnenvonnon'lamerikanlschanlndianemzu 
empfangen. da sie ~mit dem Protest aus 
WashinglOn~malte:WWverstehennicht 
wie die Bundesregierung erkflfen kann, "das 
Recht der VlJiker auf Sslbstbtlstimmung wer­
den von Ihr ohne Vorbehalte anerkannt', wenn 
sledann.weitersagt, 1ndBrRegelsindintlgene 
Volksgrupptin jedoch nicht Ttiger eil'lfiB sol­
chenSelbstbestimmungsrechtes.lnsbesonds-
1'6 gibt es kein Recht solcher Volksgruppen auf 
SeziiSSion.. 

Das Selbstbestimmungsrecht, dasdie Bundes­
regierung ansonsten ständig einklagt, soU tor 
die Indianernicht gelten. Der Maßstab, der hier 
von der Bundesregierung angesetzt wird, Ist 
rassistisch und dient lediglich der Aufrechter­
haltung des Status .Quo, der ihr und den multi­
nationalen Konzernen einen Vorteil verschafft. 
Oie Beantwortung der Anfrage zeigte genau 
das Ergebnis, das wir schon vorher erwarten 
konnten: Oie Bundesregierung erklärt sich fOr 
nicht zuständig in den Fragen, was deutsche 
Unternehmen im Ausland tor Umweltschäden 
verursachen. Das Recht der eingeborenen 
Bevölkerung werde von den Regierungen der 
l'etroffenenlindereingehalten,unddielndige­
ilen Völker besäßen sowieso kein Recht auf 
Selbstbestimmung. 
So werden wir weiterhin die Bevölkerung der 
Bundesrepublik Ober die Ansichten der Bun­
desregierung unterrichten mOssen und werden 
weiterhin gegen diese menschenverachtende 
Politik der Bundesregierung protestieren. Wir 
empfehlen, den genauen Textder Antwort(BT­
Drucksache 11/4392) aufdie Anfrage direkt von 
der Bundesregierung anzufordem. 

Ludwlg Selller 
Big Mountaln Aktionsgruppe 
Franziskaner Str. 36 
8 000 MOnehen 80 

49 



Internationales 

Protest gegen 
Urangeschäfte 

Atommafia, sondem unser Protest und Wider­
stand gegen sie. 
Nicht erst wegen der internationalen Hilferufe, 
oder wegen der Atomanlagen in Hanau und 
Blblis und der in Frankfurt ansässigen Konzer­
ne sind wir aktiv. Ein großer Teil der Atomtran­
sporte fährtnicht nurquerdurch Europa unddie 
Welt, sondernauchperBahndrektdurch Frank­
furt (Ober Westbahnhof, Sachsenhausen, Ost­
bahnhof) zu und von deo Hanauer Atombetrie­
ben wie auch durch das ganze Rheln/Main· 
Gebiet. 

Mit einer Mahnwache am 23.1.90 hat der Ar­
beitskreis gegen Atomanlagen Frankfurt vor 
derUrangesellsc:haftinderSolmsstr.2-26(Nähe 
Wes1bahnhof) aufderen wetlwelten Aktivitäten 
aufmerksam gemacht 
ln Zusammenarbeit mit von Uranabbau be­
drohten Ureinwohnerinnen und dem Internatio­
nal Uranium Congress wendetsichdie Initiative 
gegen den Abbau von und Handel mit Uran. 
Durch den Abbau des Urans, das auch in bun­
desdeulschenAtomkraftwerkenverwendetwlrd, 
werden ganze Landschaften zerstört und die 
Einwohnerinnen vergiftet. Mit der Mahnwache 
fordertder Arbeitskreisdie Auflösungder Uran­
gesellschaftsowie die sofortige Stlllegung aller 
Atomanlagen. 
Im letzten Jahr wurde die INTERNEXO Han­
delsGmbH gegründet. Nachdem Handelsregi· 
sterauszugvom 13.9.89 hat die Rrma Ihren 
Ftrmensltz ebenfalls in der Somsstr. 2 • 26. Sie 
wurden von der UrangeseUschaft und der 
UdSSR gegründet. Gegenstandder Unterneh­
mung ist der Handel mit Uran in Form von 
Erzen, Konzentraten und Verbindungen sowie 
sonstige in der Atomindustrie benötigten Pro­
dukte. Dazu gehören auch alle Dienstleistun­
gen, Materialien, Technologien und andere 
Produkte, die in Zusammenhang mit der Atom­
industrie stehen, die fOr den Export aus oder 
Import in die UdSSR vorgesehen sind. 
Die Frankfurter UrangeseHschaft mit ihrer Zen­
trale in der Semsstraße 2 ist eine der wichtig­
sten Armen im Internationalen Atomgeschäft 
Ihre Aufgaben sind die Ausbeutung von Uran­
vorkommen in aller Welt, die Aufbereitung von 
und der Handel mit Uran, dem Brennstoff tor 
Atomkraftwerke. 
Schon vor zehn JaiYen haben wir las ein Teil 
der Anti-Atom-Bewegung hier in Frankfurt, 
bundesweit und international eine Kampagne 
gegen die Urangesellschaft getohrt. Damals 
ging es um die Bedrohung der australischen 
Aborigines durch den dortigen Uranabbau. der 
deren Lebensgrundlagen zerst&'te und immer 
noch zerstört. Heute rufen die Indianer am 
kanadischen Bakers Lake um Hilfe. Sie kämp­
fen gegen die Pläne der Urangesellschaft, sie 
dort zum Zwecke des großflächigen Uranab­
baus zu vertreiben. 

Urangesellschaft- Aktiv Im Dienste 
der internationalen Atommafia 

Nicht nur dort, auch bei vielen anderen Schwei­
nereien des Uranabbaus ist die Urangesell· 
schaft dabei. 
ln Australien, Kanada, Namibia, Niger und 
anclerswounterdn'lcktclie Urangesellschaftnicht 
nur die dort lebende Bevölkerung, sondem 
macht sich auch schuldig an dem leiden und 
Sterben der Arbeiter und Arbeiterinnen, die 
durch den Uranabbau radioaktiv verseucht 
werden. Nicht zuletztwurdenauch ganze land­
striehe ökologisch zerstört. 
Wotor das alles? Uran ist der Brennstofftor die 
Profite der Atommafia. Hinter der lJranQesell­
schaft steht die VEBA, einer der größten euro­
plischen Energiekonzeme. Dieser und die 

50 

Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerke 
(RWE) beherrschen das BRD-Atomgeschäft. 
FOrdeRWEarbeitetclie Uranerzbergbeu GmbH 
in Bonn; sonst gibt es in der BAD nur noch die 
Interuran GmbH in SaarbrOcken, die haupt­
sAchlich torden französischen Konzem Com­
pagnie Generale des Matieres Nucleaires 
(COGEMA) arbeitet 
Diese Monopoliesierung, de als •Entflechtung" 
ausgegeben wird, baslertaufdem Herrhausen­
T6pfer-Konzept, das nach den Skandalen der 
letzten Jahre die Weichen steHen soll tor das 
auropiische Atomprogramm bis ins nächste 
Jahrtausend. Denn die europäische Energie­
politik setzt vor allem auf Atomkraftwerke;, die 
durch europlisehe Arbeitsteilung weiterbetrie· 
ben und neu durchgesetzt werden sollen. 
Dabei wird auch auf Kooperation mit dem bis­
herigenOstblockgesetzt.SeiteinigerZeltschon 
betreibt die UrangaseNschaft die Anreicherung 
namibischen Urans, das von SOdafrika völker­
rechtswidrig ausgebeutet werde. Dieses Uran 
machte in den vergangenenJahren bis zu 50% 
des in bundesdeutschen AKW' s verheizten 
Urans aus. Diese Importe sind Illegal, da sie 
gegen BeschiOsse der Vereinten Nationen 
verstoßen. Aber kriminalisiert wird nicht die 

Wir wehren unsgegen de Atommafia und ihre 
Programme in allen ihren Bestandteilen, weil 
wir kaine andere Chance toreine menschliche­
re Gegenwart und Zukunft sehen. Wer den 
Stoff, aus dem die Atomprofite gemacht wer­
den, besorgtund verdealt, muß zur Zielscheibe 
unseres Protestes und Widerstands werden I 
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Vorbrereitungsgespräche zur 
2. Weltstrahlenopfer-Konferenz 

Der Menschheit in der heutigen Welt bleibt nur 
eine Chance des Oberlebens: den Nuklear­
kreislauf zu durchbrechen. Ergreift sie diese 
jedoch nicht, wird sie nicht nur Zuschauereines 
absterbenden Planeten, sondemalsTeil des 
Zerstörungsprozesses mit vemichtet werden -
vergiftetes Wasser, verseuchte Nahrung und 
kontaminierte Luft werden jedes menschliche 
leben auslöschen. 

Der "Kreislauf des Todes" beginnt mit dem 
Uranabbau,undjederweitereSchrittderUran· 
verarbeitung hinterläßttödliche Spuren. Zu den 
Geopferten zählen indigene Völker weltweit, 
denn bis zu 80% des Urans werden auf ihren 
Gebieten abgebaut. Doch sind sie nicht allein 
vom Beginn der Zerstörungskette betroffen, 
sondem auch von darausentwickelten Produk· 
ten; nicht zufällig finden die Atomtests auf dem 



Land der Indianer in Nevada oder auf Moruora 
statt. Der Protestdereingeborenen Völkergegen 
die Zerstörung ihres Lebens und der Natur 
dringt kaum bis zu den Mächtigen vor, und 
isolierte Aktionen gelangen allenfaUs mit viel 
Glilck als winzige Meldung in die Presse, kön­
nenjedoch dem Wahnsinn kein Ende bereiten. 
Die Atombombenabwarte auf Hroshima und 
Nagasaki hinterließen abertausende Tote als 
sichtbaren Beweis dieses Zerstöruogspoten­
tials, und noch heute werden Kinder geboren, 
die Ober vierzig Jahre danach Opfer dieses 
Schreckens sind. Im Gegensatz zu anderen 
betroffenen Regionen haben sich de Opfer in 
Japan zu gut organisierten Verbinden zusam­
mengeschlossen, denen mehr als 50 000 
Menschen angehören. Diese treffen sich ein­
mal jährtich im August zu einer Konferenz der 
"Hibakushi" (=Strahlenopfer), die vonGENSUI­
KIN (Japan Congress Against Atomic and 
Hydrogen Bombs) vorbereitet werden. 
1985 schlug lchiro Motitake, selbst Opfer des 
Atombombenabwurfs auf Hiroshima, wAhrend 
äteses Treffens vor, eine weltweite Strahleno­
pferkonferenz zu organisieren - eine Idee, die 
allgemeine Zustimmung erfuhr. Ziel dieser 
Global Radiation VICtimsConferencewar, Opfer 
aus allen Teilen der Erde zusammenzufOhren 
und sich allen Aspekten der nuklearen Bedro­
hung zu widmen. 
Ein internationales Vorbereitungskomitee wur­
de gegrOndet, um diese Konferenz vorzuberei· 
ten, die sich folgende Ziele setzte: 
- keine zusätzlichen Strahlenopfer aus den 
existierenden Kernbrennstoffl-waffen-Zyklen 
- Stop des Uranabbaus 
- Aufbau einer weltweiten Strahlenopferbewe-
gung 
- Schaffung einer nuklearfreien Welt 
Als Veranstaltungsort entschied man sich tor 
New York, und das "Energy&Health Institute• 
mit Sitz in Washington Obernahm die konkrete 
Organisation vor Ort, da aufgrund finanzieller 
Kapazitätenkeinegemeinsamen Sitzungen des 
internationalen Vorbereitungskomiteesmöglich 
waren, was zu Problemen der Koordination und 
Diskussion Ober den Rahmen der Veranstal­
tung fOhrte. Oie ursprüngliche Konzeptioneiner 
dreiteiligen Konferenz,dienacheinanderForen 
fOr Geschädigte, Mediziner und Naturwissen­
schaftler sowie Juristen vorsah, wurde auf der 
Konferenz selbst auf Dringen der deutschen 
Vorbereitungsmitgliederund der Konferenzteil­
nehmer dahingehend modifiziert, daßmehr Zeit 
fOr Diskussionen eingeräumt wurde, die entge­
gen der anfänglichen Planung auch Aktivisten 
der Anti-Atom-und Menschenrechtsbewegung 
einbezog. 
An der GRVC vom 26.09. bis 3.10.87 waren 
Ober500 Teilnehmer anwesend, darunterauch 
bekannte Wissenschaftler wie Dr. Rosalie Ber-
1811 und der Initiator der Idee, lchiro Moritake. 
DieZahlderWissenschaftlerfOhrte jedochauch 
zu Kritik an der Veranstaltung , so be~ten 
einige TeUnehmer, daß die Wissenschaftler zu 
dominierend und andererseits zu wenig Aktivi­
sten- und Basisgruppen vertreten seien. Auch 
hittensichviele indigene Repräsentanten mehr 
mehr Zeit und detaHiierteres Fakten- und Hin­
targrundmaterial zu ihrer Problematik ge­
wünscht, fernersindanfallende Kostentor Reise, 
Verpllegung und Unterkunft etc. toreine große 
Zahl von indigenen Vertretern nicht tragbar. 
Tom LaBianc, Mitglieddes International Prepa­
ratory Committee und Leiter des im Vorfeld der 

Konferenz gegründeten lndigenous Uranium 
Forum, verkündete eine präventive Strategie 
fOr den Umgang mit Uran und brachte das 
Anliegen der nordamerikanischen Indianer auf 
die Formel: Laßt das Uran Inder Erde! Moritake 
betonte in seinen Reden die Bedeutung eines 
wirksamen. und weltweiten Netzwerkes zur 
Schaffung einer nuklearfreien Welt in der Ver­
antworiUAQ gegenOber jetzigen und kommen­
den Generationen. 
Bei allen Schwächen, mit denen jedes jedes 
neue Projekt zu kämpfen hat, war die 1. Global 
Radiation VICtiums Conferenceein historisches 
Ereignis, das dem Kampf gegen den •Kreislauf 
des Todes" neue Kraft gab und neue Wege der 
Zusammenarbeit ermöglichte. 
Diesepositive Bewegung soßte sichdahernicht 
in einem einmaligen Treffen erschöpfen, son­
dern eine Kontinuitätentwickeln undeineeffek­
tive Koordination und Zusammenarbeit einlei­
ten, um die Resolutionen der Konferenz zu 
verwirklichen. 
Herbe Kritik gab es an der Vorbereitung und 
DurchfOhrung der 1. GRVC von Seiten der 
indigenen Vertreterlnnen, die in ihren eigen­
ständigen Interessen nicht wahrgenommen 
werden sollten, wie auch von Seiten der anwe­
sendenBewegungsmenschen, die sichmitdem 
Charakter der Konferenz in den ersten Tagen 
nicht einverstanden erklären konnten. Deshalb 
kam es~u einer Umgestaltung. Es bildeten sich 
DiskussionsforenzuScttNerpunklbereichen;die 
einen gegenseitigen Austausch ermöglichten. 
ln diesem Kontext gründete sich auch das lndi­
genous Uranium Forum. Diesen Entwicklungen 
wurde in einer am Ende der Konferenz verab­
schiedeten Resolution Rechnung getragen. Die 
Forderungen beinhalten eine klare Position 
gegenjedenSchritt der zivil-militärischen Brenn­
stoffketteundfordertendensofortigenStopdes 
Uranabbaus, der nicht nur zur Verseuchung 
von Land und Menschen fOhrt, sondern auch 
die Landrechte der indigenen Völker verletzt 
und ihnen jedwede Lebensgrundlage entziehl 
Ferner sprach man sich gegen die Atomener­
gienutzung aus und verwies auf die Bedeutung 
der Alternativ - Energien. 
Oberwunden werden müßte auch die alte Poli­
tik im Umgang mit NukiearmOII.In Zusammen­
hang mit allgemeiner Abrüstung und BerOck­
sichtigung des Non-Proliferation Treaty muß 
ein sofortiges Ende der Atomtests erfolgen. 
Nebender Forderung nach Entschädigung und 
Versorgungder Strahlenopfer sollen die Regle­
rungendasSelbstbestlmmungsrechtindigener 
Völker respektieren und fördern. Nicht zuletzt 
muß de Öffentlichkeit auf die atomare Bedro­
hung und das Schicksal der Strahlenopfer auf­
merksam gemacht werden. 
Als mögliches Austragungsland der nächsten 
Konferenz 1992 wurde die BRD in Erwägung 
gezogen, da sie eine führende Rolle in der 
Atomwlrtschaftspiell Aufinitiativevon Teilneh­
mern der 1. GRVC wurde in diesem Sinne zu 
einem ersten Vorbereitungstreffen im Oktober 
nach MOnster eingeladen, um Oberdie Möglich­
keitderOrganisalionsObernahme toreine zweite 
Konferenz zu diskutieren, sowie Vorschläge 
Ober konkreten Zeitpunkt und Ort zu erarbe~ 
und diese dem Internationalen Komitee zur 
Entscheidung vorzulegen. 
Während des ersten Treffens in MOnster zeig­
ten sich jedoch Meinungsverschiedenheiten, 
die sich bereits an der zu geringen Zahl der 
eingeladenen Personen und Gruppen entzOn-
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deten, sowie in unterschiedlichen Auffassun­
gen Ober die Ausgestaltung und Zielrichtung 
der Konferenz. Entgegen dem ursprünglichen 
Auftrag, die DurchtohrungeinerNachfolgekon­
ferenz von New York in der BRD zu erörtern, 
sprachen sich einige Teilnehmer fOr eine Kon­
ferenzform aus, die in keiner Kontinuität zur 1. 
GRVC steht, sondern ein eigenes Projekt dar­
stellen würde. 
DieslagnlchtzuietztandermangelndenKennt­
nis deser TeHnehmer Ober Ziel und Zweck 
einer 2. GRVC, sowie der Ignoranz gegenOber 
spezifischen Problemen, z.B. der indigenen 
Völker. Zwarwurdendiverse Programmpunkte 
aufgelistet, doch erwies sichdie Herangehens­
weise jener Gruppe von Teilnehmern an die 
Ausgestaltung einer solchen Konferenz als zu 
uneinsichtig in die Problematik des nuklearen 
Kolonialismus, um zu einem tragfähigen Be­
schluß zu kommen. 
Daher solltedieweitere Aussprache zu diesam 
Thema bei einem zweiten Treffen am 25.126. 
November bei MOnehen erfolgen. 
Jedochwurde dieses Treffen vonvorhergehen­
den Ereignissen und 
Aktionen überschattet, mit deren Hilfe die Be· 
forworter einer Nachfolgekonferenz von New 
York diffamiertwerden soßten. 
Als Gast dieses Treffens waren TomlaBiaöc 
und Dorothee Piermont vom International Pre­
paration Committee anwesend, die hier die 
Vorstellungen des Komitees darlegen soUten, 
so wie sie in New York tor die Folgekonferenz 
entwickelt wurden. Wünschenswert und not­
wendigseieine AnknOpfung an die bishergelei­
stete internationale Vernetzungsarbelt und die 
Umsetzungder in New York gemachten Erfah­
rungen. Doch genau des wollten diejenigen 
nicht, die eigentlich ein eigenständiges Projekt 
im Kopf hatten, daß man doch eigentlich als 
Folgekonferenz von New York bezeichnen 
könnte. Tom LaBianc und Dorothee Piermont 
widersprachendieser Auffassung. Es entbrann­
te eine emotional getohrte Debatte, in deren 
Verlauf klar wurde, daß eine Zusammenarbeit 
unter diesen Voraussetzungen derzeit nicht 
möglich isl Die anwesenden Mitglieder des 
internationalen Vorbereitungskomitees und 
jene, die mit ihnen gemeinsam auf eine 2. 
GRVC hinwirken wollten, machten den Voran· 
schlag, die BRD als Austragungsort zu strei­
chen und ein anderes land in Erwägung zu 
ziehen. 
Bei einem anschließend in Bonn gefOhrten 
Auswertungsge&prlches wurde der Vorschlag 
vonTonyWebbaus Ef9and,ebenfalls Mitglied 
des Preperatory Comiteea aufgegriffen, einen 
Fragebogen zu erstellen, der an aUe Teilneh­
merinnen der 1. GRVC versandt werden soll, 
mit der Bitte um ROckmaldung und Vorschläge. 
Pfingsten 1991 findet in Kopenhagen das Wol1d 
Uranium Hearing statt, an dem aller Voraus­
sichtnachdie meisten Mitgliederdes Internatio­
nalen Vorbereitungskommitees in Europa sein 
werden. Im Anschluß daran würde sich eine 
gute Gelegenheit bieten, einen Treffpunkt mit 
den Teilnehmern der 1. GRVC und der Prepe­
ratory Comitees sowie weiteren interessierten 
Menschen zu veranstalten. 
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Die frtecllche und unfrtedllc:he ~der 
Atomenergie und der drohende "TNibhllu­
Mffekt" 8lnd die gr6ae.n und buchallblich 
grenzenloeen Al .. ken, denen die MeMch­
helt .. gegen0ber8t8nd. die Berufung auf 
zukOnftlg m6gllchen, .,.,nochw.ltgehend 
atnw.ndbeiWI TrelbtNwMffMt Unn eber 
keiiWl.egftlm.tlondlrfOrbleten,derMenlc:bo 
heft daa eofort vermeldbin und ,...tlv 
wahrwchelnllche Ra.lko von Atornkatatro­
phen zuzumutln. Nk:hl .. Rialko•treuung" 
(Helmut Schmldt), eondem ..... Energ ... 
•trn11JiederRa.lkominlmlerungl8tnotwen­
dlg und rn6gllch. 
Ein weltweiter Ausbau der Atomenergie wAre 
als Aeduktlonaatra18gle von Kohlendioxid (CO 
I) viel zu teuer eowle wegen fehl8nder Akzep­
lanZ und wegen 0~ Planungs- und 
Bauzelten Ylel zu langsam; zualtzllch worden 
die Prolifenltlonagefahren sowie du ungelöste 
AtommOllproblem enorm verachlrft und das 
weltweite Supergau-Aitiko katu1r0phal auf de 
Spitze getrieben: Selbst Im statischen Sinne Ist 
das sogenannte AMtrisiko schon jetzt ein er­
adveckend Wlltnc:heinlleh Ereignis. Mulll­
plziert man die zum Belspiel von der Nuclear 
Regulatory Commlaaion (NAC) der USA ange-
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nommene mittlere Kemschmelzhlufigkeit pro 
Aeakto~ahr mit der Anzahl der Reaktoren und 
Reakto~ahre, so ergibtsich tordie USAbis zum 
Jahr 2.000 rechnerisch eine Chanoe von etwa 
45 %, weltweit von Ober 80 Prozent fOr einen 
katastrophalen Kemsdlmelzunta•. 
FOr die Atomgemeinde war Tschernobyl vor 
aßem deshalb eine Katastrophe, weil sie MiRio­
nen von Betroffenen den nicht vermeldbaren 
Risikorest der Atomenergie erfahrbar gemacht 
hal Von Umdenken wurde viel geredet, ge· 
meint war nur anders begrOnden: Das Klima­
problem scheint hlerf\lr pridestlnlert. Nur eine 
weltweite Steigerung der Kernenergienutzung 
um den Faktor sechs bis sieben bis zum Jahr 
2 .030 -so die Argumentation der Kemkraftbe­
fOrworter- könne de Menschheitvordem Treib­
hauseffekt retten. Wolf Hlfele hat der Weltkli­
makonferenz ln Toronto folgendes CO 1-Ae­
duklionskonzept fOr die Bundesrepublik vorge­
legt: Mit einem Atomenergieanteil von 71 % am 
Energieverbrauch , einer Atomkapazität von 
130 bis 180 Gigawatt (derzeit 24 GW) und durch 
Ausstieg aus dem Kohlestrom ln der Grund­
und Mittellast WOrden bis 2.40 die CO ' -Emis­
sionen auf etwa ein Drittel gegenOber heute 
gesenkt 

Eine weltweite Strategie der Risikominimierung 
ist jedoch nur möglich, wenn schnell, aber soli-

de vorbereitet, eine Poitik der vo rationelen 
Energienutzungdurchgesetzt wird. Die Fortset­
zung der bisherigen Politik fOhrt dagegen zu 
einer Kumulierung von Risiken, das heißt in 
schlimmsten Fall zum Supergau und zur Kima­
katastrophe. Diese Politik wird durch angebot­
sorientierte Szenarien legitimiert, die Enegie­
probleme aus der VerkAufetperspektive -durch 
Auswef1ung und t>iYerslfizlerung des Energi­
eangebotes - angehen. HierfOr lind cie von 
Wolf Hiteie 1981 entwic:blten IIASA-Szena­
rien Paradebeispiele. Im hohen IIASA..Szena­
rlo nehmen zum Belspiel -1rotz eines exorbitan­
ten Ausbaus der Atomenergie ·die CO •-Emis­
sionen bis 2.30 um das 3 ,4 fache zu: ein Kata­
Ä'OphenSzenalio. 
Deshalb haben nun auch KemkraftbefOrworter 
wie Professor Wolf Hifele die ratlonele Ener­
gienutzung ala CO '-Aeduktlonaatra18gle ent­
deckt - neben der Substitulon von Kohle durch 
Erdgas (selbst ein potentiell klimawirksames 
Spurengas) sowie neben der statk ans18igen­
den Nutzung der Kernenergie und "aaler ande­
ren Regenerierbaten" Energlequellen. Seine 



Behauptung ist, daß wirklich nur dann, wem 
aleMöglichkeiten genutzt werden, in etwa eine 
Halbierung des jetzigen CO 2-Ausstoßes mög­
lich sein könnte. Diese Kernaussage ist unhalt­
bar; 
Auch und gerade bei einem Ausstieg aus der 
Atomenergie kann in einem forcierten Effi;ienzs­
zenario die CO 1-Emission bis 2.30 auf weniger 
als ein Drittel gesenkt werden. 
Der Welt-Primärenergieverbrauch lag 1985 bei 
etwa 10,5 Terawatt (TW). Die Bandbreite der 
Schätzungen für das Jahr 2.30 liegt etwa zwi­
schen 35 TW und 5 TW. Technisch machbar 
sind beide EnergiezukOnfte, obwohl sie sich um 
den Faktor 7 unterscheiden. Hieran zeigt sich: 
Der Zuwachsdes Energieverbrauchs, nichtdas 
Energiemix des Angebots, ist entscheidend für 
das Klima-Problem. Von Professor Hifele wird 
diese elementare Erkenntnis nur scheinbar 
berOc:ksichtigt: Seine neue Formel lautet im 
Kem: angebotsorientierte Energieproduktion 
und Trendsparen. Aber das schlichte Einrech­
nendes Trenclsparens(das vom MarktimSelbst­
lauf trotz aßer Hemmnisse realisiert wird) in 
antiquierte angebotsorientierte Szenarien ist 
als politische Entscheidungsgrundlage wertlos. 
Statt dessen ist zu erforschen: W18 kam der 
(fossile und atomare) Energieaufwand pro 
Energiedienstleistung, zum Beispiel pro Qua­
dratmeter beheizter Wohnfläche, technisch 
minimiert, kosteneffektivgedeckt und sofortbei 
Neuinvestitionen sowie schrittweise im Bestand 
realisiert werden? Bis zu neunzig Prozent der 
Heizenergie und bis zu fünfzig Prozent des 
Stromverbrauchs könnten schon beim Stand 
der Technik durch rationellere Nutzung vermie­
den werden und bei offensiver Energiepolitik 
(strategisches Energiesparen) auch effektiv 
eingespart werden. Trendsparen erschließt 
dagegen höchstens zwanzig bis dreißig Pro­
zentdervorhandenen, ~rinsbesondere durch 
falsche Preissignale gehemmten Potentiale. 

Atomenergie plus Einsparen, lautet das neue 
Werbekonzeptzur Wiederbelebung der Atome­
nergie. Da einzelne Atomkraftwerke kein CO 2 

emittieren, ergeben sich für Kraftwerkssysteme 
rechnerisch immer geringere CO 2-Emmissio­
nen, wenn fossil gefeuerte Kraftwerke eins zu 
einsdurch Atomkraftwerkeersetztwerden. Aber 
dies ist eine Milchmädchenrechnung, die ohne 
Systemanalyse mehr verschleiert, als die er­
klärt. Entscheidend ist, ob und in welchem 
Umfang bestehende CO 2-Reduktionspotentia­
le und innovative Techniken in ein atomares 
Kraftwerkssystem in der Praxis integriert wer­
denkönnen. 

Unsere These ist: Die immanente Funktionslo­
gik des großtechnischen (Atom)-Energiesy­
stemswird durch technische, betriebswirtschaft­
liehe und organisatorische Systemzwänge 
beherrscht, die eine forcierte Effizienzsteige­
rung unmöglich machen. Hierfür sind sechs 
GrOnde verantwortlich. 

Erstens: Die Konzernstrukturen von AKW­
Betreibern sind fOr eine nur örtlich mögliche 
Mobilisierung vieler CO 2-Reduktionspotentiale 
(kummunale und industrielle Nah-, Fern- sowie 
Abwärme, regenerative Energien und insbe­
sonders Energiesparen) kontraproduktiv. De­
ren Realisierung verlangt eine kleinräumige 
Erfassung und Umsetzung durch kommunale 
oder regionale Energiekonzepte. Ein großer 
Stromverkäufer wie beispielsweise die Preag 

hat daran kein Interesse. Eher schon eine von 
Preag belieferte Stadt wie Bremen. 
Nach Studien des Bremer Energiebeirats könn­
ten hier durch eine Effizienzstrategie bis 2.10 
etwa vierzig Prozent CO 2 eingespart, mehr als 
2.400 DauerarbeitsplätZe geschaffen und den­
noch der Gewim der Stadtwerke gesteigert 
werden. 
Zweitens: Die fixkostenintensive Kostenstruk­
tur von Atomkraftwerken zwingt betriebswirt­
schaftlich zu ständiger Vollauslastung. Dadurch 
besteht ein starker ökonomischer Anreiz, Ab­
satzmärkte aggressiv zu erobern und zu vertei­
digen, das heißt die Ausschöpfung von Ener­
giesparpotentialen durch die Kunden oder den 
Marktzutritt fOr Newcomer (für Heizkraftwerke 
und reger~erative Energie) zumindestnichtaktiv 
zu fördern. 
Drittens: Die langenunflexiblen Planungs-und 
Bauzeiten fOr Großkraftwerke (ohne simultane 
offensive Einsparplanung und -förderung) und 
die wegen der Blockgrößen angehobenen 
Reservemarken (25 statt 8 %) führen zu höhe­
ren (als beim Standder Energietechnik notwen­
digen) Kapazitäts- und Verbrauchszuwächsen. 
VIertens: Leichtwasserreaktoren (LWR) sind 
nur für reine Stromerzeugung und nur in der 
Grundlast wirtschaftlich einsetzbar. Selbst der 
nach Betreiberzahlen errechnete Kostenvor­
sprung von Atomstrom gegenOber Steinkohle­
strom (reine Stromerzeugung) verkehrt sich ab 
einer Ausnutzungsdauer von unter 4000 Stun­
den ins GegenteH. LWR sind daher nur für den 
geringen Anteil des Stromspezifischen Enda­
nergieverbrauchs (etwa 8% für Ucht, Antrieb, 
Kommunikation) und keinesfalls für den weitO­
berwiegenden , aber auf den Winter konzen­
trierten Wärmebedarf einewirtschaftlich in Frage 
kommende CO 2 - Reduktlonstechnik. Jede 
Kilowattstunde Atomstrom bedeutet zudem 
tendenziell die Verhinderung von Heizkraftwer­
ken, die - nach der Effizienzsteigerung - die 
wirtschaftlichste Form der CO 2 - Verminderung 
und gleichzeitige Erzeugung von Strom- und 
Nah- bzw. Fernwärme darstellen. Der Einsatz 
von Kohle (und Gas) in Heizkraftwerken und 
nicht die Atomenergie ist die entscheidende 
sozialverträgliche Übergangstechnologie zur 
Sonnenenergiewirtschaft 
Fünftens: Internationale Studien zeigen, daß 
die Reduktion einer Tonne CO 2 durch neue 
Atomkraftwerke um den Faktor fünf bis sieben 
teurer ist als durch effizientere Nutzung. Das 
volkswirtschaftliche Kapital für mehr Atomener­
gie steht für Energiespartechniken aber nicht 
mehrzurVerfOgung. 
Sechstens: Die insbesondere durch den AKW 
- Ausbau systematisch verursachten StromO­
berkapazitäten (mindestens zehn Gigawatt) 
wirken defacto als Investitionsblockade auch 
wirtschaftlicher CO 2 -Reduktionstechniken. Dies 
zeigt ein Blick auf den "Strommarkt 2000" : Ein 
repräsentatives Prognos - Szenario (1986) 
rechnet fOr das Jahr 2000 mit einem Stomver­
brauch von 477 TWh (Zuwachs pro Jahr von 
plus ein Prozent ab 1985). Die vo.rhanderl8 
Kraftwerkskapazität von etwa hundert könnte 
diese Nachfrage befriedigen. Andereseits er­
mittelte Prognos für Kraft - Wärme ~ Kopplung 
(KWK) in einer sehr vorsichtigen Abschätzung 
bis zum Jahr 2000 ein zusätzliches wirtschaft­
lich erschließbares Potential von 98 TWh (41 
TWEh industrielle und 57 TWh kommunale 
KWK), das auf dem Strom-Markt 2.000 keine 
Durchsetzungschance hat. 

Prima Klima 

Verstärltt gilt dies fOr eine zusätzliche Stromer­
zeugung aus regenerativen Energiequellenoder 
für rationellere Stromnutzung, (die Umsetzung 
des vorhandenen Einsparpotentials mit etwa 
ein Prozent proJahrergäbe im Jahr 2.000 einen 
Stromverbrauch von nur 350 TWh). 
Erst der Ausstieg aus der Atomenergie schafft 
in volkswirtschaftlicher Hinsicht einen renta­
blen Markt fOr Erzeugungs-und Nutzungsalter­
nativen zum Atomstrom - und zwar um so 
wirksamer, je schneller ausgestiegen wird. Daß 
zum Beispieldas RWEmitzwei MHiiarden Mark 
liquiden Mitteln Texaco kauft, statt in die ge­
nannten Alternativen zum Atomstrom zu inve­
stieren, bestätigt unsere These. 

Ein Ausstieg aus der Atomenergie in der Bun­
desrepublik bis zum Jahr 2.000 erbringt nach 
einer Prognos-Studie (1987) gegenOber einer 
unveränderten Energiepolitik ausschließlich 
positive Effekte hinsichtlich Beschäftigung, 
Emissionsbilanz (ohne CO .2) und wirtschaftli­
cher Entwicklung: Bei einem kurzfristigen Ver­
zicht auf Atomenergie könnte nach einem 
Szenario der ÖKO-Instituts für Einspartechni­
ken, fOr Heizkraftwerke sowie fOr Wind-, Was­
ser- und Solarenergie ein Markt geschaffen 
werden, der es erlaubt, die CO 2-Emissionen bis 
zum Jahr 2.010 um dreißig Prozent (CO 2-Re­
duktionspotential von rund 200 Millionen Ton­
nen) unter das Niveau zu senken, daß sich bei 
unveränderter Energiepolitik und bestehender 
AKW-Kapazität (24 Gigawatt) ergibt.-
Generell gilt: Ein Effizienzstrategie weist neben 
der CO 2-Endlastung zahllose positive Neben­
effekte auf (zum Beispiel weniger klassische 
Emissionen von Schwefeloxid, Stickoxid, mit­
telfristig Senkung der Energiekostenbelastung 
und positive Beschäftigungseffekte). Insofern 
ist der notwendige Umstieg in ein Energiesy­
stem, das die Risiken mindert, in gesellschaftli­
cher Hinsichtkein Opfer, sondern eine vielleicht 
letzte historische Chance. Eingriffe in die Be­
sitzstände der Energieanbieter sind allerdings 
unvermeidlich. Die verselbständigte Kapitalver­
wertung im Energiegeschäft wird schrittweise 
auf ihren eigentlichen Gebrauchswert, die 
Bedarfsdeckung gesellschaftlich notwendiger 
Energiedienstleistungen, reduziert werden 
mOssen. 
Aber Energiesparer haben keine Lobby. Statt 
die Energieverkäufer zu kontrollieren, kömten 
die Politikerweiterauf deren Machtverstärkung 
setzen. Ein Atomkraftwerk kann man vorzei­
gen, ein "Einsparkraftwerk" (lovins) nur als 
kumulierten Minderverbrauch messen. Hinzu 
kommt: Eine Effizienzrevolution bedeutet eirie 
tatsichliehe Revolutionierung zumindest der 
gesamten Energietechnik, die politisch gewollt 
und als Bruch mit der bequemen (Trend-)Spar­
und Energiepolitik durchgesetzt werden muß. 
Aber gemessen an der in zwanzig bis dreißig 
Jahren komplettumsetzbanm, wirtschaftlichund 
gesellschaftlichvorteilhaften sowie umwelt-und 
klimaverträglichen Effizienzrevolutionwäre der 
Ausbau der Atomenergie zum Plutoniumsy­
stem eine Konterrevolution. Derdrohende Treib­
hauseffektliefert kein·Argument für die Atome­
nergie, sondern fOr eine radikale Wende in der 
Energiepolitik - ohne Atom. 

Peter Hennlcke 
ist Professor und Mitglied im Vorstand des Öko­
Instituts; Sachverständiger in der Bundestags­
Enquete-Kommission "Vorsorge zum Schutz 
der Erdatmosphire• 
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Wallmann Ventil 

Fntwurf einer Pressedarstellung zum 
Wallmann-Ventil in KrOmmel und zu dem 
dazugehörigen Gutachten des Diplom­
Physikers Bemhard Fischer 

von Klaus Gärtner 

Mit der 16. Tellerrichtungsgenehmigung 
wurde den Betreibern des Atomkraftwerks 
Krümme! ln Geesthacht/Eibe erlaubt, das 
sog. "Wallmann-Ventll" einzubauen. Es soll 
im Falle einer Kernschmelze das Platzen 
des Sicherheitsbehälters verhindern und die 
radioaktive Katastrophe, die dann schon 
nicht mehr zu vermelden wäre, wenigstens 
verzögern. (1) Gegen diese Genehmigung, 
dieinzwischenvollzogen Ist, wurdegeklagt 
Die Kläger Frahm/Rhode gaben bei dem 
Reaktorspezialisten Bemhard Fischer ein 
Gutachten ln Auftrag, das den Sinn oder 
Unsinndes "Wallmann-Ventll" untersuchen 
soll. Dies Gutachten liegt nun vor. 

Das wichtigste Ergebnis ist kein technisches, 
sondern ein grundsätzliches: Setreiber und 
Genehmigungsbehörden gingen bislang davon 
aus, daß die Sicherheitseinrichtungen deut­
scher Atomkraftwerke so ausgelegt sind, daß 
eine Kernschmelze nicht eintritt. Damit wird 
nicht behauptet, daß sich nicht eintreten kann, 
was auch wissenschaftlicher Unsim wäre, 
sonderndaß derEintrittzum Restrisiko gehört, 
also zu Vorfällen, die so verrOckt neben jeder 
Realität liegen, daß dafür keine Gegenmaß­
nahmen ergriffen werden müssen, d.h. ver­
gleichbar sind mit Vorfällen, als wenn ein gro­
ßer Meteorit Harnburg träfe oder alle gasbe­
heitzten Wohnungen Hamburgs auf einmal 
explodierten. 
Nach Gerichtsentscheidung ist das Restrisiko 
ein Risiko, das jenseits der praktischen Ver­
nunft liegt. Gegen solche Risiken werden ver· 
nünftigerweise keine Vorsorgemaßnahmen 
ergriffen. (2) 
Nach T schemobyl aber werden genau gegen 
Unfälle, die angeblich nicht eintreten, Gegen­
maßnahmen geplant. Die Folgen eines Super­
GAU' s, der gar nicht passiert, sollen wenigsten 
abgemildert werden. Milliarden DM werdendafür 
ausgegeben. Die Behauptung der Setreiber 
(einschließlich ihres Vereins TÜV) und den 
Genehmigungsbehörden, mit dem Wallmann­
Ventil werde die Sicherheitsphilosophie nicht in 
Frage gestellt, sondern "das ohnehin kleine 
Restrisiko nur noch weiter verkleinert" , ist ein 
Betrug, denn ein Restrisiko liegt jenseits der 
praktischen Vernunft, kann also nicht weiter 
vermindert werden. Dafür gibt man nicht Millio­
nen aus. Nur reale Risiken lassen sich vermin­
dern. 
Die Wahrheit ist: 
Die Batreiberdes Atomkraftwerks Krümmel (wie 
auch der anderen Atomkraftwerke) und der 
Regierung sind nach Tschernobyl zu dem 
Schluß gekommen, daßdie Kernschmelze, der 
Super-GAU, ein durchaus ernstzunehmendes 
Risiko ist. Da die Katastrophe in solchem Fall 
nicht verhindert werden kann, soll ihr Ablauf 



WllligÄh'\8 YWfZ6get1 werden, um Zeit fOr Eva­
lwienlngsmaBnahmen zu gewinnen. Damit lat 
die Kernac:hnelzeauc::haus Beh&dellllc:htnlcht 
mehr dem Restrldo zuzuordnen, daa Jen-Ir. 
der pnJict/«;htHJ Vernunft liegt. Oie BevOike­
rungkannaleo nach geiWider Rechtaprec:hJng 
eine Abelchenlng gegen den Kemschmelzw.­
fall veriangen. Oie Ist aberln allen bestehenden 
Alomkraftweftcenu~. 
0.. Gutac:hlen ~ OkO-Instliut zeigt anhand 
der zu ecwa11111det• Wtw1e fOrTemP*&tur-und 
Drudtwrtauf, Maseenstr6me und Verugena­
bencHungln bei .... IC:hledenen m6gllchen 
lJrAiabllufen die l..ic:heflchkei des "Wall­
mann.Yentlrs· auf. Es bietet nicht ,.,r keinen 
SdW gegen Kemschmelzunfde - daa be­
haupten ja auch die Belreiber nicht - , IOndem 
Ist noch nicht einmal fOr den geplanten Einsatz 
tauglich. 
Der Grund: Es wurde un18f' dem Elnctudt von 
Tschemobyl seMelistans mitderheißen Nadel 
zusammengebastelt und paßt einfach nicht zur 
Konzeption der Anlage, de eine Kernschmelze 
nicht wr.lehL So hat man daa Entlastungsrohr 
einlach 111'1 ein bestehendes. aber zu ganz 
.,...,., Zwec:ken ........ Rohr angebunden 
IWid du Ventl Mlbst nebst Alter in obersten 
~ des Aeaktorgebludes untetve­
bracht. weil bei der fOr c:lese Art Siedewuser­
Reakloren typischenrAumliehen Enge ,.,rnoch 
dott ein Platz zu finden war. Das Endrohr fOr cle 
radioaktiven Abgase endet dann einfach auf 
dem Dach. 
Nach dem Gula<:hten kOmende UnzuiAngllch­
kaitendes "Walmann-Ventlls"ln zwei Gruppen 
eingetelltWifden. Zum einen bleibtdas System 
t»> _.., vielen UnfallablAufen \16111g wlrlcungs­
loa.. 
Ea Ist also ,.,., fOr wenige, relallv sachte ange­
hende UnfallablAufe kontriert. Zum anderen 
glbteselnehoheV~Ichkelt 
selbst fOr die AblAufe, fOr die es gebautlst, teils 
wegen~ Konstruklionsmlngel, teils 
wegen zu erw.,.nder Bede,.,ngsmlngel, die 
manche Unflle noch dramatischer ablaufen 
lassen k&wlten, alssie ohnehin schon abliefen. 
Im folgenden 101 versucht werden, dafOr alge­
melnYers&lndllche Belspiele zu finden. 

1. Unfälle, die auch mit .. Wall­
mann-Ventil" zur schnellen 
Katastrophe führen 

Die Druckentlastung durch "WaDmann-Venlil" 
klll'ln nach Herstellerangaben h&:hstena 1 % 
der Reaktorteiwng, und das, wie zu zeigen lat, 

auch ,.,r unter besllmmten Bedingungen, ab­
fahren. Oie NachwArmeleistung eines gerade 
agbeschalteten Reaktors (der sich ja nie voll­
stlndlg abschalten lAßt) Ist aber wesentlich 
höher. Geradeln dem Siedewasser-Reaktor 
der Baulinie 69 gibt es so wenig Sichefheitsre­
aerven, daß sc:hwenl Onfllle sehnet und dra­
matisch ablaufen. Das "Walmam-Venlil" kam 
das Platzen des Slcherheltsbehllters weder 
verhindem noch wrzögem, wenn nach dem 
Austal der HauptkOhlung 

de Abschaltung der Ketterteakllon nicht 
gelingt Es gibt keine NotkONmaßnahme, die 
mitderdannauflretenden Wlrmelelwngfertig 
wird. Die Probleme der Schnellabschahung 
wurden aber gerade bei dieser Baulinie Immer 
wieder diskutiert ln WOrgauen (3) ( 1972) blie­
ben mehrere SteuerstAbe hingen. 

die SIE-Ventile (Sicherheits- IWid Entla­
Aingsventile) versagen. Diese Yenlila mOssen 
bei jedem Gabludeabschluß anspringen IWid 
den Dampf aus dem Reaktor ln die Konsallons­
kammer leiten. Da der Eingang fOr das "Wal­
mann-Venllr 1n der Kot ldensa11onakammer Ist, 
bleibt daa ganze System bel dem schwerwie­
genden Versagen der SIE-Venlllewir1wngslos. 
ErstkOr.dlch WUfde ein meldepl~ VtX­
kommnlsln Krammal von KategorieN (nonnal) 
ln Kategorie E (elt) nachlrlgllch heraufgestuft, 
weit chl der 11SIE-Venllle nicht 6ffneten. 
(Datum?) 

die Kondensationskammer leck schlAgt 
Das gilt sowohl fOr die sehr problematischen 
ROckschlagklappen, um die lange Prozesse 
gefOhft wurden, fOr das Abreißen nur eines der 
72 Kondensatlonstohre oderauchein L.eddm 
Boden der W&aaefWanne,letzterealst 1972 in 
WOrgassen (3) geschehen. ln allen solchen 
FAllen versagen Dnlc:kabbau und NotkOhlung. 
Oie Kernschmelze und die Zerst&ung des 
ganzen SicherheitsbehAltars sind dann unaus­
weichlich. 

der Strom ausfAllt und die Not&lromversor­
gung nicht in Gang kommt. ln SC?Ichem Fall 
arbeitet fast keine Pumpe mehr, und die Kata­
strophe Ist ln 3 Stunden (TÜV-Gutachten) zu 
erwarten. Belspiele fOr reihenweisen Ausfall 
der Notstromaggregate sind cle VorfAße in 
Wargassen (3) und 1n Bugey (1985). 

2. Unfallabllufe, die durch das· 
"Wallmann-Ventll" eher ver­
schlimmert als vermindert 
werden 

Wte schon erwAhnt, wurde das "WaRmann­
Verd" nach T schemobylln allerEUe konzipiert 
und eingebaut Es belnhal"t grobe Ungerelm­
lheiten, cle aus dem notwendigen Anschluß an 
vorhandene, aber nie fOr solche Zwecke vorge­
sehenen SyAime henOhren. 
So mußten aus PlatzgrOnden Rohr1eitungen 
verkleinert und solche mit versdiedenen Be­
lastbarkeiten miteinander kombiniert werden. 
Ein Beispiel: Du "WallmaM-Venlil"wurde an 
das K~densatlonskammer-SpOIIuftsystem 
angeschlossen, dessen Rohleitung fOr einen 
Druckvon4,1 barausgelegt sind. Das Ventilsy­
stem selbst Ist fOr einen Druck von 4,6 bar 
ausgelegt 
Das paßt wenigstens einigermaßen. Aber bel 
dem Druck kann bei weitem nicht -t " der 
Raalc1orleistung• abgefOhrt werden. Erst bei 8 

Standorte 

bar wird soviel Dampf durch daa "Walmann­
Ventll" ged(Ockt, daß es 1 % der RMktortei­
Aingentapricht. Bisdahinsind aberdie Leitun­
gen hoffnungslos ObeliasteL Auch der Slcher­
heitsbehllter Ist dam weit Ober seine Au•­
gung, ja sogar Ober seinen PrOfdruck belastet. 
"Man" nimmt a.ber·an, daß er erst bei e bar 
platzenwOrde,allerdingsgibtesdaiOrnlchtden 
geringsten Beweis. 
Also_ Entweder fOhrt daa "Walmam-Ventlr 
viel weniger Energie ab, als in der ~ng 
vorgesehen, oder die Leitungen reißen, und es 
wird vOIIg unbrauchbar. 
Mitdem Rel Bender Lei1ungenentaa&htabereln 
Leck in Slcherheltsbehll18r, da& ohne "Wal­
mann-Venlir noch gar nicht aufgetreaen wlre. 

Die unObereichlllchen Verhlltnlue bei der 
DruckbelaAing machen es auch n61ig, das 
"Wallman-Ventl"lm richtigen Moment zu 6ff­
nen. 
Zu ftilh erglbe sich ein unn6tiges Leck, zu spit 
eine Zerstörung durch Übetdruc:k.. Eine auto­
matische Zuachaltung gibt es nicht, daß du 
"Wallmann-Ventil"lm Sicherheitssystem nicht 
vorgesehen "war. Also muß die Bedienungs­
mannschaft genau den richtigen Moment ab­
passen, und das Im StreB eines auslegungsO­
berschreitenden Sl&falsl 
Die Wahrscheinlichkeit. daß das Im Ernstfall 
nicht gelingt, 1st sehr groB. 

Daß der TÜV Norddeutschland trotzdem eine 
"Wirl<samkeit de• CJnx:lalntla.aJnguym.m•· 
errechnet, lat wie so oft dort nur mit unwissen­
schaftlichem Vorgehenzube{p"Onden. DerlOV 
Ist und bleibt eben der e. V. der Setreiber und Ist 
eigentlich als unabMnglge Gutachter ~lllg 
unbrauchbar. 

(1) Beschreibung des Druckentlastungs­
Systems fOr den Slcherheltsbehllter Im Falle 
auslegungsObel sei-nitel der UnfAlle ('Walman­
Ventilj siehe Rundsdvelben Klaus Glr1ner 
vom 22.11.87) 
(2) Vergleichedle Betrac:t.-Jng "RRsiko und 
Restrisiko", Klaus Glr1ner, 1989 
(3) ln WOrgassen war 1972 der Super­
GAU sehr nahe. Alle wichtigen Systeme ver­
sagten, aber es lag kein ausl6sender St6rfall 
vor. Der Vorfall ereignete sich anlAßlieh eines 
Tests (wie ln Tschemobyl). Die HauptkOhlung 
blieb also erhahen). 

Klaua Glrtner 
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Würgassen endgültig 

WU Ende letzten Jahres acheinbar harmlos 
begann, hat sich mittlerweise zu einem der 
dlet<~en Hämmer ln der an Skandalen n"!n 
wirklich nicht armen AKW-Pannenge­
achlchte ln der Bundearepublik entwickelt 
Um die Wiederinbetriebnahme des Atom­
kraftwerks worgaaaen, einem der Fossilien 
unter den· westdeutschen Reaktoren, Ist ein 
heftiger politischer und juristischer Streit 
entbrannt. aer unter Umstinden sogar das 
Aus für den Atommeiler bedeuten kann. 
wegen des VerMQena von Druckentla­
stungsventilen mußte das AKW Würgaasen 
Anfang Dezember vom Netz genommen 
werden. zwei vom nordrheinwestfälischen 
Wlrtachaftamlnlaterlum als atomrechtli­
cher Genehmigungsbehörde daraufhin 
anberaumten Gesprächsterminen zu den 
Themen .Ventii-Störfall• und .Brandschutz• 
blieben die Vertreter der Batreiberfirma 
Preussen Elektra fern; einen dritten Termin 
lieBen sie absagen. Stattdessen erhoben 
a1e am 21.12. Klage gegen die Genehmi­
gungsbehörde und versuchten, den Reak­
tor noch am gtelchen Tag wieder anzufah-
ren. 
Das Wlrtschattamlnlaterium reagierte, 
wohlmöglich pikiert von dem frechen Ver­
halten der PREAG, mit utlgewöhnllcher 
Schnelligkeit und verfügte nur einen Tag 
aplter, am 22.12. also, eine einstwellige Stll­
legung. Gegen diesen Stlllegungsbeachluß 
wiederum strengten die Setreiber noch Hei­
ligabend ein EilVerfahren vor dem Oberver­
waltungagerlcht MOnster an; die PREAG 
wollte den Reaktor zumindeSt bla zur Ent­
scheidung Im Hauptverfahren weiter betrei­
ben. Doch die Münsteraner Richter ent­
schieden anders: Am 2. Januar bestätigte 
das OVG die Stlllegungaverfl)gung der L.an­
delteglerung und stellte damit, man lese 
und staune, die altgemeinen Slcherheltaln-
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tereaaen Ober die Kapitalinteressen des Un­
.temehmens. 

Eklatante 
Sicherheitamingel 
Sachkundige Kritik am Reaktorvon Würgaa­
sen Ist nicht neu, fand aber in der Vergan­
genheit wenig Gehör bei den politisch Ver­

.antwortllchen. Zur Erinnerung: 
Im Herbst '88 erstellte das Elektrowatt- ln­
genleuruntemehmen (EWI) Im Auftrag der 
nordrhelnwestflllschen Landesregierung 
ein Sicherheitsgutachten Ober alle Atoman­
lagen dieses Bundeslandes, also auch Ober 
worgaaaen. Die wesentlichen -wenn auch 
bei. weitem nicht alle- Kritikpunkte waren 
das Fehlen eines · Brandschutzkonzeptes, 
das Fehlen einer Erdbebensicherung und 
das Fehlen eines Beratschutzes gegen 
FlugzeugabstUrze (stehe Kasten .Tiefflie­
ger Ober WOrgassen•). 
Bn dreiviertel Jahrsplter,lm Junl1989, wur­
de zu einem Gutachter-Kolloquium gela­
den, bei dem ein erlauchter und abgeschot­
teter Experten-Kreta die aus dem EWI-Gut­
achten ersichtlichen Mängel diskutierte. 
Auch hier soll mit Nachdruck gefordert wor­
den sein, ein Gasamt-Brandschutz-Kon­
zept zu erstellen. 
Die WOrgaaaen~Ktagegruppe, die bereits 
seit dem Mlrz '88 einen langwierigen Pro­
ze8 gegen das nordrhelnweatflllsche Wirt­
achaftsministerium führt, um eine endgülti­
ge Stlllegung von Würgaasen zu erreichen, 
wertet die am 22.12. verfügte Abschaltunq 
lediglich als einen Teilerfolg. Kläger und BOr-
gerlnltlatlven befürchten zu Recht. daß der 
angeordnete Stillstand des AKW nicht von 
Dauer tat 
So reduziert die Genehmigungsbehörde ln 

der StlllegungsverfOgung die schweren si­
cherheltstechnlachen Mängel allein auf das 
Problem des Brandschutzes und be­
schränkt sich dabei auf Teilprobleme, die 
nachrOstbar sind: 
Es handelt sich nicht um eine Stlllegung auf 

·Dauer, sondern nur um eine einstweilige 
Maßnahme bis zur Befestigung des gefah­
rentrlchtlgen Anlagezustandes. Außerdem 
haben Sie (Preußen Elektra) es ln der Hand, 
durch Nachwels und Durchführung geeig­
neter Brandschutzmaßnahmen seibat die 
Voraussetzung dafür zu schaffen, daß die 
jetzt angeordnete Maßnahme hinfällig 
wird.• 
Daß alle übrigen Mängel -s.o. - ausgespart 
werden, hält Pater Elchenaeher, der Spre­
cher der Klagegruppe, fOr eine .grobe Auf­
slchtspftlchtvertetz.ung•: 
Obwohl jeder dieser schWeren sk:herhelts­

·technlschen Mängel zur Kernschmelzkata­
strophe fUhren kann, hat die Atomaufsteht 
NRW es versäumt, die Ergebnisse der Sl­
cherheltsprOfung in angemessener Zelt ei­
genständig zu bewerten, Auflagen unter 
Fristsatzung zu erteilen und gleichzeitig die 
Anlage belerkannten Mängeln, die eine Ge­
fahr darstellen, sofort stlllzu~.· 
Auf einer gut besuchten Pressekonferenz 
des Bund fOr Umwelt und Naturschutz 
(BUND) ln Hannover äußerte der nieder­
sächsische BUND-Vorsitzen~ Konrad 
Buchwald: .Bn solctles Verhalten kann nur 
als Taktik der SPD-Landearegierung gewer­
tet werden, die ·sich durch die einstwellige 
Stlllegung einen politischen Waflterfolg ver­
spricht Es Ist zu befürchten, und alle Anzel· 
chen deuten darauf hin, daß das AKW Wür­
gaasen ~llcherwelae schon nach der 
Landtagswahl Im Mal1990wleder ln Betrieb 
genommen werden son.• 
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stillegen!!! 
Tiefflieger Oberm AKW WOrgasaen 
Der Sprecher der Klägergruppe gegen Würgassen, Peter Eichenseher, 
verfügt über umfangreiches Foto- und Video-Material, das zahlreiche 
VerstöBe gegen das militärische Oberflugverbot über das AKW beweist 
Tagelang hielt sich Eichenseher in der Umgebung der Atomanlage auf, 
um sämtliche Flugbewegungen akribisch zu dokumentieren. Das Er­
gebnis der Beobachtungen: Gegen den vom Bundesverteidigungsmini­
sterium angeordneten ,.erweiterten Sicherheitsabstand" von horizontal 
1.500 Metern und vertikal 600 Metern wird routinemäßig verstoßen. Ei­
chenseher registrierte Dutzende von Militärmaschinen, die innerhalb 
dieser Sicherheitszone über das AKW donnerten. 
Direkte Oberflüge registrierte der Atomgegner z.B.am 6., 14.und 15.Junl 
letzten Jahres. Zwischen 9.20 Uhr und 15.30 Uhr notierte Elchenseher 
am 14. Juni 22 militärische Tiefflugbewegungen am Himmel über Wür­
gassen. Am Tag darauf waren es sogar 29 Flugzeuge, die innerhalb von 
nur drei Nachmittagsstunden in unmittelbarer Nähe des AKW auftauch­
ten. 
Elchensehers Beobachtungen sind deshalb so brisant, weil der Reaktor 
noch nicht mal gegen den Absturz kleiner Privatmaschinen gesichert ist 
Beim Absturz schnell fliegender Militärflugzeuge kann -so ein Sicher.: 
heftsgutachten des Münchener Professors Jochen Benecke -,.bei be­
stimmten Aufprallbedingungen der Sicherheitsbehälter zerstört wer­
den und das Reaktordruckgefäß durch die Einwirkung von Wrackteilen 
zerbersten .. " ,.Beim Eintritt eines solchen Ereignisses", heiBt es in der 
Studie weiter, ,.könnten sich Auswirkungen einstellen, die jene der Re­
aktorkatastrophe von Tschernobyl übertreffen." 

\YOrgaaHn-KontaktHrMHn: 
1. BUND 

Landesverband Niedersachsen 
Goebenstra8e 3a 
3000 Hannover 1 
Tel.: 0511/663095 

2. .Gewaltfrele Blockaden am 
AKW Würgassen• 
Postfach 2022 
3400 Göttingen 
Tel.: 0551/n02945 

Oie schwerwiegendsten Sicherheits­
mängel des ältesten Siedewasser-Re­
aktors der BRD, Würgaasen (Baullnle 
69) 
e Das AKW Ist nicht gegen Augzeugab­
sturz geslch~rt, wird trotzdem von Tief­
fliegern überflogen. 
e Das AKW Ist nicht gegen Erdbeben 
ausgelegt 
e Viele Slcherhettseinrlchtungen sind 
nicht nach den heutigen Sicherheftsan­
forderungen entmascht 
e Notstromdiesel sind räumlich nicht 
getrennt aufgestellt 
e Redundante Kabelverbindungen -
wenn überhaupt in der erforderlichen 
mehrfachen Auslegung vornanden -
sind nicht getrennt verlegt, sondern ln 
gemeinsamen Kabeltrassen.lm Brand­
fall bedeutet das Totalausfall von vielen 
Notfalleinrlchtungen. 
e Der Stahl und die Fertigungsmetho­
de des Reaktordruckgefäßes sind heu­
te nicht mehr genehm!Qungsfählg. Die 
Stahlsorte Ist veraltet. das RDB längsge­
schwel8t. was mich heutigen Sicher­
heitsregeln nicht zulässig Ist 
e Der Sicherheitsbehälter (Contain­
ment) Ist vergleichsweise sehr k.leln. Bei 
der Kernschmelze Ist ln extrem kurzer 
Zeit Containmentversagen zu· erwarten. 
e Das AKW Ist der einzige bundesdeut­
sche Reaktor mit externen Treibwasaer­
schlelfen. Diese Rohre s.lnd korrosions­
gefährdet und führen' bei einem Bruch 
zu noch schnellerem Kühlmittelverlust 
als der Bruch einer Frlschdampfleltung, 
der ansonsten für Siedewasserreakto­
ren als schwerster Unfall angenommen 
wird. 
e Der Einbau von Kreuzdüsen Im Oruk­
kabbausystem wurde bis heute nicht 
vorgenommen, obwohl gerade die Er­
kenntnisse beim Beinahe-Gau vom 
12.4.72 ln Würgaasen diese Nachrü­
·stung alle'r vergleichbaren Anlagen aus­
gelöst haben. 
e Tankleitungen des Schnellabschalt­
systems sind tellweise nicht getrennt 
verlegt und stellenweise nicht prOfbar. 
Dazu Prof. Benecke, München, Im EWI­
Gutachten: . ( ... ) somit muß beim Ber­
sten einer Tankleitung im Bereich des 
Ringraumes der komplette Ausfan der 
Schnellabschaltung und - mit hoher 
wahrschelnlichkeit - gleichzeitig ein 
Leck im Druckabbausystem unterstellt 
werden.• 

3. WOrgassen-Kiagegruppe 
Peter Elchenseher 
GroBe Stra8e 14 
3490 Bad Driburg 
Tel.: 05253/529 

4. Initiative .Unser Recht auf Stlllegung• 
(UNRAST) 
Traute Kirsch 
Zum Buchholz 6 
3472 Beverungen 1 
Tel.: 0527311377 
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Schac.ht 

Konrad 

Zur Demo 1990: 

Der Aufruf zu den belden Demos in Gorleben 
am 3.2.90 und in Stendal am 11 .3.90 enthält ja 
bereits (nicht ganz zufAIIIg) vieles von dem, was 
wir in Hannover diskutiert hatten. Ist ja nicht 
verkehrt. Trotzdemgehelchdavonaus,daßdie 
beiden Demos von Art, Breite und Mobilisie­
rungszeit her etwas anderes sind, als die von 
uns diskutierte Großdemonstratlon. 
Mittlerweile hatauch das Bayerisdle Anti-AKW­
Pienum Interesse an der Demo 1990 bekundet 
undwill sie tatkrlhig unterstOtzen, wem es sich 
nicht nur um eine "beliebige Standortdemo• 
handelt. Geschrieben haben dazu auch Grup­
pen aus der DDR. Aus meiner Sicht sollten wir 
deshalb unbedingt an dem Projekt einer gro­
ßen, Oberregionalen Demo in diesem Jahr fest­
halten. Davon ausgehend, daß eine letztendli­
che Entscheidung auf der MAnkonferenz hier 
in Braunschweig fAllt, sollten wir uns Anfang 
Februar (evtl. nach der Demo in Gorleben) 
nochmal Im kleinen Kreis zusammensetzen, 
um einen Aufruf auszuarbeiten und Mitte Fe­
bruar nochmalein größeres Treffen stattfinden 
lassen. Das wäre dann rechtzeitig, um den 
Aufruf noch ln den Reader aufzunehmen. 

Termlnhlnwels: 

Märzkonferenz der 
Anti-AKW-Bewegung: 

Am 17 J18. März oder 31.3J 
1.4.1990 ln Braunschwelg 

Schwerpunkte: Ost-West Forum mit Grup­
pen aus der DDR, Asse II, ev11. Stand und Per­
spektiven der Energlewendegruppen; Beschluß­
fassung Ober Demo 1990 usw. 
Redaktionsschluß fOr den Reader Ist Mitte 
Februar 1990. 

&eitrige und VorschlAge zur Konferenz sind 
erwOnacht, bitte an 
Peter Dlckel, 
Sophienstraße 14, 3300 Braunschweig, Tel.: 

0531/891632, Telefax:0531/895610. 

(obiger Text ist die Wiedergabe eines Schrei­
bens der AG Schacht-Konrad an den BUND­
Niedersachsen) 

Anmerkung atom: 

Das letzte Vorbereitungstreffen fOr die Demon­
stration in Hannover fand wegen eines gleich­
zeitigen Treffens in Gedelitz nicht statt. 
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Neuer Erörterungstermin: AKW 
Presseerklärung 

Die Bürgerinitiativen um das 
AKW Mülheim-Kärllch. 
12.12. 1989 

vorca. 150 Einwenderinnen 
Rheinland·Halle Dr. Lothar Hahn vom Öko­
Institut Darmstadt und Eduard Bemhard vom 
BBU aufgezeigt, daß die Lage des AKW MOI­
heim-Kärlich zwischen mehreren vielbefahre­
nen Verkehrswegen unvorhersehbare Risiken 
birgt, da sowohl auf dem Rhein als auch Ober 

Gemeinsam mit den Vertreterinnen der Korn- die Bahnlinien GefahrengOter transportiert 
munen Neuwled, Bendorl, Andemach und werden. DieterTremheuser, BOrgermeister der 
Mayen und gemeinsam mit ihren Rechts- und Stadt Oendorf, macht mit drastischen Beispie-
Sachbeiständen habendie BOrgerinitiativen den len deuUich, wie mangelhaft bis jetzt der Kata-
"fortgestzten• Erörterungsterminzur Neugeneh- Strophenschutz im Koblenz·Neuwieder Becken 
migung des AKW MOlheim-KArlieh verlassen. organisiert ist. 
Seitdem ersten Tagdes "fortgesetzten· Erörte- Prof. Armin Weißaus MOnehen undder Rechts-
rungstermins hat sich gezeigt, daß RWE und beistand der BOrgerinitiativen, Rechtsanwalt 
Umweltministerium, im Gegensatz zum Urteil Wolfgang Baumann, hatten dann erneut die 
des Bundesverfassungsgerichtes Bertin vom sofortige Herausgabe der bisher zunlckgehai-
September 1988, entscheidende Gutachten tenen Gutachten und eine Neuansetzung des 
und Studien gegenOber der Offendichkelt zu- Erörterungstermins gefordert. Oie Weigerung 
ruckgehalten haben, so z. 8 . ein "geotecmi- der Genehmigungsbehörde tohrte dann dazu, 
sches Gesamtgutachten· vom Junl 1989. Ver- daß private und kommunale 8nwenderlnnen 
handlungsleiter Wolf sagte den Einwenderln- l~b,!togr~SJC~·2!h~~~~~~~~;!!~~~~ 
nen zwar zu, daß sie nachträglich in cie bisher r 
nicht veröffenUichten Gutachten Einsicht neh­
men könnten. Auf diese weiteren Gutachten 
sollen die Einwenderinnen jedoch nur schrift­
lich antworten können. Vordiesem Hintergrund 
wird emeut deudich, daß auch der gegenwärtig 
"fortgesetzte" Erörterungstermineine Farce ist. 
Die entscheidenden Gutachten sollen offenbar 



Mühlheim-Kärlich 

Oie Einwenderinnen aus Kommunen 
gerinitiativen haben in fOnf Tagen Erörterungs­
termin ihre Argumente vorgebracht. Sie haben 
nachgewiesen, daß auch die bisher ausliegen­
den Gutachten des RWE unvollständig und von 
schwerwiegenden Mängeln behaftet sind. Der 
Vertauf der beiden Erörterungstermine hat fOr 
die BOrgerinitiativen deutlich gezeigt, daß das 
Mainzer Umweltministerium beabsichtigt, das 
At<W MOiheim·Kärlich um jeden politischen und 
Juristischen Preis erneut zu genehmigen. Of­
fenbar spekuliert das Umweltministerium dar­
auf, daß es das AKW MOiheim-Kärlich per 
Sofortvollzug ans Netz bringen kann und daß 
Klagen gegen den Betrieb des AKW erst nach 
Jahren wirksam werden. 
DemgegenOber erneuem die Bürgerinitiativen 
die Forderung, das Genehmigungsverfahren 
abzubrechen und das AKW MOlheim-KArlieh 
endgOitig stillzulegen. Derjuristische Weg kann 
dabei nur eine Form des Widerstandes sein. 
Die BOrgerinitiativen rufen deshalb die Einwen­
derinnen auf, Ihre Ablehnung der Atomkraft 
auch durch die Teilnahme an den regelmäßi­
gen "Sonntagsspaziergängen" und anderen 
Aktionen am AKW MOiheim-Kärlich öffentlich 
zu zeigen. 

Spendenkonto >Aus fOr MOiheim-Kärlich<, 
Joachim Scheer 
Volksbank Lahnr;tein, Konto-Nr. 2500. BLZ570 
92800 

Am 16. 12. 89 fand das zweite Treffen des 
europäischen Komitees gegen den Superphe­
nix statt. Neben Vertretem aus der Schweiz, 
Frankreich, Italien und den Niederlanden waren 
diesmal auchVertreteraus Spanien dabei. Dort 
hat die anti-Atom Bewegung nach dem Unfall 
von Vandellos starken Auftrieb erhalten. Aus 
der Bundesrepublik war Ich leider der einzige 
Vertreter. 
Der Aufruf des Komitees wurde bisher von 46 
Gruppen unterschrieben, darunternurzwei aus 
der BAD. Die bundesdeutschen Atomgegne­
rinnen sind hier also eindeutig unterrepräsen­
tiert, während die Atomwirtschaft (wie so oft) in 
der europäischen Zusam manarbeitweit voraus 
ist: Das RWE hält Ober seine 68, 85% Beteili­
gunganderSBK 11%am schnellen BrOterven 
Malville. Der von den Gruppen getragene Auf­
ruf soll nun zur Unterschriftensammlung einge­
setzt werden. Parallel dazu wOnscht man sich 
Informations-Aktionen in ganz Europa. 
Um den Bezug von Schnellen BrOtern und 
Wiederaufarbeitung deutlich zu machen und 
um das Komitee nicht nur auf Malvilla festzule­
gen, hat sich das Komitee einen neuen Namen 
gegeben: "Leseuropeenscontre Superphenixl 
Comite europeen contre Ia surg~neration et le 
retraitemenr (Europäer gegen Superphenix/ 
Europäisches Komitee gegen Schnelle BrOter 
und Wiederaufarbeitung). 
Bisher sind folgende Termine festgesetzt 
bzw. folgende Aktionen Ins Auge gefaßt: 

Ab Mitte Januar wird wieder mit der Auslie 
ferung von TeilenfOr Malvilla bei der Rrma 
ANSALDO in Malland gerechnet: Die ltalie 
ner bereiten sich wieder auf eine Blockade 
vor (Im Mai 89 konnte dort die Au 
sines Wärmetauschers VArnint1At1 w ... rdAn \ 

Standorte 

.Ende Januar/ Anfang Februarwird in Mal 
land ein Treffen stattfinden, zu dem auch 
Gruppen ausdem Ausland eingeladen sind. 

13. 2. 90 in Strasburg: Übergabe der Unter 
schritten, die die Genfer Gruppe "L"avenir 
est notre affaire" gesammelt hat, an das Eu 
ropäische Parlament 

26. 4. 90: AmT schemobyi-Jahrestag Aktio 
nen Oberall in Europa. 

Samstag, 28. 4. 90 in Bern: Demo gegen 
das Uralt-AKW MOhleberg (bei Bem) und 
den Schnellen BrOter Malville. 

Daneben werden Im Grenzgebiet F/CH/1 wei· 
tere Aktionen vorbereitet. 

Nun noch einige Hinweise auf Infomaterial und 
Llteraturhinweise: 
ln der Dezemberausgabe derfranzösischspra· 
ehigen ·eontrAtom" finden sich mehrere Artikel 
zur aktuellen Lage und dem Widerstand gegen 
Malville. Eine auszugsweise Übersetzung aus 
dem Editorialliegt bei. Bezug:ContrAtom, Case 
postale 107, CH-1227 Carouge. 

ln der Nr. 4/89 der ebenfalls französischspra­

chigen ·Gazette de I'APAG" ist ein Artikel von 
Klaus-Gerd Giesen zur Weiterverbreitung der 
Schnellen BrOter in die Dritte Welt am Beispiel 
Indien abgedruckt: Gazette de r APAG, Case 
postale 506, CH-1212 Grand-Lancy 1. 
Und ein neu es Buch: Klaus-Gerd Giesen: L'Eu­
rope desSur~n(jrateurs, Paris, Nov. 89. Adres­
se des Verlages: Presses Universitaires de 
France, 108, boulevard Saint-Germain. F • 75006 
Paris. 

Peter Dlehl 
Schulstr. 13 
D-7881 Herrischried 
Tel. u. Fax: 07764-1034 
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Lingen: 
Wegen zahlreicher Nachfragen wollen 

wir an dieser Stelle noch einmal ausfOhrllcher 
Ober die Erörterung zur geplanten Erweiterung 
der Lingener Brennelementefabrik berichten. 
Die Advanced Nuclear Fuels GmbH (ANF), 
eine 100%ige Siemens-Tochter, plant neben 
dem Bau einer sogenannten Trockenkonver­
sionsanlage (zur Herstellung von Urandioxid­
pulver UO 2 aus Uranhexafluorid UF 6) eine 
Verdoppelung der derzeitigen Lager- und Um­
gangsmenge (von 300 auf 600 t Uran). Dabei 
soll u.a. auch die "Gesamtabgabeaktivität mit 
der Fortluft von derzeit 5,55 x 10 5 Becquerelim 
Jahr auf maximal1 ,2 x 10 6 Becquerel" verdop-

pelt werden. 
Ca. 6.000 Bürgerinnen hatten dagegen Ein­
wendungen erhoben. Vom 18. bis 20. Oktober 
fand hierzu in Lingen ein Erörterungstermin 
statt. ln der BI Emsland gegen Atomanlagen 
(BEgA) bestand Konsens darüber, daß diese 
Veranstaltung eher den Charakter einer Farce 
habenwOrde. Das Genehmigungsverfahren soll 
vorangetrieben werden. Die Genehmigungs­
behörde ( nieders. Umweltministerium) bekun­
det, daß sie die ausgelegten Planungen fOr 
genehmigungsfähig hält. Oie Einwendungen 
werden bloß noch erörtert. FOr die Ansetzung 
des TerminsdOrfte nachEinschätzungder BEgA 
auch der fOr November erwartete Richterspruch 
in Sachen Alkemgenehmigung ausschlagge­
bend gewesen sein. Das nieders. Umweltmin­
sterium unterstreicht damit, daß es solche An­
lagen genehmigen will. 
Es bestand auch Konsens, den Erörterungster­
min zu nutzen. Uns war klar, daß der Erörte­
rungstermin stattfinden wOrde. Oie Oberver­
harmloser sollten nicht die Gelegenheit haben, 
eigenmächtig die Schwerpunkte zu bestimmen 
und die Aussagen allein zu werten. Es sollte 
verhindert werden, daß der Eindruck entsteht, 
alles Ist nur halb so schlimm. Das machte unse­
re Anwesenheit erforderlich. Es haben sich 
zwar auch Einzelpersonen und a.ndere Grup­
pen an dem Erörterungstermin beteiligt, doch 
sind wir überzeugt, daß diese das allein nicht 
leisten wOrden. 
Die Themen, die an diesen drei Tagen auf dem 
Erörterungstermin zur Sprache kamen sind 
sehr vielfältig und umfangreich. Wer es genau 
wissen will, sollte sich ein Wortprotokoll besor· 
gen. Für Einwenderlnnen: 
Umweltministerium - Herr lorenz- Archivsir. 2, 
3000 Hannover 1. (Das Ministerium will Unko­
sten geltend machen). Hier sollen nur einige 
Themen angerissen werden, um einen Ein­
druck vom Erörterungstermin zu vermitteln. 

Der 1. Tag 

Am ersten Tag ging es fast ausschließlich um 
Verfahrensfragen. Zu Beginn stand natilrllch 
die Frage, ob der Termin Oberhaupt stattfinden 
dürfte. Alle Einwenderinnen waren sich einig: 
Nein 111 
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Erweiterung der 
Oie Genehmigungsbehörde sah das offensicht­
lich anders. Obwohl die Vollständigkeit der 
Antragsunterlagen gerügt wurde ! Und obwohl 
die Niederländer als betroffene Dritte nicht 
korrekt über die Vorhaben informiert wurden. 
Die BEgA hatte das schon im Vorfeld gerügt. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat im De7.em­
ber 1986 entschieden, daß der Niederländer 
Coen Hamers im Genehmigungsverfahren als 
betroffener Dritter zu betrachten ist. Demnach 
hätte die Bekanntmachung aufniederländischer 
Seite in gleicher Weise erfolgen müssen wie auf 
deutscher. Das ist nicht geschehen! Für die 
BEgA ist es ein Skandal, daß eine weitere 
Atomanlage genehmigt werden soll, noch be­
vor die Folgen der Altlasten geklärt sind. Gera­
de die Auswirkungen (Kindersterblichkeit?) des 
schon seit Jahren stillgelegten Atomkraftwer­
kes Ungen I sind völlig ungeklärt. Diese Klärung 
müßte in jedem Fall Vorrang haben. 
Außerdem wurde bemä.ngelt, daß es lediglich 
um einen "einfachen" ÄndEirungsbescheid geht. 
Die neuartige Technik und der Umgang mit 
anderen (neuen) Stoffen mache aber eine 
Neubewertung der gesamten Anlage erforder­
lich. 

• 
Der2. Tag 

Am zweiten Tag standen vor allem die Auswir­
kungen von Niedrigstrahlung, die Freisetzung 
von Auor I Fluorverbindungen und Ihre Folgen, 
sowie Transportrisiken und die Gefahren bei 
FlugzeugabstOrzen im Vordergrund. An allen 
vier Punkten wurde deutlich wie absurd diese 
Art von Genehmigungsverfahren ist. 
Zunächst wurde festgestellt, daß es so etwas 
wie einen Grenzwert als Schwellenwert nicht 
gibt. Trotzdem werden nicht die tatsächlichen 
Belastungswerte zugrunde gelegt. ln der BRO 
sei höchstrichterlich festgelegt, daß z.B. die 
Vorbelastung durch Tschemobyl u.a. Unfälle 
nicht zu berücksichtigen ist. Vondem Gutachter 
für die Auswirkungen von Auortverbindungen 
erfuhr mansch, daß Fluor z. B. gut für die Zähne 
sei. Für die Bewertung der Auswirkungen auf 
Dritte wird ein •ungünstiger Autpunkt" ange­
nommen. Der •ungünstige Aufpunkrist immer 
die GrundstOcksgrenze. Nur dort könnten Dritte 
beeinträchtigt werden. Im konkreten Fall ANF 
ist es höchst unwahrscheinlich, daß Neugierige 
an der Eigentumsgrenze stehen bleiben. Die 
Absprerrungen liegen weit zurOck. Die Gutach­
ter betrachten die toxischen Auswirkungen 
immer bei einem dynamischen und gesunden 
25jährigen. Unabhängig wie schief die Alters­
struktur und wie vorbelastet die Leute in der 
Umgebung konkret sind. Fürdie Auswirkungen 
der Fluor/verbindu~en mO ßte 9erade der hohe 

Anteil von Allergikern für eine Beurteilung her­
angezogen werden. Dies unterbleibt aber eben­
so wie die BerOcksichtigung der Folgen durch 
Transporte und etwaige FlugzeugabstOrze. 
Die Risiken durch die Transporte wurden zwar 
angesprochen, aber das Umweltministerium 
wies gleich zu Beginn darauf hin, daß es die 
Transporte nicht mit in die Bewertung einflie Ben 
lassen dürfe, da fürdie Genehmigungder Trans­
porte eine andere Behörde zuständig sei. Das 
hat verquere Konsequenzen. Selbst die ANF 
bemüht sich in letzter Zeit um einen Bahnan· 
schiu ß, weil sie die gefahr-trächtige Situation im 
Straßenverkehr im Ungener Raum kennt: 
Gekennzeichnet mitgroßer Unfallhäufigkeit und 



Brennelementefabrik 
einem weit Oberdurchschnittlich hohen Anteil 
an Gefahrguttransporten. Die ANF will vor al­
lem die Rußsäure Oberdie Schiene transportie­
ren. Das Uranhexafluorid UF sei auch auf der 
Straße sicher aufgehoben. D~ Genehmigungs­
behörde nimmt diese Haltung nur zur Kenntnis. 
Für die Einwenderinnen ist das blanker Hohn. 
Da soll eine Anlage genehmigt werden, die zu 
ganz bestimmten Transporten fOhrt. Die Trans­
porte sind die logische Konsequenz dieser 
Anlage. Nun dOrfen diese Folgen im konkreten 
Fall nicht bewertet werden, so daß es zu Aufla­
~nim G~hmigungsfall fOhrtz.B.die Auflage 
etnen Gleisanschluß fOr die Inbetriebnahme 
der Anlage. Die Genetvnigungsbehörde für 
Atomtransporte (die Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt (PTB) in Braunschweig ) prOft 
nicht das jeweilige Umfeld, sondern beruft sich 
auf Standards, die jahrzehntealt sind, und erteUt 
danach die Genetvnigung. Ähnlich verfährt man 
auch bei der Beurteilung des Flugzeugabsturz­
risikos. Die akute Bedrohung durch den massi­
ven Tieflug, bedingt durch den nahegelegenen 
~ TO-Bombenabwurfplatz Nordhorn-Range 
Wird zum vertretbaren Restrisiko erklärt. Es 
bestehtkein Überflugverbot Ober Brennelemen­
tefabriken. Und angesichts der Zahl allein der 
militärischen Augübungen mutetdiese Einschät­
zung geradezu abenteuerlich an. Die Erklärun­

durch Gutachter ist dann noch haarsträu­
um die Wahrscheinlichkeit 

Augzeugabsturz auf eine Anlage zu errechnen, 
legt man die Zahl der AbstUrze von einem Jahr 
in der BAD zugrunde. Diese Zahl verteilt man 
gleichmäßig auf die Grundfläche def BAD. ~ 
erhält man die Wahrscheinlichkeit pro m 2

• Die­
se Wahrscheinlichkeit multipli~rt man mit der 
zu bebauenden Grundfläche, dann erhält der 
Gutachter die Wahrscheinlichkeit fQr einen 
Absturz aufdie Anlage! (Bel Gutachtern kommt 
eben auch das hinten raus, was man vorr~e 
reinsteckt.) 

Der3. Tag 

Die Schwerpunkte des dritten Tages waren: 
menschliches Fehlverhalten, Sabotage und 
"Reststoffe." 
Zum Thema •menschliches Fehlverhalten· 
wurde von unserer Seite auf die mögliche 
Suchtgefährdung der Mitarbeiter bei ANF hin­
gewiesen und entsprechende Vorsorgemaß­
nahmen eingefordert. Die anschließende Di~­
kussion machte deutlich, daß die Geschäftslel· 
tung von ANF keinerlei Problembewußtsein hat 
Es fielen ihr nur solche hemdsärmeligen Argu­
mente ein wie Herm Hawickhorst (Siemens) 
zum Thema Sabotage: Er sei empört, "mit wel­
cher Selbstverständlichkeit die Herren Einwen· 
der unseren Mitarbeitern kriminelle Handlun­
gen unterstellen.· 
Das Thema "Aeststoffe" ist IOr die Lingener 
besonders heikel. ·Aeststoffe", woanders auch 
Abfall oder Müll genannt, werden gern als 
"Wirtschaftsgut" deklariert und nur zu gern in 
der sog. 3. Welt entsorgt. ln Ungen will man 
z.Zt. das "Wirtschaftsgut" Strahlenmolke de­
kontaminieren. Die Strahlenmolke - ein Gruß 
aus Tschernobyl -sollte ursprunglieh auch als 
Wirtschaftsgut ganz normal exportiert werden. 
Die ·Reststoffe" der ANF (Flußsäure, Außspat) 
sind nur ·geringfOgig" conteminiert und landen 
entweder als MOll auf eine HausmOlldeponie 
oder können auf dem Markt als "Wirtschaftsgut" 
entsorgt werden. Die Genehmigungsbehörde 
hat keinerlei Möglichkeit, den Export von "Wirt­

..schaftsgut" in die sog. 3. Welt zu verhindern. 

Standorte 
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Fazit 

1. Die BEgA sieht sich in allen Bedenken 
gegendas ANF-Projektbestätigt, teilweise sogar 
bestärkt. Im Zusammenhang mit der Gefahr 
von Flugzeugabstilrzen auf die Anlage und die 
notwendigwerdenden T. ansportebleibt festzu­
halten, daß das nds. Umweltministerium auf 
Kosten der Bevölkerung Russisches Roulett 
spielt Der Erörterungstermin hat noch.einmal 
nachdrilcklich deutlich gemacht, daß die Pla­
nungen von ANF/Siemens in vielen_ Punkten 
verbesserungswürdig sind. Es istgelungen auf 
eine ganze Reihe von Gefahren hinzuweisen, 
die mit der Inbetriebnahme einer Trockenkon­
versionsanlage unweigerlich verbunden sind. 
Selbstwenn es der Atommafia gelingen sollte, 
die eine oder anderen Aufbesserung der Anla­
gen vorzunehmen, bleibt die BEgA bei ihrer 
grundsätzlichen Ablehnung. 
2. DasGenehmigungsverfahrenbefindetsich 
in einem Stadium, in dem es sich bei normalen 
Vorraussatzungen nicht befunden hätte. Ein 
Erörterungstermin hat bereits stattgefunden, 
obwohl noch kein Erfahrungsbericht Ober die 
Pilotanlage in Richland (USA) vorlag. Die Not­
wendigkeit eines solchen Berichts wird sogar 
vom nds. Umweltministerium eingeräumt. Von 
dort heißt es, eine Genehmigung wird nicht 
eneilt, solange kein Erlahrungsbericht vorliegt! 
Dieser soll von amerikanischen Behörden er­
stellt werden. Wir verlügen nicht Ober so gute 
Kontakte in die USA, daßwir in der Lage wären, 
die Zusammenarbeit zwischen Siemens und 
den dortigen Behörden zu beurteilen. Wir be­
fürchten allerdings ein Gefälligkeitsgutachten. 
Das Genehmigungsverfahren ist in jedem Fall 
wieder soweit aufzurollen, daß den Einwende­
rinnen wenigstens eine ·Erörterung· auf der 
Basis eines Erlahrungsberichtes möglich ist. 
3. Es hat bis jetzt schon eine solche Anzahl 
von Ungereimtheiten im Zusammenhang mit 
dem Genehmigungsverlahren gegeben, daß 
eine rechtliche Prilfung ratsam erscheint. Wir 
werden die Wortprotokollevom Erörterungster­
min schon vorweg sehr genau lesen und im 
Genehmigungsfall umgehend reagieren. 
Wir unterstützen im Augenblick auch Klagen 
gegen die 2. Teilerrichtungsgenehmigung und 
die Betriebsgenehmigung des AKW Lingen II. 
Damit sind unsere finanziellen Miltel eigenUich 
erschöpft. 

Fürdle ArbeltgegenANFsindwlr auch Eure 
Unterstützung angewiesen. 

Kontakt: BEgA, c/o. Funke, LegericherStr. 47, 
4450 Ungen (Ems}, Rechtshilfekonto der BEgA, 
Kto.-Nr.: 333 549 00 Volksbank Bawinke e.G .• 
BLZ: 280 699 95 Stichwort ANF. 
(Wir können uns mittlerweile gut vorstellen. daß 
die Genehmigungsbehörde es einer ;wkünfti­
gen Landesregierung (evt SPDgeführt?} über­
läßt, die Genehmigung zu erteilen. Man hat sich 
bislang nicht mit Ruhm bekleckert und eine 
Genehmigung vor der Landtagswahl wäre 
äußerst unpopulär!} 
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Euregio 
Protokoll der deutsch - nie­
derländischen " Konferenz 
gegen Atomanlagen in der Eu­
regio und im Münsterland" 
vom 18.11.89 in Rheine 

( ... ) 
AKW lingen II: 
Die Setreiber des AKW haben eine 
der Betriebsgenehmigung beantragt. die ther­
mische Leistung soll um 2,3% erhöht werden. 
Eine Öffentlichkeitsbeteiligung am Genehmi­
gungsverfahren gibt es nicht, diese wilrde er 
erst ab einer Erhöhung von 10 % geben. 
Am 13. Dez. 89 findet beim Verwaltungsgericht 
Osnabrilck die mündliche Verhandlung der 
atomrechtlichen Verlahrenssache (Kläger Coen 
Hamers) statt. nach der Inbetriebnahme 

Nachdem das 
Klage gegen die BEZ - Baugenehm fürdie 
Lagerung von Leichtwasserbrennelementen 
endgültig abgewiesen hatte, hat der Kläger 
Lenting beim Oberverwaltungsgericht Münster 
seine Klage gegen die Baugenehmigung be­
züglich der Einlagerung von THTR-Brennele­
menten zurückgenommen, um weitere Kosten 
zu sparen. Somit sind alle Baugenehmigungen 
rechtskrähig. Jetzt gibt es beim OVG MOnster 
noch Klagengegen die atomrechtliche Einlage­
rungsgenehmigigung. Leider war die BI Ahaus 
bei der Konferenz nicht anwesend. Die Ein­
schätzung bei den Anwesenden Ober die BEl­
Perspektive gingen z.T. in eine andere Rich­
tung. als die (leider nicht vollständig bekannte) 
Einschätzung der BI Ahaus. Stark vereinfacht 
lassen sich alle Meinungen vi~lleichtauffolgen­
den Nenner bringen: 
1. es gibt keinen konkreten Bedarf für das 
BEZ, folglich wird es erstmal keine Einlagerun­
gen geben; 
2. es gibteinen erheblichen Bedarlfürdas 
BEZ, es darf praktisch jede Art Atommüll einge­
lagert w erden, und die ersten Transporte wer­
den bald zu erw arten sein. 
Leider war nicht konkret bekannt, für welche 
Anlagen das BEZ z. Zt. konkreter Entsorgungs­
nachweis ist. Auch die Änderungen des § 6 
Atomgesetz, bzw. die Konseyuenzen daraus 
fürdas BEZsind unklar. Klarist jedoch, daßder 
BEZ - Betrieb, bzw. die Transporte nicht alleine 
Ober den juristischen Weg auf Dauer zu verhin-. 
dem sein werden. 

( ... ) 
UAA Gronau: 
Ende Oktober hatte es in der UAA den ersten 
meldepflichtigen Störfall (Kategorie N) gege­
ben. Ein Faß mit angereichertem Uranhexa­
ft uorid ist innerhalb der Anlage aus 60 cm Höhen 
von einem Transportfahrzeug gefallen. Angeb­
lich ist ·nur'" eine ·schutzschürze· verbogen 
worden. Der AKW Gronau nahm den Vorfall 
zum Anlaß, um wieder breiter fürden Sonntags­
sparziergang zu mobilisieren, es kamen am 
5 .1 1. dann auch ca. 40 Leute. Radio Münster­
land machte sogar 50 daraus. 
Die Klage der NRW Grilnen gegen die UAA· 
Ausbaugenehmigungwurdezurilckgenommen. 
sie war völlig aussichtslos. Bemerkenswerter­
weise war die Klage eingereicht worden, ohne 
mit dem AKU Gronau Rücksprache zu halten. 
Erst als die Klage lief, gab es ein halbwegs 
klärendes Gespräch zwischen Grilnen und AKU, 
dabei blieben jedoch einige Fragen offen, bzw. 
es wurd:ln einige •Denkwürdigkeiten" klar. So 
hatten die NRW-Grilnen der Klägerin, Marita 
von den Gronauer Grilnen. den Eindruck ver­
mittelt, alsobder AKU mitderKlage einverstan· 
den wäre. 
Nach wie vor ist unklar, ob Uranit in Gronau 
bisher für die UAA nichtgenutzte Flächen wie­
der verkauh. 

Atomtransporte: 
DieserPunkt ergabsichu.a. ausder Diskussion 
Ober das BEZ. Dabei ging es zunächst um die 
Zusammenarbeitvon Greenpeace MOnsterund 
der Euregiokonferenz. Grundsätzlich ist die 
Euregiokonferenz zur Zusammenarbeit mit 
anderen Gruppen/Organisationen bereit. 
Prinzipiell wurde auch einer Zusammenarbeit 
mit Greenpeace zugestimmt. Dabei gibt es 
jedoch zwei wesentliche Aspekte. die beachtet 
werden müssen: 
1. die Autonomie der Gruppen muß ge­
wahrt bleiben, d.h .. daß alle an einem Bündnis 
beteiligten Gruppen gleichberichtigte Partne­
rinnen sind, und daß sich d ie Gruppen gegen­
seitig keine Vorschritten machen dürfen. Das 
schließt natürlich nicht aus. daß Vorschläge 
gemacht w erden dürfen (sollen) und z.B. bei 
Strategietreffen kontroverse Vorgehansweisen 
diskutiert w erden. 
2. der lnformatoionsffuß muß in beide 
Richtungen ßießen (Euregiokonferenz- Green­
peace und umgekehrt). Es geht nicht an, daß 
eine Gruppe von den Informationen der ande· 
ren prqfitien. 
Unter diesen Voraussetzungen scheint eine 
sinnvolle Zusammenarbeit machbar zu sein. 
Der Vorschlag eines Gronauers bezOglieh der 
Gastor-Transporte nach Ahaus, bzw. der Uran­
transporte von und nach Gronau blieb zunächst 
im Raum stehen. ln dem Vorschlag wurde 
angeregt, eine Transportkoordination interes­
sierter Bl"s, Umweltgruppen, Grilner Ortsver­
bände etc. entlang der Bundesbahnlinie Gro­
nau - Münster, bzw. der parallelen B 54/54n zu 
organisieren. ln dem Zusammenhang könnten 
auch in den Anliegerorten Veranstaltungen 
durchgeführt werden, um neue BJ"s zu grün­
den. 
( ... ) 
Eu regioko nferenz 
Infos auch bei BI Rheine: 05971/7686 



Kann denn Schrauben 
Sünde sein? 

Kann denn SChrauben Sünde sein ••• ? 
Ist die Oberschrift eines Schreibens, in dem 
sich die Gruppe "Zarah leanderunddie Weser­
frösche" zu Folgendem bekennt: 
"WirhabeninderNach vom 9.1.zt.im 10.1.90im 
Siemens-Hochhaus in Bremen eine Scheibe 
eingeschlagen, um dort einige Kilogramm 
Schrauben drekt endzu/agem. Diese Schrau­
benhabenwir vonHochspanoongsmastenaus 
dem atomar verseuchten Stromverbundnetz 
abgeschraubt (notwendiges Handwerkszeug: 
zwei Ringseh/Ossei Gr6Be 30132). Wir finden 
schon lange, daß Siemens wie damals nach 
Tschernobyl den radioaktiven MOll, den sie 
produzieren, zurOckbekommen soll. • 
Weiter unten heißt es:•um es gleich ganz klar 
und deutflieh zu sagen: wir halten nichts vom 
Mythos der Konspirativit§t, wie er in manchen 
linken Kreisen zu finden ist. Erst da, MO sich 
Menschen massenhaft, 6ffentlichundentschlos­
senf0rihr Selbstbestimmungsrecht zusammen­
schließen, kann der Staat entmachtet werden, 
ist die Polizei nur noch ein llicherlicher Haufen 
uniformierter Zwerge. Alleine die (scheinbare) 
Radikalitlit der Aktionsformen macht noch kei­
ne Militanz aus. Außerdem paßt es uns nicht, 

Hrsg.: Tübinger Aktionsinitiative gegen Atcn"­
anlagen !TAIGA> - "Aktion Strom ohne Atom· 

Aus dem Inhalt: 

Alle Transporte mit abgebrannten Brennele­
menten aus Neckarwestheim 86-89 I Wider­
stand ist immer gut: Die Aktionen 1 Der 
Brücke,.,skandal: Warum selbst die Buraerme:­
ster dagegen sind I Atommülldrehscheibe 
Rangierbahnhof Mannheim I Transporte fri­
scher Brennelemente zum GKN I Quer durch 
die Republik: schwachaktiver AtommUll 1 VVie 
gefahrlicr sinc die Transporte? 1 Europäisie­
rung: Wie geht es weiter? I Archiv: Presse­
dokumentation - Landtagsanfragen 

92 Seiten, Preis: 6 DM, ab 10 Stück: 5 DM 
Bestelladresse: Andreas linder, Melanch­
thonstr. 23, 7400 Tübingen, 070711 26908 

daß durchdieZwlingederKonspirativitlitunse­
re Offenheit in Beziehungen zu anderen Men­
schen und Gruppen singesehrlinkt wird. Daß 
wir nicht wlihrend der Offnungszeiten bei Sie­
mens vorbeigehen, um die Geschlifte einfach 
zu beenden, die jederzeit tausende tote und 
kranke Menschen einkalkulieren, ist auch ein 
Zeichen unserer Schwliche. Daß wir es gerade 
nach Tschernobyl nichtgeschafft haben, ein fOr 
allemalder Atommafia das Handwerk zu legen, 
hat viele Atomkraftgegnerinnen entmutigt, so 

Atomtransporte 

daß sie heute nicht mehrmit uns auf die Straße 
gehen.· 
Am Ende des Textes stehen die Forderungen: 
•Keine PKA im Wendand und auch nicht an­
dersMOI 
Stillegung aller Atomanlagen jetzt sofort/ 
Kommt zur Bauplatzbesetzung bei Rodungs­
beginn/ 
Keine Ruhe mehr fDr Siemens, KWU, GNS & 
eo.r 

Anti-AKW-Konferenz in 
Saarbrücken 3.-5.11.89 

Wegen der aktuellen Themenbearbeitung 
(Berichterstattung zur DDR), war es uns nicht 
möglich die Protokolle und Ergebnisse der 
Konferenz darzustellen. 
Aus Platzgründen können wir leider keine Pro­
tokolle und Ergebnisse der Konferenz darstel­
len. 

Wir empfehlen daher das lesen der anti-atom­
aktuell. ln der Ausgabe Nov. 89 sind das Ab­
schluß- sowie die Protokolle der Arbeitsgrup­
pen dokumentiert. 
anti-atom-aktuell, c/o. Umweltzentrum, 
Schamhorststr. 57, 4400 MOnster, Tel.: 0251/ 
521112. 

Demos gegen Transport von 
US·Aiommüll zur Asse 

Es ist ein Transport von US-Atommüll von 
einem Nordseehafen nach Karlsruhe und 
dann zur Asse geplant. Die Anti-AKW-Be­
wegung will diesen Transport nicht zulas­
sen. 
Dieser Atommüll besteht aus hochradio­
aktiven Abfällen aus der Atomwaffen-Pro­
duktion der USA, der in 32 Glaskokillen 
eingeschmolzen ist. Diese sollen im Kern­
forschungszentrum Karlsruhe für die Ein­
lagerung im Salzstock Asse (bei Helm­
stadt) vorbereitet werden. Es soll getestet 
werden, ob sich Salzbergwerk für die End­
lagerung von hochradioaktivem wär­
meentwickelndem Atommüll eignen. 
Der Versuch ist völlig unsinnig, denn die 
Behälter enthalten ausschließlich die rei­
nen Gamma-Strahler Cäsium 137 und 
Strontium 90, wohingegen später Abfälle 
ganz anderer Zusammensetzung eingela­
gert werden sollen - insbesondere Rest­
stoffe aus der Wiederaufarbeitung, die zu­
sätzlich Neutronenstrahlung abgeben. 
Außerdem ist er auch noch gefährlich, 
denn einerseits greift das Salz die Stahl­
ummantelung an, andererseits sind die 
Auswirkungen der Radiolyse (Zerfall von 
Salz in Natrium und Chlor) völlig ungeklärt. 
Falls der Versuch wie geplant stattfindet, 
bedeutet dies, daß die strahlende Fracht 
fast zweimal durch die ganze BAD gefah­
ren wird. Dabei besteht die Gefahr, daß 
durch einen Unfall ein Transportbehälter 
undicht wird und viele Menschen eine töd­
liche oer krebserregende Strahlendosis 
erhalten. Auch bei unfallfreiem Transport 
werden alle Personen, die sich in unmittel­
barer Nähe des Behälters aufhalten, radio­
aktiv bestrahlt. 
Vor diesem Hintergrund fordern wir, daß 
dieses Projekt sofort aufgegeben wird 
und der 40 Millionen DM teure Müll-An­
kauf aufgegeben wird. 

Auf der süddeutschen Atomtransporte­
Konferenz am 20./21. Januar 1990 in 
Mannheim wurde vereinbart: 
1. Es werden für Informationen, die diesen 
Transport betreffen, zwei Büros eingerich­
tet. Für den norddeutschen Raum ist dies 
die BBU Hamburg, für Süddeutschland die 
BI gegen Atomanlagen Karlsruhe 
(Kriegstr. 244, 7500 Karlsruhe 1 ). Schickt 
bitte relevante Informationen an diese bei­
den Büros, sobald sie euch erreichen und/ 
oder teilt mit, ob ihr noch Infos braucht. 
2. Aufgrund des besonderen Charakters 
dieses Tram~portes hoffen wir, eine mög­
lichst breite Offentlichkeit zu erreichen. Es 
ist geplant, bundesweit zwei Großdemon­
strationen zu organisieren, die am zwei­
ten Wochenende nach Ablegen des Schif­
fes vom amerikanischen Festland stattfin­
den sollen -eine in Norddeutschland (evtl. 
Hamburg), die andere in Karlsruhe. (Orga­
nisation über die zwei Info-Büros). Parallel 
dazu wären weitere Widerstandsformen 
zu entwickeln. 
Wir rufen alle Anti-AKW-Gruppen auf, sich 
an den Demos zu beteiligen (Persönlich/ 
ideell/finanziell) und darauf zu mobilisie­
ren. 
Da die Zeit drängt, müßte bereits in der 
nächsten Zeit mit verstärkter Öffentlich­
keitsarbeit aller Gruppen und Übertlegun­
gen in Richtung Widerstandskonzept be­
gonnen werden. 
Zum Termin für den Transport: Aufgrund 
verschiedener US-Quellen erwarten wir 
diesen ab Anfang April! Wir sind zuver­
sichtlich, bald genaueres zu erfahren. 

Es erstes Demo-Vorbereitungstraffan fin­
det Ende Februar in Karlsruhe statt. Ort 
und Datum werden noch abgeklärt, bitte 
nachfragen bei: BI gegen Atomanlagen, 
Kriegstr. 244, 7500 Karlsruhe. 
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"RADI-AKTIV" hört ·auf 
Mit dem Ende der WAA in Wackersdorf 
und der damit verbundenen Aufgabe der 
nationalen zugunsten einer europäischen 
Wiederaufbereitung hat das bayerische 
Anti-Atom-Magazin RADI-AKTIV sein 
Erscheinen eingestellt. Mit dieser Ent­
scheidung trägt die Redaktion der verän­
derten politischen Situation seit der Be>­
kanntgabe des Baustopps im Thxöldener 
Forst Rechnung. 

Die Bewegung, die im Zusammenhang 
mit der Standortentscheidung .. Wackers­
dorf'" insbesondere in Bayern entstanden 
war, ist in den letzten Monaten praktisch 
in sich zusammengefallen. Kun nach Be­
kanntgabe des Baustopps waren es am 3. 
Juni dieses Jahres gerade noch 10.000, die 
in München gegen das Atomprogranun 
auf die Straßen gingen, obwohl das 
Anti-WAA-Bündnis fii.r diese - bereits 
ein halbes Jahr früher vereinbarte - [)e.. 
monstration mit über 200 Gruppen und 
Organisationen seine größte Breite er­
reicht hatte. Die aktuelle MobUisierungs­
möglichkeit etwa gegen AKWs ist dage­
gen verschwindend gering und über­
schreitet kaum den örtlichen Rahmen. Zu 
seinen Hochzeiten ~hte der Wider­
stand gegen die WAA 80.000 und mehr 
auf die Beine, noch 1988 wurden 850.000 
Einwendungen gegen die WAA unter­
schrieben. 

Das Ende 
der Anti-WAA-Bewegung 

Inzwisc.hen ist auch die Zahl der Anti­
WAA-Bis und der Kern der Aktiven zu­
sammengeschmolzen. AUenthaiben wird 
die Frage aufgeworfen, wie mensch einer­
seits den für notwendig erachteten Kampf 
gegen das Atomprogranun (Buropäisie­
rung, En~rgung, militärische Nutzung) 
fortsetzen kann, werui gleichzeitig das 
Interesse darao nachläßt und die Leute 
einfach ~bleiben. ,;n·otz dieser Er­
unntnis lilßt sich das lnu~sse am The­
ma nicht leimstlieh aufrechurlr.alten. & ­
W>r wir uns vorr Monat zu Monat mit im­
mer weniger Leuten trrffen, wollen wir 
grundsilJt.Jich IJber die weite~ Arbeit dis­
lcutieren. • (1. Rundbrief des Anti-Atom­
Büro München Olct. 89) 

Überall wird über neue 'lbemen disku­
tiert. Kommunale Fragen wie Wobnungs-
00( , fehlende Kultur- und Kommunikati­
onszentren rücken in den ~rdergrund, 
Hausbesetzungen werden geplant und 
probiert. Viele, die jahrelang in den Bis 
arbeiteten, haben sich zurüclcge:z.ogen, in 
Nümberg haben einige einen Arbeits­
kreis für verschiedene basisdemokrati­
sche Räte-Modelle eingerichtet. In der 
Oberpfalz haben sich viele Ortsgruppen 
der ehemals großen Schwandoder BI auf­
gel~. ein Kern von 30-50 Leuten sind üb­
rig geblieben, die weiterhin gegen das 
Atomprogranun kämpfen wollen. Einige 
haben Kontakt mit Widerstandsgruppen 

in La Hague und Sellafield aufgenom­
men, sind' dorthin gefahren, um sieb zu in­
formieren . Ansonsten wird das Aufteilen 
des nicht unerheblichen. fmanziellen Er­
bes sicherlich vor Ort noch einiges Kopf­
zerbrechen bereiten: vor einigen Mona­
ten geriet die BI in die Schlagzeilen, weil 
sie bereits jahrelang im Besitz von Daim­
ler-Benz-Aictien war und diese - entge­
gen klaren Beschlüssen - immer noch 
nicht verkauft hatte. 

Das bayei'JJWeite Anti-Atom-Plenum 
als aberregionaler Zusammenschluß exi­
stiert noch, doch hat sich das Teilnehmer­
Innen-spelctrwn deutlich reduziert. Vor 
allem Organisationen wie DKP, Bund Na­
turschutz und die Vertreter der Friedens­
bewegung haben sich zurüclcgezogen. 

Ohne Bewegung 
keine RADI-AKTIV 

In dieser Situation hat die RADI-AKTIV 
ihr Erscheinen bis auf weiteres einge­
stellt. Seit Februar l98S sind 19 Ausgaben 
erschienen. Angefangen mit einer Aufla­
ge von 1000 Exemplaren stieg die Nach­
fraJte parallel zum Widerstand schnell an, 

4 .500 wurden Anfang 86 gedruclct, 8.000 
zur Zeit des Höhepunktes der militanten 
Auseinandersetzungen im Sommer 86. 
Ab Herbst 86 ging die verkaufte Auflage 
langsam aber kontinuierlich zurück. 

Ursprünglich als Organ der Landeskon­
ferenz der bayerischenBis ~nzipiert, bil· 
dete sich bald ein fester Kern von Redak­
teurinnen, die ein halbwegs regelmäßiges 
Erscheinen sicherstellten und sich für das 
Zusammentragen des Materials, als An-

laufstelle für Zusendungen aus den Bis 
und den verschiedenen Striimungen des 
Widerstands und für die technische Rca­
Jisici:ung der Zeitung verantwortlich fühl­
ten. 

" In eigener Sache" hieß es im ersten 
Heft: . DochgerodenachderStandortent­
scheitbmg Jtfu:kersdorf haJJen wir ein 
Info mit Schwerpunier Bayern ftlr drin­
gend notwendig. Nachdem . . . durch die 
Statldnrtentscheitbmg voraussichtlich 
mehr lnte~sse aus dem Umfeld der Gra­
nen, SPD, Friedensg7UPpen und Bund Na­
turschutz an Informationen besteht, wol­
len wir . . . auch diese Leute ansp~chen. 
Wir sehen· darin einen Beitrag zur Mobi­
lisiefllllg gegen die WAA UIJd das Atom-



programm. 
Wir sind keine Alrernalive zur ,atom: 

ur äitschrift der Allli-AKW-Bewegung, 
die sich mit allen zentralen Fmgen der 
Alom.technologie, des Wulerstand.s .. . be­
jQßt." 

Bereits in ihrer ersten Ausgabe über­
schrieb die Redaktion den Leitartikel 
ftStandortentscheidung Wackersdorf -
erhält Strauß das "Bombenprojekt?", eine 
Orientierung auf die militärische Bedeu­
tung der geplanten Anlage, die sich ·erst 
sehr viel später in der Anti-WAA-Bewe­
gung durchsetzen sollte. 

Ein Erfolgsrezept der RADI-AKTIV 
war sicherlich, daß sie zwar einerseits nie 
ein Hehl daraus machte, daß sie sich als 
Sprachrohr und Diskussionsorgan der lin­
ken und radikalen Teile des Widerstands 
verstand, andererseits aber ihre Seiten im-

mer auch den anderen Strömungen ge­
zielt zur Verfügung stellte. Interviews mit 
Sozialdemokraten und Pfiurem, Schwer­
pUnkthefte zu Themen wie .,juristischer 
Widerstand" oder .,Arbeitsplätze und 
WAA" bildeten nicht nur die Grundlage 
für eine Verbreitung der Zeitung in die 
sehr unterschiedlichen Verästelungen des 
Widerstands, sondern ermöglichten es 
der Redaktion inuner wieder, eine Art 
Schnit\Stelle und Vermittlungsfunktion 
zwischen den unterschiedlichen Strömun­
gen zu bilden. 

Oberstes Prinzip blieb dabei immer: 
keine Ausgrenzung radikaler und militan­
ter Teile des Widerstands, keine Unterord-

nung unter die Logik sozialdemokrati­
scher Ordnungs- und Spaltungsversuche. 
.,Das vergessen wir Euch nie" war ein 
Spruch, den RADI-AKTIV-Leute noch 
jahrelang von gestandenen SPD-MitgJie­
dem hören konnten: Nicht vergessen 
konnten sie die Rede tier RADI-AK­
TIV-Redakteurin Anita Aschenbrenner 
auf der ersten großen Kundgebung in 
München im Herbst 85, in der sie in aller 
Deutlichkeit auf die Verantwortung der 
SPD für WAA und Atomprogramm hin­
gewiesen hatte. Nach ihr Vt'Ollte der baye­
rische SPD-Vorsitzende Hiersemann re­
den - unter einem Pfeifkonzert und Eier­
würfen mußte er diesen Versuch schnell 
abbrechen. Von diesem mißglückten Ein­
stieg in die Bewegung hat sich die SPD 
nie richtig erholt, bis zum Schluß spielte 
sietrotzpermanenter Anläufe nur die Rot­
te eines mehr oder weniger geduldeten 
Bündnispartners unter vielen. Dazu hatte 
die RADI-AKTIV sicherlich nur einen 
kleinen Beitrag leisten können - aber 
dennoch, für viele Sozialdemokraten war 
sie ein Buhmann. · 

Ebenso allerdings fiir viele Autonome. 
Omen schmeckte oft die Bündnisorientie­
rung der RADI-AKTIV nicht, auch wur­
de von~r Seite häufig kritisiert, die Zei­
tung betone zu stark den Aspekt der staat­
lichen Repression, so etwas wirke demo­
tivierend und einschüchternd. Ein beson­
derer Dom in ihrem Auge war sicherlich 
auch die Thtsache, daß der KB durch sei­
ne Mitarbeit in der Redaktion einen nicht 
ganz unmaßgeblichen Einfluß auf das 
Konzept der Zeitung ausübte. Vertreterin­
nen autonomer 1\>sitionen haben die 
,.RADI-AKTIV" zwar für den Abdruck 
ihrer Stellungnahmen, Papiere etc. ge­
nutzt, aber zu keinem Zeitpunkt konnten 
sie sich entschließen, sich an der zu je­
dem Zeitpunkt offenen Redaktionsarbeit 
zu beteiligen. 

Der harte Kurs des Staates gegen die 
Anti-WAA-Bewegung ging auch an der 
RADI-AKTIV nicht vorbei. Zwei Thge 
nach dem Super-GAU von TSchernobyl 
86 fanden in Regensburg und Nümberg 
Hausdurchsuchun~n und Beschlagnah­
mungen der Ausgabe Nr. 7 statt. Von nun 
an ging es Schlag auf Schlag. Innerhalb 
weniger Monate wurden-alle noch erreich­
baren Ausgaben ·nac~träglich mit Ermitt­
lungsverfahren überzogen. Hauptanld&ge-; 
punkt war der § 111 Strafgesetzbuch (Auf­
forderung zu Straftaten). Mit der Veröf­
fentlichung einer .,Schwarzen Liste" aller 
am Bau der WAA beteiligten Firmen sol­
len - so die Anklagekonstrulction - die 
verantwortlichen Redakteurinnen zu 
Brandstiftung und Sachbeschädigungen 
aufgerufen haben. Der Staatsanwalt kom­
binierte diese Liste einfach mit einer Aus­
sage Anita Ascheobrenners, die sie im 
Rahmen e.ines Interviews mit der taz ge­
äußert hatte: .. Stlmlliche Firmen, die glau­
ben, sich an der WM eine goldene Nase 
zu verdienen, muß mit verschiedensten 
·Mitteln deutlich gemacht werden, daß 
langfristig ihre Verluste griJßer sind als 
ihr Gewinn~ 

Auch wegen Verunglimpfung des Staa­
tes (§ 90a) wurde ange.klagt. Nachdem in 

der Berufungsinstanz zu (Jeldstrafen ver­
urteilt wurde. ging die Staatsanwaltschaft 
in Revision - mit Erfolg. Offensiebtlieh 
reichte den Verfolgungsbehörden die Ver­
urteilung von Anita Aschenbrenner zu ei­
ne.r Geldstrafe von DM 3.600 nicht aus, 
Freiheitsstrafe ist immer noch das Ziel. 
So muß nun in einer dritten Runde der An­
klagevorwurf belcämpft werden, ein Ter­
min steht noch nicht fest . 

Insgesamt haben Redaktion und Unter­
stützerinnen der .. RADI-AKTIV" an die 
30.000 DM an Prozeß-, AnWalts-, und son­
stige KOsten fiir die Verfahren aufbringen 

. müssen, nur den kleinsten Teil bekamen 
sie aus dem Schwandotter Prozeßhil­
fe-Fond erstattet. Das meiste konnte aus 
unzähligen Spenden zusammengetragen 
werden. 

Insgesamt ging die ,.RADI-AKTIV" 
aber aus den juristischen Angriffen ge­
stärkt hervor. Die breite Soliclarisierung 
und die bundesweite Aufmerksamkeit, 
die die Prozesse verursachten, führten 
letzdich zu weiteren Auflagensteigerun­
gen. Dennoch bleibt festzuhaJten, daß die 
Unterstützung für Anita Aschenbrenner 
in ihrem letzten Verfahren nicht nachlas­
sen darf. Ohne sie hätte es die .,RADI­
AKTIV" sicherlich in dieser Form nicht 
gegeben, sie war Initiatorin und entschei­
dende Aktivistin des Projektes. Und sie 
muß sich jetzt absurderweise für ein Zitat 
vor Gericht verantworten, dessen inbaltl.i­
che Richtigkeit die Atommafia inzwi­
schen selbst eingesehen hat. 

ehr. u. m. I Nürnberg 
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Leserbriefe 

Leserlnnenbrief: 
Zum Beltrag von W. Etvnke m6chte Ich er­
glnzende Aspekte bringen, da jedelr ein 
Land unter einem anderen BUckwlnkel er­
lebt und sich nur durch eine Kombination 
von mehreren Aspekten das Charakteristi­
sche und Wahrscheink:he ergibt Aus mel· 
nem Blickwinkel, wie Ich die Situation auf 
dem Sektor Anti-Atomenergie erfuhr, stellt 
sie sich etwas anders dar. 
Der Beginn der japanischen Anti·AKW·Be· 
wegung geht auf das Jahr 1954 zurOck, als 
nach einem Wasserstoffbombenliestauf den 
Bikinis "töddidle Asche" als radioaktiver 
Falloutein jap. Rscherbootverseuchtie. Einer 
der Ascher starb. Gleichzeitig f~el radioaktl· 
ver Regen Ober das Land und verseuchl8 
GemOse, Milch und Seeproduk18. Haus­
frauen lnitilerllen eine Petition. Bald wuch­
sen Bis und Friedensbewegungen gegen 
die AIDmwaffen. Sie besc:Nossen, jedes Jahr 
Im Augusteine ln18matlonale Konferenzab­
zu halten, um einen AppeN 8n alle Nationen 
fOr eine nuklearfreie Wett zu richten. 
1. Der jap .. Wellkongreß gege.n A· und H· 
Bomben in Tokyo wurde mit folgendem 
Appell erOffnet. "Die Geschichte der. Nut· 
zung der Atomkraft Ist eine Geschichte der 
Opfer und dsr Bedrohung durch Ausrot· 
tung, beg/nt'Wind mit Hiroshima und Naga­
saki, 110n Nevada zu den Bikini-Inseln bis 
Tschernobyl. Die Erfahrungen zeigen, daß 
Atomtechnologie und Menschheit nicht mit­
einander existieren k6nnen. • 
2. Einengenauen Einblick in die Strukturen 
der Bewegung erhielten wir bei unseren 
TreffenundVeranstaltungen,dleoftdreimal 
tägllchstattfanden.Siewarenvomdeutsch· 
jap. Friedensforum in den Stldten Nishino­
miya, Fukuyama, Hlroshlma, Nagasakl, To· 
kyo und im Norden Japans in Honrobe bei 
Sapporo organisiert. Wir diskutlerllen mit 
Bauem, Fischem, Hausfrauen, Gewerk· 
schaftsvertrellem aber auch mit KOnstlem 
(Maler, Dichter, Schrifts18ller) mit Piofesso­
ren der Unlversitlten, Juristen und Poßti­
kem aus der SP (Tokio Ool) und der konaer-

Zum Japanbericht 
von Wolfgang Ehmke 

valiven LDP wie dem BOrgermeister von 
Nagasakl Herm Motoshlma. 
Bei einem Besuch im "B0rgerzen1r\lm fOr 
nukleare lnfonnatlon" wurden wir dem Nu­
klearchemiker Or. Taksgl vorgestaUt Er 
berichtete. 7ch habe in der lndustri8 als 
Wissenschaftler im Bereich der nuklearen 
Chemie geatbeltet.lm Laufe d8r Zeit bin ich 
mißtrauisch geworden. S61 Ober 20 Jahren 
gehiJre ich elnsr BOrgerinitiative gegen 
Kernenergie an. An meinem Arbeitsplatz 
habe Ich festgestellt, daß Plutonium und 
andere Spaltprodukte fOr den Menschen 
geffhrfich und unkorttrolerbar sind. Bis 
1973 war ich Ass/stenz-Professor an der 
Uri Tokyo. Ich habe ein eigenes InstiM 
gegrOndet Es Ist 110n der Regierung unab­
Mnglg. Am Artang haben wir unabhlngige 
UntersuchungenOberdie Folgen IIOf) Pluto· 
nium gemacht. Nach dem Unfall 110n Tlvee 
Mlles lsland sind sich die Leute bewußt 
geworden, daßsich fachliche Informationen 
beootigen. Nach der Katastrophe 110n 
Tschernobylist dieses Bewußtsein stArl<er 
geworden. Gege~arbehenam Institut 
bezaHte Angestellte Die Fumziervngerfolgt 
durch Belt~ge unserer 1.600 Mitglieder. • 
3. Daß sich in Japan Oberal Widerstand regt 
und auch vernetzt erfuhrenwirauch im Gou· 
vemement Aomorl, wo das Atomzentrum 
Aokkasho Muro im Entsl8hen ist. Ich zitiere 
einige Vertreter der Bewegung, die sich bei 
den Veranstaltungen ln Hatshlnohe und 
Amorl, der Hauptstadt der Prätektur vor­
stellten. Sn Vertreterdes Bauemverbandes. 
"1988 faSte d8r Bauernverband einen Be­
schluB, die Entscheidungdes Gouverneurs 
(Genehmigung des Atomzentrums Rok· 
kasho Muro) abzulehnen, ein Ergebnis, das 
bewirkte, daB bei den letzten Oberhaus­
wahlen ein Vertreter des Bauernverbandes 
mit 52% der Stimmen gewllhlt worden Ist. • 
Kop Asaishi Rechtsanwalt und Vorsitzender 
der BI "Tödliche Asche" erkllrt: "Unser Ziel 
ist es, 10.000 KMger zu sammeln, die nicht 
nur aus der UmgebCJng IIOf) R.M. stammen 

sondemausganz Japan, um so die Obefre.. 
giona/8 Bedeutung d8s Widerstandes f/6· 
gen das Atomprojekt aufzuzeigen. Wir 
mOssen zugleich die Rscher unterstDtzen. 
Sie sind die Basis unseres Widerstandes. 
WirmOssendasGesamtJ<onzeptderBetrel­
berverhindem. LetztsrUmfragezufolgesind 
mehr als 70 % der hiesigen Borge; gegen 
die Anlage. Arzte und Rechtsanwllte, Reli· 
gionsgemeinschaften, Verbraucher, .Arbe/· 
ter, Bauem und Fischer haben begonnen, 
mit verschiedenen Aktionen gegen d/8 An­
lage zu kAmpfen. • 
l:llrano, ein Vertreter der Gewerkschaft er­
zählt: • Die Stadt Ist gegen AKWs. Das 
StacltpBrlament hat einen Antragen gegen 
den Bau der WAA gestartet Viele Anti­
AKW-Gruppen, etwa 28 mit 650 Mitglie­
dem, sind entstanden. Die einen sind ge­
werl<schaftlichundSP-orlentiertanderesind 
BOrgerbewegungen der Bauem, oder die 
GruPI» "Spaltprozesse• usw. Die Bewe­
gung ruht auf fOrl Slulen: 1. Kljgsrgruppe 
= juristische Slule 2. Lebensmine/genos­
senschaft • racloaktlve Verseuchung d8r 
Lebensmittel 3. Bauernbewegung 4. Arbe/· 
ter-undGewerkschaftsberwegung= Strah­
ltlllkranl<e 5. BOrgerbewegung = Leben 
bewahren. 
Oie Anti- Atom Bewegung wird sichertich 
durch das Projekt in A.M. stark beeinftußt 
werden. Sie wild und muß wachsen, um 
R.M. zu verhindern. Un18rst0tzung durch 
Spenden fOr das Heft "Das andere Japan 
mitAeiseerzihlungen und Dokumenten von 
GensuikJn• sollen der BI Tödliche Asche in 
Hatschinohe zugute kommen: 
Sondet1conto Verbrannte Asche, Kto. Nr. 
380 017 434 St8dtspallcasse Schwandorf 
Blz 750 510 40 
Ich mOchte es nicht versäumen, dem 
deutsch-jap. Friedensforum meir~en Dank 
auszusprechen. Teilnehmerdes6.deutsc:h­
jap. waren Landrat Schulerer und seine 
Frau, Stefan Stadtbauer und Ich. Es ermög­
lichte unsere freundschaftlichen Kontoke 
und organisierte unsere und letztendlich 
auch W. Ehmkes Reise nach A.M. 
Oomo Arigato gozaimasu 
Erna Wellnhofer 

Hallo Ihr, 

ich finde gut, daß Ihrmir/unsdie "atom• schickt, 
aUerdings bleibt die meist hingen. Kurz nach 
dem Streikging ne Weile mehr durch, aber jetzt 
ziehen sie das Haftstatut wieder total durch, 
und halten formal an, wg. Überschreiten des 
Abokontingents • schade, wells mir naiOrtlch 
wichtig ist so die Diskussionen + Vorallellungen 
+ Initiativen mitzukriegen, von euch und allen, 
die KAmpfan • also viel Entschlossenheit + 

• Power, solidarische + kämpferische GrOBe, 
Veneavemoa 

Norbert Hofmeter 
c/o.OLG 
Ceullenallee 3, 4000 DOssetdorf 30 



Informationen Ober Uran 

Liebe ato .. Red8ktlon. 

--( ••• ).,.Ich selbst bin gerade alS Kanadl ZU· 
I'Oc:kgekehrt, wo Ich u.1. Mltlrill zum Urin­
bergbau mitgebracht habe und 1 Diashow von 
Key-lake. 
Wlret Ihr an einem Ar11kel oder an einer Verwl· 
~zucleeem ThemalnlereiSiert?set-MeB­
Iich spielen deutac:he Armen Im kanaclschen 
Uranbergbau neben den Franzosen cle ent­
sc:heidende Role heut. Wißt Ihr andere Grup­
pen, die eventuell daran Interessiert sind? 
Das andere Thema, wu Ich mit Gruppen dort 
lrGher diskullert habe, Ist der Bau einer riesigen 
Enclagerstlne fOr radioaktive AbfAlle Im kana­
cl&ehen Schild, dem Norden von Kanada. Oie 
Kapazlliten dieser Endlagerslitte umfassen 
mehr als Kanada selbst produzieren kann. 
Neben US-Intereasen-dort Ist das MOllproblem 
ebenfalls nicht gel6st - werden naiOrtlch Euro­
pier großes Interesse bekommen, auch wenn 
es zur Zeit offiziell noch ~lnt wird. Kanada 
braucht und will das Geld und OberlABt sehr 
geme, wie bel den Mllitlrs und dem Uranberg­
bau land dem lnternalionalen Kapital zur "Ent­
wicklung". 
Ebentals werden dort Überiegungenangestelt, 
daß verlassene Uranminen als Lagerslitten fOr 
sdlwach-und mittelradoakllven MOll herhallen 
sollen. Dies sollten wir schon aleln der Atom­
nnspone wegen Im Auge behallen. Leider lsl 
zur Zeit an konkretere Informalionen nicht her­
MZUkommen. VIelleichthabt Ihr schon Hinwei­
se? 

TschOB. 
Emst·LUCIWig lskenlue 
clo. Uli Clever 
Gartenstr. 16, 7800 Freiburg 

Stopptelen 
Rüstu .... xportl 

BUKO-KOORDINATIONSSTELLE 
•STOPPT DEN ROSTUNGSEXPORTc 
BUCHTSTR. U 11 S · 2800 BREMEN 1 
TELEFON 0421 I 32 60 45 

Betr.: 2. Tell des Anti-AKW­
Seminars GrOne/KPdSU 

Liebe Leute, wir haben die WldersprOche ln 
der deutschen Delegation total anders erlebt 

Wir stellen fest, daßdas Verhalten deroffiziel­
len Sowjetvertreterinnen gegenOberden ökolo­
gischen Oppositionsgruppen aufs Haar dem 
glich, mit dem hierzulande cle Regierung Be­
wegungen zu spalten versucht: Trennung ln 
·vemOnftige, besonnene, gemAßigte• und 
•radikale, militante, emotionale". 

So hat ZK-Mitglied Frolow z.B. die dem reak­
tionlr-rassistlschen Pamjat nahestehenden 
Wissenschaftler aus Nowoslbirsk hofiert und 
gestreichelt, dagegen die radikalen AKW-Geg­
nerlnnen aus Saratow oder von der Krim auf 
empörende Weise unterdrückt und lAcherlieh 
zu machen versucht. 

Das ging soweit, daß er Olga aus Saratow 
mehrmals das Mikrophon abschaltete, u.a. als 
sie nach dem Uran aus Namibia fragt.e, das die 
SU unter Verletzungdes UN-Boykotts verarbei­
tet. 

Dabei sprang Ins Auge, daß die deutschen 
Grünen den sowjetischen Gruppen als eine ln 
10 Jahren gereifte, besonnen und vemOnfllg 
gewordene Organisation vorgehalten wurden 
mit der Message: 'Wenn Ihr so werdet wie die 
Griinen, dann können wir mit euch vemOnftig 
reden." Soweit, so schlecht. 

Das erbitternde aber war, daß einige der 
Grünen Promls dies schändliche Spiel mitspiel­
ten. So äußerte Bundesvorstandssprecher 
Fücks öffentlich "Verständnis" IOr Frolows Un­
verschämtheiten gegen:lber Olga und einer 
Frau,dieaufderKrimgegenelnAKWklmplt(l). 

An Euch verstehen wir nicht, Wte Ihr einer­
seits so freundschaftlich mit Olga und ihren 
Freunden umgeht und andererseits uns als 
"selbstemannte Hardliner" beschimpft, weil wir 
uns öffentlich mitihnen gegen Ihre UnterdrOk­
ker soliCJarisiert haben. 

Diese unsere spontane Solidarität hat mit 
theoretischer Erörterung Ober den Charakter 
der heutigen SU nichts zu tun. 
U~ scheint aber umgekehrt, daß Ihr aus ab­

strakt begründeter Solidaritlt mit der SU-FOh­
rung dazu kommt, euch von der konkreten So­
lidarität mitdenen zu distanzieren, öte Euch und 
uns eigentlich arn nlchsten stehen. 

Im Obrigen: Wenn mensch bedenkt, wie un­
verschämt die offiziellen Wissenschaflerlnnen 
z .. B. die Gesundheitsschiden von T schemobyl 
leugnen, und von Strahlenhysterie reden, drei­
ster noch als he westlichen Kollegen, dann 
sind wir eigentlich noch viel zu höftich mit ihnen 
umgegangen. Und wenn die offiziellen Sowjet­
menschen jetzt die beleidigte Leberwurst spie­
len und das von den Partelen durchzufOhrende 
Folgeseminare platzen lassen, so weinen wir 
dem keine alzugrolle Trine nach. Denn viel 
wichtiger Ist, daß wir mit ukrainischen Bis ein 
Workshop vereinbart haben, bel dem wir u.a. 
pmktische UntersiOtzung ln Strahlenschutzdin­
gen liefern wollen. 

Birgit Kanngießer; Jens Scheer; Waller 
Swoboda,· Heiko Ziggel 

Laserbriefe 

direk.te aktion 
verständlich, unangepa84 praxisbe· 
zogen: aus dem grauen Alltag - für 

eine lebendige Zukunft! 

Die Zeitung mit Gebrauchswert! 

In der Nr. 78: 
BRD - Enteignung der falschen Klasse! 
Die Linke- AnpasslDlg oder Krise! 
F AU - Den Konflikt schöpferisch nutzen! 

DDR - Welchen Sozialismus veneidigen? 
Perspektivenjenseits von St.aalS- mui Privat­
kapital! 

Roma und Sloti- Verfolgt lDld vertrieben! 

IGM - Schaumschlagen vor der Tarifrunde 
90! 

Frauenemanzipation-TeilhabeamSys~.em? 

Augen rechts! 
Gegen die dumpfe Unterwerfung! 

Uellage: "Der Syndikalist" 
Wochenzeitung der FAUD 

Vollständiger Reprint einer Ausgabe von 
1931 

Probeexemplar kostenlos! 
Ansonsten 1.50.-! Wiederverkäuferrabau.e! 
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Schwarzes Brett 
Rüstungsexport = Mord 

RQatung wird eingesetzt .••• 

Mit bundesrepublikanischer Rü­
stung wurde bzw. wird Krieg 
geführt: z.B. im Iran/Irak; z.B. 
zur Unterdrückung der türki­
schen und peruanischen Oppo­
sition; z.B. zur Vorbereitung 
von Angriffskriegen (U-Boote 
ffir Südafrika) ... 

•.• mit BJDlgung der 
Bundearegieruna 

Land. Rüstungsindustrie und 
Genehmigungsbehörden scheuen 
zwar das Licht der Öffentlich­
keit. Aber illegale Exportge­
schäfte sind Ausnahmen. Die 
Regel ist die Genehmigung 
durch die Bundesregierung. 

Stoppt den RQatunpexportl 

Die Kampagne "Stoppt den 
Rüstungsexport" arbeitet gegen 
diese Praxis. 1988 z.B. konnte 
die Lieferung wichtiger MBB­
Milltärelektronik an Südafrika 
verhindert werden. 
Recherche, Information der Öf­
fentlichkeit und Aktionen sind 
unsere Mittel. 
Wir wollen diese Arbeit wei­
terfiibren! Dazu sind wir aber 
auf Ihre bzw. Eure Mitarbeit 
angewiesen. Ober Möglichkeiten 
zur Mitarbeit oder Unterstüt­
zung informieren wir gerne . 

Bundeskonkreß entwicklungspo­
litischer Aktionsgruppen 
(BUKO)- Kampagne "Stoppt 

Trotz Abrüstungseuphorie ist den Rüstungsexport", Buchtstr. 
die Bundesrepublik das viert- 14/15, 2800 Bremen 1 
größte rüstungexportierende Tel. 0421/32 60 45 
,------- ------------ - -- - - ------- -. »1-, 
1 0 Ich will erst mal Belege fO.r die obigen· starken Behauptungen I 
1 sehen. Senden Sie mir entsprechende Informationen zu. t 

I 0 Ich will mehr über Möglichkeiten der Mitarbeit bzw. die Rü- : 
I stungsindustrie in meiner Region erfahren. Für die Zusendung 1 
j entsprechender Materialien lege ich 5DM in bar bei. 1 

I Absender: (Name, Anschrift, PLZ/Ort, Telefon) I 
I I 
I I 

I l 
I t 

I ------ ------------ _____ j 

*** 
Umweltzentrum Deister 
Das Energie- und Umweltzentrum am Dei­
ster e.V. (3257 Springe-Eidagsen) hat sein 
Seminarprogramm für Frühjahr/Sommer 
1990 fertig, mit diversen Kursen auch zu 
ökologischen Themen (z.B. Solarenergie). 
Programmheft kann unter obiger Adresse 
bestellt werden. 

·*** 
Baden-Württemberg 
.. Parlament und Bewegung - Baden Würt­
tembergs Grüne und die Anti-AKW-Bewe­
gung seit Tschernobyl" ist der vielsagende 
Titel einer Studie von Josef Schmid, die für 
14,80 beim Umwelt&Politik Verlag zu erste­
hen ist (Fiedelerstr. 11,3000 Hannover 81) 

Kunst als Widerstand 
Eine Plakat-Ausstellung mit aktuellen und 
historischen Motiven (insges. ca. 50 A 1-Ta­
feln) ist jetzt fertiggestellt, dazu ein Katalog 
mit ca. 200 Seiten und eine Postkartenserie. 
Die Initiatorinnen wenden sich an Gruppen 
im autonomen, antiimperialistischen bzw. 
linksradikalen Spektrum und regen die 
Durchführung von örtlichen Ausstellungen 
an. Dazu ist eine Infomappe erstellt. Sie 
kann bezogen werden über den Buchladen 
Rote Straße, Rote Str. 10, 3400 Göttingen 

*** 
"Schwarze Texte" im 
ID-Archiv 
Das ID-Archiv hat einen neuen Katalog sei­
ner Publikationen erstellt. 
Darin findet sich u.a. die Ankündigung der 
neu erschienen "Schwarzen Texte", in de­
nen die politische Zensur in der BAD von 
1968 bis 1989 dokumentiert wird, insbeson­
dere solche gegen linke Buchläden, Verla­
ge,Zeitschriften und Druckereien. 164 S.A4, 
15 DM. Wie das ID-Verlagsverzeichnis er­
hältlich bei: 
Edition ID-Archiv, c/o AurorA Verlagsauslie­
ferung, Knobelsdorffstr. 8, 1000 Berlin 19. 

*** 
Mühsam, mühsam 
Liebe Freunde von Erich Mühsam, wir die 
Theatergruppe 3 PLUS möchten euch hier­
mit bitten, noch einmal auf unser Stück 
"Ganz schön. Mühsam" aufmerksam zu ma­
chen. Ein ungewöhnliches Theaterstück mit 
viel Musik rund um den Dichter Erich Müh­
sam. Daß wi~ bisher schon 35 mal auftreten 
konnten, ist auch ein Verdienst eurer Kurz­
mitteilung. Vielen Dank. 
c/o Ulrich Penquitt, Augustin-Wibbelt 39, 
465 Gelsenkirchen, Tel. 0209/39169 

*** 
Das Saarland zapft 
die Sonne an 
.. .ist der Titel einer 60seitigen Broschüre. 
von BUND, Jusos, Grünen sowie einer "Peu­
geot-Talbot Deutschland GmbH", in der die 
Möglichkeiten von Alternativenergien (Son­
ne, Wind, Wasser) vorgestellt und konkrete 
Projekte im Saarland beschrieben werden. 
Für 4,50 DM zu beziehen über Michael Lar­
dy, Winterbergstr. 2, 66 Saarbrücken. 
Dort gibt es auch das .. Energiewende-Maga­
zin" der Bürgervereinigung Energiewende 
Saarland e.V .. Das Magazin erscheint regel­
mäßig und bringt neben AKW-Kritik eben­
falls Möglichkeiten für Alternativenergien. 



Schwarzes Brett 
Hannover-Demo: 
Es schleppt sich so 
Die für den Sommer geplante Großdemon­
stration der Anti-AKW·Bewegung in Han­
nover kommt nicht so recht in Gang. Im De· 
zember war noch mal ein Vorbereitungs· 
treffen in Hannover, auf dem ein gutes Dut­
zend Anti·AKW-Gruppen und einige ande· 
re Gruppen (Grüne, Jusos, BUND, Pax Chri­
sti) anwesend waren. Die Stimmung war 
mehr oder weniger skeptisch, letztlich 
setzte sich (analog zur Tendenz auf der 
Herbstkonferenz in Saarbrücken) die Unie 
durch, eine Demo konkret gegen die Ver· 
wandlung Niedersachsens in ein europäi· 
sches Atomklo durchzuführen und auch 
mit Schwerpunkt Norddeutschland zu mo­
bilisieren. Der Termin sollte möglichst· 
nach den nledersächsichen Landtagswah· 
len liegen. 
Weitere Treffen kamen bis Redaktions· 
schluß nicht zustande, insbesondere liegt 
auch noch kein Aufrufvorschlag vor. Wer 
sich auf dem Laufenden halten will, kann 
sich wenden an die Arbeitsgemeinschaft 
Schacht Konrad, Bleckenstedter Str. 24, 
3320 Salzgitter-Bieckenstedt, 
Tel. 05341·67492 

*** 

Ein Meßgerät für La Hague 
Ab 1999 sollen pro Jahr 500 Tonnen abge­

. brannter Brennelemente aus deutschen 
Atomkraftwerken in der französischen Wie­
deraufarbeitungsanlage in La Hague aufge­
arbeitet werden. Dies bedeutet für die dort 
lebende Bevölkerung eine erhebliche Be­
drohung durch die radioaktiven Emissio­
nen der Anlage im Normalbetrieb sowie ein 
steigendes Unfallrisiko. Seit Jahren weigert 
sich die staatliche Batreibergesellschaft 
COGEMA, die Bevölkerung über die Bela­
stung der Umgebung und der landwirt­
schaftlichen Produkte zu informieren. Es ist 
deshalb unabdingbar, daß die Bevölkerung 
unabhängig von der Batreibergesellschaft 
über die radioaktive Belastung unterrichtet 
wird. Die Bürgerinitiativen gegen die WAA in 
der Normandie wünschen sich daher. ein 
Meßgerät,mit dem sie eine dauernde Über­
wachung der Umgebung vornehmen kön­
nen. Die Oberpfälzer Bürgerinitiativen ge­
gen eine WAA rufen deshalb zu einer Spen­
denaktion auf, als Zeichen der praktischen 
Solidarität. 
Spendenkonto: "Meßgerät für die Norman· 
die" bei derSparkaase Schwandorf, Konto­
Nr. 576751, BLZ 75051040. 

*** 
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Anti-AKW-Widerstand 
in Polen 
Nach der reumütigen Rückkehr des realso­
zialistischen Polens in den Schoß der bür­
gerlich-demokratisch-kapitalistischen 
Weltgemeinschaft rührt sich nun auch dort 
der Anti-AKW-Widerstand. Erste Ansätze 
dazu gab es schon nach dem Super-GAU 
von Tschernobyl. Jetzt im November 1989 
kam es zu ersten Blockade-Aktionen gegen 
die Einfuhr von Teilen für einen bei Zarno­
wiec im Bau befindlichen Reaktor. Das Ding 
soll übrigens von Siemens zu Ende gebaut 
werden. Die Blockade wurde von Hunger­
streiks von Umweltschützern begleitet. Ge­
fordert wird ein Referendum, wobei die Um­
weltgruppen von einem breiten Rückhalt in 
der Bevölkerung ausgehen. 
Nähere Informationen durch die BUND-Ju­
gend, Polen AG, Axel Horn, Hans-Leipelt­
Str. 8/10, München 40, Tel. 089/323221 
oder direkt in Polen: 
Jersey Paczka 
ui.-Nowomiejskiego 16/2 
80-274 Gdansk 
Tel. 0/048/21-31-80 

*** 
Anti-Atom-Widerständchen 
in der CSSR 
Eine erste Diskussionsveranstaltung größe­
ren Stils lief im November in der CSSR über 
Atomenergie, und zwar in Budweis über das 
AKWTemelin. Die Grün-Alternativen Öster­
richs, die an der Veranstaltung vor rund tau­
send Zuhörerinnen teilnahmen, werteten 
den Termin als Auftakt für eine breite Wider­
standsbewegung in der CSSR (dies wohl 
umso mehr, als Greenpeace inzwischen ei­
nen schweren Atomunfall .aufgedeckt hat, 
der sich in den sechziger Jahren in der 
CSSR ereignet hatte und bei dem radioakti­
ves Wasser aus einer Urananreicherungs­
anlage in die Moldau geflossen war). 
Kontakt: Grünes Büro Österreich, A-4690 
Schwanenstadt Tel. 0043-(0)7673/2357 

Kinder von Tschernobyl 
Seit Aufhebung des Informationstabus in 
der Sowjetunion wurde das erschütternde 
Ausmaß der Havarie von Tschernobyl erst 
bekannt. Vor allem Kinder leiden unter Anä­
mien, geschwollene Schilddrüsen, Atem­
wegserkrankungen und Magenbeschwer­
den; das Leben in der freien Natur ist ihnen 
untersagt. Es gründeten sich vor Ort zahlrei­
che Bürgerinitiativen und Organisationen, 
die im Komitee "Die Kinder von Tscherno­
byl" zusammengeschalossen sind. Dieses 
Komitee fungiert als Koordinationszentrum 
für Spenden und prüft den Einsatz der 
Spenden vor Ort, insbesondere für medizi­
nische Hilfe und Umsiedlung in unbelastete 
Gebiete. 
Sach- und Geldspenden bitte an: 
Evangelische Patmar-Gemeinde 
Gritznerstr. 18·20 
1000 Berlln 41 
Postgiro Berlin·West 8096·103 
Kernwort Tschernobyl 

*** 
The Earth Flag 
Mehrfarbiges NASA-Foto der Erde auf blau­
em, strapazierfähigem Stoff (90 x 160 cm). 
"Global denken, lokal handeln" istdas Motto 
dieses aus den USA stammenden Symbols 
der Bewahrung der Lebensgrundlagen auf 
der Erde.Jetzt auch in der BRD erhältlich; In­
formationen über: Dieter Schaarschmidt, 
3131 Kapern Nr. 37, Tel. 05840/498 

*** 

Strahlenfrisch auf den Tisch 
Die Eurokratie in Brüssel mauschelt zur Zeit 
Bestimmungen über die radioaktive Be­
strahlung von Lebensmitteln aus. Verbrau­
cherverbände in ganz Westeuropa gehen 
dagegen an, in der BRD die Verbraucher-lni­
tative, die für 20.-22. April zu einem europa­
weiten Treffen in Bonn eingeladen hat. Infos 
bei ihr (Breite Str. 51,5300 Bonn 1 ). Dort gibt 
es für 6,50 DM auch das Buch von Gerd Bil­
len "Strahlenfrisch auf den Tisch", Die Ge­
fahren der Lebensmittelbestrahlung. 

*** 

Stade zuerst 
Die Arbeitsgemeinschaft ,.Atomkraftwerke 
abschalten - Stade zuerst" bietet anderen 
Gruppen fachliche Beratungen für Einwen­
dungen, Vermittlung von Fachkontakten, 
Vorträge oder Gestaltung von Seminaren/ 
Schulstunden zum Thema an. Kontakt: Uwe 
Voigt, Kohlhökerstr. 67, 2800 Bremen 1, Tel. 
0421/75562 
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ProzeB wg. Reaktorfrieden 
Am 19.3.88, dem Tag vor der Landtagswahl 
ln Baden-Württemberg, besetzten 25 AKW­
Gegnerlnnen aus Tüblngen den Reaktor 
des AKWNeckarwestheim II. Nach derspek­
takulären Räumung durch ein SEK wurden 
5 Leute angezeigt, zwei stehen nun vor Ge­
richt: 12. Februar, 14 Uhr, AG Hellbronn, Wll­
helmatr. 2. Kommet zuhauf I 
Für die Ananzierung des Prozesses bitten 
wir um Spenden auf das Konto T. Pflüger 
Nr. 540 400 00 VoBa Tübingen, 
BLZ 641 901 10 

*** 
ProzeB wg. Börsenfrieden 
E.nde Dezember 1989 erschien ein ProzeB­
Info zum ProzeB gegen Sven, Gabi, Slggi 
und Stephan. Ihnen wird vorgeworfen, die 
Frankfurter Börse am 12. 4. 89 mit Mollis ge­
stürmt zu haben. Die Aktion war am 71. Tag 
des Hungerstreiks, kurz danach wurden 
Sven, Gabi und Siggl verhaftelZwei Monate 
später wurde Stephan aus einer Wohnung 
heraus ebenfalls verhaftet Weil die Aktion 
und der ProzeB (Beginn: 16.2.90, 9.30 Utir 
OLG Frankfurt) eine groBe politische Be­
deutung kriegen wird, ist eine ProzeBgrup­
pe entstanden, die in unregelmäßigen Ab­
ständen ein Info herausbringen will. Die er­
ste Ausgabe Ist 24 Seiten stark und doku­
mentiert Erklärungen zu den Festnahmen 
und dem ProzeBbeginn. 
Postadresse: ProzeBinfo, c/o Zentrum 
Hinter der Schönen Aussicht 1,1 a 
6000 Frankfurt/M. 1 

*** 
Das andere Japan 
Der Bericht Ober eine Reise quer durch die 
japanische Atomlandschaft hatjetzt das ln­
fobüro Altenschwand herausgegeben. Er 
befaßt sich mit Themen wie Widerstand ge­
gen Atomanlagen und -waffen,japanisches 
Atomprogramm, Mllltarislerung der Gesell­
schaft etc. 
Bestellung gegen Vorkasse von 6 DM plus 
Porto _auf Sonderkonto lnfobüro, Ch. Miller, 
Schmldtbank Schwandorf, Konto-Nr. 700 
240 30, BLZ 750 310 70. Wiederverkäuferin­
nen ab 5 Sl 25 % Rabatt Infobüro Alten­
schwand 91,8465 Bodenwöhr. 

*** 
Plakate gesucht 
Plakate zur Ökobewegung usw. zu kaufen 
gesucht Themen: Umwelt, BOrgerinltiativen, 
AKW, GrOne, Hausbesetzung, Studentenbe­
wegung der 60er Jahre etc. Gerne auch 
Obernahme einer gröBeren Sammlung. Tel. 
06381/1514 oder 089/6926501. 
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Euregio-lnfo 
Das Euregio-lnfo ist das Regionalinfo der 
deutsch-niederländischen . Konferenz ge­
gen Atomanlagen in der Euregio und im 
Münsterland" (EuKo). Das Info existiert seit 
Anfang 1985 und soll den lnformationsfiuB 
jjber die Atomanlagen in der Euregio sowie 
die Diskussions.zusammenhänge über den 
Widerstand verbessern (auch überregio­
nal). Das Info enthält aktuelle Infos Ober die 
Standorte Lingen, Almelo, Gronau und 
Ahaus; Diskussionsbeiträge, Einladungen/ 
Protokolle zu Konferenzen etc. 
Interessenten wenden sich bitte an den Ar­
beitskreis Umwelt Gronau, Siedlerweg 7, 
4432 Gronau. 
Das Jahresabo für das alle 4 Wochen mit 
20-30 Seiten erscheinende Info kostet 40 
DM. Zahlbar auf das Konto des Arbeitskrei­
ses Umwelt Gronau, Volksbank Gronau, 
BLZ 40164024, Konto 140966800. Stich­
wort: Euregioinfo. 

Handbuch Atomzeltalter 
Greenpeace hat ein .Handbuch des Atom­
zeitalters" herausgegeben, das . Daten-Fak­
ten-Katastrophen• aller atomaren Art ver­
spricht, das wir nicht kennen, das mensch 
sich aber für 19,80 DM kaufen kann. Verlag: 
Knaur. 

Aufkleber gegen 4. Reich 
Alle reden von der Wiedervereinigung, wir 
reden wider die Vereinigung. Dazu gibt's 
den abgebildeten Aufkleber, zweifarbig rot/ 
schwarz, erhältlich für DM 1,- das Stück 
beim Verlag Die Werbtatt, Lotzeatr. 248, 
3400 G6ttlngen. Für Wiederverkäufer 30% 
Rabatt (ab 10 Stück). 

Druckmaschinen für das 

NEUE FORUM 
Besoaders eine fdedUche Re­
volutloa braucht Informationen 
- Flugblätter, Plakate, eigene 
Zeitungen und Bücher! Was 
bisher durch ZellSur und 
STASI nllterdrilckt wurd.e, 
kommt heute dordl dJe Folgen 
von Plan- und Mangelwirt­
schaft noch o.lcht voran. Des­
halb soll ill Leipzig - als Hilfe · 
zur Selbsthilfe! - der Grund­
~tein ftlr eille kleine Druckerei 
aufgebaut und das BUro des NF 
mit KommunikadollStecbnik 
ausgestattet werden. *Das NF 
in anderen Stidten sucllt gut 
funktioo.lerende elektrische 
Schreib- und Abzugsmaschl­
nen, Fotokoplerer, A 4- und A 
3-Druckmaschillen, Drucke­
relzubeh8r usw. 
Wir unterstiltun das NF, weil 
es ein sehr breites Bllndnls der 
Volksbewegung umfaßt, und 
slcll- bis dahilllsollerte- Unke, 
•.ltemttlve und ökologische 
Gruppen in Ihm zusammenge­
seblosseo haben! 

Solidaritätsgruppe für 
das NEUE FORUM 
Jungstr. 13 - 6000 Frankfurt/ 
Maln 90 

Spendenkonto 
Rechtsanwalt Rupert v. Plott­
nltz, Md.L DIE GRtlNEN 
.,Spende NEUES FORUM" 
Fraakfurter Volksbank 
Konto 95 80()..0 
BLZ 501900 00 



Deutsche Koordinierungsgruppe für die 

Six Nations 
Peace Initiative 

Dr. Wolfgang Biermann (IFIAS), Prof. Dr. Karl Bonhoeffer (IPPNW), 
Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD), Prof. Dr. Hans-Peter Dürr (Max­
Pianck-lnstitut München), Gustav Fehrenbach (DGB, CDU), Gerd 
Greune (DFG-VK), Petra Kelly (Die Grünen), Karlheinz Koppe (Pax 
Christi), Prof. Dr. Horst Eberhard Richter (IPPNW), Marieie Schulze­
Berndt (IKvU), Gabi Witt (GHI), Klaus-Dieter Zemlin (DPG, CDU), . 
Andreas Zumach (AS/F) 

Aktionsbüro Atomteststopp, Stralsunder Weg 50, 
5300 Bonn 1, Telefon: (0228) 664442 

Abrüstungsinitiative der sechs Länder 
- Argentinien - Griechenland - Indien - Mexiko - Schweden - Tansania-

Ato111test-Stopp jetzt! 
Die Atomwaffenarsenale sind längst bis zum Bersten ge­
flillt. Trotzdem wird immer weiter gerüstet. Atomwaffen­
versuche sind ein Motor dieses atomaren Wettriistens. 
Durch sie soll die tödliche Perfektion der Waffen immer 
weiter entwickelt werden, auf der Erde und im ~ltraum. 
Die USA, Großbritannien und die UdSSR haben sich bereits 
1963 im Begrenzten Teststoppvertrag verpflichtet, ,.zu einem 
frühestmöglichen Zeitpunkt« ein Abkommen über die 
Beendigung aller Atomwaffenversuche zu schließen. Nach 
über 24 Jahren ist dieser Zeitpunkt mehr als überfallig. 
Seit 1945 sind mehr als 1600 Atombomben gezündet wor­
den, die meisten davon in den letzten 20 Jahren. 
Frankreich und die Volksrepublik China haben sich bis­
her geweigert, über ein Verbot von Atomwaffenversuchen 
überhaupt zu verhandeln. 
Die Sowjetunion hat vom 6. August 1985 bis zum 25. Fe­
bruar 1987 einseitig auf Atomwaffenversuche verzichtet. 
Der US-Kongreß berät darüber, die Mittel für die Fortsetzung 
von Atomtests in den USA aus dem Haushalt zu streichen. 
Zugleich wird eine Konferenz der Unterzeichner des be­
grenzten Teststoppvertrages vorbereitet, um einen umfassen­
den Teststopp durchzusetzen. 
Es besteht also immer noch die Chance, den Wahnsinn der 
Entwicklung und Erprobung weiterer atomarer Waffen 
Einhalt zu gebieten. 
Diese Chance muß jetzt genutzt werden. 
Atomexplosionen sind eine dauernde Gefahr für Natur 
und Mensch. Die bisher eingetretenen Schäden und die 

schleichende radioaktive Verseuchung sind für viele Ge­
nerationen bereits irreparabel. 

Wir rufen dazu auf mitzuhelfen, die Erde vor weiteren 
Atomexplosionen zu bewahren. 
• Wir for~ern die USA auf, mit den Atomtests endlich 

aufzuhören. 
• Wir fordern die anderen Atommächte auf, sich einem 

solchen Verzicht anzuschließen. 
• Wir fordern die UdSSR auf, erneut einseitig auf weite­

re Atomwaffenversuche unabhängig von anderen Na­
tionen zu verzichten. 

• Wir unterstützen den Appell der sechs Staats- und Regie­
rungschefs aus sechs Ländern (Argentinien, Griechen­
land, Indien, Mexiko, Schweden und Tansania) an die 
USA und die UdSSR, als vertrauensbildende Maßnahme 
auf jegliche atomare Tests zu verzichten, um damit zu ei­
nem Durchbruch bei den Abrüstungsverhandlungen bei­
zutragen. 

• Wir fordern unsere Regierung auf, in unser aller Namen 
gegenjede weitere Atomexplosion zu protestieren. 

• Wir rufen auf zu Mahnwachen vor diplomatischen Vertre­
tungen derjenigen Staaten, die Atomtests durchführen. 

Wir werden zur Bekräftigung der Forderung nach ei­
nem umfassenden Atomlest-Stopp solange wiederholt 
unseren politischen Protest erklären oder uns an Mahn­
wachen beteiligen, bis die Thsts eingestellt sind. 

Wer Atomwaffen wirklich abrüsten will, 
muß jetzt auf Atomtests verzichten! 

Unterstützungserklärung 
:--ich" -u-nte~S"tüii; diä-Ri.:d~r~n9- ~äctl äin""ä;; ;öiorti9ä~-Ät~m:----- .:1i!d;;V&-;;~~iii~;.;;,-g -;;ein~; "N~;;.;~; bi~ ich-;,;-.;;,;t;~.;e-;,~-------------
1 
: test-Stopp und spende für die Veröffentlichung der Erklärung 
: in überregionalen und internationalen Zeitungen und für die 

Name:. 

Beruf/ Funktion: . 
: Aktion •Atomtest-Stopp• 
I Anschrift: 

DM ............ . Ort. Datum:. 

Unterschrift: . 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

Spendenkonto: Abrüstungsinitiative, 
BfG Bonn, Konto-Nr. 120552000 Ich bin an einer Teilnahme an Mahnwachen für Atomlest-Stopp interessiert. 

BLZ 38010111 Kennwort: »Atomteststopp .. Unterschrift: . Telefon:. 

I 
: Ich/Wir bestelle(n) folgende Materialien: 

: Stück DM 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

: gesamt ......... . 

Plakat •Atomtest Stop! .. DINA 1 (2,- DM, ab 25 Stück 1,50DM) 

Button •Atomtest Stop! .. (2,- DM, ab 25 Stück 1,00DM) 

Aufkleber (4farbig, 1,- DM, ab 25 Stück O,SODM) 

Postkarte (1,- DM, ab 25 Stück 0,50DM) 

Informationsfaltblatt (0,10DM, ab 50 Stück 0,07DM) 
Geschichte der Abrüstungsinitiative aus sechs Ländern; Einwände der US- und Bundesregierung; 
Aufruftext 

UN-Broschüre •Geschichte der Atomteststopp-Verhandlungen• (2,- DM, ab 25 Stück 1,- DM) 

~---------------------------------------------------------------------------------------------------------------1 
Diesen Abschnitt bitte einsenden an: Aktionsbüro Atomtest-Stopp, Stralsunder Weg 50, 5300 Bonn 1 71 



Kriminalisierung 

ritz torim ist 
Brokdortverfahren eingestellt 
Am 8. Dezember wurde Fritz aus dem Knast ent lassen. Für uns alle überra­
schend kam er in den "Genuß" der sogenannten "Halbstrafen"-Regelung: 
Anstatt die zweite Hälfte seiner 129a-Strafe (1 Jahr) abzusitzen, wurde er 
mit einer vierjährigen Bewährungsstrafe entlassen. 
Doch damit nicht genug. Was sich schon seit Ende November andeutete, 
mündete in ein verspätetes "Weihnachtsgeschenk": Am 28.12. wurde auch 
das anstehende Verfahren zum Brokdorf-Mast gegen ihn vollständig ein­
gestellt. 
Im folgenden dokumentieren wir eine erste Einschätzung der Soligruppe 
aus Hamburg. · 
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Die Staatsanwaltschaft ltzehoe hat jetzt das Verfahren 
gegen Fritz Storim eingestellt, das mit dem Vorwurf der 
Beteiligung an der Sprengung eines Strommastes 
{1984) am AKW Brokdorf eingeleitet worden war. 

Sie konnte den fOr eine Anklageerhebung erforderlichen 
dringenden Tatyardacht nicht mehr aufrechterhalten, 
und mußte die Konstruktion um vermeintliche Indizien, 
Fachwissen und Gesinnung, einstmals Grundtage des 
Haftbefehls, aufgeben. Bei unveränderter "Beweisla­
ge" traf die Staatsanwaltschaft im laufe des Verfahrens 
gegen Fritz folgende Entscheidungen: 

• im Juli 198~ wurde wegen "dringendem Tat­
verdacht• Haftbefehl erlassen, zu einer Zeit, in 
der sich Fritz autgrund der Verurteilung im 
129a-Verfahren in strenger Isolationshaft be­
fand. 
• Ende November 1989 wurde der Haftbefehl 
mangels ·dringendem Tatverdacht"wieder auf­
gehoben, das Verfahren dennoch fortgefOhrt. 
• Am 28.12.89 wurde das Verfahren mangels 
•hinreichendem Tatverdacht" eingestellt. 

FOr uns steht fest: Dies war keine juristische, sondern 
eine politische Entscheidung. Auch daß Fritz, der nach 
129a ein Jahr sitzen sollte, Anfang Dezember auf 
"Halbstrafe" mit 4 Jahren Bewahrung rauskam, war 
eine politische Entscheidung. 

Wir haben uns natOrlich gefragt, warum jetzt dieses 
ZUrOckweichen der Klassenjustiz. Es gibt unter uns 
unterschiedliche Bewertungen und sicherlich nicht den 
einen Grund, der alles klärt, sondern es sind verschie­
dene Faktoren zusammengekommen, die nicht unab­
hängig von der Vorgeschichte zu betrachten sind, der 
langen persOnliehen Geschichte von Fritz in verschie­
denen Widerstandsbereichen, der offensiven Prozeß­
mobilisierung zum 129a-Verfahren und der breiten So­
lidarität. 

Nach zahlreichen verschiedenen Ermittlungsverfahren 
gegen Fritz wurde anhand eines SABOT -Artikels, in 
dem es auch um die Forderung nach Zusammenlegung 
der politischen Gefangenen ging, Ende 1988 der 129a­
Prozeß hochgezogen. Im Prozeß wurde er von Presse 
und Justiz zur "FOhrungsfigur" der Autonomen hochsti­
lisiert und entsprechend vorverurteilt: So heißt es in der 
UrteilsbegrOndung: " ... gestattet ihm seine BikJung in 
besonderen Maße, den gefllhrlichen Einfluß geistiger 
Urheberschaft und F6rderung radikaler Gesinnung auf 
unzufriedene Bev61kerungsgruppen zu erkennen, eben­
so die davon ausgehende Gefahr, Vorgaben an Motiva­
tion zu liefern, die Einzelne zu Gewalttlltigkeit und terro­
ristischem Treiben bereit machen." 

ln Harnburg hat sich unter anderem durch den Kampf 
um die Hafenstraße und um die Rote Flora eine politi­
sche Kultur entwickelt, in der das Zusammenkommen 
unterschiedlicher politischer Gruppierungen fOr ein 
gemeinsames Ziel wichtiger wurde, als das starre 
Gegeneinanderhalten von Positionen. ln dieser Situa­
t ion ist das Ziel staatlicher Repression und solcher 
129a-Verfahren .. nämlich zu spalten, isolieren und zu 
entsolidarisieren - nicht erreicht worden. Auch mit dem 
späteren Vorwurf der Beteiligung an einer Mastspren­
gung in Brokdorf ist es nicht gelungen, die Solidarität 
z.B. der Gewerkschafterinnen oder Studentinnen ·und 
anderer Gruppen zu schwachen. 

Das Gegenteil ist eingetreten. Das offensive Vorgehen 
"den Prozeß angreifen" hat, trotz WidersprOchen 
dazu, auf andere politische Kreise ausgestrahlt und sie 
motiviert, sich mit. dem Charakte·r des Ermächtigungs­
paragraphen 129a auseinanderzusetzen. Die Diskus­
sion um den 129a erhielt durch die Mobilisierung einen 
neuen Schub. Viele Veranstaltungen in Harnburg und 
anderen Stadien, sowie Veröffentlichungen in derlinken 
und liberalen Presse haben ebenso dazu beigetragen, 
wie die Demonstrationen an jedem Prozeßtag und die 
vielfältigen begleitenden Aktionen. Das aUes hat einen 



starken politischen Druck entwickelt, der aber nicht 
ausreichte, die Verurteilung zu verhindern. 

Nach der VerMastung von Fritz gab es weiter Solidari­
tat. Neue Aktivitaten entstanden unabhangig von der 
Prozeßgruppe, z.B. ein Interview durch die Hamburger 
Lehrerzeitung im Knast oder ein Seminar zum Inhalt und 
zur Praxis des 129a, das Jurastudentinnen .dieses 
Semester initiiert haben. 

Im Unterschied zum 129.a-Verfahren, bei dem Protest 
und Widerstand breiter gestreut war, kam die Solidan­
tat im Strommastverfahren starker aus den Bezügen 
des Anti-AKW-Widerstandes. Se-dem Haftbefehlwegen 
des Strommastes fand kaum ein Treffen von Anti-AKW­
Gruppen statt, bei dem das neue Verfahren nicht the­
matisiert wurde. ln Solidaritats-Resolutionen wurden 
Demos und praktische Schritte angekündigt. Allein in 
neun Stadten wurden Veranstaltungen geplant oder 
durchgeführt. 

Auf dem Gedelitz-Treffen im Rahmen der Aktionstage 
Im Wendland wurde eine Resolution zu Fcitz beschlos­
sen. Darin heißt es u.a.: " 
Trotz Skandalen wie der 'Transnuklear-Affare· und 
Kathastrophen wie in Tschernobyl, die die Getahrlich­
keä und Unbeherrschbarlceä der Atomtechnologie zei­
gen, wird das AtofTJ)rogramm aus wirtschaftlichen und 
poläischen Gründen weiterbetrieben. Dies macht die 
·Reorganisation der Atomwirtschaft auf westeuroplli­
scher Ebene durch Staat und Kapital sichtbar und 
deutlich. 

Auch in Zukunft wird die Anti-AKW-Bewegung deshalb 
zu der Aussage stehen, daß die Ausrichtung des Wider­
standes auf Klagen, Massenproteste, Großdemos und 
Bauplatzbesetzungen allein nicht ausreichen wird, den 
Druclc zu schaffen, das Atomprogramm zu verhindern. 
Seä langem hat die Anti-Atom-Bewegung den direkten 

Angriff auf atomare Infrastruktur und Setreiberfirmen 
als legäimen Bestandteil ihres Wlderstand~s begriffen 
und Teile der Bewegung ihren Widerstand gegen das 
AtofTJ)rogramm -in der Verbindung zu anderen Teilbe­
reichskllmpfen- als einen Teil des Kampfes gegen das 
System als ganzes verstanden.,. 

Ein anderer Aspekt für die Einstellung des Verfahrens 
könnte sein, daß ein derartiger Prozeß nicht in die 
politische Landschaft Schleswtg-Holsteins paßt. Bei 
einem verstarkten Auftreten von Anti-AKW-Aktivistln­
nen gegen den Proze ß würde die Ausstiegslüge aus der 
Atomenergie der SPD in Schleswig-Holstein ins öffent­
liche Interesse gerückt. Es steht nicht der Ausstieg aus 
der Atompolitik an, sondern es wird wieder die Atome­
nergie gepuscht. Die Atommafia formiert sich neu auf 
westeuropaischer Ebene. Brokdorf soll am Netz blei­
ben, AKWs sollen verstand in den Trikont, an die 
Osteuropaischen Landerund die DDR verkauft werden. 

Hinter der Entscheidung, "Halbstrafe" und Einstellung 
des Strommastverfahrens, könnte auch das Kalkül 
stecken, den Widerstand zu verunsichern - mal hier 
Einein rauslassen und bei den Anderen die Daumen­
schrauben anziehen. 

Klar ist, daß ein solcher Versuch ein vergeblicher Ver­
such ist! Es gibt unter uns ein grundsatzlieh solidari­
sches Verhahnis zu allen, die sich diesem HERR­
schaftssystem nicht unterwerfen, sondern um ein be­
freites Leben kampfen. So gilt unsere Solidantat auch 
allen, auf die seit dem Herrhausen-Knall zur Menschen­
jagd geblasen wird und allen politischen Gefangenen. 
Die Zusammenlegung aller kampfenden Gefangenen 
ist für uns gemeinsame Forderung. 

Soligruppe "Fritz" 
Hamburg, Januar 1990 
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STAATS 
GEWALT 

ENNO BRAND 

VERLAG DIE WERKSTATI 

Enno Brand, Redakteur der Anti­
AKW-Zeitung ,.atom", analysiert 
die Politik der ,.Inneren Sicher­
heit": Gesinnungsparagraphen 
129a, 130a/b, Überwachungs­
staat, Datennetze, Polizeiappa­
rat Dazu die Chronologie der po­
litischen Unterdrückung 1975 bis 
heute - eine bundesdeutsche 
Gegengeschichte von Wyhl bis 
Wackersdorf. 

»Der Autor, selbst das Objekt 
staatlicher Repression, weiß, wo­
von er spricht - eine erfreuliche, 
nicht selbstverständliche Tatsa­
che. Ein wahrhaft empfehlens­
wertes Buch.« 
(Erlanger Stadtzeitung) 

»Die Darstellung der Strukturver­
änderungen der deutschen Po­
plizei in den letzten 20 Jahren 
lassen dem Leser keine Möglich­
keit, sich den Schlußfolgerungen 
des Autors zu entziehen: Politi­
scher Widerstand soll durch Ge­
setzesverschärfungen und Aus­
forschung des Protestpotentials 
zermürbt werden.« 
(KONKRET, Hamburg) 

»Auf jeden Fall ein Muß-Buch!« 
(Grüne Illustrierte Nieders.) 

2. Auflage, 368 S., DM 28,­
Bezug über Buchhandlungen 
oder direkt beim Verlag. 

VERLAG DIE WERKSTAD 
lotzestr. 24a · 3400 Göttingen 
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lU-Razzia wegen •radikal• 
Wieder einmal mußte die Zeitung "radikal" 
in ihrer langen Geschichte für eine Staats­
schutzaktion herhalten. Und wieder einmal 
- da die Macherinnen der Zeitung nicht zu 
fassen sind - richtete sich diese Staats­
schutzaktion gegen Dritte: gegen einen lin­
ken Verlag, die Verlagsauslieferung und ei­
ne Druckerei. 
Als Aufhänger wird die Broschüre .. radikal 
1984-1989 -ein Interview" genommen, wel­
che im August 1989 vom Verlag Edition 10-
Archiv im IISG mit dem Ziel herausgegeben 
wurde, längst überfällige Informationen und 
Diskussionen zur Geschichte und zu Zielen 
dieser illegalisierten Zeitung der interes­
sierten Öffentlichkeit zur Verfügung stellen. 
Dieses Vorgehen sehen die Leute vom Ver­
lag als Selbstverständlichkeit an, weshalb 
die Broschüre auch von Beginn an offiziell 
mit ISBN-Nummer etc. erschien. Der Staats­
schutz sieht dies nicht so. Im folgenden do­
kumentieren wir die Presseerklärung des 
Verlags. 

Ein Interview und 
seine Folgen 
Am 2.11.89 fand zeitgleich in Berlin und Sie­
gen eine vom BKA inszenierte Durchsu­
chungsaktion bei der ,AurorA Verlagsauslie­
ferung: der Verlagsadresse der ,Edition ID­
Archiv im IISG' sowie der ,Winddruck-Druck­
erei' statt Beschlagnahmt wurden dabei Ge­
schäftsunterlagen zu der Broschüre ,radikal 
1984-1989 -Ein Interview: ein vom ID-Archiv 
im Internationalen Institut für Sozialge­
schichte!Amsterdam schriftlich geführtes 
Interview mit einigen Macherinnen der seit 5 
Jahren i/legalisierten Zeitschrift RADIKAL.In 
dem Beschluß des Ermittlungsrichters beim 
OLG Stuttgart vom 20.10.89 wird gegen die 
RADIKAL Nr. 137/Mai 1989 nach§ 129a StGB 
wegen Werbens für eine terroristische Verei­
nigung ermittelt 
Anlaß für die mit rund 30 Staatsschützern 
durchgeführte Aktion gegen die ,Edition ID­
Archiv im IISG: der ,Winddruck-Druckerei' 
und der ,AurorA Verlagsauslieferung' ist, daß 
die vom ID-Archiv herausgegebene Bro­
schüre zusammen mit einigen Exemplaren 
der RADIKAL Nr. 138 verschickt worden sein 
soll. Bemerkenswert ist die Schlußfolgerung 
der Ermittlungsbehörden, daß die Heraus­
geber des Interview identisch mit den Ver­
fassern, Herstellern und Vertreibern der RA­
DIKAL sein sollen. Laut Beschluß des OLG 
Stuttgart liegt die Annahme nahe, .,daß über 
diesen bereits einschlägig bekannt gewor­
denen Verlag nicht nur die Ausgaben ,rad­
ikal1984-1989·- Ein Interview' und RADIKAL 

. Nr. 138 vertrieben worden sind, sondern 
auch frühere RADIKAL-Ausgaben, insbeson­
dere die unmittelbar vorher erschienene 
und hier in Frage stehende Ausgabe Nr. 137". 
Nach dem gleichen Schema werden der 
Druckerei sowie der Verlagsauslieferung ei­
ne Mitarbeit an der RADIKAL unterstellt 
Seit 5 Jahren existiert die Zeitschrift RADI­
KAL trotz staatlicher Verfolgung, anschei­
nend genügt in diesem Fall schon die Inhalt-

liehe Auseinandersetzung in der Form eines 
schriftlichen Interviews über Sinn und 
Zweck illegaler Zeitungsproduktion, um in 
den Verdacht zu geraten, an Herstellung und 
Verbreitung der Zeitschrift beteiligt zu sein. 
Gegen die Broschüre ,radikal 1984-1989 -
Ein Interview' selbst wird nicht ermittelt Sie 
is~ in der 3. Auflage, trotz Kriminalisierung 
und Einschüchterung weiterhin öffentlich in 
Buchläden erhältlich. 

Edition ID-Archiv im IISG 
AurorA Verlagsauslieferung 

ln einer weiteren Stellungnahme schreibt 
der Verlag: .. Unsere Publikationen waren 
und sind für die öffentliche Präsentation ge­
dacht. Wir bleiben dabei und lassen uns 
nicht verstecken, auch wenn wieder einmal 
deutlich wird, daß die Thematisierung der 
politischen Zensur in der BRD einigen Leu­
ten nicht gefällt.( ... ) Wir behalten jedoch die 
Ruhe( ... )." 
ln diesem Zusammenhang vollen wir die 
neueste Veröffentlichung des Verlags vor­
stellen: 

Peter Hein: Stadtguerilla I Bewaffneter 
Kampf in der BAD und Westberlln. Eine 
Bibliographie. 
Die Bibliographie beinhaltet rund 1000 
selbständige Publikationen zum The­
ma. Sie konzentriert sich auf die linke 
Diskussion und berücksichtigt dabei 
besonders die schwierig zugängliche 
"graue" Literatur. Das Thema selbst und 
der allgemeine Umgang damit erklären 
es daß solch eine Bibliographie nie voll­
ständig sein kann. 
Die aufgeführten Bücher, Broschüren, 
Kopiensammlungen, Flugschriften und 
Zeitschriften sind in 8 Kapitel (u.a. au­
ßerparlamentarische Opposition, aut­
hentische Texte, Diskussion innerhalb 
der Linken,Staatsgewalt,Strategien zur 
Bekämpfung des "Terrorismus") unter­
teilt und oftmals mit Erläuterungen zum 
Inhalt versehen. Umfangreiche Perso­
nen- und Gruppen-/Institutionenregi­
ster erhöhen zusätzlich den Ge­
brauchswert dieses Nachschlagewerks. 
ln einem Anhang werden ebenfalls 
noch die ersten programmatischen Er­
klärungen der .. Roten Armee Fraktion" 
und der "Bewegung 2.Juni" sowie die In­
terviews mit den "Revolutionären Zel­
len" und der "Roten Zora" dokumentiert. 
160 Seiten, 25,- DM 
(ISBN: 3-89408-102-3) 
Erhältlich im Buchhandel oder direkt 
bei: Edition ID-Archiv im IISG, c/o Au­
rorA Verlagsauslieferung, Knobels­
dorffstr. 8, 1000 Berlin 19, Tel.: 
030/3227117 



PQchlatrlslerung DOIIIIschen Widerstandes! 
Dreiste Ermittlungsmethoden der Göttinger Kripo I 
Dieses Mal geht es gegen einen Schulleiter 

Die Göttinger Pollze.i hat sich ein weiteres 
starkes Stück geleistet: ln aller .Öffentlich­
kelt vernahmen Kripo-Beamte einen Schul­
leiter und holten bei einer Nachbarin Aus­
künfte über den Geisteszustand des Man­
nes ein. 
Der 49jährige Lehrer Karl Gebauer enga­
giert sich seit längerer Zelt gegen das Atom· 
krattwerk Würgassen. Er beteiligte sich an 
Demonstrationen und Flugblattaktionen -
und er schickte Briefe und Gedichte an die 
für den Betrieb des Reaktors verantwortll· 
chen Politiker. Ende April zum Beispiel, am 
dritten Tschernobyl-Jahrestag, gingen aus 
Göttingen die . Neun Lettern zum 26.4." ab, 
zu Händen von Johannes Rau, Klaus Töpfer 
und anderen. Am 'ZT. Oktober - kurz zuvor 
war der GroBbrand im spanischen AKW 
Vandellos I bekannt geworden - folgte das 
Gedicht .vandellos oder Würgassen•. Ge· 
bauer wies darin auf erhebliche Sicher· 
heltsmängel in Würgaasen hin, die in einem 
Gutachten des Elektrowatt·lngenieur·Un· 
ternehmens (EWI) zwar aufgelistet, aber öf· 
fentlich noch nicht bekannt sind: Die fehlen· 
de Brandschutzabschottung zwischen Re· 
aktorgebäude und Maschinenhaus sowie 
nicht feuergeschützte Kabelführungen zu 
den Sicherheitssystemen (siehe Artikel). 
Mit diesem Brief an die Politiker, glaubt Ge· 
bauer, habe er .wohl in ein Wespennest ge· 
stochen ... Oie wissen mehr als sie zugeben, 
deshalb die Pollzei·Al<tion." 
Wenige Wochen nach Versand des Schrei· 
bens traten zwei Kripo-Beamte in einer Un· 
terrichtspause an den Schulleiter heran. Ob 
er, Gebauer, Verfasser der 'fraglichen Ge· 
dichte sei, wollten die angeblich im Auftrag 

de~ Kriminalpolizei in Höxter· ermittelnden 
Besucher wissen. Eine Einladung Gebau· 
ers, ihm auf sein Dienstzimmer zu folgen 
statt weiterhin auf dem stark frequentierten 
Pausenflur zu verhandeln, lehnten die Poil· 
zisten ab. 
Andere Beamte hatten sich zwlschenzelt· · 
lieh zu Gebauers Haus aufgemacht·und ei· 
ne Nachbarin mit der Frage konfrontiert, ob 
der Lehrer eigentlich .noch ganz dicht sei, 
dem Ministerpräsidenten Gedichte zu 
schicken"? 
Oie Kripo in Höxter verwies den Vorfall in 
den Bereich . routlnemäBiger Gefahrener· 
mittlung Im Vorfeld eines Verdachts". Die 
Art und Weise der Ermittlungen sei im übri· 
genSacheder Kollegen in Göttingen gewe· 
sen. Doch die halten sich ebenfalls bedeckt 
.Erst nach der Antwort auf die Anfrage der 
Grünen· werde man Auskünfte erteilen. 
Die Grünen-Landtagsabgeordneten Adel· 
heid Schreiner und Jürgen Trittin nämlich 
wollen von der Albrecht·Reglerung wissen. 
wegen welchen Tatvorwurfs gegen Gebau· 
er überhaupt ermittelt wird und warum die 
Vernehmung . publikumswirksam• an sei· 
nem Arbeitsplatz st~ttfand. Oie Abgeordne· 
ten fragten weiter, ob die Landesregierung 
die Göttinger Polizei darauf hinzuweisen ge· 
denke, daß die Psychlatrlsierung politi· 
sehen Widerstandes nicht nur in der Sowjet· 
union, sondern auch hier unrecht sei. 
Auch der Verband Deutscher Schriftsteller 
(VS) in Niedersachsen hat gegen den Ver· 
such protestiert, .Briefe· und Gedichte­
schreiben( ... ) zu kriminalisieren, zu psychia· 
trisieren." 
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Siralbefehl gegen Biblis-Besetzerlnnen 
17.12.87: Beinahe Gau im AKWBiblis,Biock 

A. Ein Leck Im Kühlsystem führt 
fast zur Katastrophe. Die Kraft· 
werksbetrelberRWE und das Um· 
Weltministerium verhelmliehen 
den .Störfall" vor der Öffentlich· 
kelt Erst knapp ein Jahr später, 
Anfang Dezember 1988 wird die· 
ser Skandal durch Zufall bekannt 

17.12.88: Am Jahrestag des heimlichen 
Fast·GAUs besetzen 30 Männer 
und Frauen aus den umliegenden 
Städten das lnformationszen· 
trum des AKW B.iblis. Sie greifen 
die Informationspolitik der RWE 
scharf an und fordern die sofortl· 
ge Stlll~gung der Atc:-manlagen. 

18.12.88 Nach 14 Stunden Besetzung wird 
das Infozentrum am frühen Mor· 
gen von der Polizei geräumt Es 
soll bei der am Nachmittag statt· 
findenden GroBkundgebung als 

Polizeizentrale dienen. 24 Beset· 
zerinnen werden herausgetra· 
gen, ihre Personallen werden auf· 
genommen. 

9.8.89: Das Amtsgericht l.ampertheim 
verschickt an die Aktionsteilneh­
merinnen Strafbefehle. Sie lauten 
auf 10 Tagessätze a 30,- DM (= 
300,- DM Strafe). Oie RWE hatte 
Anzf)ige wegen Hausfriedens· 
bruch erteilt 

WIR ZAHLEN NICHT I 

Gegen die Strafbefehle wurde E.inspruch 
erhoben. Wir wollen nicht, d,_B die Sache 
stillschwelgend im Sand verläuft Wirwollen 
die Öffentlichkeit erreichen und auch ge· 
genüber dem Gericht unsere Forderungen 
vertreten. Der ProzeB soll zu einem Tribunal 
gegen die Blblis·Betreiber umfunktioniert 
werden. Wir kämpfen an gegen das Vertu· 

sehen und Vergessen. Die Menschen rund 
um Blblis müssen sich jeden Tag aufs Neue 
bewußt machen, daß der Super-GAU mög· 
lieh Ist 
Der Widerstand gegen die Atomanlagen in 
Biblls und anderswo muß weitergeführt wer· 
den. Wir fordern die sofortige Stlllegung. 

Ein ProzeB kostet Geld. Wer sich gegen 
die Kriminalisierung von AKW·Gegne· 
rinnen wendet, k.ann uns unterstützen: 
Spendenkonto für ProzeBhllfe (Anwalt 
u.a.): 
K.H. Noffz, Nr. 4176582, BLZ 67050101, 
Stadtsparkasse Mannheim; Stichwort: 
Biblis·ProzeB 

Kontakt: Gaby Weiland, Berliner Str. 45, 
6700 ludwigshafen, Tel. 0621/813497; Jo· 
chen Stay, Fischerstr. 42a, 6800 Mannheim 
24, Tel. 0621/858837 
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or dem Ende des 
Die zweite Phase des Prozesses neigt sich dem Ende zu. Wahrscheinlich im 
Februar wird das 129a-Verfahren gegen lna Then, Reiner Hübner und An­
dreas Semisch abgetrennt werden. Die sogenannte ,.Beweisaufnahme" zu 
diesem Komplex ist so gut wie abgeschlossen. Die Bundesanwaltschaft 
hat hier schon einen rechtlichen Hinweis gegeben, daß Reiner Hübner 
eventuell nach § 129 oder nach 129a verurteilt werden wird, Andreas Se­
misch nach 129a und evtl. ,.Rädelsführerschaft". Für Ende Februar werden 
hier die Urteile erwartet. Alle Beteiligten gehen hier von dem Schlimmsten 
aus- zu Recht Erst danach werden dann die .,Schüsse an der Startbahn" 
zum Thema der Verhandlung. Dann sitzen nur noch Andreas Eiehier und 
Frank Hoffmann auf der Anklagebank. Auch hier wird von einer Prozeßdau­
er von einem halben bis zu einem ganzen Jahr gerechnet. 
Doch zurück zum jetzigen Komplex. Die Art und Weise, in der dieser Prozeß 
bisher von der Bundesanwaltschaft und dem Frankfurter Oberlandesge­
richt durchgezogen worden ist. läßt keine Überraschungen erwarten. 
Selbst der größte Knaller, als bekannt wird, daß das Gericht mehrere Poli­
zeizeugen präpariert hatte (siehe letzte atom), konnte das Gericht nicht 
stoppen. Dabei war dies nur das I-Tüpfelchen der Ungeheuerlichkeiten in 
diesem Prozeß. Die Frankfurter Genossinnen nennen dies die ,.Unerträgli­
che Normalität eines von vielen polit ischen Prozessen". 
Allein das, was sich in den letzten Monaten seit Anfang Oktober vor Gericht 
abgespielt hat, läßt einer/einem die Haare zu Berge stehen: vom Gericht 
präparierte Belastungszeugen,jede erdenkliche Hilfestellung seitens des 
Gerichts für diese Zeugen, Ablehnung jeglicher Anträge der Verteidigung, 
die Weigerung des Gerichts, offensichtliche Falschaussagen der Beamten 
protokollieren zu lassen, etc ... 
Das Gericht machte nicht einmal mehr den geringsten Versuch, den Schein 
der Unabhängigkeit und Objektivität zu wahren - hier galt nur noch die Ar­
roganz der Macht. 
Wir können diese schier unglaublichen I "unerträglich normalen" Prozeßta­
ge hier nicht wiedergeben. Stattdessen empfehlen wir allen wärmstens, die 
hier ein Paradebeispiel deutscher politischer Justiz erleben wollen,die aus­
gezeichneten Prozeßinfos der BI , insbesondere die ,.SOLIDARITÄT" Nr. 
20-32. Das ist wahre BRD-Geschichte, die leider von keiner Öffentlichkeit 
wahrgenommen wird. 
Anstatteines ausführlichen Berichts dazu, der diese Zeit sowieso nicht rich­
tig wiedergeben kann, bringen wir eine Einsenätzung von Frankfurter Ge­
nossinnen; obwohl darin der bittere Sarkasmus nicht mehr zu leugnen ist, 
sind sie der Wahrheit sehr nahe. 
Zum anderen hat sich in der letzten Phase ein neuer Konflikt unter den An­
geklagten angedeutet. Es geht um Aussageverweigerung bzw. Aussagen­
Machen. Im Hintergrund steht die Tatsache, daß die BAW ihre Beweisauf­
nahme ausschließlich auf ,.Aussagen" stützt. die voP den Aussagenden 
längst widerrufen worden sind, die nichtsdestotrotz aber vom Gericht als 
,.wahr" herangezogen werden. Hier geht es jetzt darum, daß die einzige Mög­
lichkeit, diese .. wahren Aussagen" als falsch hinzustellen, darin besteht, daß 
die betreffenden Personen, die bereits einmal ausgesagt haben, jetzt no­
cheinmal vor Gericht erscheinen, und Rede und Antwort stehen und somit 
die in den Vernehmungsprotokollen dokumentierten ,.Aussagen" als un­
wahr herausstellen. Dazu im zweiten Teil. 
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Öffentlichkelt 
Dieser Prozeß findet hinter verschlossenen 
Türen statt Außer dem Prozeß-lnfo der BI, 
der _SOLIDARITÄT· und einigen wenigen Ar­
tikeln ln den Scene-Zeitungen, wird über 
den Prozeß fast nicht berichtet Oie . taz• hat 

es ln den letzten Monaten auf ganze 3 oder 
4 Kurzartikel gebrachtZu den Prozeßtagen 
kommen ganze 20 Personen. 
Erst vor diesem Hintergrund ist es möglich, 
daß dieses Gericht und die Bundesanwalt­
schaft diesen Prozeß überhaupt so führen 
können, wie sie es tun. Keine bürgerlich-li­
berale Presse, keine unabhängigen Prozeß­
beobachter, auf die (wenigstens manch­
mal) Rücksicht zu nehmen wäre. 

Die einzige Ausnahme ist die .SOLIDARI­
TÄT". Das Prozeßlnfo ist in bisher über 30 
Ausgaben erschienen und dokumentiert 
akribisch jeden einzelnen Prozeßtag. Her­
ausgegeben wird es von der .Bürgerinitiati­
ve gegen die Flughafenerweiterung Frank­
furt". 

Hilferuf 
Es wird dringend Geld benöt igt, um die .So­
LIDARITÄT" weiter erscheinen lassen zu 
können. Nicht nur die persönlichen Kräfte 
sind nach einem Jahr Prozeßarbeit fast er­
müdet. auch das Geld Ist versiegt Wir rufen 
hierdringend dazu auf : Abonniertdie .SOLI­
DARITÄT" und/oder spendet auf das-ange­
gebene Konto. 
Bürgerinitiative gegen die Flughafenerwei­
terung Frankfurt Rheln/Main. c/o Helga Ar­
nold, Wilhelm-Leusch-Str. 50a,6082 Mörtel­
den; Tel .. : 06105/3726. 
Spendenkonto der BI: Volksbank Mörtel­
den, BLZ 508 636 12, Kto.-Nr. 53 00 69. 

Aussagen? 
Aussageverweigerung? 
Gegen Ende der . Beweisaufnahme• zum 
129a-Komplex ist für alle Prozeßbeteiligten 
offensichtlich, daß das Gericht verurteilen 
wird. Das Urteil wird sich dabei fast aus­
schließlich auf Aussagen stützen, die in den 
ersten Wochen nach den Schüssen an der 
Startbahn gemacht worden sind. Unabhän­
gig davon, ob diese von den damals Aussa­
genden inzwischen als falsch widerrufen 
worden sind, bzw. diese _Aussagen" in einer 
Erpressungssituation stattgefunden ha­
ben, also nicht verwertbar wären. Das Ge­
richt hat mit seiner Prozeßführung alle et­
waigen Hindernisse aus dem Weg geräumt; 
und an den Stellen, an denen sich Leute auf 
Ihr Aussageverweigerungsrecht berufen, 
hat es einfach die früheren . Aussagen· mit 
Hilfe der Vernehmungsbeamten eingeführt . 
Diese . Aussagen• stehen heute genauso 
da, wie die Bundesanwaltschaft sie benö­
tigt 
ln dieser Situation stellte die Verteidigung 
von Andreas Samisch me.hrere Beweisen­
träge. Unter anderem sollten noch einmal 
die Personen vor Gericht aussagen, die sich 
bisher auf eine Aussageverweigerung beru­
fen haben und nicht vor Sericht aussagen 
brauchten; deren frühere Aussagen aber 
als Hauptbelastungsbeweise für das Urteil 
herhalten werden (u.a. Mike KOrth, Baidur 



Opificlus). Diese Anträge widersprechen 
natUrlieh der bisherigen Parole Yon Anna 
und Arthur: .Keine Aussagen•. ln dieser SI­
tuation hat die BI folgende Erklärung veröf­
fentlicht: 

Die Bürgerfnftfative Ist schon wegen Ihrer 
Immer noch günfgen Zielsetzung und Ihrer 
zukünftigen Rolle bei den anstehenden Er­
wefterungsma8nahmen ln Opposition zu 
den Herrschenden. Darüber hinaus besteht 
eine Gegnerschaft aufgrund der tatsächli­
chen polirischen Praxis (Beispiele: Antfmili­
tarismus,AKW-Gegnerschaft, Solidarltlit mit 
den Befreiungsbewegungen in EI Salvador, 
Nicaragua u.s.). 
Wenn man Kriminalisierung als Angrlf der 
Herrschenden auf eine Innere Opposition 
rechnet, so stem sich der Aussageboykott in 
Krlmlnalls,lerungsphasen als eine selbstver­
ständliche Abwehrtechnik gegen diesen An­
griff dar. Insofern lautet die Forderung Im­
mer, keine Aussagen. Dies hat Ihre Begrün­
dung in der tatsichliehen unvereinbaren ln­
teressenslage der Erm/Wungsbehörden 
und der Opposition dar (aus BI Info Nr. 21). 
Dies Ist und bleibt Stand der BI. Aber, wir ha­
ben auch geschrieben, daß ein Aussage­
boykott sich an der Wlrlclfchkeit messen las­
sen muß. 
Die Beweisaufnahme zum § 129a Ist so gut 
wie abgeschlossen. Wir stehen vor der SI­
tuation, daß Aussagen über Beamte in den 
Prozeß eingeführt wurden. Aussagen, die 
zum Teil von den früher Aussagenden wider­
rufen wurden. deren Inhalte willkUrlieh ver­
knüpft sind, deren WidersprUchliehkelten 
nicht mehr autgekllirt werden. Aussagen, die 
als Falschaussagen von den Aussagenden 
tituliert wurden. 
Doch die Einzigen, die dem etwas entgegen­
setzen können, sind diejenigen, die die Aus­
sagen gemacht haben. 
Zftat:.Das ging so weit, daß Ich Dingeausge­
sagt habe, die ganz und gar falsch waren~ 
. ln einem Gefühl der Verlassenheft wurden 

Zeitlich parallel zu dieser Erklärung verlas 
Andreas Eiehier am 12.1.90 vor Gericht eine 
Stellungnahme, ohne daS er zu diesem Zeit­
punkt von der Existenz des BI-Kommentars 
wußte. 

von mir unrichtige Angaben gemacht Ich 
will und kann derartiges nicht steheil lassen, 
was schlichtweg falsch Ist, oder wovon Ich 
nicht hundertprozentig überzeugt bin. Auch 
wenn einzelne Passagen rlchrfg sein mö­
gen, ziehe Ich meine Aussage vom 26.1.88 
Insgesamt zurück und werde jenes Protokoll 
auch in Zukunft nicht unterschreiben. Ich 
bleibe bei meiner Einlassung, die am 
22.11.87 protokolliert wurde. • 

Anreas Eiehier 

Auch Michael Kurth, Baidur Opificlus und 
Frank Weihermüller haben Aussagen zu­
rückgenommen, als falsch, gelogen, falsch 
protokolliert und erpreBt bezeichnet 
Fakt aber ist, daß Andreas Semlsch, lna Then 
und Rafner HUbner genau wegen dieser 
Aussagen verurteilt werden. 
Die bisher Im ProzeB eingeführten Beweise 
und Aussagen sollen die 129a-Konstruktfon 
festigen. 
Das Verhalten der Anwlilte Andreas Elch­
JBrs, der selbst vom§ 129a betroffen Ist, dem 
n'lehts entgegenstellt. läßt Raum tur Spekula­
tionen offen. Was erwarten sie dafür? 

Gibt ea entlastende Auaaagen? 

Die bisherige Beweisaufnahme stellt die 
Frage, ob durch Aussagen oder Einlassun­
gen, Lügen oder falsche Kombinationen 
(der Vernehmungsbeamten) widerlegt oder 
erschüttert werden könnten. 
Die Situation Ist Insofern vorgegeben, daß 
Aussagen gemacht wurden, die nicht ein­
wandfrei als LUge zu Identifizieren sind. 
Die Problematik bleibt weiterhin für jedeln 
die gleiche: Es besteht die Gefahr. zum Zeu­
gen•der Anklage als Handlanger d~r BAWzu 
werden. 

Kriminalisierung 

ln dieser Stellungnahme bezieht sich An­
dreas Eiehier auf Aussagen von Mike Kurth 
insbesondere auf Aussagen, die seine jetzi~ 
ge Verlobte lna Then betreffen und bela­
sten (lna sitzt hier wegen 129a vor Gericht). 

Stellungnahme von 
Andreas Eiehier 
Es warturmich erstaunlich, was an Erzlihlun­
g_en von Michael Kurth öffentlich wurde. 
Oberrasehr haben mich u.a. seine AuBerun­
gen, die lna Then betrafen. 
C> Ich bin seit Sommer 1986 mit lna Then ver­

lobt und kenne daher deren Lebensver­
hlinnlsse. 

C> Herr Kurth war nicht Vertrauter meiner Ver­
lobten. Datur gab es weder Anlaß, noch 
war dies zeltlieh möglich. 

C> Die Kontakte zwischen MichaelKurthund 
lna Then konnten aus folgenden Gründen 
weder eng noch vertraut sein: Herr Kurth 
war 1987 ganzjlihrlg voll mit 'der Renovie­
rung seiner Wohnung beschliftlgt Meine 
Verlobte blieb 1987, außerhalb ihrer Ar­
beitszeit, wegen Ihrer Schwangerschaft 
zu Hause. Sie sehrlinkte daher außerver­
wandtschaftflehe Kontakte sehr ein. Werk· 
tags war Herr Kurth 1987 berufst§tlg, 
ebenso wie lna Then und Ich. Zwischen 
Herbst 1986 und Herbst 1987 sahen wir 
deshalb Herrn Kurth monatelang nicht 

C> Wegen Ihrer Schwangerschaft war lna 
Then 1987 §ußerst senen an der Startbahn 
und auf Veranstaltungen. Schon allein in 
fhrer ·damaligen Situation wUrde sie von 
niemandem eine Waffe annehmen oder 
gar aufbewahren. 

C> lna Then hat mir niemals etwas von einer 
Waffe er.z§hlt Ich habe sie auch nicht Im 
Besitz einer solchen gesehen. 

C> Es Ist für mich unvorstellbar, daß lna Then 
jemals Im Besitz einer Waffe war, denn sie 
lehnt Waffen genauso ab, wie kriegeri­
sche Auseinandersetzungen. 

C> Es gab keinerlei Waffenübergabe von mir 
an Andreas Semlsch. lna Then war dem· 
nach bei derartigem nicht anwesend. 

C> Weder lna Then noch Ich, waren am 
8.11.1986 in einer Gaststlitte namens 
. Brückenkopf". Wir befanden uns vielmehr 
in Anwesenheft mehrerer Bekannter an ei­
nem anderen Ort Wir waren nicht in Be­
gleitung von Herrn Semlsch. Auch hier tra­
fen die Außerungen von Michael Kurth 
nicht zu. 

11.1.90, Andreas Eiehier 

Vorgelesen am 12.1.90, 
65. Verhandlungstag 
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ln dieser Stellungnahme geht es darum, daß 
Andreas Eiehier mit der Erklärung versucht. 
die .Aussagen" von Mike Kurth zu widerle­
gen, allerdings nur die Aussagen, die lna 
Then belasten. Darüber hinaus widerspricht 

er den Aussagen Mike Kurths, wonach er, 
Andreas Eichler, die Waffe an Andreas Se­
misch übergeben hat, und daß er selber 
auch nicht am 8.11.86 zusammen mit An­
dreas Samisch in einer Gaststätte gewesen 

ist. 
Diese Stellungnahme von Andreas Eiehier 
vor Gericht ist Gegenstand eines neuerli­
chen, sehr scharfen Kommentars der BI. 

Kommentar der BI zur Erklärung won Andreas Eiehier 
Wir schrieben bereits, daß es höchste Zeit 
wäre, daß bestimmte Leute endlich etwas zu 
dem sagen, was sie an Behauptungen und 
Lügen von sich gegeben haben. Sicherlich 
meinten wir damit auch Andreas Eichler. 
Seine Erklärung veranlaßt uns zu weiteren 
Ausführungen. Wir zitierten auch Eichlers Er­
klärung (von 1988): .Das ging so weit, daß 
ich Dinge ausgesagt habe, die ganz und gar 
falsch waren." Wir stellen noch einmal fest, 
daß aufgrund seiner Aussagen andere Mit­
angeklagte verurteilt werden sollen und fra­
gen uns noch einmal, warum die Verteidi­
gung Andreas Eichlers nichts dafür tut, um 
das Konstrukt der terroristischen Vereini­
gung dahin zu verweisen, wo es hingehört: 
auf den Müllhaufen verbrauchter Wunsch­
vorstellungen schmalspuriger Bundesan­
wälte. 
-Auch die neuerliche Erklärung von Andreas 
Eiehier ist nicht dazu angetan, mit den windi­
gen Behauptungen der BAW aufzuräumen. 
Im Gegenteil: 
1. Eiehier sagt in erster Unie nicht: Da und 
da habe ich gelogen -sondern sagt: Der Mi­
ke Kurth lügt 
2. Selbst da, wo er sagt: Es gab keinerlei 
Waffenübergabe von mir an Andreas Se­
misch - folgt als .zwingender" Rücksch/uß: 
tna Then war demnach bei derartigem nicht 
anwesend. 
3. ln patriarchalischer Mackermanier re­
det er ständig über den Kopf von lna Then 

78 

hinweg und stellt .,seiner" Verlobten einen 
.Persilschein" aus, anstau sich auf das zu be­
schränken, was er gelogen und erfunden 
hat 
4. Er liefert der BAWWasser auf ihre Müh­
len, indem er die Behauptung glaubhafterer­
scheinen läßt, er wolle nur seine Verlobte 
decken. (Wir erinnern an das, was BAW Pflie­
ger am 64. Verhandlungstag in seiner Stel­
lungnahme zu Beweisantrag Nr. 17 bereits 
sagte: Es ging nicht um die Schluckbe­
schwerden des Andreas Semisch, sondern 
um die angebliche Aussage .Eich/er will je­
manden decken~ Seiner Meinung nach 
handlte es sich dabei um dessen Freundin 
tna Then.) 
5. Es ist begrüßenswert, daß sich Eiehier 
endlich entschlossen hat, seine Lügen über 
lna Then richtigzustetten. Verwerflich ist es, 
daß er kein Wort zu seinen Lügen über ande­
re, wie z.B. Frank Hoffmann, lngo Herbst, 
Mark Steinbrück, Andreas Semisch sagt 
Kein Wort z.B. zu seiner Behauptung, An­
dreas Semisch sei .eher Rädelsführer" als 
er selbst Kein Wort zu sonst gar nichts. 

Wir müssen jetzt klar feststellen: 
Wenn Andreas Eiehier mit solchen Erklärun­
gen überhaupt etwas erreicht - und hierbei 
unterstellen wir mal, daß das Gericht seine 
Ausfährungen als wahr hinnimmt - dann in 
erster Linie doch, daß seine anderen Aussa­
gen umso glaubwürdiger stehenb/eiben. 

.. ~ 

Was soll man davon anderes hatten, als daß 
er es darauf anlegt, daß seine Verurteilung 
nach§ 129a und die der Mitangeklagten auf­
grundseiner Behauptungen ermöglicht wer­
den sott: Laßt doch mal bitte meine Verlobte 
da raus, die anderen könnt ihr ja gern behal­
ten. 
Zu erwarten wäre, daß Andreas Eiehier sich 
auch allen anderen gegenüber korrekt ver­
hält. 
Es fehlt eine Beschreibung seiner Verneh­
mungssituation, die erklärt, wie bestimmte 
Betastungen entstanden sind, u.a. gegenü­
ber tna Then. Dies heißt, nicht die Aussagen 
anderer, sondern seine eigenen stehen zur 
Disposition. 
Spätestens in dem Moment, als die Aussa11e 
vom 26.1.88 eingetahrt wurde, wäre eine Au­
ßerung seinerseits hierzu notwendig gewe­
sen. 
Zumindest seine Anwälte hätten dafür Sor­
ge tragen müssen, daß sie so nicht stehen 
bleiben. 
Dies gebietet sich unserer Meinung nach 
aus der Verantwortlichkeit aller Anwälte für 
alle Angeklagten. 
Die jetzige Erklärung von Andereas Eiehier 
hat für mehr Verwirrung als Klärung gesorgt, 
ganz abgesehen davon, daß die Darstellung 
der Person tna Then diskriminierend ist 
Alles in allem drängt sich der Eindruck auf, 
daß Deals in Vorbereitung sind. 



Erinnern wir uns: Wir haben vor Prozeßbe­
ginn gesagt und geschrieben, daß der soge­
nannte "2.11."-Prozeß nur ein Vorwand ist, 
um ganz andere Widerstandsformen - im 
Windschatten der tödlichen Schüsse - zur 
Anklage und Verurteilung zu bringen. Die ju­
ristische Verkettung der Schüsse vom 2.11. 
mit Widerstandsformen vor allem gegen die 
Nuklearindustrie sollte die relativ große 
Breite und Sympathie für die Widerstands­
formen unter allgemeinen Ablehnung der 
Schüsse zum Verstummen bringen. 
Der Startbahnprozeß befindet sich nun im 
10. Monat. Bis zum heutigen Tag hatte kein 
einziger Zeuge der Anklage, kein einziger 
Verhandlungstag die Schüsse vom 2.11. 
zum Gegenstand. Wieviele Festnahmen, 
Verhaftungen, Verhöre, Hausdurchsuchun­
gen und Observationen den 2.11. nur als 
.Mordsklima" nutzten, um Aussagen zu 
ganz anderen Ereignissen zu erpressen, da· 
kumentiert die Anklageschrift gegen 9 
Startbahngegnerinnen selbst: Gerade 2 
Startbahngegner, Andreas E. und Frank H., 

ehe Gesinnung" nicht zutage getreten sei, 
daß sie eine "innere Umkehr" gezeigt hätten 
und für die Zukunft ein "geordnetes Leben" 
erwarten lassen. Kaum besser hätten wir 
den Kern politischer Strafjustiz beschrei­
ben können: die Belohnung bzw. Bestra­
fung der politischen Haltung eines Ange­
klagten. Für die verbliebenen 5 Angeklag­
ten heißt das nichts anderes, als daß ihre 
Weigerung, mit der Justiz in gewünschter 
Weise zu kooperieren, strafverschärfend 
hinzukommt. Mehr noch: in den sogenann­
ten "milden" Urteilen wurde bereits das ho­
he Strafmaß für den Rest der Angeklagten 
Startbahngegnerinnen festgeschrieben. 
Wurden die 4 Angeklagten dank "innerer 
Abkehr" vom Gericht zu Randfiguren, Mit­
läufern und Verführten abgestuft, so bleibt 
den auf der Anklagebank verbliebenen nur 
noch die Rolle der Anführer, Haupttäter und 
geistigen Drahtzieher. 

werden von d"' Anklague,däc.tlgt,an den tl! ~e 
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ten. Schließlich gab die Bundesanwalt­
schaft den .,Fall" ans Amtsgericht in Hanau 
ab. Der§ 129a schien seine Funktion als Er· 
mittlungsparagraph und Generalvollmacht 
gegen jede Form militanten Widerstandes 
erfüllt zu haben. Die Restabfertigung sollte 
nun wieder auf "normalem" Weg abgewik­
kelt werden. Doch dann passierte das, was 
bei Sondergerichten und Sonderrichtern 
nicht passieren kann: Andreas S. wurde 
mangels dringenden Tatverdachts freige­
lassen. Was bei der Bundesstaatsanwalt­
schaft mit mehr oder weniger einem Dut­
zend Straftatvorwürfen begann, endete 
beim Amtsgericht in Hanau mit dem Ver­
dacht des Waffenbesitzes und/oder der 
Hehlerei. Die ganze Konstruktion des § 
129a stürzte kläglich in sich zusammen. 
Wie sehr jedoch der .,normale" Weg der 
Rechtsprechung die Ausnahme, die Son­
dergerichtsbarkeit von Staatsschutzorga­
nen der Regelfall politischer Justiz ist, be­
wies die Bundesanwaltschaft selbst. Nach 
Andreas S. Freilassung zog die Bundesan­
waltschaft von neuem das Verfahren an 
sich. Plötzlich sollte ein linguistisches Gut­
achten etwas beweisen, was mit dem Vor· 
wurf der Beteiligung an x Straftaten nicht 

:::::-:: 

Schüssen beteiligt gewesen zu sein, auf 7 
Startbahngegnerinnen werden Straftaten 
verteilt, die mit dem 2.11. nichts, mit prakti· 
sehen Widerstandsformen gegen die Atom­
industrie, Startbahnbatreiber und Nutznie­
ßer sehr viel zu tun hatten (Anschläge auf 
Strommasten, Umspannwerke, Bauunter­
nehmen und Banken). Wie sehr die Schüsse 
nur als Anlaß benutzt wurden, um eine lange 
vor dem 2.11. einsetzende Verfolgung nun 
ganz hemmungslos und offen in Gang zu 
bringen, beweist der Prozeßverlauf selbst. 
ln den ersten Monaten nach Prozeßbeginn 
ging es um die Verurteilung von 4 Start­
bahngegnerlnnen, die sich zu Anschlägen 
auf Strommasten, die kurz nach Tscherno­
byl außer Betrieb gesetzt wurden, bekannt 
haben. Im Vordergrund stand ein schneller 
juristischer Erfolg, eine erste betäubende 
Rechtfertigung für die staatliche Repressi· 
answelle nach dem 2.11.Urteile,die nichtge­
gen die Angeklagten, sondern mit deren Hil­
fe erfolgten. Ganz in diesem Sinne waren es 
sogenannte "milde" Urteile - alle Strafen 
wurden zur Bewährung ausgesetzt. Wie we· 
nig es dem Gericht dabei um die so oft be­
schworene "Schwere der Straftat" ging, wie 
sehrjedoch um ein Urteil überdie politische 
Haltung der Angeklagten, macht die Urteils­
begründung deutlich. Belohnt wurde in die­
sem abgetrennten Verfahren, ohne einen 
Hehl daraus zu machen, daß bei diesen An­
geklagten eine "grundsätzlich rechtsfeind Ii-

Karlsruhe, ein auf seine Zuverlässigkeit hin 
~ ~ ausgewählter und auserlesener Richter, 
~ wußte, was von ihm - im Gegensatz zu ei­

nem .. dahergelaufenen" Amtsrichter in Ha­
nau- erwartet werden kann: Er gab der er­
nauten Gefangennahme von Andreas S. we· 
gen "Verbrechens nach § 129a StgB u.a." 
seinen richterlichen, unabhängigen Segen. 
Ein "Exzeß", ein .,Übergriff" des Rechtsstaa­
tes? 

Was es also heißt, seine politische Identität 
in einem solchen Verfahren zu verteidigen, 
sie ungebrochen durch eigenes, solidari· 
sches Handeln zu dokumentieren, läßt sich 
am Beispiel von Andreas S. verdeutlichen. 
Andreas S. hat sich wenige Wochen nach 
dem 2.11. selbst gestellt, u.a. in dem Glau· 
ben, daß die gegen ihn erhobenen Vorwürfe 
einer richterlichen Überprüfung nicht 
standhalten können. Doch bereits einen 
Tag später bestätigte der Haftrichter in 
Karlsruhe die von der Bundesanwaltschaft 
zusammengestellten Straftaten in allen we­
sentlichen Punkten: Bildung und Unterstüt­
zung einer "terroristischen Vereinigung" 
nach § 129a, Beteiligung an bis zu 13 An­
schlägen, schwerer Raub einer Dienstpisto­
le, Waffenbesitz usw. Noch am selben Tag 
wurde Andreas S. in den Knast Frankenthai 
verschubt. Ca. 5 Monate saß Andreas S. im 
Knast. ln dieser Zeit vollzog sich - in aller 
Stille und jenseits der Öffentlichkeit - die 
Selbstauflösung des Haftbefehls. Zug um 
Zug wurden Anschuldigungen fallengelas­
sen bzw. waren nicht mehr aufrechtzuerhal-

Wie nahtlos sich Sonderhaftrichter und ex­
tralegale Sondervollmachten der Bundes­
staatsanwaltschaft in die Sondergerichts· 
barkeit von Staatsschutzsenaten einfügen, 
wie geradezu eingespielt scheinbare Aus­
nahmezustände Teil des geregelten Nor­
malzustandes geworden sind, dafür legt der 
5. Strafsenat am OLG Frankfurt/Main die 
Hände selbst ins Feuer. 
Die Verteidigung von Andreas S. stellte irn 
Prozeß einen Antrag auf Aufhebung des 
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Haftbefehls. Die Entscheidung über diesen 
Antrag machte das Gericht von dem Ergeb­
nis der Zeugenvernehmung des vom BKA 
beauftragten Seif-made-Linguisten Perret 
abhängig. Auf den ersten Blick einleuch-
tend,stützt sich ja die Begründung des Haft­
befehls i.W. auf die Aussagen jenes Dr. Per­
ret, der dank eines Selbstlaborats aus Ei­
genstudium und .lntuition•-wie er es nann­
te - Andreas S. mit .hoher Wahrscheinlich­
keit• zum Autor von 2 Bekennerschreiben 
mach.te. 
Linguistik als eine Art Staatsschutzwissen­
schaft oder wie. Bundesstaatsanwalt Pflie­
ger so versehentlich wie wahr formulierte: 
neue Wege der .. Wahrheitserfindung•. Der 
Tatort, der Ort des Verbrechens wird in den 
Kopf eines Angeklagten vorverlegt Ein Ta­
tort aber, zu dem - nach klas.sischer Krimi­
nalistik - keine Spuren führen, verlangt 
nach neuen Methoden des Spurenlesens. 
Der Kopf als Tatwaffe, der linguistische .,Fin­
gerabdruck•, der dazugehörige Beweis. Ein 
Akt forensischer Selbstbefruchtung. Kur­
zum: Man muß heutzutage keinen Anschlag 
mehr verüben, nicht einmal mehr in Ver­
dach~ stehen, daran beteiligt gewesen zu 
sein; es genügt, geistig irgendeinem Tatort 
nahezustehen. 
Diese neue Form der Beweisschaffung wird 
für viele 129a-Verfahren Zukunft haben. 
Doch heute, wie Perret selbst einschränkte, 
befinde sich diese Wissenschaft .noch in 
den Kinderschuhen•. Für diesen ProzeB 
noch ein paar Nummern zu klein, selbst für 
die FAZ: .. ProzeBbeobachter fragen sich 
mittlerweile, weshalb die Bundesanwalt­
schaft ihre Anklage auf Aussagen eines 
Nicht-Linguisten stützt, der selbst behaup­
tet, die ·von ihm begründete ,forensische 
Linguistik' stecke ,nicht nur in der Theorie in 
den Kinderschuhen', sondern sei auch im 
Hinblick auf Daten ,rudimentär'. Es gebe 
noch kaum eine wissenschaftliche Diskus­
sion, zudem fehlten Statistiken.• (FAZ v. 
21.6.89). Derwichtigste Zeuge für die Ankla­
ge gegen Andreas S. taumelte von einer Re­
lativierung zur nächsten, bis ihm gar ganz 
der Boden unter den Füßen verloren ging, 
als die Verteidigung d!ls ganze Desaster da­
mit krönte, daß Perret ·in einem anderen Ver­
fahren einen dort Angeklagten der Autoren­
schaft .überführte•, obwohl der fragliche 
Text nichtvon ihm, sondern aus einer Passa­
ge eines öffentlich zugänglichen Buches 
stammte. 
Was macht nun ein Sondergericht, wenn die 
wesentlichste Stütze für eine Haftbefehls­
begründung vor aller Augen wegbricht? Es 
schert sich einen Dreck drum und denkt 
sich was Neues aus. ln der Ablehnung der 
Aufhebung des Haftbefehls vom 7.7.89 
kommt der Senat zum Schluß, daß nun wie­
der die .anderen Gründe• für die Haftfort­
dauer ausschlaggebend sind. Das ganze 
liest sich dann in der Begründung so: .. Unter 
diesen Umständen kann es deshalb dahin­
stehen, ob durch das linguistische Gutach­
ten, das Sachverständige Dr. Perret erstat-
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tet hat, der dringende Tatverdacht gegen 
den Angeklagten noch zusätzlich verstärkt 
wird. Zu einer Verringerung des gegen den 
Angeklagten aus anderen Gründen gerich­
teten Tatverdachts haben die Ausführun­
gen des Sachverständigen jedenfalls nicht 
geführt• Waren es gerade diese .. anderen 
Gründe•, die beim Amtsgericht in Hanau zu 
Andreas S. Freilassung führten, so können 
dieselben eben auch in den Knast führen. 
Sage jetzt niemand, es sei egal, mit welcher 
Begründung man im Knast sitzt. 
Was auf der Straße, bekannt unter dem 
.. Hütchenspiel• verfolgt wird, genleBt in der 
Staatsjustizszene hohes Ansehen: Man ver­
tauscht im richtigen Moment die Gewichte, 
bis die Waage der Justicia wieder im .. rech­
ten" Lot ist 
Für OktOber/November war eigentlich eine 
weitere Abtrennung vom .. Hauptverfahren• 
geplant. Gegen 3 Startbahngegnerinnen 
sollte wegen Gründung bzw. Mitgliedschaft 
in einer .. terroristischen Vereinigung• (§ 
129a) separat geurteilt werden. Ziel war und 
ist, zumindest gegen 3 Ang~klagte das Kon­
strukt des 129a durchzusetzen, um damit 
automatisch die letzten 2 Angeklagten zu 
deren Mitglieder oder Gründungsväter .. er­
nennen• zu können. Mit welcher Absurdität 
und Normalität diese Absicht verfolgt wird, 
läßt sich nochmals an der Beweisführung 
der 11 angeklagten Anschläge verdeutli­
chen, die nun auf die noch verbliebenen 3 
Startbahngegnerinnen verteilt werden 
müssen. Die bis heute vor Gericht ausge­
breiteten Beweise und Indizien belegen 
nicht mehr, als daß sie stattfanden. Bilder 
vom Tatort werden nichtssagend rumge­
reicht Spuren gesichtet, Kriminalisten vom 
BKA und LKA vernommen, um die ganze Ar­
chivate kopfnickend zu bestätigen, und fast 
am Rande werden die wenigen Zeugen ein­
gestreut, die . allesamt Täterinnenbeschrei­
bungen machten, die auf ungefähr 5 Millio­
nen Jugendliche zutreffen. - Genauso gut 
könnten den Angeklagten auch 11 Verkehrs­
unfälle der letzten 3 Jahre zur Last gelegt 
werden. 
So groteske Züge gerade der Komplex .An­
schläge• auch annimmt, - da wurde selbst 
das Gartenbauamt nach dem jährlichen 
Wachstum von Bäumen befragt, die sich ei­
ner erhofften Täterlnnenpräzisierung un­
botmäßig in den Weg stellten-, mit dieser 
juristischen Sight-seeing-Tour durch die an­
schlagsrelevante Landschaft bleibt einem 
das Lachen im Hals stecken, wenn darin 
nicht die legale Aufhebung des Beweisnot­
standes zum Ausdruck käme. Ein wesentli­
cher Kern eines jeden 129a-Verfahrens: Kei­
ne einzige Tat(-Beteiligung) muß nachge­
wiesen werden, es genügt, als Mitglied/ 
Gründarin einer .terroristischen Vereini­
gung• anerkannt Z!J werden; 
Das einzig wirklich Belastende gegenüber 
jenen 3 Startbahngegnerinnen ist in der Tat, 
daß zur Gründung einer .. terroristischen 
Vereinigung• mindestens 3 notwendig sind, 
und daß es kein Zufall sein kann, daß siege­
rade drei sind. Daß aus dieser staatlich fest­
gesetzten Mindestenforderung an eine .ter­
roristische Vereinigung• niemand mehr aus­
brechen darf, hat nicht nur - wie beschrie­
ben - Andreas S. zu spüren bekommen. 
Nicht viel anders ergeht es Rainer H. und lna 
T., deren Verfahren auf eine 129a-Verurtei­
lung hinauslaufen, obwohl die .. Beweise• ge-

gen sie lächerlich sind im Vergleich zu den 
bereits abgeurteilten 4 Startbahngegnerln­
nen. 
Doch der ProzeB ist auch an anderen Punk­
ten ins Stocken geraten, hat alle gerichtli­
chen Terminierungen über den Haufen ge­
worfen -der ProzeB sollten eigentlich Ende 
des Jahres abgeschlossen sein. Was sich 
vor ProzeBbeginn mit einzelnen Aussage­
verweigerungen und -rücknahmen andeu­
tete, setzte sich im ProzeB mit einer uner­
warteten (Eigen-)Dynamik fort. So belaste­
te z.B. Mike K. während seiner Polizeiverhö­
re andere Startbahngegnerinnen schwer, 
doch nach seiner .. milden" · Verurteilung 
stellte er sich der Anklage nicht mehr als po­
tentieller Kronzeuge zur Verfügung. Gerade 
auch der Versuch, nicht angeklagte Start­
bahngegnerionen zu Zeuginnen der Ankla­
ge zu machen, scheiterte bis heute fast völ­
lig: Achim B. verweigerte die Aussage bzw: 
zog gemachte Aussagen zurück, Klaus W., 
der noch vor dem ProzeB mit - an bürgerli­
che Presse verkauften-Fotos Geld machte, 
verweigerte die Aussage, gegen Frank W. 
wurde schließlich ein Zwangsgeld von DM 
300,- verhängt, verknüpft mit der Drohung, 
in Beugehaft genommen zu werden, wenn 
er bei seiner Weigerung bleil:it. Nun war 
auch Schluß mit dem anfangs liberal-entge­
genkommenden Verhandlungsgeschick 
des Gerichts. Denn nicht alles sollte sich auf 
nackte Konstruktionen der Bundesanwalt­
schaft stützen, zumindest der Anschein von 
Authenzität tatsächlicher Ereignisse sollte 
durch Aussagen aus der Startbahnbewe­
gung aufrechterhalten werden, wenn nötig, 
mit Zwang und Knast. 
Doch das Gericht schlug noch einen weite­
ren Weg ein, um das wackelnde Gerüst der 
Anklage mit abstützen zu helfen. Ein Weg, 
der eigentlich den Verdacht einer kriminel­
len Vereinigung zwischen dem Gericht und 
der Bundesanwaltschaft nährt, wenn da 
nicht Richter säßen, die wissen, daß es we­
der auf den Geist noch den Buchstaben des 
Gesetzes ankommt, sondern auf die Macht 
ihrer Auslegung. Bisher bemühten sich die 
Richter, Zeugen der Anklage -die auf Befra­
gung der Verteidigung Gefahr liefen, statt 
Eingeübtes aufzusagen, sich in Wider­
sprüchlichkeiten zu verstricken - dadurch 
zur Hilfe zu eilen, indem sie ihnen die .richti­
ge" Interpretation ihrer Worte so lange vor­
enthielten, bis auch sie diese brav übernah­
men. Das klappte bislang -mehr oder weni­
ger - gut. Nur einmal witterte das Gericht 
die Gefahr nicht rechtzeitig, eine kleine Un­
aufmerksamkeit und alles war zu spät Der 
Polizeibeamte Stippich sollte zu Verneh­
mungsmethoden gehört werden. Inmitten 
der Befragung von selten der Verteidigung 
machte er - zur Überraschung aller - die 
Aussage, daß er telefonisch vom Richter 
Kern detailliert auf die gehen ihn und seine 
Verhörskollegen erhobenen Vorwürfe .. vor­
bereitee wurde. Ein Akt gemeinsamer Zeu­
genpräparierung. Ein Skandal? Ein eklatan­
ter VerstoB gegen das .Gebot• richterlicher 
Unbefangenheit? Keineswegs. Eher so et­
was wie richterliche Telefonseelsorge, ganz 
unbesorgt und ungezwungen. Das ganze 
liest sich dann in der Ablehnungsbegrün­
dung des Befangenheitsantrags gegen den 
Richter Kern u.a. vom 23.10.89 so: .. Wegen 
Besorgnis der Befangenheit findet die Ab­
lehnung eines Richters statt; wenn ein Be-



schuldigtertriftige,jedem unbeteiligten drit­
ten einleuchtende Gründe für sein Begeh­
ren verbringt Diese Voraussetzungen sind 
hier nicht gegeben. Weder § 58 StPO noch 
sonstige strafprozessuale Gesetzesvor­
schriften verbieten es dem Richter, einem 
Zeugen vor dessen .Vernehmung den ge­
nauen Gegenstand seiner Vernehmung 
mitzuteilen. Außerdem hat der abgelehnte 
Richter den Zeugen den Vernehmungsge­
genstand nichtvon sich aus, sondern aufte­
lefonische Nachfrage der Zeugen mitge­
teiltM. 
Auf solch' richterliche Lebensweisheiten 
muB man erst kommen. Was kann ein deut­
scher Richter dafür, daB belihm ständig das 
Telefon klingelt und er hingeht? 
Merkwürdig bleibt dann nur noch, daB das­
selbe Gericht nach den .skandalösen• Aus­
sagen des Polizeibeamten Stippich die Ver­
handlung sofort für unterbrochen erklärte 
und mit fliegenden Roben den Gerichtssaal 
verlieB I 

Und noch ein kleiner Schnitzer inmitten ei­
ner Aufregung, zu der es ja eigentlich gar 
keinen Anlaß gibt Der Verteidigung war bis­
her nur ein Zeuge bekannt, der vom Gericht 
vorab instruiert wurde. ln der Begründung 
ist jedoch von .den Zeugen• die Rede ... 
Eigentlicher Anlaß für diesen unfahrplan­
mäBigen Ausflug in die Welt richterlicher 
Zeugenführung ist ein anderer .SI<andal" -
ein Skandal, wenn man noch von der Freiwil­
ligkeit gemachter Aussagen ausgeht, völlig 
normal, wenn man -nicht nur in diesem Pro­
zeB -erlebt, wie erpreBte Aussagen als we­
sentliche Stütze der Anklagebegründung 
benutzt werden. 
Batdur 0. hatte in den ersten Wochen nach 
dem 2.11., nach stundenlangen Polizeiver­
hören, in denen er je nach Bedarf in den 
Zeugen- oder in den bedrohlicheren Be­
schuldigtenstatus geschoben wurde, um­
fangreiche, belastende Aussagen unter­
schrieben. Bis zu seiner Zeugenladung vor 

Gericht stand er für uns wie für die Bundes­
anwaltschaft als wesentlicher Hauptbela­
stungszeuge der Anklage fest. Am Tag sei­
ner Zeugenvorladung widerrief er jedoch -
zur Überraschung aller- seine belastenden 
Aussagen. in seiner Begründung erklärte er 
das erpresserische Zustandekommen sei­
ner Aussagen, das von . ich reiB dir den 
Arsch aufM, oder . ich schlag dir die Schreib­
maschine auf den Kopf" bis hin zu Drohun­
gen reichte, den Arbeitsplatz zu verlieren 
oder für x Jahre hinter Gittern zu verschwin­
den (.ln Stammheim Ist noch ein Zimmer 
frei."). 
Hatten wir bereits vor dem ProzeB die Er­
pressung und die Methoden von zustande­
gekommeneo .Geständnissen" vergeblich 
versucht, öffentlich zu machen, hatten auch 
zu Beginn des ProzeB einzelne Angeklagte 
den erpresserischen Druck während der 
Verhöre angeklagt, ohne daB davon das Ge­
richt oder die .kritische Öffentlichkeit" No­
tiz nahmen, so wurde erst durch·Baldur 0. 
Aussagewiderruf die Erpressung von Ge­
ständnissen Gegenstand der Gerichtsver­
handlungen. Nicht weil für das Gericht etwa 
dieses Zustandekommen von Aussagen un­
erträglich wäre, sondern weil die Aussagen 
von Baidur 0 . für das Gericht wie die Bun­
desanwaltschaft unverzichtbar wurden. Die 
Verwertbarkeit dieser Aussagen, deren Ein­
führung durch die Verhörsbeamten, setzt, 
laut Rechtslexika, die Rechtmäßigkeit des 
Zustandekommans jener Aussagen voraus. 
Dazu wurden im folgenden BKA- und LKA­
Beamte geladen, die an den Verhören von 
Baidur 0 . beteiligt waren. So auch jener Ver­
hörsbeamte Stippich, der bei der Glaubhaft­
machung der Aussagen von Batdur U. sei­
nen unfreiwilligen Beitrag leistete, indem er 
darauf bestand, daB er seine Schreibma­
schine nicht auf den Kopf von Batdur 0. 
schlagen, sondern über seinen Kopf an die 
Wand werfen wollte. 
Was sicherlich als ein kleiner Parcour 
rechtsstaatlicher Souveränität angelegt 
war, endete verläufig mit dem .ReiBen• ei­
nes vermeintlich leichten Hindernisses. 
DaB all das dieses Gericht nicht daran hin­
dern wird, nun auch, koste es was es wolle, 
die vorprogrammierten Verurteilungen 
durchzuziehen, ist kein besonderer Makel 
dieses Gerichts, sondern die unerträgliche 
Normalität eines von vielen politischen Pro­
zessen. 
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